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Vorbericht
zum Haushaltsplan des provinzialverbandes der Nheinprovinz

für das Nechnungsiahr vom l. i^pril 1939 bis 3l. März 1940.
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Vorbemerkung zum Vorbericht.

Der mit dem nachstehendenVorbericht am 21. Juli 1939 dem Provinzialrat vorgelegte Entwurf des
Haushaltsplanes für das Rechnungsjahr 1939 hat nachträglichnoch in verschiedenen Punkten einige Verände¬
rungen bzw. Umstellungen erfahren müssen. Diese waren bedingt

1. durch den Erlaß des Reichsministers des Innern vom 14. Juli 1939 betr. Anteile der Provinzialver-
bände an den Finanzzuweisungenfür das Rechnungsjahr 1939,

2. durch die Verordnung über die Umlagen der Gemeindenund Gemeindeverbändevom 12. Juli 1939
(veröffentlichtin der am 20. Juli 1939 ausgegebenen Nr. 13 der PreußischenGesetzsammlung),

3. durch eine nachträgliche Berichtigung des Präsidenten der PreußischenBau- und Finanzdirektionbezüg¬
lich der der Provinzialumlage zu Grunde zu legendenMeßbcträge,

4. durch die Umrechnung der Besoldungen und Ruhegehälter,
5. durch die zwischenzeitliche Festsetzung des Zuschusses des Generalinspektorsfür das deutsche Straßen¬

wesen zum Um- und Ausbau von Landstraßen I. Ordnung,
h. durch die zwischenzeitliche anderweitige ministerielleFestsetzung des Umlagesatzes bei der Viehseuchen-

Versicherung,und durch einige kleinere sonstige Verschiebungen,die sich nachträglichals erforderlich herausgestellt
hatten und die sich in Einnahme und Ausgabe ausgleichen.

Im außerordentlichenHaushaltsplan sind die Positionen
I. Finanzverwaltung Kap. 3 Titel 3,

V. Volksfürsorge Kap. 49 Titel 5,
VI. Kulturpflege Kap. 61 Titel 4,

Hochbau Kap. 1 Titel 18,
erweitert bzw. neu hinzugefügt worden. Durch Änderung des Vorberichtcs ist diese Ergänzung begründet
worden. Im übrigen war es nicht möglich, den ganzen Vorbericht ^ insbesonderedurch Berücksichtigungder
Besoldungsänderung — in den Einzelerläuterungennochmals völlig umzuarbeiten, wie dies bei dem Haushalts¬
plan selbst geschehen ist.

^. Überblick über die Finanzwirtschaft des Provinzialverbandes im

Rechnungsjahre 1938/39.

Da in diesem Jahre zugleich mit der Vorlage des Haushaltsplanes 1939/40 ein übrigens besonders ein¬
gehenderRechenschaftsbericht über den Verlauf des Rechnungsjahres 1938/39 vorgelegt wird, kann an dieser
Stelle der Überblick über die Finanzwirtschaftdes Provinzialverbandes im verflossenenRechnungsjahre sehr kurz
sein. Wegen alles Näheren wird auf den erwähnten Rechenschaftsbericht,insbesondere auf die einleitenden allge¬
meinen Ausführungen verwiesen. Es sei nur festgestellt, daß es trotz mancher Schwierigkeitenund trotz außerge¬
wöhnlicherAufgaben, die an den Prooinzialverband in reicher Fülle herantraten, gelungenist, das Rechnungsjahr
1938/39 ohne Fehlbetrag zum Ausgleich zu bringen. Nach der formellenSeite wurde auch in diesem Jahre von
der Aufstellung eines Nachtragshaushaltsplanes abgesehen,zumal die Durchführung des Haushaltsplanes zum
größten Teil Verschiebungenbrachte, die zwangsläufiger Natur waren oder um solche, die mit Rücksicht auf
ihre Dringlichkeitnicht bis zu einem Zusammentritt des Provinzialrates zurückgestellt werden konnten. Zwar hat
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der Herr Minister wiederholtauf die Verpflichtungverwiese», einen Nachtragshaushaltsplan aufzustellen,wenn die
dafür gegebeilen Voraussetzungenvorliegen; aber auf der anderen Seite zeigt gerade das Gesetz vom 9. Novem¬
ber 1938, daß seitens des Ministeriums die besonderen Hemmungen nicht verkannt werden, die sich einem häufi¬
geren Zusammentritt des Provinzialrates entgegenstellen.Einmal braucht der Oberpräsidentden Provinzialrat jetzt
nicht mehr zu hören über geringfügige über- und außerplanmäßige Ausgaben sowie Maßnahmen von geringerer
Bedeutung, durch die Verpflichtungen des ProoinzialverbandeSentstehenkönnen, für die keine Mittel im Haus¬
haltsplan vorgesehen sind. Dann aber kann der Oberpräsident von der Beratung absehen,wein, die Angelegenheit
keinen Aufschub duldet. Er hat dann dem Provinzialrat bei der nächstenBeratung die Art der Erledigung mitzu¬
teilen. Da der mit vorgelegte Rechenschaftsberichtauch auf die wichtigerenE i n z e l maßnahmen, die in Ab¬
änderung des Haushaltsplanes getroffen wurden, eingeht, kann auch insoweit auf diesen Rechenschaftsbericht
Bezug genommenwerden.

L. DcrHaushaltsplan 1939/40.

Daß der Haushaltsplan 1939/40 erst jetzt vorgelegt wird, erklärt sich daraus, daß über die Gestal¬
tung der Einnahmeseitedes ProvinzialhauShaltes bis in die letzte Zeit hinein noch völlige Unklarheitbestand. Auch
im Augenblick der Abfassung dieses Vorberichtes ist noch keine Klarheit gegebenüber die Höhe der Finanzzu¬
weisungen einschließlich der Kraftfahrzcugsteucr, welche der Provinzialverband für 1939 zu erwarten hat. Es ist
auch noch keine völlige Klarheit gegeben über die Grundsätze,nach denen die Provinzialumlage von jetzt ab auf die
Stadt- und Landkreise zu verteilen ist. Endlich steht auch noch nicht fest, wie eö mit der weiterenGewährung der
1 Million .^// bestellt ist, die der Provinzialverband zum Ausgleich der Einnahmeausfälle und Mehrbelastungen,
die er durch das Finanzausgleichsgesetz vom 10. November 1938 erfuhr, im Rechnungsjahr 1938 erhalten hat.
Der Haushaltsplan ist nun aufgrund der über die zu erwartende Regelung erhaltenen Informationen so aufge¬
stellt worden, daß insgesamt mit Zuweisungen gerechnet wird, welche den bisherigen
Fin anzzuwe i sung en einschließlich der Kraftfahrzeugsteuer zuzüglich der
1 Million H./i, die 1938 dem Provinzialverband aus dem Ausgleichsstock gewährt
wurden, entsprechen. Es kann dabei leider noch nicht mit Sicherheit angenommenwerden, daß der Pw-
vmzialverbanddie bisherige 1 Million aus dem Ausgleichsstock auch tatsächlich in voller Höhe erhält undweiter
muß als sehr wahrsche'inlich angenommen werden, daßdemProvinzialverband sonst
kein Ausgleich für die vorerwähnten Ausfälle und Mehrbelastungen aufgrund des
FinanzausgleichsgesetzesvomNovemberl938zuieilwird. Sollte die iMillion aus dem Ausgleichsstock
n i ch t in voller Höhe gewährt werden, so bleibt nichts anderesübrig als entsprechend dem ausfallenden Betrag den
Umlageprozentsatzwie für diesen Fall vorsorglichvorgesehen,noch nachträglich zu erhöhen. Die Maßnahmen
für die Straßenunterhaltung, die aus dieser 1 Million finanziert werden sollen, unausgeführt zu lassen, ist schwer¬
lich zu verantworten. Deshalb geht auch der Haushaltsplan davon aus, daß die Mittel für die laufende Instand¬
setzung der LandstraßenI. Ordnung sowie für ihren Um- und Ausbau und der Zuschußdes Provinzialverbandes
zu den einmaligen Maßnahmen auf dem Gebieteder Straßcnverwaltung auf der Höhe des Vorjahres
bleiben und nicht abgesenkt werden. Die Ansätze des Vorjahres sind beibehalten worden, trotzdem
durch wesentliche Steigerung der Ausgaben für die persönlicheund sächliche Verwaltung — im Zusammenhang
mit der nunmehrigen Verwaltung des Gesamtnctzcsaller Reichöstraßen,LandstraßenI. Ordnung und Landstraßen
II. Ordnung durch den Provinzialverband — dort erhebliche An satzerhöhungen eintreten mußten und
trotzdem, wie schon erwähnt, die Kraftfahrzcugsteucr infolge des Finanzausgleichögesetzesvom November 1938
um rd. 980 000 K^T abgesunken ist und sich Mehrbelastungen durch die neue Verpflichtungdes Provinzial¬
verbandes zur Zahlung der BrückenunterhaltungszuschüsseinHöhevon 1,7 Millione n H^ ergaben.

Die Provinzialumlage muß für 1939/40 a u f e i n e r g a n z a n d e r e n G r u n d l a g e e r r e ch -
netwerden wie bisher. Bisher wurde die Provinzialumlage erhoben nach einem Prozentsatz der Reichs-
steuer-Nberweisungenan die Gemeinden und Landkreise,ferner in Prozentsätzender Steuergrundbeträge bei der
Gewerbe- und Grundsteuer und schließlich in einem Prozentsatzder Bürgerstcuer-Neichssätze.Es wurde dabei für
sämtliche Maßstabsteuern der gleiche Prozentsatzvon 14,75 «/o erhoben. Aufgrund der neueren Gesetzgebung kann
die bisherige Verteilung der Provinzialumlage nicht beibehaltenwerden. Die Gemeinden und Kreise sind heute
an den Reichssteuern nicht mehr beteiligt, sondern erhalten nur zur Ergänzung ihrer Finanzkraft Finanzzu¬
weisungen.

Dabei ist noch nicht endgültig entschieden, ob auch die den Landkreisen als solchen zufließendenFinanz¬
zuweisungen als Bemessungsgrundlage für die Provinzialumlage mit herangezogenwerden dürfen oder wie es
wahrscheinlicherist und wovon im nachstehendenauch ausgegangen wird, nur die den Gemeindenselbst zufließen¬
den Finanzzuweisungen. Auch steht noch nicht endgültig fest, ob die Finanzzuwc'isungenüberhaupt als Be¬
messungsgrundlage mit herangezogenwerden müssen oder nur herangezogenwerden können.

Die alten Steuerg rundbetrage bei den Realsteuern sind durch anders berechnete Steuermeß-
betrage abgelöst. Nur die Bürgersteuer ist als Maßstabsteuer unverändert geblieben. Bei dieser Sachlage ergaben
sich zwei Fragen:

1. Welcher Provinzialumlage-Betragist 1939 zur Verteilung zu bringen?
2. In welcher Relation sollen die einzelnen neuen Steuergrundlagen zur

Unterverteilung herangezogen werden?



Bei der Etataufstellung ist die Frage zu 1. dahin beantwortetworden, daß vorerst derjenige absolute Betrag
an Umlage zur Erhebunggelangen soll, derzur Erhebung gelangt wäre, wenn aufgrund dcr bis -
herigen Steuergrundlagen — unter Auss ch ö pfu n g d c s K o n jun ktur g e w in n e s bci
dcrGewerbesteuerundBürgersteuer— der bisherige Prozentsatz von l4,75°/o der
Maßstabsteuern weiter erhoben worden wäre. Auf diese Weise ist der Provinzialumlage-Betrag
von rd. 24,8 Millionen H.U errechnet, der also nicht auf einer Erhöhung des Umlageprozent -
satzcs beruht. Dieser bleibt praktisch unverändert. Was die Untcrverte < lung dieses Be¬
trages von rd. 24,8 Millionen auf die umlagcpflichtigenStadt- und Landkreise angeht, so wird nach einer Be¬
ratung dieser recht komplizierten Verteilungsfrage mit einer Kommission von Vertretern der rheinischen Stadt- und
Landkreise eine Verteilung vorgesehen, wie sie sich aus dem im Norbericht enthaltenen Verteilungsplan
der Umlage ergibt.

Zu der Möglichkeitdes Ausgleichs des Haushaltsplanes vorerst ohne Erhöhung des Umlagcprozcntsatzcs
hat noch eine Reihe von Erwägungen beigetragen:

1. Im Haushaltsplan 1,928 war unter Kapitel 70 Titel 1, der Ausgabe eine Abführung der Verzinsung
des Anteiles der Provinz an dem Stammkapital der Rheinischen Girozentrale und Provinzialbank von
800 000 H^ii an die Rücklagezur Sicherung des Provinzialverbandcs wegen der Inanspruchnahme aus nicht ver¬
traglichen Gewährleistungsansprüchenvorgesehen. Diese Abführung konnte im Haushaltsplan 1939 in Weg¬
fall kommen, weil zwischenzeitlich das Stammkapital der Rheinischen Girozentrale und Provinzialbank, an
dem der Provinzialverband und die rheinischen Sparkassen zu gleichen Teilen beteiligt sind, wegen Überhöhung
von 40 auf 20 Millionen herabgesetzt werden konnte. Die überschießenden je 5 Millionen HU gelangten
in Umschuldungsbricfenzum Kurswert an den Provinzialverband und die rheinischen Sparkassen zur Auszah¬
lung. Sie sind der Rücklage zur Sicherung des Provinzialverbandcswegen der Inanspruchnahme aus nicht vertrag¬
lichen Gcwährleistungsansprüchenzugeführt worden, die darüber hinaus jetzt wohl zunächst nicht mehr dotiert zu
werden braucht.

2. Der Abschluß des Rechnungsjahres 1928, der infolge der verspäteten Aufstellung des Haushalts¬
planes 1929 in besonderem Maße zur Grundlage der Aufstellung des Haushaltsplanes 1929 gemacht werden
konnte, hat erfreulicherweise eine Verminderung der Ausgaben für Landhilfsbedürftige,für Gei¬
steskranke und für Fürsorgezöglingegegenüber dem Haushaltsplan 1928 gebracht. Der Provinzialzuschußauf
allen diesen Gebieten konnte infolgedessen gegenüber dem Haushaltsansatz 1928 wesentlich gesenkt
werden.

Wegen alles Näheren sei auf die nachstehendenEinzelbegründungenverwiesen.

Formell sei zum Haushaltsplan noch folgendes ausgeführt: Im Vorjahre war (siehe Kapitel 7 Titel 1
der Einnahmen) eine Einnahmeposition von 2 582 988 H^i vorgesehenals „Abführung des für den äußeren
Anleihedienst und des für die Bildung der gesetzlichenTilgungsrücklage nicht benötigten inneren Kapitaldienstes
seitens des Nerrechnungshaushaltsplanes der Schuldcnvcrwaltung". Diese Einnahmepositionist nach eingehen¬
den Besprechungenmit dem Gemeindeprüfungsamt im Haushaltsplan 1929 gestrichenund statt dessen ist auf
der Ausgabeseiteder Kapitaldicnst für die Provinzialanleihen in weitem Umfange in Wegfall gekommen,indem
die entsprechenden Kredite als endgültig getilgt betrachtet werden. Sachlich kommt das auf das Gleicheheraus,
denn nunmehr ergibt sich kein zum Ausgleichdes Haushaltsplanes zur Verfügung stehender Überhangdes inile¬
ren Kapitaldienstes mehr. Der innere Kapitaldienst wird vielmehr nur für den äußeren Anleihedienst und für die
Bildung der gesetzlichen Tilgungsrücklage voll benötigt. Der Haushaltsplan ist aber so klarer und seine Aufstel¬
lung erheblich einfacher geworden.

^interberg, den 27. Juli 1929.

Der Gberpriisident der Nheinprovinz
(Verwaltung des Provinzialverbandcs)

Terboven





Erläuterungen
zum Ordentlichen Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1939.

I. Finanzverwaltung.
Einnahme.

Kapitel 2:
Bei der Bemessung des Haushaltsansatzes für die Finanzzuweisungenwurde das Ist nach dem Rech¬

nungsabschluß für das Rechnungsjahr 1928 zugrundegelegt.
Bei der Kraftfahrzeugsteuerist der Haushaltsansatz des Vorjahres zugrundegelegtworden, allerdings unter

Berücksichtigung der Ausfälle, die das neue Finanzausgleichsgesetz vom 10. November1938 dem Provinzialverband
gebracht hat.

Die Provinzialumlage wurde bisher mit 14,75«/» der Maßstabsteuern, nämlich der Reichssteuerüberwei¬
sungen an die Gemeindenund Landkreise, der Realsteuergrundbeträgeund des Bürgersteueraufkommenserhoben.
Die neuen Realsteuergesetze und das neue preußische Finanzausgleichsgesetzstellten die genannten Maßstabsteuern
auf eine neue Grundlage. An die Stelle der im wesentlichenauf dem örtlichen Steueraufkkommen beruhenden
Reichssteuerüberweisungensind die der Ergänzung der gemeindlichenFinanzkraft dienendenFinanzzuweisungen
getreten. An Stelle der alten Realsteuergrundbeträge dienen nunmehr die neuen Nealsteuermeßbeträgcals Um¬
lagemaßstab. Als Gesamtumlageaufkommenfür das Rechnungsjahr 1929 in Höhe von rd. 24 800 ooo K^l ist
der Betrag vorgesehen worden, den der Provinzialverband bei Beibehaltung des bisherigen Umlagesatzes von
14,75o/o von den bisherigen Maßstabsteuern unter Berücksichtigungdes den Gemeinden zugeflossenen Konjunk¬
turgewinnes bei der Gewerbesteuerund der Bürgersteuer erhalten hätte. Bei der Ermittlung des Konjunktur¬
gewinnes bei der Gewerbesteuerist dabei — entsprechend der nach den eingeholtenInformationen beabsichtigten
Regelung — angenommen worden, daß die alten Gewerbesteuergrundbeträgeund die neuen Gewerbesteuermcß-
beträge ihrem inneren Werte nach in einer Relation 1:2,5 stehen. UmfangreicheBerechnungenhaben ergeben, daß
eine möglichstgerechte Verteilung der Umlage, wenn sich Verschiebungen zwischenden einzelnen Kreisen selbstver¬
ständlichauch nicht vermeidenließen, in der Heranziehung der einzelnen Maßstabsteuern in der Weise liegt, wie
sie sich aus dem dem Vorbericht beigefügtenVerteilungsplan ergibt. Die Frage der Belastung der einzelnen Maß¬
stabsteuern ist am 1. Juli 1929 eingehendin einer Kommissionvon Vertretern der Stadt- und Landkreise erör¬
tert worden. Die neuen Umlagesätze, die technischdurch die Umstellung der Maßstabsteuern bedingt sind, stellen
ihrem inneren Werte nach keine Senkung des bisherigen Umlagesatzes dar. Auf der anderen Seite ist aber auch,
wie aus den obigen Ausführungen ersichtlich, keine Erhöhung des bisherigen Umlagesatzes erfolgt.
Kapitel 3 Titel 2 a:

Die Wertpapiere, deren Zinserträgnisse im Rechnungsjahr 1928 hier veranschlagtwaren, sind auf die
Rücklagen des Prooinzialoerbandes übertragen worden.
Kapitel 3 Titel 2 «

Infolge weiterer Abdeckung der Zahlungsrückständeder Stadt- und Landkreise verringern sich auch die
Zinseinnahmen.
Kapitel 3 Titel 3 2:

Die Einnahme ist nach dem derzeitigen Rücklagenbestand errechnet, wobei sich insbesondere der Zugangdurch
die im Rechnungsjahre 1938 gezeichnete Reichsanleihe auswirkt.
Kapitel 3 Titel 3 b und «

Die Zinseinnahmen aus dem Zweckvermögen und den Stiftungen, die im Vorjahre in einer Summe
hier veranschlagtwurden, erscheinen nunmehr, einer Anregungdes Gemeindeprüfungsamtesentsprechend, mit den
einzelnen Beträgen bei den betr. Haushaltsabschnitten, zu denen das Zweckvermögen und die Stiftungen sach¬
lich gehören.
Kapitel 3 Titel 7, Kapitel 4 Titel 1:

Die Ansätze sind nach dem jetzigen Stand der Forderungen und Baudarlehen errechnet.
Kapitel 5 Titel 1:

Der Unterhaushaltsplan der Liegenschaftsverwaltungläuft mit den Endzahlen in Einnahme und Aus¬
gabe im Haushaltsplan der Finanzverwaltung durch. Über die einzelnen Ansätze vgl. die besonderenErläuterun¬
gen zum Unterhaushaltsplan der Liegenschaftsverwaltung.
Kapitel K Titel 1:

Die dem Provinzialverband in früheren Jahren zugeflossenen Steuergutscheinesind restlos an das Finanz¬
amt zur Zahlung von Umsatzsteuern abgeführt worden, sodaß eine Einnahme aus dem Erlös der Steuergutscheine
im Rechnungsjahre 1939 nicht mehr entsteht.



Kapitel 7 Titel 1t
Der Wegfall der Position ergibt sich aus der formellen anderen Aufstellungdes Haushaltsplanes auf dem

Gebiete des Schuldendienstes (vgl. die hierzu im allgemeinen Teil gemachten Ausführungen).

Kapitel 2 Titel 1: Ausgabe.
Die Erhöhung des Ansatzes gegenüber dem Vorjahre beruht darauf, daß die im Rechnungsjahr 7938

vorgesehenen Dotationsrenten nicht zur Auszahlung gelangt sind, da noch nicht zum Abschluß gekommeneVer¬
handlungen bei dem Herr», Reichsministerdes Innern wegen Wegfalls der Verpflichtungzur Zahlung dieser Dota¬
tionsrenten schweben.Da jedoch noch nicht feststeht, ob die Verhandlungen zu einem Wegfall der Dotations¬
renten führen, muß im Haushaltsplan für 7929 auch der für 1938 bei Fortzahlung der Rente erforderliche
Betrag vorgesehenwerden.

Kapitel 3 Titel 3:
Vergleichedie Erläuterungen auf der Einnahmcseite.

Kapitel 3 Titel 5, 6 und 8:
Wie schon wiederholt betont, sind die Zuführungen an die Erneuerungsrücklage, Grunderwcrbs- und Er¬

weiterungsrücklageund Maschinen- und betriebstechnische Rücklage noch zu gering dotiert. Diese Auffassung ist
auch kürzlich wiederum durch das Gemeindcprüfungsamt unterstrichen worden. Die höheren Ansätze ergeben sich
aus dieser zu geringen Dotierung. Sobald es die Finanzlage gestattet, wird eine stärkere Erhöhung der Zuführung
noch erfolgen müssen.

Kapitel 3 Titel 7:
Vergleichedie Erläuterungen auf der Einnahmeseite.

Kapitel 5 Titel 1:
Vergleichedie Erläuterungen auf der Einnahmeseite.

Kapitel 9 Titel 1:
Von dem bisher hier vorgesehenen Betrag von 250 000 H^ ist für das Rechnungsjahr 1939 ein Betrag

von 10 ooo .5?^i für repräsentative Zwecke der Provinzialverwaltung abgezweigt und im Haushaltsplan der Allge¬
meinen Verwaltung bei Kapitel 13 Titel 20 r gesondertveranschlagt.

Kapitel 9 Titel 2 und 3:
Die sächlichen Aufwendungenfür die „Forschungsstelle Rheinländer in aller Welt", die bisher aus Ka¬

pitel 9 Titel 2 bestritten wurden, sind im vorliegendenHaushaltsplan gesondert veranschagt worden. Aufgaben
der Forschungsstcllesind die wissenschaftliche Erforschung der Auswanderung aus der Rheinprovinzvoranzutreiben
und die in den benachbartenGrenzgebietenund im weiterenAusland lebenden Volksgenossen rheinischer Herkunft,
soweit wie eben möglich, zu erfassen und mit der alten Heimat zu verbinden.

Die llbertragbarkeit der bei Kapitel 9 Titel 2 vorgesehenenMittel ist im Interesse einer sparsamen
Bewirtschaftung erforderlich.

Unterhaushaltsplan der ciegenschaftsverwaltung
(vergl. Kapitel 5 Titel 1)

Titel II: Anstalt Hausen:
Die vom Provinzialverband im Rechnungsjahr 1937 aus dem Konkurs der Karitas G. m. b. H. Waldbreit-

/bach erworbeneAnstalt Hausen ist an die Evangelische Krankenhaus G. m. b. H. Waldbroel durch Vertrag vom
22. Juli/23. August 1938 verpachtet worden, nachdem die EvangelischeKrankenhaus G. m. b. H. ihren Wald-
broeler Anstaltsbesitzan die Deutsche Arbeitsfront entsprechend deren Verlangen verkauft hat und sich dadurch
die Notwendigkeitergab, anderweitig den bisherigen Anstaltsbetrieb in Waldbroel, der zum weitaus größten Teil
mit Kranken des Provinzialverbandes belegt war, unterzubringen. Die von der Krankenhaus G. m. b. H. Wald¬
broel zu zahlendePacht beträgt 43 200 H^/i jährlich. Nach dem Pachtvertrag beginnt die Pacht mit dem 1. Okto¬
ber 1939. Ferner sind dem Provinzialverband nach dem Pachtvertrag die Aufwendungenan Steuern und Ver¬
sicherungenzu erstatten.

Titel III: Erziehungsheim Neuß:
Das vom Provinzialverband zu Eigentum erworbeneErziehungsheimin Neuß ist zunächstan die bereits

bisher betricbsführendeStelle verpachtetworden. Nach dem Pachtverträge ist eine jährlichePacht von 29 035,50
HH zu zahlen, außerdem sind die auf dem Pachtvertrage ruhenden Steuern und Versicherungenvom Pächter zu
tragen. Die laufende bauliche Unterhaltung ist weiter nach dem Pachtvertrage vom Pächter zu tragen und zwar
bis zu einem Betrage von jährlich 7 000 H^ im Dreijahresdurchschnitt. Bei den unter dem Titel „bauliche
Unterhaltung" eingesetzten Mitteln handelt es sich um die Durchführung von erstmaligen größeren Ergänzungs-,
Erneuerungs- und Instandsetzungsarbeiten im Zusammenhang mit dem Übergang der Anstalt auf den Provin¬
zialverband, für welche Zwecke bereits im Rechnungsjahre 1938 ein Teil der Mittel bereitgestelltworden ist.
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T i t e l IV: Erziehungsheim Ratingen:
Das vom Provinzialverband zu EigenMm erworbene bisherige Evgl. Mädchenheim in Ratingen ist zu¬

nächst den bisherigen Eigentümern weiter verpachtetworden. Nach dem Pachtvertrage sind an Pacht jährlich
1,5 682 K^l zu zahlen, ferner sind die auf dem Pachtgegenstande ruhenden Steuern und Versicherungen vom
Pächter zu erstatten. Für bauliche Unterhaltung brauchtenkeine Mittel vorgesehen zu werden. Die laufende bau¬
liche Unterhaltung wird bis zum Iahresbetrage von 5 000 K^i im Dreijahrcsdnrchschnittvom Pächter getragen.
Bezüglich der im Zusammenhangmit dem Eigentumsübergang des Heimes für die erstmaligen Instandsetzungs-,
Erneuerungs- und Ergänzungsarbeiten aufzunehmendenMittel wird auf den außerordentlichenHaushaltsplan Be¬
zug genommen.

Titel V:HebammenlehranstaltKöln:
Nachdem die der Stadt Köln zu erstattenden Aufwendungenihre Abdeckung gefunden haben, ist die gesamte

Miete als Anleihedienst für das zur Modernisierung der Hebammenlehranstalt bei der Edelmann-Stiftung der
Stadt Köln aufgenommene Darlehn zu verwenden.

Titel VII: Provinzialgut Fichtenhain:
Nach der Verpachtung der Heilstätte Fichtenhainan das SA.-Hilfswerk ist das ehemalige Provinzialgut —

nach Aufteilung in zwei Pachthöfe im Jahre 1,924 — an die Pächter Prosch und Heyer zum Preise von 80 A^l
je na auf die Dauer von 12 Jahren verpachtet worden.

Die Iahrespacht beträgt:
für den Gutshof — groß 52,79,95 da —................
für den Höfgeshof — groß 25,15,57 na —................
Ferner sind Einzelgrundstücke des ehemaligen Anstaltsgeländcs verpachtetund zwar in Größe von
2 und 4 Iia an die Bauern Görtz lind Dämbkcs — Willich — zum Preise von 80 H^i je Ka, mit¬
hin jährlich ..........................
Außerdem gehen ein an Iagdpacht aus dem Anstaltsgclände von den Iagdpächtern Heyer und
Genossen jährlich ........................
Die Gesamteinnahmenaus der Verpachtungstellen sich mithin auf .........

Titel VIII: Provinzialgut Bylerward:
Das ehemaligeProvinzialgut sowie das unmittelbar angrenzende Hofgut Büsteward ist seit 1924 bzw.

1925 an die Pächter Vahlhaus und Nöll<n zum Preise von 108 K^ je lia auf die Dauer von 12 Jahren verpachtet.

Die Iahrespacht beträgt:
für das Provinzialgut — groß 48,92,64 na —...............5 284,05 K./t
für das Hofgut — groß 19,06,10 na — .... ........... 2 058,59 „
Vom RWE. — Betriebsverwaltung Wesel — werden für die Verlegung einer Hochspannungs¬
leitung über Grundstücke des Gutes Bylerward als Anerkennungs- und Benutzungsgebühr
jährlich gezahlt ......................... 11,75 „
Die Gesamteinnahmen aus der Verpachtung betragen demnach .......... ? 254,29 K.^

Titel IX: Provinzialdomäne Lammersdorf:
Bei der ehemaligenProvinzialdomäne handelt es sich um einen landwirtschaftlichen Betrieb (Weidebetrieb),

der s. Zt. auf melioriertemÖdland errichtet wurde; inzwischen ist die Aufteilungin 5 Kolonateund die Verpachtung
derselben zum Preise von 60 K^l je lia auf die Dauer von 9 bzw. 12 Jahren erfolgt.

Pächter Schummer .......
Zimmermann .......
Roßkamp ....... .
Graff.........
Klein .........

Weiterhingehen jährlich ein an Iagdpacht aus dem Domänengeländevon der Gemeinde Lammersdorf
Die Gesamteinnahmen aus der Verpachtung betragen mithin .........

Titel X: Rittergut Desdorf:
Das Rittergut Desdorf hat einschließlich Gebäude und Hof eine Gesamtgrößevon 52 na 89 ar 94 qm

und ist seit dem Jahre 1902 an den Landwirt Carl Hons verpachtet.
Auf dem Gut sind laut testamentarischerAuflage — das Gut ist im Jahre 1872 durch Vermächtnis an

den Provinzialverband gefallen — ständig Waisenknaben,2 bis 2, untergebracht,welche in Desdorf die praktische
landwirtschaftlicheAusbildung erhalten und gleichzeitig die in der Nähe befindliche Landwirtschaftsschule in Berg¬
heim besuchen.

Die am Jahresschluß verbleibendeMehreinnahme wird an den Desdorfer Fonds abgeführt.

Z2ie Iahrespacht beträgt:
für das Kolonat I — groß 29,24,20 NÄ — Päcl,
// // // II — groß 15,00,00 na — //
// // /, III — groß 15,00,00 lia — //
,/ // ,/ IV — groß 15,08,99 na — //
// // // V — groß 15,11,28 na — //

1 754,52 H^l
900,— //
900,— //
905,40 //
906,82 //
100,— /,

5 466,75 H^i



II. Allgemeine Verwaltung.

Kapitel,3 Titel 2 t: Einnahme.
Die RheinischeHeimstätte G. m. b. H. war bisher mit Rücksicht auf ein dem Provinzialverband gegebe¬

nes zinsloses Darlehn von der Mietzahlung für die Büroräume im Landeshaus befreit. Nachdem das Darlehn
inzwischen zurückgezahltist, ist die jährliche Miete auf 9 000 H^t festgesetzt worden.

Kapitel 13 Titel 2 3:
Der Verein für das Deutschtumim Ausland hat die ihm überlassenenBüroräume des provinzialeigenen

Hauses Adolf-Hitler-Straße 25 geräumt.

Kapitel 13 Titel 3 d:
Das von der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Bonn an die Universitäts-Nervenklinikabkommandiert«

Pflegepersonal hat sich vermindert.

Kapitel 13 Titel 11:
Es handelt sich um die Erstattung von Grundsteuer für die von der RheinischenHeimstätte G. m. b. H.

benutzten Räume im Landeshaus sowie um die Erstattung von Umsatzsteuer für die von der Rheinischen landwirt¬
schaftlichenBerufsgenossenschaftund dem Gemeindeunfallversicherungsverbandan die Provinzialverwaltung zu
zahlenden Verwaltungskosten.

Kapitel 10 Titel 1: Ausgabe.
Auf Grund der beabsichtigten Ausdehnungder Gemeinde-Haushalts-Verordnung vom 4. September 1937

auf die PreußischenProvinzialverbändewird die Einführung des neuen Haushaltsplanes Mehraufwendungenerfor¬
derlich machen.

Kapitel 13 Titel 1:
Die Mehrausgabe ist im wesentlichen notwendig gewordendurch die gemäß der 32. Änderung des Besol¬

dungsgesetzes erhöhten Grundgehälter in den Besoldungsgruppen ^V 8 2 bis ^ 11, die Erhöhung der Wohnungs¬
geldzuschüsse für Kinderreicheund der Kinderzuschläge sowie durch Vermehrung von Beamtenstellen für 1 Ver¬
messungsrat und 1 Vermessungsinspektorund durch die Überführung eines Dauerangestellten ins Beamtenoer-
hältnis. Ferner durch die Einsetzung der Bezüge für Stellen, die zwar im Rechnungsjahr 1938 schon vorhanden,
aber noch nicht besetzt waren.

Kapitel 13 Titel 2:
Die Mehrausgabe ist hervorgerufendurch Einsetzung der Bezüge für 4 Assessoren und durch die Erhöhung

der Vergütung für Militäranwärter gemäß dem Wehrmachtfürsorge- und -Versorgungsgesetz.

Kapitel 13 Titel 3:
Der Mehrbedarf ist erforderlich u. a. infolge Erhöhung der Grundvergütungen für das Personal der Grup¬

pen X bis VII, ferner durch die Einstellung von 2 wissenschaftlichen Hilfsarbeitern, von 10 Technikern, 4 Zeich¬
nern, 1 Laboranten, 3 Verwaltungsgehilfen und 1 Stenotypistin für die Straßenverwaltung sowie für weitere
Kanzlei- und Schreibkräfte für die Hauptverwaltung. Weiter werden hier die Bezüge für den Landesjugendpfle-
ger nachgewiesen,die bisher bei Kapitel 13 Titel 1 veranschlagtwaren.

Unter Berücksichtigungder den Vermehrungen gegenüberstehendenAbgängen ergibt sich ein Mehr von
65 ooo .A^l.

Kapitel 13 Titel 4:
Die Mehrausgabe ist bedingt durch Einstellung von Boten und Putzfrauen.

Kapitel 13 Titel 5:
Für die Versorgungsbezügebesteht ein Sammelnachweis in Form eines Verrechnungshaushaltsplans

„Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge",der in Einnahme und Ausgabe ausgeglichenist. Die Belastung der ein¬
zelnen Verwaltungszweige mit den Versorgungsbezügender Beamten erfolgt nach dem Verhältnis der Dienst¬
bezüge für die im Dienste stehendenBeamten des Einzelplans zu dem Gesamtbesoldungsaufwand.

Kapitel 13 Titel 6:
Die Beihilfengrundsätzedes Reichs für Beamte (Grundsätzefür die Gewährung von Beihilfen bei Krank-

heits-, Geburts- oder Todesfällen) sind durch die allgemeine Dienstordnung zur TO. ä. und L (RGBl. 1938
Teil I S. 461, NBesBl. 1928 S. 150) grundsätzlich auf nichtbeamtete Gefolgschaftsmitgliederim öffentlichen
Dienst zugelassen. Ebenfalls haben die Beihilfengrundsätzeim Z 28 Abs. 4 eine Erweiterung der beihilfefähigen
Kosten (für Säuglingswäsche und sonstige Kindesausstattung) erfahren.

Kapitel 13 Titel 10 a 1:
Die Mehrausgabe von 3 000 K^i für die laufenden Bürobedürfnisseist durch die weitere allgemeine Ge¬

schäftszunahmeund durch die Einrichtung der Forschungsstelle„Rheinländer in aller Welt" bedingt.



21 100 K^t
4 000 //

20 000 //
3 000 //
6 600 //

2 000 „
3 300

Kapitel 13 Titel 10 a 2:
Als einmalige Ausgabe»,sind vorgesehen:

Für die Neubeschaffungeiner Druckmaschine .................
Für die Neubeschaffungeiner Ädditionsmaschinesowie mehrerer Schreibmaschinen.....
Zur Vervollständigung der Maschinenausstattung der Landeshauptkasse ........
Für die Einrichtung von Karteien für die Personalabteilung und das Archiv .......
Für die Neubeschaffungeiner Zählmaschine für das Statistische Amt .........
Für den Druck der Sachkontenblätterusw. auf Grund der Umstellungder Landeshauptkasseauf ma¬
schinellen Vuchungsbetrieb ......................
Für sonstige Maßnahmen im Rahmen einer rationellen Bürowirtschaft ........

Die Anschaffung dieser Maschinen usw. ist im Interesse einer rationellen Bürowirtschaft dringend
geboten.

Kapitel 13 Titel 10 b:
Für die Ausgestaltung der NS.-Bibliott)ek ist eine Mehrausgabe von 2 500 A^i erforderlich.Weitere

1 500 K^l sind notwendig für die Beschaffungvon Büchern der Forschungsstelleund zur Anlage einer Hilfs¬
bücherei für das Archiv.

Kapitel 13 Titel 10 c:
Der Versand der Heimatbriefe durch die Forschungsstelle„Rheinländer in aller Welt" sowie der Versand

von Steuergutscheinen bedingen eine Mehrausgabe von 12 000 H^t.

Kapitel 13 Titel 10 e:
Die Kosten für Heizung, Beleuchtung und Wasserversorgungfür die in Benutzunggenommenen3 neuen

Bürogebäude machen eine Erhöhung dieser Position um 3 000 H^i erforderlich.

Kapitel 13 Titel 10 t:
Vergleichedie Begründung zu Kapitel 13 Titel 10 e.

Kapitel 13 Titel 10 L':
Die Mehrausgabe von 2 500 H^i ist durch den gesteigertenGeschäftsumfangbedingt.

Kapitel 13 Titel 10 3':
Für einmalige Kosten sind vorgesehen:

Für die Einrichtung eines Votenzimmers ..................
Für die Beschaffungvon Möbelstücken für das Zimmer des Hausinspektors .......
Für die Einrichtung einer Garderobe für den großen Sitzungssaal im Landeshaus .....
Für die Einrichtung eines Aufenthaltsraumes für die Putzfrauen ..........
Für die Beschaffungvon Möbelstücken für die Diensträume der im Rechnungsjahr 1939 neu ein¬
zustellendenArbeitskräfte für die Straßenverwaltung ..............
Für einen jederzeit anzubringendenDauerschmuckam Landcshaus für nationale Feiertage . . .
Für die Beschaffungvon runden Tischen und Stühlen für den Ständehaussaal zur Abhaltung von
Gefolgschaftsfeiernusw. .......................
Für die Beschaffung und Anbringung eines Bühnenvorhangs im großen Saal des Ständehauses
Für die notwendigeNeubeschaffungeines Herdes und sonstiger Gebrauchsgegenständcfür die Ge¬
folgschaftsküche ..........................
Für die Beschaffungvon Aktenschränken usw ..................

rd.
Kapitel 13 Titel 10 li:

Es handelt sich um Erstattungen zum Verrcchnungshaushaltsplan der Kraftwagendienststelle, deren
Höhe durch die entsprechendenAusgaben festliegt.

Kapitel 13 Titel 10 >:
Es handelt sich um die Miete für die bereits im Vorjahr in Benutzung genommenenBüroräume im Hause

Adolf-Hitler-Straße 4.

Kapitel 13 Titel 11:
Der Mehrbedarf von 5 000 A^i entsprichtdem tatsächlichenBedürfnis.

Kapitel 13 Titel 13:
Vergleichedie Ausführungen zum Verrechnungshaushaltsplan der Hochbauabteilung.

Kapitel 13 Titel 1b d:
Für die Herausgabe eines StatistischenHandbuches und eines Ortslexikons für die Rheinprovinz.

1500
450

2 200
500

3 600
750

8 500
1 500

3 500
7 500

30 000 HT



IN

Kapitel 13 Titel 1? a:
Die Mehrausgabe ist bedingt durch die Überführungvon 3 Dauerangestelltenins Beamtenverhältnis (vgl.

die entsprechende Einsparung bei Kapitel 13 Titel 17 c). Ferner ist die Einstellung eines neuen Bücherrevisors
erforderlich.
Kapitel 13 Titel 20 n:

Der nach dem Erlaß des Reichsministers der Finanzen vom 23. Juli 1937 zur Abhaltung von Gemein¬
schaftsfeiernbereitzustellendeBetrag beläuft sich auf rd. 15 000 Z^. In dieser Summe sind die Kosten der
Ausschmückungder Dienstgebäude an nationalen Feiertageil nicht enthalten. Hierzu ist ein weiterer Betrag
von 3 000 A^l erforderlich.
Kapitel 13 Titel 20 p:

Es ist beabsichtigt, ein „Archiv der Rheinischen Besatzungszeit"einzurichten. Zu diesem Zweck ist vor¬
gesehen, eine möglichst vollständigeSammlung einschlägiger Literaturen, Dokumente und Gegenständeanzulegen.

! Die Kosten für die erste Anlage werden etwa 5 000 K^i betragen.
Kapitel 13 Titel 20 q:

Die im Deutschen Gemeindetag zusammengeschlossenen Gemeindenund Gemeindeverbändedes Großdeut¬
schen Reicheserrichten aus Anlaß der Vollendung des 50. Lebensjahres des Führers eine „Adolf-Hitler-Stiftung
der DeutschenGemeinden und Gemeindeverbändefür junge Architekten und Städtebauer". Aus den Erträgnissen
dieser Stiftung sollen jährlich etwa 10 bis 20 junge Volksgenossen,die nach sicheremUrteil für das Bauwesen
oder den Städtebau eine besondere Begabung haben, aber nicht die Mittel besitzen, jährlich bis zu 2 500 H^i für
höchstens 3 Jahre erhalten, um ein ordnungsmäßiges Studium zu absolvieren. Die Stiftung soll dem Führer
am 20. April 1939 überreichtwerden. Nach den Richtlinien des Deutschen Gemeindetageskommt für den Pro-
vinzialoerband der Nheinprooinz eine Beteiligung an der Stiftung von 8 000 H^l in Frage.
Kapitel 13 Titel 20 r:

Die Aufwendungenfür Repräsentationszwecke wurden bisher in der Hauptsache aus den bei Kapitel 9
Titel 1 vorgesehenen Mitteln mit bestritten. Sie sind im Rechnungsjahr 1939 erstmalig besonders veranschlagt
worden, wobei der Haushaltsansatz bei Kapitel 9 Titel 1 entsprechendgekürzt worden ist.

III. Verkehrswesen.
Dem Provinzialverbande sind durch das Gesetz über die einstweilige Neuregelung des Straßenwesens und

der Straßenverwaltung vom 26. März 1934 und die am 1. April 1935 in Kraft getreteneDurchführungsver¬
ordnung vom 7. Dezember 1934 sowie die vom Generalinspektorfür das deutsche Straßenwesen noch getroffe¬
nen Anordnungen folgende Aufgabengebietezugewiesenworden:
1. Die Verwaltung der Reichsstraßen in einer Länge von rd. 2 634 Km. Die Ortsdurchfahrten im Zuge dieser

Straßen in Gemeinden von mehr als 6 000 Einwohnern in einer Länge von rd. 564 Km werden von den
Gemeindenunterhalten und verwaltet, die hierfür einen Anteil aus der dem Provinzialoerband zufließenden
Kraftfahrzeugsteuererhalten.

Die Gesamtlänge der Neichsstraßen in der Rheinprovinz beträgt 2 634 -l- 564 -^ 3 198 lcm.
Träger der Unterhaltungslast der Reichsstraßenist das Reich, das den Sachaufwand für die Unterhaltung

einschließlich Straßenwärter- und Hilfsarbeiterlöhne übernimmt. Die Verwaltung erfolgt im Auftrage des
Reiches durch den Provinzialoerband, der auch die Kosten hierfür aufzubringen hat. Das Reich ersetzt nur die
Kosten für vorübergehend eingestelltes technisches Personal.

2. Die Unterhaltung und Verwaltung der Landstraßen I. Ordnung in einer Länge von rd. 5 722 Km. Die Orts¬
durchfahrten im Zuge dieser Straßen in Gemeinden von mehr als 6 000 Einwohnern in einer Länge von
rd. 498 Km werden von den Gemeinden unterhalten und verwaltet, die hierfür einen Anteil aus der dem Pro¬
vinzialoerband zufließendenKraftfahrzeugsteuer erhalten.

Das Netz der LandstraßenI. Ordnung hat eine Länge von 5 732 4- 498 ^ 6 230 Km.
3. Die Verwaltung der Landstraßen II. Ordnung in allen RheinischenLandkreisenmit einer Länge von

rd. 4 776 Km.
Bisher betrug die Länge der verwalteten Landstraßen II. Ordnung rd. 1 353 Km (14 Landkreise). Auf

Grund des Erlasses des Reichsministers des Innern vom 8. Juli 1938 Nr. V 222/38 3 übernahm der
1624

Provinzialoerband am 10. September 1928 die Verwaltung von weiteren 2 807 Km in 24 Landkreisen
und gemäß Erlaß des General-Inspektors für das Straßenwesen vom 18. Februar 1939 am 1. April 1939
die restlichen Landstraßen II. Ordnung der 4 übrigen Landkreise.

Träger der Unterhaltungslast sind die Kreise. Für die Übernahmeder Verwaltung erhält der Provinzial¬
oerband einen Betrag von 40 H^i je Km und Jahr.

Die Ortsdurchfahrten im Zuge der Landstraßen II. Ordnung in Gemeinden mit mehr als 6 000 Ein¬
wohnern innerhalb der Landkreise werden, wie bei den Reichs- und Landstraßen I. Ordnung, von den Gemein¬
den unterhalten, wofür ihnen durch die Regierungspräsidenten aus der KraftfahrzeugsteuerBeträge überwiesen
werden.
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Die Gesamtlänge der Landstraßen II. Ordnung beträgt rd. 5 391 Km.
4. Die Verwaltung der Ortsdurchfahrten im Zuge der Reichs- und Landstraßen I. Ordnung und z. T. auch

II. Ordnung in Gemeinden mit über 6 000 Einwohnern seitens des Provinzialverbandesauf Kosten der Ge¬
meinden, wenn die Gemeinden keine eigene leistungsfähigeStraßenverwaltung besitzen.

5. Die Fachaufsichtim Auftrage des Generalinspektorsüber alle unter das Gesetz fallende Straßen, das sind
zusammen rd. 14 819 Km.

6. Alle Bauausführungen für neue Reichs- und Landstraßen I. Ordnung außerhalb der großstädtischen Bebau¬
ung im Gebiete des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirkunbeschadetder Finanzierung und Planung durch
den Ruhrsiedlungsverband.

7. Die Bauausführung für besondereZubringerstraßen zu den Reichsautobahnen, unbeschadetder Regelung
der Finanzierung.

8. Alle Straßenplanungsarbeiten, die Reichsstraßen, Landstraßen I. Ordnung sowie Landstraßen II. Ordnung
betreffen (ausschließlichder innerstädtischenStraßen), soweit sie in Zukunft notwendig werden, besonders
infolge des Ausbaues der Reichsautobahnenund der Aufstellung von Wirtschaftsplänen.

Die örtliche Verwaltung und Beaufsichtigung der von der Provinz zu betreuendenStraßennetze erfolgt
durch 12 Landesbaucimter:Trier, Kochem, Bad Kreuznach, Koblenz, Bonn, Prüm, Aachen, Köln, Siegburg,
Krefeld, Düsseldorf und Kleve.

Außer den Landesbauämtern bestehen vier Neubauabteilungen in Düsseldorf, Koblenz, Adenau und Bad
Kreuznach, denen die größeren Bauausführungen übertragen sind.

Die auf Anordnung des Generalinspektors für das deutsche Straßenwesen mit dem Sitz in Koblenz am
1. August 1937 zur Durchführung der Planung der Reichsautobahnen für das gesamte linksrheinischeGebiet
und auch außerhalb der Rheinprovinz eingerichtetePlanungsgruppe beendet diese Arbeiten voraussichtlichEnde
Sept. 1939. Sie soll alsdann nach Düsseldorfverlegt werden zur Erledigung der unter 8. angegebenenArbeiten.

Durch die Anlage des Truppenübungsplatzes bei Baumholder wird die Verlegung der Reichsstraße 270
sowie mehrerer Landstraßenerforderlich. Die Kosten der Straßenverlegungen, die etwa 8 ooo 000 H^i betragen
werden, werden von der Heeresverwaltung getragen. Mit der Durchführung dieser Maßnahmen ist die Straßen-
neubauabteilung in Bad Kreuznachbeauftragt. Die personellen und sächlichenKosten dieser Neubauabteilung
werden ebenfalls von der Heeresverwaltung bezahlt und sind im Haushaltsplan der Provinz nicht mit aufgeführt.

Kapitel 20: Straßenwesen. Einnahme.
Zu Titel 1: Bei dem Anteil des Provinzialverbandes an der Reichskraftfahrzeugsteuerist derselbe Betrag
wie 1938 vorgesehen worden, jedoch unter Berücksichtigung der Einnahmeausfälle, die das Preußische Finanz-Aus¬
gleichsgesetz vom 10. November 1938 dem Provinzialvcrband gebracht hat.
Zu Titel 22: Infolge der für 1939 vorgesehenen Personalvermehrung der Landesbauämterwird ein Teil der
in den Bauamtsdienstgcbäudenbefindlichen Wohnungen der Bauamtsvorstände ganz oder teilweise für Bürozwecke
benötigt. Die bisherigen Mieteinnahmen aus diesen Wohnungen ermäßigen sich schätzungsweise auf 7 400 H?.<l.
Zu Titel 9: Bisher hatte die Provinz die Verwaltung der Landstraßen II. Ordnung in 14 Landkreisenmit
einer Länge von rd. 1 353 Km übernommen. Der Reichsminister des Innern hat im Einvernehmen mit dem
Gencralinspektordurch Erlaß vom 8. Juli 1938 V 222/38 x die Verwaltung der LandstraßenII. Ordnung auf

1624
die Provinzialverwaltung für weitere 24 Landkreise und gemäß Erlaß des General-Inspektors für das Straßen-
wcsen vom 18. Februar 1939 Nr. 1006 — 28 — S. 16 für die restlichen 4 Landkreise am 1. April 1939 über¬
tragen, sodaß im ganzen rd. 4 776 Km LandstraßenII. Ordnung von der Provinz verwaltet werden. Die Kreise
haben sich verpflichtet, als Verwaltungskostenbeitrag40 K^i je Km und Jahr zu zahlen. Im ganzen werden der
Provinz 4 776 x 40 -- rd. 191 000 K.« erstattet.
Zu Titel 12: Die Planungsgruppe wird die ihr vom General-Inspektor übertragenen Arbeiten voraussichtlich
bis Ende September 1939 zu Ende geführt haben. Die vom General-Inspektor zu erstattenden Kosten sind auf
12 000 ,A^i veranschlagt worden.
Zu Titel 13: Die Provinzial-Straßenmeister, Straßenmeisteranwärter und Techniker haben für die ihnen zur
Beschaffung von Kleinkraftwagen bzw. Motorrädern gewährten zinslosenDarlehen an Tilgungsraten zu zahlen:
53 Straß« mmeister usw. für 12 3 )lonat e je 50 >/,
15 // // „ 1-11 // // 50 //

1 // // 7 // // 70 //
1 // // 12 // /, 45 //
2, // // „ 1- 7 // // 40 //
6 ,/ // „ 2-12 // // 35 //
6 /, // „ 2-12 . // // 30 //
5 ,/ // „ 5-12 ,/ // 25 //
3 // // „ 5-12 // // 20 //

31800 H.«
5 150 ,/

490 //
540 v/
340 //

1820 //
1920 //
1275 „

460 „
Es wird auf die Anmerkung zu Titel 14 b der Ausgabe verwiesen. ^ 795 K^t
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Zu Titel 31: Für das Rechnungsjahr 1.939 ist der Zuschuß des General-Inspektors für den Um- und Aus¬
bau der LandstraßenI. Ordnung auf 1 700 000 .D« festgesetzt worden.

Zu Titel 22a: Vom Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirkist der Kapitaldienst für ein von der Provinz auf¬
genommenes an den Siedlungsverband weitergegebenesOffa-Darlehn von 1 468 137,81 A^l aus dem III. Ar¬
beitsbeschaffungsprogrammzu erstatten. Der eingesetzte Betrag von 194 656 K^/l ist von der Offa angefordert.

Zu Titel 41: Auf Grund der ersten Ausführungsanweisung zum Preußischen Finanzausgleichsgesetz,RdErl.
d. RuPrMdI. und des PreußischenFinanzministers vom 24. November 1928 Abschnitt V L Absatz 3, erfolgt die
Verteilung der Kraftfahrzeugsteuer für die Landstraßen II. Ordnung künftig durch die Regierungspräsidenten.
Der Anteil der Stadt- und Landkreise an der Kraftfahrzeugsteuer für die Landstraßen II. Ordnung läuft daher
nicht mehr durch den Provinzialhaushalt.

Zu Titel 53: Gemäß § 21 des Preußischen Finanzausgleichsgesetzes vom 10. November1938 haben die Pro¬
vinzen, soweit vom Staate für die in ihrem Gebiete belegenen Brücken Zuschüsse bewilligt worden sind, rück¬
wirkend vom 1. April 1928 ab diese Zuschüsse aus ihren Mitteln zu leisten. Der Zuschuß für die Unterhaltung
der Wupperbrückeseitens des Staates fällt daher fort.

Zu Titel 55: Stand der Grundstücksrücklageder Straßenverwaltung am 21. Januar 1929 ^ rd. 119825
A^t. Die Zinsen sind für ein Halbjahr von 119 825 A^l und für ein Halbjahr von 119 825—50 000 (für Ankauf
von Grundstücken,siehe außerordentlicherHaushalt 1929) -- 69 825 H/il berechnet. Zinssatz 2V»°/o je Jahr.

Ausgabe.

Zu Titel 1a: Der gesteigerte Arbeitsumfang hat eine entsprechende Personalvermehrung zur Folge.

Zu Titel 1 b: VergleicheVerrechnungshaushalt „Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge".

Zu Titel 2: Wie zu Titel 1a.

Zu Titel 2: Wie zu Titel 1a.

Zu Titel 5: Vergleiche Verrechnungshaushalt „Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge".

Zu Titel 7: Wie zu Titel 1a.

Zu Titel 8a u. b: Auf Grund der Erlasse des Generalinspektorsvom 18. und 24. Juni 1927 ist seit dem
1. August 1927 in Koblenz eine Planungsstelle für das gesamte linksrheinische Gebiet für Reichsautobahnen usw.
eingerichtet worden. Die personellenund sächlichen Ausgaben der Planungsgruppe werden etwa zu V^ vom Gene¬
ral-Inspektor erstattet. Auf Titel 12 der Einnahme wird hingewiesen.

Zu Titel 10: Siehe Nachweisungder Erstattungen innerhalb der Verwaltung.

Zu Titel 11: Der gesteigerteArbeitsumfang (W-Maßnahmen und Ausbau des taktischen Straßennetzes) bei
den Landesbauämtern Trier, Prüm, Aachen und Krefeld erfordert die Besetzung der Ämter mit einem 2. Provin-
zialbaurat und einem 2. mit der Durchführung der Bauarbeiten betrauten Prooinzial-Bauinspektor. Da der bis¬
bisherigeDienstkraftwagen, der dem Bauamtsvorstand und dem Provinzial-Bauinspektor zur Verfügung stand,
bereits jetzt oft zur Durchführung der Bereisungen des Bauamtsvorstandes und des Außendienstesdes Inspektors
nicht ausreichte, wird nunmehr ein 2. Dienstkraftwagen und die Einstellung eines 2. Kraftfahrers bei den 4 Bau¬
ämtern benötigt. Der Kraftfahrer Zeyen des Landesbauamtes Koblenzist am 1. August 1928 in das Beamten-
Verhältnisüberführt worden. Als Lohnempfängersind somit bei den Landesbauämtern 1929 11^4-^15 Kraft¬
wagenführer beschäftigt.

Zu Titel 12a 1 u. 2, 12b, 126, 12 e, 13 a, 13 d, 13 c, 126 und 16 a: Durch die Neuregelung des
Straßenwesens und der Straßenverwaltung sind dem Provinzialverband seit 1924 teils neue, teils erweiterte Auf¬
gabengebiete übertragen worden (siehe Einleitung des Vorberichts zu III Verkehrswesen),zu deren ordnungsmäßi¬
ger Erledigung das bisherige Personal der Landesbauämterschon seit längerer Zeit nicht mehr ausreicht. Für 1929
ist daher folgende Erhöhung des Personalstandes für jedes Bauamt vorgesehen:

bisher 1929

Provinzial--Bauräte IV2 2
Provinzial-Bauinspektoren 2V« 4
Bauamtssekretär 1 1
Bauamtsassistent 1 1
Techniker 2 6
Verwaltungsgehilfen 4 6V-

12 20V2
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Die Schaffung der Büroräume für das zusätzlichePersonal erfolgt durch ganze oder teilweise Hinzunahme der in
den Bauamtsdienstgebäuden untergebrachtenDienstwohnungen der Bauamtsvorstände.

Höhere Ausgaben entstehen im einzelnen:

Bei Titel 12a 1 u. 12b: durch den vergrößerten Geschäftsumfang.

Bei Titel 12a 2: durch die Beschaffungder Möbel infolge der Pcrsonalvermehrung sowie von 12 Panzer¬
schränken, da die bei den Landesbauämtern z. It. benutzten Kassetten zur Aufbewahrungder Verschlußsachen nicht
mehr die nötige Gewähr für ausreichende Sicherheit bieten und auch außerdem infolge des zunehmendenSchrift¬
verkehrs nicht mehr ausreichen. Auf Grund des Erlasses des Generalinspektorsfür das deutsche Straßenwesen
vom 17. August 1938 Nr. 1382/38 3 ist durch den Oberfinanzpräsidentenin Münster für jedes Bauamt ein
Panzerschrankbestellt worden. Gesamtkostender Schränke etwa 7 000 <K^l.

Bei Titel 12 ä u. e: Durch die Vermehrung der Büroräume.

Bei Titel 13a u. b: Durch die infolge der Personalvermehrungeintretende vermehrteReisetätigkeit.

Zu Titel 13c: Infolge Einstellung von 4 weiteren Kraftwagenführern für zweite Bauamtsdienstwagen und
Erhöhung der Verzehrentschädigungender Kraftfahrer von 30 auf 40 K^l monatlich.

Bei Titel 136: Durch Zuweisung von weiteren 4 Dienstkraftwagen (siehe Erläuterung zu Titel 11 der
Ausgabe) an die Landesbauämter als 2. Wagen und vermehrte Reisetätigkeit.

BeiTitel 16 a: Vergl. Verrechnungshaushalt „Hochbau".

Zu Titel 14 a: Die Übernahmevon weiteren 3 423 Km LandstraßenII. Ordnung in die Verwaltung bedingte die
Einrichtung weiterer 29 Straßenmeisterbezirke, sodaß deren Zahl von 119 auf 148 gestiegen ist.

Die Entschädigungder Straßenmeister für Verzehr, Halten eines Kleinkraftwagens usw. setzt sich wie
folgt zusammen:

bei Benutzung eines Kleinkraftwagens:
............

für 29 Straßenmeistcr im Monat je 238 bis 264 K^ ^ .......... . . ,
für 10 Straßenmeister im Monat je 268 bis 289 K.L ^ < ........... ,

bei Benutzung eines Motor- oder Fahrrades:
für 3 Straßenmeister .......... ............
für 24 Straßenmeisteranwärter je Monat 55bzw. 120 H^i --..........
für Fahrlernkosten .............. . , ........
für Unvorhergesehenesund zur Abrundung .................

zusammen:

Zu Titel 14 b: Zur Beschaffungeines Kleinkraftwagensbzw. Motorrades wird den Straßenmeistern, Straßen-
meisteranwärtern bzw. Technikernein zinsfreies Darlehn bis zu 2 ooo A^i bzw. 900 H^i gewährt. Die Darlehen
von 2 000 K^l sind im allgemeinendurch monatlicheRaten von 50 H^l, die von 900 K^i durch Monatsraten
von 30 K.H zu tilgen. In Einzelfällen, in denen geringere Darlehnsbeträge in Anspruch genommensind, ermäßi¬
gen sich die Darlehnöraten entsprechend(siehe auch Titel 13 der Einnahme).

ZuTitel 17: Mehrbedarf infolge Lohnerhöhung.

Zu Titel 21—24: Es wird auf die Bemerkungen zu Titel 8 a und 8 b der Ausgabe verwiesen. V4 der
sächlichen Kosten wird vom General-Inspektor erstattet (vgl. auch Titel 12 der Einnahme).

Zu Titel 24: Mehrbedarf infolge der in Aussicht genommenenÜbersiedlung der Planungsgruppe von Koblenz
nach Düsseldorf.

Zu Titel 30a u. b, 31 a u. b und Kapitel 120: Insgesamt stehen im ordentlichen Haushaltsplan 1939
für die Unterhaltung und Instandsetzung und den Um- und Ausbau der Landstraßen I. Ordnung einschließlich
Wärterlöhnen 11123 019 Ä^l zur Verfügung, und zwar mit folgenden Einzelpositionen:

Titel 30 2 Wärterlöhne..................... 1 700 000 K^i
Titel 30 b Hilfsarbeiter..................... 350 000 „
Titel 31 2 Unterhaltung lind Instandsetzung ............... 2 350 000 „
Titel 31 6 Um- und Ausbau.................... 5 307 850 „
Kapitel 120 Straßenncubauten ................... 1415 169 „

11 123 019 K.A

248 323 H^i
85 224 //
33 036 ,/

4 056 //
25 200 „

1 500 //
4 661 //

402 000 H^«
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Die bei Kapitel 120 vorgesehenenAusgaben von 1, 41,5 169 K^t sollen verwendetwerden für den Weiter¬
bau der linken Moselstraßeund der Straße Krefeld—Essen, sowie zur Ausführung anderer dringender größerer
Straßenbauten.

In diesem Zusammenhang sei auch auf die Bereitstellung eines Betrages von 960 000 HK zur Durch¬
führung von Straßenbaumaßnahmen im außerordentlichenHaushaltsplan für 1939 (Kapitel 20 Titel 2) hin¬
gewiesen. Insgesamt stehen somit für die Unterhaltung und Instandsetzungund den Um- und Ausbau der Land¬
straßen I. Ordnung im Rechnungsjahre1929 12 083 019 H.^ zur Verfügung.

Höhere Ansätze waren erforderlich:

Bei Titel 30a: Infolge der bei Einführung des Reichswärtertarifs zu erwartenden Lohnerhöhungen.

Bei Titel 30 b: Da z. Zt. Arbeiter- und Gerätemangel herrscht und eine Besserung dieser Verhältnisse vor¬
läufig nicht zu erwarten ist und Unternehmer infolge des Vorliegens großer Bauarbeiten für kleinere Straßen¬
arbeiten ebenfalls keine Arbeitskräfte freimachenkönnen, wird beabsichtigt,zur Sicherstellung des Arbeitseinsatzes
für die laufenden Unterhaltungsarbeiten allmählichbei jedem Landesbauamt zwei Stammkolonnen mit je 7—8
Hilfsarbeitern einzurichten. Die Kolonnen sollen umfangreichereÄusbesserungsarbeitenan den Straßen ausführen
sowie zu besonderen Arbeiten,wie Beseitigung der Winterschäden,Schneeräumung und Bekämpfung der Glatteis¬
gefahren herangezogenwerden.

Bei Titel 31a: Infolge der Beschaffungvon Arbeitsmaschinen und Lastkraftwagenfür die Stammkolonnen.

Zu Titel 30 c: Vgl. Verrechnungshaushalt „Ruhegelder und Hinterbliebenenbczüge".

Zu Titel 322—6: Vgl. Verrechnungshaushalt „Schuldenverwaltung".

Zu Titel 40: Der auf die Träger der Straßenbaulast für die Landstraßen I. Ordnung entfallende Anteil
an der Kraftfahrzeugsteuerwird nach den im § 9 des Finanzcmsgleichsgesctzes angegebenenVerhältniszahlen auf
die Provinzen usw. verteilt. Die Gemeindenmit mehr als 6 000 Einwohnern sind, soweit sie Träger der Straßen¬
baulast für Ortsdurchfahrten im Zuge von Reichsstraßen und Landstraßen I. Ordnung sind (vgl. § 2 Abs. 2 des
Gesetzes über die Neuregelung des Straßenwe'sens und der Straßenverwaltung vom 2b. März 1934), entsprechend
dem Verhältnis der von ihnen zu unterhaltenden Straßenstrecken zur Gesamtlänge des Straßennetzes der Land¬
straßen I. Ordnung (einschl. der genannten Ortsdurchfahrten) laufend an den Überweisungender Kraftfahrzeug¬
steuer zu beteiligen. Für die Beteiligung der Gemeinden ist für jedes Rechnungsjahr'der Stand der Ortsdurch¬
fährten am 30. September des vorhergegangenenRechnungsjahres maßgebend.Infrage kommen für 1939 zusam¬
men 1 062 Km Ortsdurchfahrten (564 Krn an Reichsstraßen und 498 Km an Landstraßen I. Ordnung).

ZuTitel 41: Vgl. Bemerkung zu Titel 41 der Einnahme.

Zu Titel 42a: Aus dem eingesetzten Betrag sind die Zins- und Tilgungsbeträge für von Kreisen und Ge¬
meinden in den unmittelbaren Grenzkreisen in den Höhengebieten der Regierungsbezirke Trier und Aachen für
Wegebau aufgenommene Darlehen gemäß Beschluß des 78. Provinziallandtages zu bestreuen. Die Erhöhung
ist bedingt durch den Fortfall von Zins- und Tilgungsraten, die für die Kreise Solingen, Kempen und Schleiden
bisher das Reich übernommenhatte.

Zu Titel 42 d: Es soll hier hauptsächlichder Kreis-und Gemeinde-Wegebauin den Grenzgebietenunterstützt
werden.

Zu Titel 43a: Vgl. Verrechnungshaushalt „Schuldenverwaltung".

Zu Titel 44: Auf Grund des Erlasses des Reichs- und Preußischen Ministers des Innern vom 12. April
1935 V 2 IV 114 II RuPrAM. 5 I Nr. 2640/79 sind für den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirkzur Förde¬
rung des Baues zwischengemeindlicher Straßen und Verkehrsanlagen im Bezirke des Ruhrsiedlungsverbandesfür
1939 wieder 600 000 K^l in Ansatz gebracht.

Zu Titel 45: Gemäß § 21 des Preußischen Finanzausgleichsgesetzesvom 10. November 1938 haben die
Provinzen, soweit vom Staat für die in ihrem Gebiet Gelegenen Brücken Zuschüsse bewilligt worden sind, diese
Zuschüsse aus ihren Mitteln zu leisten. Bisher hat der Staat diese Zuschüsse aus dem 4«/o betragenden Rückhalt
der Kraftfahrzeugsteuer gezahlt. Die Zuschüsse belaufen sich nach Mitteilung der Regierungspräsidenten auf rd.
1 700 000 H^t.

Zu Titel 51: Vgl. Verrechnungshaushalt „Steuern und Versicherungen".

Zu Titel 54: Vgl. Verrechnungshaushalt „Kraftwagendienststelle".

Zu Titel 55: Siehe Bemerkung zu Titel 55 der Einnahme.
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IV. wirtschaftspfiege.
Einnahme.

Kapitel 30 Titel 10 und 12:
Nach Mitteilung des Reichsministers für Ernährung und Landwirtschaft ist beabsichtigt, für das Rech¬

nungsjahr 1,939 mindestens die gleichenStaatsanteile wie für das Rechnungsjahr 1938 bereitzustellen.
Auf Grund der durch den RdErl. d. RuPrMfEuL. vom 30. April 1938 erlassenenVorschriften (abge¬

druckt im LwRMBl. 1938, Nr. 20, Seite 442 ff.) für die Gewährung von Beihilfen aus dem Fonds zur Förde¬
rung der Landeskultur durch Ausführung von Meliorationen, Umlegungenund Wasserleitungensowie zur För¬
derung genossenschaftlicher und kommunaler Flußregulierungen hat die Auszahlung der Staatsanteile an den
Beihilfen auf Veranlassung des Oberpräsidenten (Landeskulturabteilung)bzw. der Regierungspräsidentendurch
die zuständigenRegierungshauptkassenzu erfolgen. Eine Überweisungder Staatsanteile an den Prooinzialoer-
band zur gemeinsamenAuszahlung der Staats- und Provinzialanteile der Beihilfen, wie in früheren Jahren,
erfolgt seit dem Rechnungsjahre 1938 nicht mehr. Staat und Provinz zahlen nunmehr ihre Anteile an den Bei¬
hilfen gesondert. Nur für Aufforstungenund für die Beschaffung von landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten
zur Durchführung von Folgeeinrichtungenbei Meliorationen werden zu den Beihilfen, die aus dem Preußischen
Sonderfonds für verstärkte Förderung von Landesmeliorationenbewilligt werden, die Staatsanteile an diesen
Beihilfen auf Grund einer besonderen Vereinbarung mit dem Oberpräsidentenin Koblenz zur gemeinsamenAus¬
zahlung des Staats- und Prooinzialanteils nach hier überwiesen,weil es sich meist um sehr kleine, unmittelbar an
Lieferantenzu zahlende Beträge handelt und eine getrennte Zahlungsweise nach den gemachtenErfahrungen zu
erheblichem Schreibwerk (Rückfragen) führen würde.

Es ist daher für das Rechnungsjahr 1939 bei Kapitel 30 Titel 12 der Einnahme mit dem Eingang
eines Staatsanteils, und zwar für die angegebenenZwecke, in Höhe von 168 750 A^i zu rechnen.

Kapitel 30 Titel 11:
Zur Förderung der ländlichen Wasserversorgungenwerden von der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt

der Rheinprovinzvoraussichtlich wieder wie im Vorjahre 150 ooo A^t zur Verfügung gestellt.

Kapitel 30 Titel 13 und 14:
Diese beiden Positionen waren im ordentlichen Haushalt für 1938 in Kapitel 3 Titel 3 der Einnahme

und Ausgabe enthalten. Auf Grund allgemeiner Anweisungsollen sie künftig bei den betreffendenSachgebieten
des ordentlichen Haushaltsplans veranschlagt werden.

Ausgabe.
Kapitel 30 Titel 10:

Um die planmäßige Weiterführung der dringend notwendigenMaßnahmen auf dem Gebieteder Landes¬
kultur durchführenzu können, ist unter der Voraussetzung,daß der Staat seinen Anteil amIonds zur Förderung
der Landeskultur und am Flußregulierungsfonds wie im Vorjahre zur Verfügung stellt und daß die Provinzia'l-
Feuerversicherungsanstaltder Rheinprovinz als Zuschuß für Wasserleitungsanlagen wiederum 150 000 Zl^l ge¬
währt (vgl. Kapitel 30 Titel 11 der Einnahme), als Prooinzialanteil ein gleich hoher Betrag wie der Staatö-
anteil in Höhe von 698 000 H^l vorgesehen,der zusammenmit dem Staatsanteil dazu dienen soll. Umlegungen,
Meliorationen, genossenschaftliche und kommunale Flußregulierungen, sonstige Bodenverbesserungenaller Art und
Wasserleitungen zu fördern. Die Wenigerausgabe von 698 000 K^l gegenüber dem Vorjahre beruht darauf,
daß der Staatsanteil nicht mehr nach hier überwiesenwird (vgl. die Ausführungen zu'Kapitel 30 Titel 10 und 12
der Einnahme). Außer den 698 000 Hl^l wird ein Betrag von 11 600 K^ benötigt, um die weiteren Jahres¬
raten für die Zins- und Tilgungszuschüssefür Landeskulturdarlehenbestreuenzu können, die von dem Provinzial-
verband zusammen mit dem Staate im Rahmen des Arbeitsbeschaffungsprogramms1933 zugesagt worden sind.
Die Gesamtausgabe beträgt somit 709 600 K^i.

Die Verteilung der zur Verfügung stehendenStaats- und Prooinzialmittel erfolgt durch gemeinsamen
Beschluß des Staates und der Provinz.

Die Übertragung dieser Mittel auf 3 Jahre ist erforderlich,weil die Beihilfen erst nach Vorlage ordnungs¬
mäßiger Verwendungsbescheinigungenausgezahlt werden und die Endabrechnung einer Maßnahme sich vielfach
bis zu 3 Jahren hinzieht.

Kapitel 30 Titel 11:
Die Position kann gegenüber dem Vorjahre herabgesetzt werden, weil nicht so viele größere Landeskultur¬

projekte zur Ausführung vorgesehensind. U. a. soll aus dieser Position eine Abschlußbeihilfe für die Rurtal-
sperre bei Schwammenauel in Höhe von 66 666 K^l gegebenwerden. Der Staat gibt aus seinen Mitteln eine
doppelt so hohe Abschlußbeihilfe, nämlich 133 334 ^H.

Für die Beteiligung der Provinz an den Maßnahmen ist die Bewilligung mindestensgleich hoher Staats¬
beihilfen Voraussetzung. Wegen der Übertragung dieser Mittel vergleiche die Ausführungen zu Kapitel 30
Titel 10 der Ausgabe.
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Kapitel 30 Titel 12:
Zur verstärkten Durchführung des sich auf eine Reihe von Jahren erstreckenden Landeskulturprogramms

in der Rheinprovinz ist vom Staate auch für das Rechnungsjahr 1929 ein Betrag von 1 Mill. ^.U vorgesehen
unter der Voraussetzung,daß sich die Provinz im Verhältnis 2:1, also mit 222 200 H^i, beteiligt. Die Weniger¬
ausgabe findet ihren Grund darin, daß der Staatsanteil nicht in voller Höhe an die Provinz überwiesenwird,
sondern nur der Anteil an den Beihilfen für Aufforstungen und für die Beschaffungvon landwirtschaftlichen
Maschinenund Geräten zur Durchführung von Folgeeinrichtungenbei Meliorationen (vgl. die Erläuterungen zu
Kapitel 20 Titel 1.0 und 12 der Einnahme). Wegen der Übertragung der Mittel vergleiche die Ausführungen
zu Kapitel 20 Titel 10.

Kapitel 30 Titel 13 und 14 a:
Vergleichedie Ausführungen zu den gleichenTiteln der Einnahme.

Kapitel 30 Titel 14 d:
Der Prüfung des Revisionsverbandes unterlagen bisher nur die öffentlich-rechtlichenLandeskulturge¬

nossenschaften, während die Revision der privat-rechtlichen Genossenschaftenunter der Revisionsvcrantwortung
des Raiffeisenverbandes, unterstützt durch den Reichsverbandder Wasser- und Bodenverbändein Berlin, durch¬
geführt wurde. Letzterer ist für das Rechnungsjahr 1939 jedoch nicht mehr in der Lage, aus eigenenMitteln die
Revision der privat-rechtlichenGenossenschaften zu verbilligen. Im Interesse der Fortführung der vorbildlichen
Arbeit der privat-rechtlichenGenossenschaften soll im Jahre 1929 diese Revision vom LandesverbandRheinland
der Wasser- und Bodenverbändein Bonn (früher Landesgruppe Rheinland des Verbandes DeutscherLandeskul¬
turgenossenschaftenin Bonn) durchgeführt werden. — Bei der finanziellenBeteiligung des Provinzialverbandes
am Landeskulturwerkist die Provinz an einer weiteren Revision der privat-rechtlichenLandeskulturgenosfenschaf-
ten sehr interessiert.

Kapitel 30 Titel 15 »:
Es handelt sich insbesondereum folgendePositionen:

») für die Unterhaltung einer Planungsstelle bei der Landesbauernschaftzur Erfassung aller noch
möglichen Landeskulturarbeiten .................... 10000 K^i

b) für die Unterhaltung einer Planungsstelle bei der Landesbauernschaftfür die landwirtschaftliche
Abwässcrverwertung .......................6 000 „

c) zur Förderung der Bodenschätzungsarbeitendurch die Landesbauernschaf. . .....h 000 „
cl) zur Förderung der Arbeiten im Buschwaldgebietan Dr. Schlacht .........25 000 „
Zu »): Die Auswertung des im Rechnungsjahre ^928 von dem Planungsausschuß des Hauptausschusses für
Landeskultur herausgebrachtenLandeskulturatlassesfür die praktische Landeskulturarbeit in der Rheinprovinzwird
im Rechnungsjahre 1929 voraussichtlich20 000 K^l Kosten verursachen. In die Aufbringung dieser Kosten
teilen sich Provinzialverband und LandesbauernschaftRheinland je zur Hälfte.
Zu c): Die Landesbauernschafthat zu den für ihre AbteilungNeichsbodenschätzung im Rechnungsjahre 1929 vor¬
aussichtlichentstehendenKosten von 15 000 H^li einen Zuschuß von 10 000 Hl^i beantragt. In Anbetracht der
durch die Reichsbodenschätzung entstehenden Gesamtkostenvon 15 000 K^i und unter Berücksichtigungdes Inter¬
esses des Provinzialverbandes an diesen Arbeiten erscheint ein Zuschuß von b 000 K^ angemessen.
Zu 6): Die Erhöhung ist dadurch verursacht, daß die Landesbauernschaftals Vertragspartner von Dr. Schlacht
ausgeschieden und die Kosten der Arbeiten von Dr. Schlacht im bergischenBuschwald vom Provinzialverband
allein getragen werden.

Kapitel 30 Titel 15 d:
Die vollen Auswirkungen der Meliorationen in den Gebieten der Schwalm und der Nette können nach¬

haltig nur durch umfangreicheUmstellungenin den beteiligten bäuerlichen Betrieben sichergestelltwerden. Die
sachgemäßeUmstellung hat eine eingehende Beratung der Betriebsinhaber zur Voraussetzung. Zur Deckungder
durch die Wirtschaftsberatung entstehendenUnkosten foll der Landesbauernschaftnach noch näher festzulegenden
Richtlinien ein Zuschuß gegeben werden.

Kapitel 30 Titel 16:
Von der LandesgruppeRheinland des Verbandes DeutscherLandeskulturgenossenschaftenwerden — erst¬

malig 1928 — die Genossenschaftsvorsteher und Genossenschaftstechniker eines Kreises ein- bis zweimal zu Schu-
lungsvorträgen zusammengefaßt, die mit praktischen Vorführungen verbundensind. Desgleichen werden die Kreis¬
kulturtechniker,deren Betreuung auch dem Verbände der Landeskulturgenossenschaften übertragen ist, in gleicher
Weise geschult. Der Zuschuß ist auf die Deckung der durch die Schulung entstehenden sächlichen Unkosten
beschränkt. Bei der starken finanziellen Beteiligung des Provinzialverbandes am Landeskulturwerkist der Pro¬
vinzialverbandan einer gründlichenSchulung der Genossenschaftsvorsteherund Genossenschaftstechniker sowie der
Kreiskulturtechnikcrsehr stark interessiert.
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Kapitel 30 Titel 17:
Die Kultur- uud Wegebauschule in Siegen dient heute fast nur der Ausbildung von Kulturbautechnikern.

Der im Vorjahre unter Kapitel 20 Titel 25 a der Ausgabe aufgeführte Zuschuß von 10 500 K^l ist daher hier
aufgenommenworden.

Dem ständig steigenden Bedarf an Kulturbautechnikernsoll durch den doppelklassigen Ausbau der Kultur¬
bauschule Rechnung getragen werden. Die durch den Ausbau entstehenden Mehrkosten werden von Staat, Kreis,
Provinz Westfalen und Rheinprovinz nach einem noch näher festzusetzenden Schlüssel aufgebracht. Der auf die
Rheinprovinz entfallende Anteil wird voraussichtlich höchstens7 500 H^i betragen.

Kapitel 30 Titel 18:
Folgende Verwendungszwecke sind für die Beihilfen an die LandesbauernschaftRheinland in Aussicht ge¬

nommen:

a) zur Unterhaltung von 7 Forstämtern --7x1 100 HH............ 7 700 K«jl
b) zur Unterhaltung von 30 Bezirksförstcrcien ............... 1^500 „
c) zur Unterhaltung der Forstschule Wittlich ................. 2 400 „
ci) zur Förderung der Beratung und Betreuung der bäuerlichenWaldbesitzer ...... 2 000 „

zusammen: 28 h00H.il

Die Zahl der Forstämter ist von 6 auf 7 erhöht und die der Bezirksförstereicnvon 14 auf 30.

Kapitel 30 Titel 20:
Zu 2): Es handelt sich um einen Zuschuß für folgende Beamte für Wein-, Obst- und Gemüsebau bei der Landes¬
bauernschaftRheinland gemäß einem früheren Abkommen mit Staat und Landesbauernschaft,die ihrerseits je
Vz tragen.
1 Weinbauwanderlehrermit dem Sitz in Bernkastel für das Weinbaugebietder Mittelmosel (Kreise Bernkastel

und Wittlich),
1 Weinbauwanderlehrer mit dem Sitz in Bacharach für das Weinbaugebietdes Rheins von der Moselmündung

rheinaufwärts bis zur Einmündung der Nahe,
1 Weinbauwanderlehrermit dem Sitz in Saarburg für das Weinbaugebietder Saar und Obermosel,
1 Unterabteilungsleiter für Weinbau > ,, . ^, ^,,. , ..
1 Unterabteilungsleiter ür Obstbau und , . , "" ^ SH w der
1 Referent für Gemüsebau j Landesbauernschaft Rheinland m Bonn.

Zu d): Dieser Titel enthält das Gehalt für einen Weinbauwanderlehrer in Linz für das Weinbaugebiet Unter¬
mosel (Kreise St. Goar, Koblenz und Manen) sowie für die Weinbaugebietedes RegierungsbezirksKoblenz von
der Moselmündung rheinabwärts und des Regierungsbezirks Köln (Provinzialbeamter). Je V-, seines Gehaltes
werden durch Staat bzw. Landesbauernschaftgetragen und bei Kapitel 30 Titel 20 in Einnahme nachgewiesen.

Zu c): Zur Durchführung allgemeiner Förderungsmaßnahmen auf dem Gebietedes Wein-, Obst- und Gemüse¬
baues (Rebenzüchtung,Schädlingsbekämpfung,Versuchswesen,Weinabsatz, Propaganda für Süßmostbcreitung,
Förderung der Seidenraupenzuchtdurch Anpflanzung von Maulbeerbäumen pp.)

Kapitel 30 Titel 30:
Die Unterverteilung dieser Mittel ist im Einvernehmen mit der LandesbaucrnschaftRheinland wie folgt

beabsichtigt:
Unterstützungder Ziegenzucht ...............b 000 H^i (1938: h 000 Hl^t)
Unterstützungder Rindviehzucht.............. 53 000 „ (1938:53000 „)

(einschl.Zuschuß zur Besoldung und zu den Reisekosten von einem Tier¬
zuchtdirektorund sechs Tierzuchtinspektorensowie Zuschuß zur Besol¬
dung von fünf Oberkontrollassistentenund zur Förderung des Kon-
trolloereinswesensüberhaupt).

Unterstützungder Pferdezucht...............10 600 „ (1938: 7600 „)
Unterstützungder Schweinezucht........ . . ,
Unterstützungder Schafzucht ............
Unterstützung der Kaninchenzucht ...........
Unterstützungder Geflügelzucht...........
Zuschußzur Besoldung eines Fachbeamten für Kleintierzucht . .
Zuschuß zu den Kosten von Melklehrern .........

zusammen: 103 000 H^t (1938: 98 000 H^l)
Eine verstärkteFörderung der Pferde- und Kaninchenzuchterscheint erforderlich.

9 000 „ (1938: 9 000 „)
9 000 „ (1938: 9 000 „ )
3 000 „ (1938: 1000 „')
6 000 „ (1938: b 000 „)
3 400 „ (1938: 3 400 „ )
3 000 „ (1938: 3 000 „ )
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Kapitel 30 Titel 40:
Es handelt sich hierbei um folgende Positionen:

zur Förderung des bäuerlichen Beratungs- und Versuchswesens an die
LandesbauernschaftRheinland .............14 000 A^l (1938: 14 000 H/ll)

zur Unterstützung der Landbauaußenstellen an die Landesbauernschaft
Rheinland .................... 18 000 „ (1938: 18 000 „ )

zusammen: 32 000 H^i (1938: 32 000 H^t)
Kapitel 30 Titel HO:

Die Mittel sollen wie folgt vergeben werden:
Beihilfe zur Förderung von bäuerlichem Hausfleiß, bäuerlichem Brauch¬

tum, Heimgestaltung usw. an die LandesbauernschaftRheinland . . 15 000 H^i (1938: 15 000 A^l)
Beihilfe zur Hebung der Bienenzuchtan die Landesbauernschaft Rheinland 1 500 „ (1938: 1 500 „ )
Beihilfe zur Hebung der Fischzucht an die Landesbauernschaft Rheinland

(früher an den RheinischenFischereiverein)..........1 500 „ (1938: 1500 „)
Beihilfe für die Pflanzenschutzstellean die LandesbauernschaftRheinland 3 000 „ (1938: 3 000 „)
Zuschuß zur Abhaltung von 'Kursen in der Landmaschinenkunde und zur Aus¬

gestaltung der Maschinenberatungs- und Prüfungsstelle an die Landes¬
bauernschaftRheinland ................2 000 „ (1938: 2000 „)

Zuschuß zur Förderung der Buchführung und des betriebswirtschaftlichen
Rechnungswesens in kleinen Bauern- und Weinbaubetrieben an die Lan¬
desbauernschaftRheinland ...............3 000 „ (1938: 3000 „)

Zuschußzur Förderung des Ausstellungswesens ......... 5 000 „ (1938: 5 000 „ )
zusammen: 31 000 A^l (1938: 31 000 H^l)

Kapitel 30 Titel 70t
In diesem Betrage sind enthalten Ausgaben für den Hauptausschuß für Landeskultur sowie sonstige

unvorhergeseheneAusgaben, die der Durchführung des Landeskulturprogramms dienen.

Kapitel 31 Titel 1 bis 7: Eigene landwirtschaftlicheSchulen.
Kapitel 31 erweitert sich im Rechnungsjahre 1939 um die Unterhaushaltspläne zweier neu gegründeter

Lehranstalten, der Landfrauenschulein Boppard und der Höheren Landbauschule in Brühl.
Der Zuschußbedarfder drei Provinzial-Weinbaulehranstalten hat sich gegenüberdem Vorjahre im wesent¬

lichen nicht geändert.
Die geringen Änderungen sind insbesonderedurch folgende Tatsachen bedingt:

2) Provinzial-Weinbaulehranstalt Trier.
Infolge der im vergangenen Jahre erfolgten Einstufung der Angestelltenin die TOA, mit der teilweise

eine Erhöhung der Vergütungen verbunden war, und der Aufbesserungder Bezüge einiger Lohnempfänger tritt
bei dem Titel III Nr. 2 und III Nr. 3 eine Ausgabeerhöhungum rd. h 500 K.^ ein. Diese wird aber größtenteils
durch die Wenigerausgabe bei III Nr. 1 Beamte, die durch den Ersatz von zwei älteren Beamten durch jüngere
bedingt ist, ausgeglichen.

Bei Titel IV — Verpflegung, Unterkunft und Unterricht— ist die Ausgabe um 3 300 H.K infolge not¬
wendiger Ergänzungsbeschaffungenfür das Internat und Erhöhung des Ausgabeverpflegungsgeldesgestiegen.

Bei Titel V — Unterhalt und Betrieb der Gebäude — mußte unter Nr. 7 — Inventar — eine Er¬
höhung von 2 000 A^l wegen der dringenden Beschaffung von Lehrmittelschränkenvorgesehenwerden.

Der Titel VI — Wirtschaftsführung — weist eine Mehrausgabe von 4 500 K^t auf, die im wesentlichen
durch die erhöhten Arbeiterlöhne bedingt ist. Der Ausgabe steht eine Mehreinnahme in der gleichen Höhe gegen¬
über.

Bei Titel VII —Verschiedenes—erhöht sich der Zuschußbedarfum rd. 2100 K^i, da infolge der not¬
wendigen Ausdehnung in der Wirtschaftsberatungstätigkeithöhere Beträge für Reisekosten, Kraftwagen und für
Bürobedürfnisse vorgesehenwerden mußten.

b) Provinzial-Weinbaulehranstalt Kreuzn ach.
Der Personaltitel erfuhr eine Erhöhung um rd. 5 b00 K^i und. zwar ebenfalls infolge der mit der Ein¬

stufung der Angestelltenin die TOA teilweise verbundenen Gehaltsaufbesserungen.
Bei Titel VI — Wirtschaftsführung— bedingten die Arbeiterlöhneund notwendigen Ergänzungsbeschaffun¬

gen für die Abteilung Weinbau und der Ankauf von Zuchtvieh für die Abteilung Landwirtschafteine Titelerhö¬
hung um rd. 13 ooo A^l, die etwa zur Hälfte durch die Mehreinnahme gedeckt ist.

Bei Titel VII — Verschiedenes— mußten die Reisekosten aus Gründen der vermehrten Außentätigkeit
der Wirtschaftsberater eine Erhöhung um 3 000 K^l erfahren.
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c) Provinzial-Weinbaulehranstalt Ahrweiler.
Der Personalaufwand stieg aus denselben Gründen wie bei Trier und Kreuznach um rd. 2 600 K^t.
Eine weitere Erhöhung trat bei dem Titel VI — Wirtschaftsführung— durch notwendige Neuanschaffun¬

gen und durch Lohnerhöhungenein.

6) LandfrauenschuleTrier-O lewig.
Bei der LandfrauenschuleOlewig erhöht sich gegenüber dem Vorjahre im wesentlichen nur der Personal¬

aufwand und zwar um rd. 4 500 Ht^i. Diese Erhöhung ist bedingt durch die Eingruppierung der Lehrerinnen nach
den von dem Minister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung erlassenen Besoldungsvorschriftenfür die
Lehrkräftean Landfrauenschulen.

e) Mädchenabteilungder Provinzial-Weinbaulehranstalt Kreuznach.
Der Zuschußbedarf für die MädchenabteilungKreuznach erhöht sich gegenüber dem Vorjahre um 1 640

A^i auf 12 290 H^t.

t) Landfrauenschule Boppard.
Die LandfrauenschuleBoppard wurde neu eingerichtet.Der Zuschuß beträgt 14 820 K^l.

^) Höhere Landbauschule Brühl.
Für die Höhere Landbauschule in Brühl, deren erster Lehrgang im November 1928 begonnen hat, stellt

sich der Zuschußbedarfauf 21050 A^l.

Kapitel 31 Titel 10,11 und 12:

Zu Titel 10 a: Die LandesbauernschaftRheinland unterhält zur Zeit 68 landwirtschaftlicheSchulen und Be¬
ratungsstellen — die beiden Schulen im ehemaligenoldenburgischenLandesteil Birkenfeld, die im vergangenen
Jahre versehentlich bereits dem Reichsnährstand zugeschrieben waren, gehen in aller Kürze auf diesen über —,
3 Gemüsebauschulcnund 26 Mädchenabteilungen. Im Jahre 1939 sollen 1 Landwirtschaftsschule und 6 Mäd¬
chenabteilungenneu eingerichtet werden. Die Beihilfen errechnen sich folgendermaßen:
für 71 Landwirtschaftsschulenje 1 500 H^t --- ...............
für 2 Gemüsebauschulen je 750 A^l --...... .......... .
für 22 Mädchenabteilungenje 750 K^i ^................
für den Stipendienfonds für bedürftige Schüler und Schülerinnen der Landwirtschaftsschulen
Sonderbeihilfefür die in den wirtschaftlich ungünstigenHöhengebietengelegenen Landwirtschafts¬

schulen ..........................

Zu Titel 10 d: Die Zahlung der Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezügeerfolgt auf Grund des früher mit
der Landwirtschaftskammerder Rheinprovinz abgeschlossenenVertrages.
ZuTitellla und b: Gemäß den mit den Städten Bitburg und Kleve bestehenden Verträgen.

Zu Titel 12: Gemäß ministerieller Anordnung sollen die früheren ländlichen Wanderhaushaltungsschulen
schnellstensaufgelöst und an ihrer Stelle Berufsschuleneingerichtetwerden. Die Kreise sind zur Durchführung
dieser Maßnahmen verpflichtet. Im Hinblick auf die kostspieligeEinrichtung von Lehrküchen sollen leistungs¬
schwache Kreise, besonders in den Höhengebieten,im Nahmen der zuletzt für Wanderhaushaltungsschulenbereit¬
gestellten Mittel unterstützt werden.

Kapitel 31 Titel 13:

Es handelt sich um folgende Zuschüsse an die LandesbauernschaftRheinland:
BauernführerschuleMarienthal bei Uhrwcilerund Hülchrath (Kreis Greven-

broich-Neuß) ...................10 000 K^i (1938: 10 000 H.^)
LandwirtschaftlicheVersuchs- und Forschungsanstalt in Bonn
Molkereilehr-und Versuchsanstaltin Kleve .....
Viehpflege-und Melkerschule in Kellen ......
Gärtnerlehranstalt in Friesdorf........
GärtnerischeVersuchsanstalt in Friesdorf .....
RheinischeLehranstalt für Gemüsebau in Straclen . .
Landfrauenschulein Selikum .........

zusammen: 26 900 K^l (1928: 26 900 K^i)

. 106 500^
2 250 ^/

. 24 000 ,/
7 000 //

7 000 „
146 750 K./i

6 000 ,/ (1928: 6 000 „)
5 000 ^/ (1938: 5 000 „)
2 000 ,/ (1928: 3 000 „)
4 000 ,/ (1938: 4 000 „)
2 700 // (1938: 2 700 „)
2 200 // (1928: 3 200 „)

. 3 000 // (1938: 3 000 „)
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Kapitel 32: Förderung des Gewerbes.

Namen

der gewerblichen Vildungseinrichtungen u>w.

5oll
1939

5c>ll
1938

Soll
1939
mehr

Gegen
1938

weniger
HL

2st
1937

Meisterschuledes Deutschen Handwerks in Aachen .
Desgleichen in Düsseldorf .........
Desgleichen in Essen ......... .
Desgleichen in Köln ..........
Desgleichen in Krefeld ..........
Desgleichen in Trier . .........
Desgleichen in Wuppertal .........
Fachschule für Textilindustrie in Aachen .....
Desgleichen in M.Gladbach ........
Desgleichen in Krefeld..........
Desgleichen in Wuppertal. ........
Staatl. Ingenieurschule in Duisburg ......
Staatl. Ingenieurschule in Essen .......
Staatl. Ingenieurschule in Köln, Fachschule für Ma¬

schinenbau, Elektrotechnik, Gas- und Wasserinstalla¬
tion, Heizung und Lüftung ........

Staatl. Ingenieurschule, Fachschule für Maschinenbau
in Wuppertal-Elberfeld .........

Staatsbauschule in Aachen .........
Staatsbauschule Essen, Fachschule für Hoch- und Tief¬

bau und Vermessungswesen. .......
Staatsbauschule Köln, Fachschule für Hoch- und Tief¬

ball ...............
Desgleichen in Trier ..........
Staatsbauschule in Wuppertal-Barmen, Fachschule für

Hoch- und Tiefbau ..........
Städtische Fachschule für Stahlwaren'industrie in So¬

lingen ..............
Metallindustrieschulein Remscheid ......
Versuchsanstaltfür die Werkzeugindustriein Remscheid
Hauptlehrschmiedefür die Rheinprovinz in Köln . .
Städtische Steinmetzfachschulein Mayen ....
Staatl. Handels- und Gewerbeschule für Mädchen in

Rheydt ..............
Hochschule für Musik in Köln ........
Gewerbeförderungsstellebeim Landeshandwerksmeister

Rheinland in Köln ..........
Zur Förderung des handwerklichenNachwuchses an die

Handwerkskammern (s. unter d des Vorberichts) .
Gesellschaftzur Förderung des Einzelhandelsinstituts

an der Universitätin Köln (e. V.) ......
Haus der Technik in Essen .........
Institut f. Konjunkturforschung,Abt. Westen, in Essen

4 500
6 750

20 000
4 500
4 500
6 750
4 500
4 500
4 500
4 500
4 500
4 500

6 750

4 500
1 800

4 500

4 500
2 250

4 500

6 750
1000
1000

600
900

15 000
12 000

2 250

20 000

2 250
2 250
5 000

4 500
4 500
6 750

20 000
4 500
4 500
6 750
4 500
4 500
4 500
4 500
4 500
4 500

6 750

4 500
1 800

4 500

4 500
2 250

4 500

6 750
1 000
1000

600
900

15 000
12 000

2 250

20 000

2 250
2 250
5 000

4 500 4 500.-
4 500.-
6 750.-

20 000,-
4 500.-
4 500,-
6 750.-
4 500.-
4 500.-
4 500,-
4 500,-
4 500.-
4 500.-

6 750 —

4 500.—
1 800,—

4 500.—

4 500,—
2 250,—

4 500 —

6 750 —
1 000 —
1 000 —

600.-
900.—

15 000,—
12 000.—

2 250,-

14 562.64

2 250,—
2 250 —
5 000.—

171 800 176 300 4 500 170 862.64

a) Es handelt sich hauptsächlich um die Gewährung von laufenden Zuschüssen zur Förderung des gewerb¬
lichen Unterrichtswesens, namentlich für gewerbliche'Fachschulen,die größtenteils seit 40 bis 50 Jahren vom
Rheinischen Provinzialverband unterstützt worden sind. Im Falle der Staatlichen Handels- und Gewerbeschule
für Mädchen in Rheydt (Ziffer 25) liegt eine vertraglicheVerpflichtung des Provinzialverbandes zur Gewährung
des Zuschusses vor.

Es sind grundsätzlich nur solche gemeinnützigeFachschulenunterstützt worden, die nicht nur rein örtliche
Bedeutung haben, sondern darüber hinaus Bedeutung für die ganze Rheinprovinz oder größere Teile der Provinz
beanspruchenkönnen. Auch bei den Staatlichen Anstalten dienen die gewährten Prooinzialzuschüsse lediglich
zur finanziellen Entlastung der Gemeinden. Die Höhe der gewährten Beihilfen ist von Fall zu Fall bestimmt
worden. Dabei ist eine Staffelung des Provinzialzuschussesfestgelegt in der Weise, daß für diejenigenSchulen,
die nach Abzug der Einnahmen einen Kostenaufwand bis zu 100 000 K^l erfordern, der Zuschuß 10 000 K.ll
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und für diejenigenmit einem Kostenaufwandvon über 100 ooo bis 200 000 A^i -- 15 000 5?^/i und für die¬
jenigen mit einem darüber hinausgehendenKostenaufwand 20 000 K^l beträgt. Die so bemessenenZuschüsse
sind in den Rechnungsjahren 1931 und 1932 um 10«/« bzw. um weitere 50 «/n gekürzt und in dieser gekürzten
Höhe für das Rechnungsjahr beibehaltenworden.

b) Die nähere Bestimmung des Verwendungszweckesund die Verteilung des Betrages von 20 000 A^l
zur Förderung des handwerklichen Nachwuchses (Ziffer 28) erfolgt im Einvernehmenmit den Handwerkskammern.

c) Aus dem Restbetrag von 5 700 K^l werden Beihilfen für unvorhergeseheneZwecke gewährt sowie
Studienbeihilfen an Schüler, die gewerbliche Bildungseinrichtungenbesuchen, welche aus Provinzialmitteln lau¬
fende Zuschüsseerhalten.

Kapitel 35: WohnungS- und Siedlungswesen einschl. Landesplanung.

Ausgabe.

Kapitel 35 Titel 1 b:
Die Mittel sind vorgesehenfür die Beschaffungvon Kartcnmaterial für die verschiedensten Zwecke der

einzelnen Arbeitsgebieteder Hauptverwaltung mit Ausnahme von Karten für AbteilungIII und mit Ausnahme
von Kartenunterlagen (Katasterkarten, Bauzeichnungen usw.) für die Liegenschaftsverwaltungund Hochbauabtei¬
lung. Es handelt sich nicht nur um die Beschaffungvon Meßtischblätternund fertigen Karten überhaupt, son¬
dern auch um die Herstellung von Spezialtarten für besondere Zwecke. In diesem Zusammenhang sei verwiesen auf
die Herausgabe des Verwaltungsatlasses der Rheinprovinz,sowie auf die Herstellungeiner einheitlichen Karte für die
Rheinprovinz 1:50 000 in Form von Kreiskarten. Bezüglich der letzteren läuft mit dem Reichsamt für Landes¬
aufnahme seit 1929 eine Vereinbarung, nach der das Rcichsamt sich verpflichtet hat, über das Gebiet der Rheinpro¬
vinz diese Kreiskarten herzustellen. Der größte Teil dieser Karten wurde fertiggestellt. Wenn noch ein Teil, insbe¬
sondere aus der nördlichen Rheinprovinz fehlt, ist dieses wesentlich darauf zurückzuführen,daß einerseits das
Reichsamt mit dringenden Arbeitenüberlastet ist und andererseits topographischeÄnderungen in die Unterlagen
infolge des Technikermangelsnicht in der gebotenen Eile übernommen werden können.

Kapitel 35 Titel 3:
Der RheinischeVerein für Geschichtskunde befaßt sich schon seit Jahren mit der Herstellung von Wald-,

Kultur- und Siedlungskarten. Ein großer Teil dieser Karten ist schon erschienen. Da bei der Bearbeitung bzw.
Herstellung der Karten wissenschaftliche Forschungs- und Untersuchungsarbeitenim verstärkten Maße erfolgen,
kann die Lieferung der Karten nur verhältnismäßig langsam erfolgen, was im gewissen Umfange auch auf den
Mangel an geeigneten Fachkräften, die für die Herstellung der Karten zur Verfügung stehen, zurückzuführenist.
Die Karte aber ist von besonderer geschichtlicherBedeutung und bietet für manche Zwecke eine wertvolleUnterlage.

Kapitel 35 Titel 4:
Unter diesem Titel sind Mittel vorgesehen für die Herstellung von Luftbildplänen. Hierzu lag schon seit

Jahren ein besonderes Bedürfnis vor und zwar deshalb, weil das vorhandene Kartenmaterial sowohl des Reichs¬
amtes für Landesaufnahme wie anderer öffentlicherund privater Stellen infolge der Nachkriegsentwicklung
(errichtete Siedlungen, gebaute Straßen und Bahnen, Stadterweiterung usw.) nicht den neuzcitlichenStand
aufwies. Die Berichtigungenhielten mit der Entwicklungnicht Schritt. So war denn das vorhandene Karten¬
material für Planungszweckeunvollkommen. Um zuverlässigesPlanungsmaterial zu gewinnen, wurde zur Her¬
stellung von Luftbildplänen geschritten. Insbesondere wird die Herstellung von Luftbildpläncn seit der Macht¬
übernahme durch den Reichsminister der Luftfahrt und Oberbefehlshaberder Luftwaffe besondersgefördert.

Seit etwa 1,921 hielt die Provinzialverwaltung es daher für erforderlich,sich an diesen Arbeiten federfüh¬
rend zu beteiligen. Die Provinzialverwaltung fördert die Herstellung der Luftbildpläne, indem sie die Führung
von Arbeitsgemeinschaftenübernimmt und die Finanzierung mit Beihilfen bis zu V; der Gesamtkostensicherstellt.

Die restlichen V^ der Gesamtkosten werden durch Beihilfen anderer zentraler Stellen (RLM. — NEM. —
RKrM. — Reichsforstamt) und mit Zuschüssen der beteiligten Stadt- und Landkreise aufgebracht. Dringend
benötigt werden derartige Luftbildpläne besonders als Planungsuntcrlagen sowie zur Förderungbodenkundlicher
Untersuchungen.

Kapitel 35 Titel 6:
Gegenüber dem Vorjahre wurden die veranschlagtenMittel um 30 000 H^i erhöht, u. a. im Hinblick auf

die Notwendigkeit der Beseitigung der noch näher zu erwähnenden Elendswohnungen im Grenzgebiet. Von
K»« «!0»« o,'„/,»K»nk<», M«5>>6<,»!1 >n<ck<>sm,d<>»'<>auf!>!<> lNemäKruna von Neibilsen lUM ..Nan" eines ^Ml'nbei'ml's
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Die Maßnahme des Rheinischen Provinzialverbcmdesauf dem Gebiete zur „Erhaltung" von Eigenheimen
minderbemittelter kinderreicher Familien, d. h. die Gewährung von Beihilfen in solchen Fällen, in denen es der
kinderreichen Familie infolge unverschuldeter Notlage durch Steuerrückstände, Zinsrückständeusw. nicht mög¬
lich war, das Eigenheimzu erhalten, hat sich sehr segensreich ausgewirkt und zweifellosist es auch das Verdienst
des Rheinischen Provinzialverbandes allein, daß vielen kinderreichen Familien in der Kriscnzeit vor 1922 und
in der Übergangszeit nach 1922 ihre Eigenheime erhalten geblieben sind. Infolge Besserungder wirtschaftlichen
Lage, Beseitigung der Arbeitslosigkeitusw., gehen in den letzten Jahren derartige Anträge nur noch wenige ein.
Dafür aber wurden seit 1,926 Beihilfen zur Beseitigung von Elendswohnungen insbesonderein den Grenzkrcisen
und in den Notstandsgebietender Eifel gewährt. Durch diese Maßnahme wird erreicht, daß die oft menschenunwür¬
digen Wohnungen kinderreicher Familien in einen den hygienischen Anforderungen entsprechendenStand versetzt
werden. Grundsätzlichwerden derartige Beihilfen nur dann bewilligt, wenn Kreis oder Gemeinde oder NSV.
oder diese zusammen sich gleichfallsmit verlorenen Zuschüssen beteiligen. Im letzten Jahre war die Durchfüh¬
rung dieser Arbeiten mit Rücksicht auf Facharbeiter- und Materialmangel etwas mit Schwierigkeitenverbunden.

Kapitel 35 Titel 7:
Es läßt sich noch nicht übersehen, wie die Siedlungstätigkeit sich im Rechnungsjahre 1929 entwickeln

wird. Unbedenklich kann jedoch der Haushaltsansatz bei Titel 7 a auf 20 ooo .H^t beschränkt werden.

Kapitel 35 Titel 8:
Die im Vorjahre hier vorgesehenenMittel sind zur Durchführung verschiedener Siedlerentschuldungen,

bei denen der Provinzialverband auf Grund von BürgschaftsverpflichtungenwesentlicheAusfälle zu übernehmen
hat, erstmalig im außerordentlichenHaushaltsplan für 1929 be< Kapitel 2 Titel 2 in der Gesamtsumme von
20 ooo HF mit veranschlagt.

Kapitel 35 Titel 10:
Die Mittel sind für die Herstellung von Radfahrwegen abseits von Provinzialstraßen eingesetzt. Der Bau

solcher Radfahrwege stößt weniger deshalb auf Schwierigkeiten,weil nicht genügend geplante Radfahrwege vor¬
gesehen sind, sondern die größte Schwierigkeit bereitet hier die Trägerschaft wenigstens soweit, als es sich um
die spätere Unterhaltung der angelegten Radfahrwege handelt. Einige größere Projekte in der Rheinprovinz
wurden doch in Angriff genommen.

Kapitel 35 Titel 15:
Dieser Titel ist im Haushaltsjahre 1939 erstmalig eingesetzt.Es handelt sich um Beiträge an besondere

Fachvereineund Gesellschaften(einschl. eines Zuschusses an das Institut für Raumordnung an der Universität
Köln), mit denen eine enge Zusammenarbeit der Abteilung Wohnungs- und Siedlungswesen unbedingt erforder¬
lich ist. Von diesen können z. T. im gegenseitigenAustausch Unterlagen beschafftund Ausstellungen ufw. ge¬
meinsam beschickt werden.

Kapitel 39 Titel 1: Provinzialinstitut für Arbeits- und Berufssorschung.
Infolge der Ausrichtung der Ostmark und einer weiteren Zahl von Landesarbeitsämtern auf die psy¬

chologische Methodikdes Rheinischen Provinzialinstituts für Arbeits- und Berufsforschung, sowie mit Rücksicht auf
die immer stärkere Beanspruchung des Instituts durch Untersuchungenund Begutachtungen ist mit einer Mehr¬
einnahme zu rechnen. Entsprechendder höheren Einnahme aus dem Verkauf von Prüfapparaten erhöht sich die
Ausgabe für deren Herstellung.

Durch die erhöhte Beanspruchung des Instituts, insbesondere für die neu hinzutretenden Aufgaben im
Rahmen des Vierjahresplanes bei der Bearbeitung von Fragen des gewerblichenNachwuchsesund der Umschu¬
lung von Arbeitskräften, entstehen größere Reisekosten. Eine Erhöhung dieser Kosten um 800 H?^i läßt sich
nicht umgehen.

Die höheren Beträge für Besoldungen sind einesteils bedingt durch den Ausbau des Instituts, zum ande¬
ren durch die unvermeidbar gewordene gehaltliche Aufbesserungder wissenschaftlichen Hilfskräfte.

V. Volksfürsorge.
Kapitel 40:

Es handelt sich um Erstattungen, deren Höhe durch die entsprechendenAusgaben festliegt.

Einnahme.
Kapitel 41 Titel 1:

Die außerordentlichgünstige Arbeitsmarktlage führt zu erhöhten Erstattungen der Fürsorgebedürftigenund
Drittverpflichteten. Es ist anzunehmen, daß die vorgesehene Einnahme von 150 000 A^l erreicht wird.

Kapitel 41 Titel 3:
Es handelt sich um Erstattungen von Kranken- und Invalidenrenten. Nach dem Abschluß des Jahres

1928 läßt sich rechtfertigen,für das Jahr 1939 mit einer Einnahme von 20 ooo K^l zu rechnen.
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Kapitel 41 Titel 4:
Als Titel 4 2 empfiehlt sich die Schaffung eines besonderen Titels über den Eingang von Zinsen aus dem

bei der Rheinischen Girozentrale und Provinzialbank in DüsseldorfangelegtenFonds „Produktivdarlehen an Hilfs¬
bedürftige für Zwecke der Aufrichtungbzw. Erhaltung ihrer Existenz".

Bei Titel 4 b kann eine Entnahme in Höhe des Vorjahres nicht erfolgen, weil dem Landesfürsorge--
verband keine neuen Mittel aus der Staatskasse überwiesen worden sind und der Fonds ziemlich erschöpft ist.

Bei Titel 4 c wird sich die Einnahme gegenüberdem Vorjahre voraussichtlichum 4 000 K^i erhöhen,
weil infolge erhöhter Ausgabe von Darlehen im vergangenen Rechnungsjahr größere Rückflüssezu erwarten
sein werden. Im übrigen wird in Zukunft mit einem geringfügigen Ausfall in der Einnahme zu rechnen sein,
weil durch Runderlaß des Reichsministersdes Innern vom 3. November 1938 — V XV I 14/33 — 7355 — bei
besondersbedürftigen und würdigen Gesuchstellernausnahmsweise von dem Nachweis einer ausreichendenDar-
lehnssicherheitabgesehen werden darf, wenn eine solche Darlehnsbewilligung aus Mitteln des Zinöaufkommens
vergebenerDarlehnsbeträge erfolgt.

Ausgabe.
Kapitel 41 Titel 1:

Auf die Wechselwirkungenzwischen der Arbeitsmarktlage und den Aufwendungen der Volksfürsorge
ist in den letzten Jahren immer wieder hingewiesenworden. Zugleich wurden die Gründe dargelegt, die es ver¬
ständlich machen, daß das Absinkender Aufwendungendes Landeofürsorgcverbandeö nicht gleichen Schritt halten
konnte mit der Verminderung der Leistungender Bezirksfürsorgeverbände. Die außerordentlichgute Beschäfti¬
gungslage im letzten Jahre hat sich auf den Haushalt des Landesfürsorgeverbandesinsofern günstig ausgewirkt,
als nunmehr auch der überwiegendeTeil der arbeitsfähigen Landhilfsbedürftigenin Arbeitsstellenvermittelt und
somit auf eigene Füße gestellt werden konnte. So erklärt sich die Verminderung der Ausgabenbei Titel 1 L.

Kapitel 41 Titel 3:
Der mit der Durchführung des Neichsgesetzes gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecherund über Maß¬

regeln der Sicherung und Besserung vom 24. "November 1933 und mit der PreußischenAusführungsverordnung
vom 16. Oktober1934 beabsichtigte Schutz der Volksgemeinschaftgegen asozialeElemente verursacht vorerst noch
von Jahr zu Jahr steigende Aufwendungen. So erklärt sich die erhöhte Ausgabe bei Kapitel 41 Titel 3.

Kapitel 41 Titel 4:
Bei Titel 4 a können nur 33 050 A^t gegenüber35 000 H^i im Vorjahre eingesetztwerden. Bei

Titel 4 c muß von einer Abführungan den Fonds „Produktivdarlchen an Hilfsbedürftige für Zwecke der Aufrich¬
tung bzw. Erhaltung ihrer Existenz"abgesehen werden, da sonst 'die Mittel für eine Ausgabe neuer Darlehen
nicht reichen.

Kapitel 41 Titel 2: Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler.
Die allgemeine Arbeitsmarktlage spiegelt sich auch im Haushalt der Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler

wieder. Voll einsatzfähige Arbeitslosestehen bekanntlich in nennenswertemUmfangeder Wirtschaftnicht mehr zur
Verfügung. Offensichtlich sind infolgedessen die Bezirksfürsorgeverbändebemüht, die noch irgendwie arbeitsein-
satzfähigcn Asozialen nach Möglichkeitin eigenen Betrieben, Arbeitsstätten, Heimen für beschränkt Erwerbsfähige,
beim Straßenbau usw. zu verwerten. Die Einweisung nach Brauweiler erscheint heute tatsächlich,nachdem alle
örtlichen Maßnahmen sich als erfolglos erwiesen haben, als das letzte Mittel, und sie beschränkt sich fast ausschließ¬
lich auf vermindert arbeitsfähige, asoziale Personen.

Sicherlich kommt bei dieser Entwicklung auch dem erzieherischen Einwirken der Partei und der NSV.-
Dienststellenauf die Unterhaltspflichtigeninsoferneine erhöhte Bedeutung zu, als die in der geschlossenenAnstalt
unterzubringendensäumigen Unterhaltspflichtigenimmer seltener werden. Es wäre zu wünschen, daß es auch ohne
den Zwang der Anstalt auf die Dauer gelänge, das Pflichtbewußtseinder einzelnen Familiengliedergegenüber der
Familiengemeinschaftwachzuhalten.

Die Notwendigkeit, alle irgendwie verfügbaren Arbeitskräfte in den Dienst des Volksganzenzu stellen,
zwingt die Justizbehörden dazu, die auf Grund des § 426 Reichsstrafgesetzbuches (Gesetz vom 24. 11. 1933)
in Brauweiler untergebrachtenInsassen nach Möglichkeit zu Bodenverbesserungsarbeiten(Entwässerungs- und
Meliorationsarbeiten) zu verwenden.

Alle diese Bemühungen außenstehenderStellen, die noch irgendwie verwertbaren Arbeitskräfte von der
Überführung in die geschlosseneAnstalt fernzuhalten, zwingen naturgemäß zu einer Verminderung der Belegung
des Arbeitshauses. Nach der Entwicklungim Rechnungsjahr 1938 wird dem Haushaltsplan für das kommende
Jahr folgender Bestand an Insassen zugrunde gelegt werden können:
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Landhilfsbedürftige zu einem Pflegesatzvon 1,70 A^l je Person und Tag...... 130
Insassen auf Grund des § 426 Neichsstrafgesetzbuches (Gesetz vom 24.11.1922) zu einem Pflege-

satz von 1,50 K^t je Person und Tag ................... - . 435
Säumigeünterhaltspflichtigezu einem Pflegesatz von 1,20 K^l je Person und Tag ... 40
Bezirkshilfsbedürftige zu einem Pflegesatz von 1,70 A^l je Person und Tag...... 200
Männliche Fürsorgezöglinge zu einem Pflegesatzvon 1,70 K^/i je Person und Tag ... 20
Weibliche Fürsorgezöglinge zu einem Pflegesatz von 2,— K^ je Person und Tag ... 5
Entmündigte Trinker und Tr < nkerinnen (Rheinländer) zu einem Pflegesatzvon 1,20 K^l

je Person und Tag .......................... 1,50
Entmündigte Trinker und Trinkerinnen (Nichtrheinländer) zu einem P'flegesatz von

1,50 .Zl^l je Person und Tag ....................... 50
Weibliche Geschlechtskranke zu einem Pflcgesatz von 2,75 K^i je Person und Tag . . . 20

zusammen: 1, 050
Titel I: Die verminderte Belegung der Anstalt bedeutet nicht nur eine Mindereinnahme an Pflegegeldern, son¬
dern auch eine verminderte Einnahme bei den Arbeitsbetrieben,zumal Facharbeiter so gut wie gar nicht mehr zur
Überweisunggelangen dürften.

Der Erfassung aller Arbeitsfähigen auf der einen entspricht die Aussonderungder Arbeitsunfähigen,Sie¬
chen und Asozialenaus der Volksgemeinschaftauf der anderen Seite. Nimmt man hinzu die sich von Jahr zu
Jahr in stärkerem Maße bemerkbar machendeÜberalterung des deutschen Volkes, so wird es begreiflich, daß die
Zahl der Landhilfsbedürftigeneine gewisse Steigerung erfährt. Bei ihnen handelt es sich in der Hauptsache um
alte Landstreicher, Bettler usw., die unter dem Druck des verschärftenpolizeilichen Zwanges vielfach ihr Wander¬
leben auf der Landstraßeaufgebenund notgedrungenBrauweiler als letzte Zufluchtsstätte aufsuchen. Als brauch¬
bare Arbeitskräfte kommen diese Leute naturgemäß auch nur ganz vereinzelt in Frage.
Titel II: Die voraussichtlicheMehr- bzw. Minderausgabe bei Titel II ist auf verschiedenePersonalver¬
änderungen sowie andere Eingruppierungen von Angestelltenzurückzuführen.
Titel III: Die Minderausgabe bei der Beköstigung der Insassen wird durch die bei Titel I bereits gegebe¬
nen Erläuterungen — voraussichtlicheMinderbelegung der Anstalt — begründet. Es wurde wie im Vorjahr
ein Satz von 0,48 H^l je Insasse zugrunde gelegt. Der verminderten Einnahme aus Pflegekosten steht hier
naturgemäß eine verminderte Ausgabe gegenüber. Die Mindereinnahme aus Beamten- und Angcstelltenbekösti-
gung wird durch die verminderte Inanspruchnahme der Anstaltsküchedurch Beamte und Angestelltebegründet.
Während im laufenden Rechnungsjahr durchschnittlich18 Beamte und Angestellte an der Veamtenkücheteil¬
nahmen, werden im kommendenRechnungsjahr voraussichtlich nur 16 Beamte und Angestellte verpflegtwerden.
Gegenüber dem Vorjahr wurde eine Erhöhung der Kosten von 1,15 K^t auf 1,20 H^t für die Beamtenküche
vorgesehen.
Titel V: Die voraussichtliche Mindereinnahme bei Titel V Nr. 2 — Nrbeitsbetriebe— wird zum Teil durch das
bei Titel I Gesagte begründet. Die verminderte Überweisungvon arbeitsfähige»,Insassen wird sich zweifellos
bei den Arbeitsbetriebender Anstalt bemerkbarmachen. Sodann aber wird bei allen Arbeitsbetrieben, besonders
bei der Weberei, die Beschäftigungsmöglichkeitund damit ihre Rentabilität von der Zuteilung der erforderlichen
Rohstoffe abhängen. Aus diesem Grunde wird auch die Einnahme aus der Gestellung von Außenkommandos
von der Anstalt für das kommende Rechnungsjahr um rd. 10 000 K^l höher veranschlagt als im Haushaltsansatz
für das laufende Rechnungsjahr, da ja die Gestellung von Außenkommandosunabhängig von der Zuteilung von
Rohstoffen usw. ist.
Titel VI Nr. 1: Der gegenüberdem vorjährigen Ansatz um rd. 1 000 HZ^i verminderte Ansatz für Arbeitsbe¬
lohnungen wird durch die geringe Belegung der Anstalt begründet.

Bei Nr. 2 dieses Titels — Renten auf Grund des Gesetzes betr. Unfallfürsorge für Gefangene — ist
eine Erhöhung der Ausgabe nicht zu vermeiden, da diese durch das Hinzukommenvon ein bis zwei weiteren Ren¬
tenfällen bedingt ist.
Kapitel 42: Fürsorge für Geisteskranke,Schwachsinnigeund Epileptikernach § 6 der PreußischenAusführungs¬
verordnung vom 17. April 1924/30. Mai 1932.

Das Rechnungsjahr 1937 hat am 21. März 1928 mit rd. 7 475 500 Pflegetagen abgeschlossen.
Das Rechnungsjahr 1928 wird voraussichtlichmit rd. 7 555 500 Pflegetagen bei einem Krankenbestande

im Jahresdurchschnitt von rd. 20 700 Personen abschließen.
Nach den vorliegendenErfahrungen der letzten Jahre muß auch für das Rechnungsjahr 1939 mit einer

weitere,: Zunahme an Anstaltspfleglingen gerechnetwerden. Da diese Zunahme auf 300 Pfleglinge zu veran¬
schlagen ist, wird für das Rechnungsjahr 1939 ein Durchschnittsbestandvon 21 000 bezirkshilfsbedürftigenPfleg¬
lingen mit insgesamt 7 686 000 Pflegetagen eingesetzt.Nachdem bereits für das Rechnungsjahr 1938 in der
Erwartung eines Durchschnittsbestandesvon 21 000 bezirkshilfsbedürftigenPfleglingen 7 665 000 Pflegetage
eingesetzt worden waren, ohne daß aber diese Zahlen erreicht wurden, braucht für das Rechnungsjahr 1939 ledig¬
lich eine Erhöhung der Zahl der Pflegetage insoweit vorgenommen zu werden, als der in dieses Rechnungsjahr
fallende Schalttag mit 21 000 Pflegetagen zu berücksichtigen ist. Auf diese Weise ergibt sich für das Rechnungsjahr
1929 die bereits genannte Zahl von 7 686 000 Pflegetagen und unter Zugrundelegungeines einheitlichen Spezial-
kostensatzes von täglich 1,50 H^l für sämtlicheauf Grund des § 6 der Preußischen Ausführungsverordnung
untergebrachtenAnstaltspfleglingeeine Einnahme unter:
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Kapitel 42 Titel 1 2: Erstattungen der Bezirksfürsorgeoerbände.
1. Spezialkosten:

? 567 050 Pflegetage je 1,50 K^l für 20 675 Geisteskranke,Schwachsinnige,Epileptiker,
soweit sie unter § 6 der Ausführungsverordnung zur Fürsorgepflichtverord¬
nung fallen rd....................11 250 600 K^l

2. Nebenkosten: .................. 124 300 „
Summe: 11474 900^«

Kapitel 42 Titel 1d: Erstattung aus Kapitel 41 Titel 3 lH, Ausführung des § 42d
des Reichsgefetzes gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecherund über
Maßregeln der Sicherung und Besserung vom 24. November 1933
und des Preuß. Ausführungsgesetzesvom 16. Oktober 1934) siehe
Vorbericht zu Kapitel 41 Titel 3.

118 950 Pflegetage je 2,50 K^ für 325 Personen rd.......... 297400 H.L
7 686 000 Pflegetage für 21 000 Personen ..............11 772 300 K^l

Kapitel 42 Titel 2: Erstattungen der Kranken und Drittverpflichteten ....... 1275 000 K^i
Der Betrag wurde gegen den Voranschlagfür 1938 um 81 300 K^t herabgesetzt,

da damit zu rechnenist, daß die Höhe des Eingangs an Beiträgen gegenüber dem Ansatz
des Vorjahres vorläufig zurückbleibt.

Kapitel 42 Titel 20: Sonstiges...................______ 1 000 K.«
Die Ausgabe stellt sich wie folgt: ^3 148,300 H^i

Kapitel 42 Titel 1: Anstaltspflegekosten.
Unter Zugrundelegung der gültigen Pflegekostensätze ergibt sich als Durchschnittspflegesatz der Betrag von

2,12 H^C für den Kopf und Tag für sämtliche vom RheinischenLandesfürsorgeverbandebetreuten Anstaltsvfleg-
lingc in Provinzial- und Privatanstalten.

Der Pflegesatzin den Rheinischen Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten beträgt für den Kopf und Tag
2,50 H^i, bei den in Heim- und Familienpflegeuntergebrachten Kranken 1,90 H^l einschließlich der Aufwen¬
dungen der an der Versorgung dieser Kranken beteiligtenProvinzialanstalten.

Der Durchschnittspflegesatz für die in den Anstalten anderer Provinzialverbände untergebrachtenKranken
des Rheinischen Landesfürsorgeverbandesbeträgt 2,08 Hl^i für den Kopf und Tag. Hier handelt es sich fast
ausschließlich um chronische Pfleglinge mit geringen Bedürfnissen.

Der Durchschnittspflegesatzin den Privatanstalten beträgt 1,704 H^i für den Kopf und Tag.
Hiernach sind als Ausgaben zu berechnen:

7 686 000 Pflegetage je 2,12 K^i rd ..................16 294 200 K./i
Dazu an Nebenkosten für sämtliche Pfleglinge ............... 152 600 „

Summe: 16 446 900 A^t
ab für an die Anstalten direkt gezahlte Beiträge Drittvervflicktctcr nsw ........ 60 000 „

.,„ . Summe: 16 286 900 HH
Hiervon entfallen auf:

1. In den Rheinischen Provinzialanstalten:
Kapitel 42 Titel 1 2: Für Geisteskranke,Schwachfinnigeund Epileptiker.

2) in Anstaltspflege:
(10 292 Kranke - 2 802 828 Tage je 2,50 H^) -- rd..... 9 509 600 ,^?,»7

d) in Heim- und Familien pflege:
(1 266 Kranke--499 956 Tage je 1,90 AFl) - rd.....949 900 „

c) Nebenk 0 sten:............... 95 000 „
10 554 500 K.«

cl) ab für an die Anstalten direkt gezahlte Beiträge Drittverpflichte¬
ter usw ................... 60 000 „ 10 494 500

2. In den Anstalten anderer Provinzialverbände:
Kapitel 42 Titel 1 d: Für Geisteskranke,Schwachsinnigeund Epileptiker.

2) Pflegekosten:
(520 Kranke -- 192 980 Tage je 2,08 H.«) ^ rd. . ,

b) Nebenkosten: . . . > . . . . . . . . .
2. IndenPrivatan stalten:
Kapitel 42 Titel 1 c: Für Geisteskranke,Schwachsinnigeund Epileptiker.

a) Pflege kosten:
(8 711 Kranke ^ 2 188 226 Tage je 1,704 K^t) -- rd. .

b) Nebenkosten: .............

402 500 H^/i
6 000 „ 409 500 „

^r.

. 5 421 200 A./i
51 600 „ 5 482 900 „

Summe wie oben: 1b 286 900 K^t
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Übertrag:
Bei 7 686 000 Pflegctagen und bei einem Geldbedarf für Pflcgekosten von

1b 294 200 A^i ergibt sich mithin ein Durchschnittspflegesatzvon 2,12 K.«>

Kapitel 42 Titel 2: Unterbringungskostenfür solche Personen, fiir die die öffentliche Für¬
sorge nicht in Anspruch genommen werden kann ......

Die Summe entsprichtdem Haushaltsansatz des Vorjahres.

Kapitel 42 Titel 3: Beihilfen an Bezirksfürsorgeverbändeusw. für Zwecke der sogenannten
offenen Fürsorge ................

Die Summe entspricht dem Haushaltsansatz des Vorjahres.

Kapitel 42 Titel 20: Sonstige Aufwendungen auf dem Gebietedes Irrenweseus und zur
Abrundung.

Die Provinzialverwaltung hat ein großes Interesse an der Förderung der Aufgaben
allgemeiner Art auf dem Gebiete des Geisteskrcmkcnwescns, vor allem, soweit diese Aufgaben
sich auch außerhalb des Bereichs des eigenen Instituts für psychiatrisch-neurologische Erb¬
forschungerstrecken auf die Untersuchungder Ursachen der Geisteskrankheiten, auf
Vorbereitung zukünftiger erbbiologischer Maßnahmen des Staates, auf besondereBehand¬
lungsmethoden usw., um so dem Anwachsender Zahl der Kranke», entgegenzuwirken.Aus
diesem Titel wird u. a. zur Verwendung bei einschlägigen wissenschaftlichen Instituten, ins¬
besondere bei der von Prof. Dr. Rüdin geleiteten Forschungsanstaltfür Psychiatrie in Mün¬
chen ein Betrag von 6 000 H^i an die Kaiscr-Wilhclm-Gescllschaftzur Förderung der Wissen¬
schaften in Berlin gezahlt. Ferner werden aus diesem Titel die Prozeßkosten,sowie die Reise¬
kosten für den pädagogischen Sachverständigen in Schwachsinnigenangelegcnheitenbestritten.
Der Gesamtbetrag ist wie im Vorjahre auf ................
festgesetzt worden. Ausgabe:

Einnahme:
Provinzialzuschuß:

16 386 900 KH

25 000

12 000

12 000
16 435 900 K^i
13 148 300 H^

3 287 600 K.«

Kapitel 42 Titel 4 bis 12: Prooinzial- Heil- und Pflegeanstalten sowie Rheinische Landesklinik für Iugendpsychi-
atrie in Bonn und Rheinisches Provinzial-Institut für psychiatrisch-neurologische
Erbforschungin Bonn.

Die Haushaltspläne der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten umfassen die auf gesetzlicher Grundlage
beruhende Fürsorge des Rheinischen Landesfürsorgeverbandes(Provinzialverbandes) für Geisteskranke,Epileptiker
und Schwachsinnigein eigenenAnstalten. Neben hilfsbedürftigen Pfleglingen auf Grund der Fürsorgepflicht¬
verordnung finden auch selbstzahlende Kranke Aufnahme.

Aus nachstehender Übersicht ergeben sich die dem Haushaltsplan für 1939/40 zugrunde liegenden Zahlen
der Kranken, Beamten und Angestellten,die zu verpflegen bzw. zu beköstigen find:

E« befinden sich Kranke in: 3u beköstigen sind:

Anstalten ver

I

iflegu ngsKIasse

II
Heim» und
Familien-

pflege

Veamte, Nn
I. lisc

gegen
vezahlung

zestellte usw.
Masse

ohne
Bezahlung

Insgesamt

Andernach. . 3 1332 100 98 16 1549
Bedburg-Hau. — 3210 260 215 30 3715
Bonn . . . 4 1049 117 91 22 1283
Düren . . . — 1420 170 110 19 1719
Galkhausen . — 1320 370 110 15 1815

Grafenberg 18 1078 134 93 20 1343

Iohannistal . — 2 300 210 143' 29 2 682 » elnM. ? pfl«.
g« in waldnlel,
denenanftelleoun(e!n,chl. NbNg

waldnlcl)

1939 Summe 25 11709 1361 860 151 14 106 LeKöstiguna ge>
wahrt w!ri.

11734 1011

13 095

1928 Summe 25 11659

11684

1271 894 156 14 005

1050
12 955
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Hiernachwird für das Rechnungsjahr1939/40 mit einem Durchschnittskrankenbestandvon 13 095 Köpfen
oder 4 792 770 Pflegetagen (einschl. 1361 Heim- und Familienpfleglingenmit 498 126 Pflegetagcn) gerechnet
während im Haushaltsjahr 1938/39 durchschnittlich12 955 Kranke (einschl. 1 271 Heim- und Familienpfleg¬
linge) vorgesehen waren. Mit Rücksicht auf die noch gegebene steigende Tendenz in der Krankenbewegungsind dem¬
nach für das Haushaltsjahr 1939/40 140 Köpfe mehr als im Haushaltsjahr 1938/39 vorgesehen.

In der Durchschnittskrankenzahlvon 13 095 Kranken sind 25 Selbstzahler 1. Klasse und 680 Selbst¬
zahler 2. Klasse enthalten. Im übrigen handelt es sich um Kranke, die auf Grund der Verordnung über die Für¬
sorgepflicht vom 13. Februar 1924 bzw. der Ausführungsverordnung hierzu vom 17. April 1924 untergebracht
werden. In der Zahl dieser Kranken sind auch 325 Personen einbegriffen, für die das Gesetz gegen gefährliche
Gewohnheitsverbrechervom 24. November 1933 — Ausführungsgcsetzhierzu vom 16. Oktober 1934 — <M 42d
und c RStGB.) zur Sicherung und Besserungdie Unterbringung in einer Heil- und Pflegeanstalt vorsieht.

Die Selbstzahler 2. Klasse sind größtenteils Kranke, welche für Rechnung von Trägern der Sozialver¬
sicherung untergebrachtsind, deren Leistungen meistens nicht den Pflegesatz 2. Klasse von 2,80 A.« erreichen, sodaß
der Pflegesatz entsprechend ermäßigt werden muß. Zu dieser Ermäßigung ist der Landeshauptmann durch das Re¬
glement ermächtigt. Der Pflegekostensatz für die Selbstzahler 1. Klasse beträgt 6 Ht^l je Kopf und Tag. Der
Einnahmeansatzfür Selbstzahler bei Titel I 1 ist entsprechenderrechnet.

Die Pflegesätzevon 2,50 H^i je Kopf und Tag für bezirks- und landhilfsbedürftige Kranke und von
1,90 K^i je Kopf und Tag für Heim- und Familienpfleglinge find gegen das Vorjahr unverändert geblieben.
Hierbei ist zu berücksichtigen, daß in diesen Pflegesätzender auf die Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten ent¬
fallende Anteil an den persönlichen und sächlichen Kosten der Hauptverwaltung und an den aufzubringendenRück¬
lagen (Grunderwerbs- und Erweiterungsrücklage,Erneuerungsrücklage) enthalten ist.

Unter Zugrundelegung dieser Pflegesätze und des höheren Krankendurchschnittsbestandessowie unter Be¬
rücksichtigung des Schaltjahres ergibt sich bei Titel I an Pflegegeldern gegen das Vorjahr eine Mehreinnahme
von 148 500 K^i.

Die unter Titel I Nr. 5 aufgeführten Nebenkostensind in Einnahme und Ausgabe um 17 000 H^i gesenkt
worden, da nach den vorliegendenErfahrungen der um diese Summe gekürzte Betrag als ausreichend angesehen
werden kann.

Die Einnahme aus den Wegegeldern dient zur Deckungder unter Titel II—VI nachgewiesenen Aus¬
gaben der Heil- und Pflegeanstalten, soweit diesen keine oder nicht ausreichendeEinnahmen gegenüberstehen.

Die Ausgabe bei Titel II Nr. 1 a — Personalaufwand für Beamte — wird im Rechnungsjahre 1939/40
durch die 32. Änderung des Beamtenbesoldungsgesetzesvom 27. September 1938 zugunsten der Kinderreichen,
durch die planmäßigen Steigerungen der Bezüge und durch die Schaffung einiger neuer Stellen erhöht. Die Er¬
höhung der Bezüge der kinderreichen Beamten in den Heil- und Pflegeanstalten erfordert einen Mehraufwand von
rd. 100 ooo H^i gegenüber dem ursprünglichen Ansatz für 1938. An neuen Beamtenstellen sind je eine Apo-
thekerstelle in Besoldungsgruppe 2 c 2 bei den Anstalten Düren und Galkhausen vorgesehen. Da diese Stellen
bisher mit Angestelltenbesetzt waren, deren Bezüge bei Titel II Nr. 2 a verrechnet wurden, tritt bei diesem Titel
eine entsprechende Verminderung der Ausgabe ein. Ferner sind die Stellen von 3 Verwaltungsgehilfen in beam¬
tete Anstaltsassistentenstellenumgewandelt worden. Um die für diese Beamten vorgesehenen Bezüge vermindert
sich die Ausgabe bei Titel II Nr. 2 d, da diese Stellen bisher aus diesem Titel bezahlt wurden. Endlich ist die
Umwandlung der Verwaltungsinspektorenstellebei der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Iohannistal aus einer
Stelle in der Besoldungsgruppe 4 c 2 in eine solche der Besoldungsgruppe 4 c 1 vorgesehenmit Rücksicht auf
die erhöhte Verantwortung des Inhabers dieser Stelle als des ersten Verwaltungsbeamten der getrennten Ab¬
teilung Waldniel dieser Anstalt. Andererseits erfährt der Titel II Nr. 1 2 eine Entlastung durch die Streichung
einer Anzahl Stellen für beamtete Pfleger und Pflegerinnen und Handwerker. Diese Stellen sind bisher nach
dem Ausscheiden ihrer beamteten Inhaber mit Angestellten besetzt worden, deren Bezüge auf diese Beamtenstellen
verrechnetwurden. Im Haushaltsplan 1939/40 sind diese Stellen und die erforderlichenBezüge bei den für
angestelltePfleger und Handwerker vorgesehenen Ausgabctiteln — II Nr. 2 c und II Nr. 3 3 — eingesetzt.In
Angestelltenstellenumgewandelt worden sind folgende beamtete Stellen in der Anstalt

Andernach 6 Pfleger- und Pflegerinnenstellen 0 .handwerkerstellen
Bedburg-Hau 9 // // // 6 //
Bonn 17 ,/ // // 6 //
Düren 16 // // // 5 //
Galkhausen 2 // // // 5 ,/
Grafenberg 12 // // ,/ 2 //
Iohannistal 13

75 Pfleger¬ und Pflege
// 3 //

insgesamt rinnenstellen 27 Handwerkerstellen

Außerdem sind an der Anstalt Andernacheine beamtete Sekretärstelle und eine beamtete Stelle für eine
Wäscheaufseherinin Anqestelltenstellenumgewandelt worden. Endlich ist die Stelle eines beamtetenAnstaltsgeist¬
lichen in der Anstalt Düren in Wegfall gekommen. Der für die Ausübung der Scelsorge an dieser Anstalt erfor¬
derliche Betrag ist bei Titel II Nr. 4 b vorgesehen.
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Unter Titel II Nr. 1 d — Bezüge für nichtplanmäßige Beamte — sind in diesem Jahre erstmalig die
Besoldungenfür 1,9 Assistenzärzte eingesetzt, die bisher bei Titel II Nr. 2 2 vorgesehen waren. Bei diesem Titel
tritt eine entsprechende Senkung des Ausgabeansatzesein.

Unter Titel II Nr. 2 b erscheint je ein Verwaltungsgehilfezusätzlichfür die AnstaltenBonn und Grafenberg,
bei denen der Umfang der Büroarbeiten in einem erheblichen Umfang zugenommenhat. Bei der Anstalt Andcrnach
ist die Stelle eines Verwaltungsgehilfen durch die Verpachtung der Abteilung Hausen in Fortfall gekommen. Die
Erhöhung der Ausgabe bei diesem Titel ist durch die Umwandlung einer beamteten Sekretärstelle bei der Anstalt
Ändernach in eine Verwaltungsgehilfenstelleeingetreten.

Bei Titel II Nr. 2 c — Pflegepersonal — mußte mit Rücksicht auf die vorgesehene höhere Belegung der
Abteilung Waldniel eine Pflegerstelle zusätzlich eingesetzt werden. Ferner ist der Einsatz einer weiteren Pfleger¬
stelle bei der gesichertenAbteilung der Anstalt Düren notwendig geworden. Dagegen konnten bei der Anstalt
Ändernach infolge der Abgabe der Abteilung Hausen 2 Pfleger- und 3 Pflegerinnenstellen,bei der Anstalt Bonn
aus anderen Gründen 1 Pfleger- und eine Pflegerinnenstelleeingespartwerden. Die trotzdem eingetreteneAusgabe-
crhöhung beruht auf den schon bei Titel II Nr. 1a erwähnten Umwandlungen von Beamten- in Angestelltenstellen.

Bei der Ausgabe für Handwerker — Titel II Nr. 2 2 — ist aus dem gleichenGrunde eine Erhöhung
eingetreten. Eine Stellenvermehrung ist notwendig geworden in der Anstalt Ändernach in Gestalt einer Schlofser-
und Heizerstelle, die durch den erhöhten Umfang des technischenBetriebes bedingt ist, in der Anstalt Düren durch
die Einsetzung einer Dachdeckerstelle, die infolge der zunehmenden Instandhaltungsarbeiten der Dächer notwendig
geworden ist, in der Anstalt Grafenberg durch die Schaffung einer Stelle für einen Metzgermeisteran der neu
einzurichtendenMetzgerei und in der Anstalt Iohannistal in Gestalt einer Schreinergehilfenstelle,die durch die
erheblich erhöhte Belegung der Anstalt notwendiggewordenist, und einer Stelle für einen Gartenarbeiter, die sich
aus dem Fortfall der Gärtnerlehrlingsstelle und der Notwendigkeitder intensiveren Forstbewirtschaftungergeben
hat. Durch die Verpachtung der AbteilungHausen sind 3 Handwcrkerstellen bei der Anstalt Ändernach in Fort¬
fall gekommen.

Das Hauspersonal — Titel II Nr. 3 b — hat sich durch die Abgabe der AbteilungHausen um eine Stelle
bei der Anstalt Ändernachvermindert. Eine Erhöhung der Ausgabe bei diesem Titel ist bei allen Anstalten durch
eine allgemeine Heraufsetzungder Bezüge der Hausgehilfinnen eingetreten.

Der Wert der an Angestelltegewährten freien Station ist bei den einzelnen Ausgabetiteln des Titels II
— Personalaufwendungen — in Ausgabe und bei dem Titel III Nr. 1 — Beköstigung — und IV Nr. 2 —
Mieten und Pachte — in Einnahme nachgewiesen. Die Mehrausgabe für Ruhegehälter und Hinterbliebenen¬
bezüge — Titel II Nr. 4 2 ^ entsprichtdem Besoldungsaufwand, auf welchemdiese Bezüge anteilmäßig umge¬
legt werden.

Der für Seelsorge — Titel II Nr. 4 b — erforderlicheMehrbetrag ist dadurch entstanden, daß mit den
zuständigen Pfarrgemeinden Verträge über die Ausübung der katholischen Scelsorge in den Anstalten Düren und
Iohannistal abgeschlossen worden sind, nachdem die bisherigen Stelle», für beamtete Änstaltspfarrer in diesen
Anstalten in Fortfall gekommenwaren.

Das im Vorjahre bei der Beköstigung— Titel III Nr. 1 — erstmalig zur Anwendunggelangte System
der Staffelung der Beköstigungssätzein den einzelnenProvinzialanstalten hat sich bewährt und ist daher für das
kommende Rechnungsjahr beibehaltenworden. Auf Grund der Ergebnisse für das Rechnungsjahr 1938 ist eine
weitere Senkung des Beköstigungssatzesum 0,02 HK je Kopf und Tag vorgenommenworden. Der Ansatz beträgt
daher für das Rechnungsjahr 1939/40 in den Anstalten

Ändernach, Bedburg-Hau, Düren und Iohannistal .....0,46 K^l je Kopf und Tag statt 0,48 A^l
Bonn und Galkhausen .............. 0,47 „ „ „ „ „ „ 0,49 „
Grafcnberg .................0,48 „ „ „ „ „ „ 0,50 „

Diese Sätze werden unter gleichbleibenden Verhältnissen nicht in vollem Umfang in Anspruch genommen.
In ihnen ist ein Spielraum enthalten, der erforderlich ist, um etwaige Marktschwankungenauffangen zu können.

Die durch diese Ermäßigung des Beköstigungssatzesje Kopf und Tag eintretendeVerminderung der Aus¬
gabe wird durch die Einbeziehungeines weiteren Pflegetages infolge des Schaltjahres teilweise wieder aufgehoben.

Bei Titel III Nr. 2 — Bekleidung,Lagerungund Wäsche — Titel III Nr. 3 — Für Untersuchungen,Arz¬
neien usw. ^, Titel III Nr. 4 — Bücherei, Kirchen- und Unterrichtsbedürfnisse—, und Titel III Nr. 5 — Ar¬
beitsbelohnungen und Erheiterung der Kranken — sind die gleichen Sätze wie im Vorjahre zur Anwendung ge¬
langt. Soweit bei Titel III Nr. 3 und III Nr. 5 geringe Erhöhungeneingetretensind, sind diese auf das Schalt¬
jahr zurückzuführen.

Bei Titel III Nr. 5 der Einnahme ist eine geringe Erhöhung durch Mehrbeschäftigungvon Kranken zu
erwarten.

Durch die Unterbringung von 90 zusätzlichen Anstaltspfleglingen in Heimpflege tritt bei Titel III Nr. 6
eine Mehrausgabe von 51 200 K^l ein, der eine entsprechende Mehreinnahme an Pflegegeldernbei Titel I gegen¬
übersteht.

Bezüglichder bei den Titeln IV Nr. 1 und IV Nr. 4 in Erscheinung tretenden Änderungenin der Ausgabe
wird auf die entsprechende Begründung in dem Verrechnungshaushalt verwiesen. Bei Titel IV Nr. 2 wird mit
einer erhöhten Einnahme infolge der Bereitstellung einer Anzahl neuer Dienstwohnungen gerechnet.
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Bei Titel IV Nr. 5 — Heizung, Beleuchtung,Wasserversorgung— wird eine Verminderung der Einnahme
eintreten, da infolge der Verpachtung der AbteilungHausen die aus dem Betrieb des Elektrizitätöwerksdieser Ab¬
teilung erzielten Einnahmen in Fortfall kommen. Die Ausgabe bei dem gleichen Titel ist infolge der Verpachtung
der Abteilung Hausen zurückgegangen. Außerdem wird mit Einsparungen bei den Anstalten Bedburg-Hau und
Iohannistal gerechnet.

Die Ausgabe für Reinigung — Titel IV Nr. 6 — hat bei sämtlichenAnstalten eine geringe Erhöhung
erfahren, da es sich herausgestellthat, daß zur Schonung der neuen Gewebe die Verwendung eines Seifenpulvers
mit erhöhtem Fettgehalt erforderlich ist. Es kann nach den Versuchsergebnissen erwartet werden, daß die hier ent¬
stehende Mehrausgabe durch eine längere Haltbarkeit der Wäsche wieder ausgeglichen wird. In dieser Er¬
wartung ist die Ausgabe für Bekleidung,die sonst mit Rücksicht auf das Schaltjahr eine Erhöhung erfahren hätte,
nicht erhöht worden.

Bei Titel V Nr. 1 — Land- und Viehwirtschaft — sind die Ansätze für Einnahme und Ausgabe insgesamt
mit Rücksicht auf den Wegfall des der Abteilung Hausen angeschlossenen landwirtschaftlichen Betriebesherabgesetzt
worden.Diese Herabsetzungen werden teilweise wieder ausgeglichen durch die Mehreinnahme und Mehrausgabe,
die sich aus der verstärkten Viehhaltung einzelnerAnstalten ergeben. Aufwendungenin besonderer Höhe werden
bei den Anstalten Bedburg-Hau durch die Beschaffungeiner neuen Dreschmaschine und Dürcn durch die Beschaf¬
fung eines Treckers und zweier Stahlwagen für den Kartoffeltransport von dem Gute Homme'lsheimzur Anstalt
verursacht. Gegenüberdem Vorjahr ermäßigt sich infolgedessen der Überschuß der landwirtschaftlichen Betriebe um
2 800 Ft^l.

Bei Titel V Nr. 1 d — Lohnaufwand— kommen infolge Abgabe des landwirtschaftlichenBetriebs der
Abteilung Hausen 6 Stellen und durch Nichtwiederbesetzung eine Stelle bei der Anstalt Düren in Fortfall. Bei
der Anstalt Andernach ist die Schaffung einer neuen Melkerstellenotwendig geworden. Durch Tariferhöhungen
für kinderreiche Familien sind die Bezüge einer Reihe landwirtschaftlicher Arbeitererheblich erhöht worden, sodaß,
trotz des Wegfalls von insgesamt 6 Stellen, nur eine Ersparnis von 5 530 H^l gegenüber dem Vorjahre zu
erwarten ist. Soweit den in der LandwirtschaftbeschäftigtenAngestellten freie Station gewährt wird, ist der
Wert für diese bei den Titeln III Nr. 1 und IV Nr. 2 wieder in Einnahme nachgewiesen.

Infolge erhöhter Beschäftigungder Anstaltsinsassenhat sich die Erhöhung der Ausgabe bei Titel V Nr. 2
— Hausindustrie — um 4 300 H^i als notwendigherausgestellt, der eine entsprechende Mehreinnahme in Höhe
von 6 000 K^l gegenübersteht.

Bei dem Titel VI Nr. 1 — Kraftwagen — wird eine Erhöhung der Ausgabe um 4 000 K^C gegenüber
dem Vorjahre erforderlich. Diese Mehrausgabe wird verursacht durch die Notwendigkeit der Beschaffung eines
Lieferwagens für die Anstalt Iohannistal zur Abwicklung des Güterverkehrs zwischen der Anstalt selbst und der
angeschlossenen Abteilung Waldniel. Ferner mußte bei der Anstalt Andernachder bereits im Haushaltsplan für
1928 vorgesehene Betrag für die Beschaffungeines neuen Lieferwagens erneut eingesetztwerden, da im Rechnungs¬
jahr 1938 infolge der langen Lieferfristdie Ablieferungdes Wagens für diese Anstalt nicht mehr erfolgenkonnte.
Endlich machte der Umfang der Außenfürsorgeund der erbbiologischen Bestandsaufnahme bei der Anstalt Bed¬
burg-Hau die Bereitstellung eines zweiten Personenkraftwagens erforderlich.

Die Einnahme unter VI Nr. 3 hat sich gegenüber dem Voranschlagum ein geringes erhöht. Diese Er¬
höhung ist auf die stärkere Belegung der Rheinischen Landesklinik für Iugendpsnchiatriein Bonn zurückzuführen.

Bei Titel VI Nr. 5 der Ausgabe — Post- und Fernsprechgebühren — werden nach den vorläufigenErgeb¬
nissen bei der Anstalt Andernach eine Einsparung von 250 H?^ durch den Wegfall der Abteilung Hausen und bei
den anderen Anstaltenkleinere Einsparungenmöglich sein, sodaß insgesamt eine Herabsetzungvon 500 H^l bei
diesem Titel möglich ist. Bei dem Titel VI Nr. b — Bürounkosten— ist gleichfallseine kleine Einsparung vorge¬
sehen. Die Einnahme bei Titel VI Nr. 7 hat eine geringe Herabsetzungum 100 K.L erfahren, da Altmaterial
bei der sorgfältigenVerwendung aller Materialien und Werkstoffe in den Anstalten in geringeremUmfangeanfällt.

Die Ausgabe bei Titel VI Nr. 8 — Dienstreisen — konnte erheblich herabgesetzt werden, da die Gewährung
von freier Beköstigungan Stelle von Trennungsgeld für das in den AbteilungenWaldniel und Hausen beschäf¬
tigte verheiratetePersonal nicht mehr im gleichen Umfang wie im Vorjahre erforderlich ist. Für die Anstalt Ander¬
nach kommt der Einsatz für diese Zwecke infolge der Verpachtung der Abteilung Hausen vollständig in Fortfall;
in der AbteilungWaldniel hat sich die Zahl des verheiratetenPersonals, für das infolge Trennung von der Familie
die Gewährung freier Beköstigung erforderlichwar, durch die Errichtung einer Anzahl von neuen Dienstwohnun¬
gen erheblich vermindert. Bei der Einnahme ist durch die Neuaufnahme der Fürsorgetätigkeit in einigen Kreisen
eine Erhöhung von insgesamt 450 K^l zu erwarten.

Die Umzugskosten,die durch die im dienstlichen Interesse erforderlich werdenden Versetzungen von Beam¬
ten und Angestelltender Anstalten entstehen,konnten mit Rücksicht auf die erfolgte Durchführung des Umzuges
eines großen Teiles des für die AbteilungWaldniel vorgesehenen Personals um 1000 H^i gegenüber dem Vorjahre
herabgesetzt werden.

Die Mittel zur freiwilligen Kranken- und Unfallversicherung— Titel VI Nr. 10 a —,'die verwaltungs-
seitig getragen werden, haben sich durch eine Herabsetzungder Einkommensgrenze,bis zu welcher diese Zuschüsse
von der Verwaltung gezahlt werden,um 9 600 H^i vermindert.

An Einbringungskosten— Titel VI Nr. -lob— sind gegenüber dem Vorjahre 50 K^i weniger vor¬
gesehen worden.
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Unter Titel VI Nr. 10 c —Sonstiges —sind für 1929 neu vorgesehen worden die Versicherungsbeiträge
gegen Einbruch und Diebstahl der Anstaltskassen, sowie Beträge zur Beschaffungvon Anerkennungenfür Sieger
im Reichsberufswettkampf und zur Förderung von Betriebssportgemeinschaften.Gegenüber dem Vorjahre hat
sich daher eine geringe Erhöhung ergeben.

Die RheinischeLandesklinikfür Iugcndpsychiatrie in Bonn hat für das Rechnungsjahr 1929/40 eben¬
falls mit einem Zuwachs an Kranken zu rechnen. Der Durchschnittskrankenbestandwird mit 88 Anstaltskranken
und 62 Heimpfleglingen angenommen. Unter den ersteren befinden sich 10 Selbstzahler und 10 Fürsorgezög¬
linge. Die bisherigen Pflegefätze von je Kopf und Tag 2,50 K°U für Bezirks- und Landhilfsbedürftigeund 1,90
A^l für Heimpfleglingeund 2,80 H^i für Selbstzahler und Fürsorgezöglinge sind beibehalten worden. Für
Selbstzahler ist jedoch mit Rücksicht auf die Ermäßigungen, die minderbemittelten Zahlungspflichtigen gewährt
werden, ein entsprechend niedrigererPflegesatz je Kopf und Tag in Ansatz gebracht worden. Unter Einbeziehung
der erhöhtenKrankenzahlund unter Berücksichtigung des Schaltjahres erhöhen sich die Einnahmen aus Pflege-
geldcrn um 8 480 A^i.

Bei Titel II Nr. 1 b der Ausgabe sind die Bezüge für 2 Assistenzärzte vorgesehen, die bisher beim Titel II
Nr. 2 a nachgewiesenwurden. Die Ausgabe beim letzteren Titel ermäßigt sich daher um den Betrag von 12 020
K^l. Die Erhöhung der Ausgabe der Titel II Nr. 2 b beruht auf der höheren Entlohnung der Bürokraft, die
auf Grund ihres Alters und ihrer Leistungen tariflich höher zu besolden ist. Die Einrichtung einer Infektions¬
abteilung bedingt die Einstellung von 4 weiteren Schwestern. Hierdurch wird bei Titel II Nr. 2 c einschl. des
Wertes der freien Station eine Erhöhung von 4 020 A^li hervorgerufen. Infolge der Erhöhung der Bezüge der
Hausgehilfinnen mußten bei Titel II Nr. 2 d 980 H.« mehr eingestellt werden. Der Wert der bei dem Titel
Personalaufwand verrechnetenfreien Station für Angestellteist bei der Einnahme der Titel III Nr. ^ und IV
Nr. 2 berücksichtigt.Der Ansatz für Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge— Titel II Nr. 4 a — ist etwas
erhöht worden.

Die Ausgabe bei Titel III Nr. 1 — Beköstigung — ist ebenso wie in den Heil- und Pflcgeanstalten mit
Rücksicht auf die voraussichtlichenErfordernissedes Rechnungsjahres 1928/29 für das Rechnungsjahr 1,929/40
um 0,02 K^l je Kopf und Tag gesenkt werden, sodaß jetzt 0,50 H.K je Kind und Tag (im Vorjahre 0,52 K.A)
vorgesehensind. Die Senkung tritt infolge des Schaltjahres und infolge Erhöhung der an der Beköstigung
teilnehmendenZahl der Schwestern nicht im vollen Umfange in Erscheinung. Die Einnahme bei Titel III Nr. 1,
hat sich durch die Vermehrung der Schwesternzahl, die freie Station erhalten, erhöht.

Durch die Einrichtung einer Infektionsabteilung ist die Neubeschaffungvon Wäsche erforderlich gewor¬
den, für die ein besonderer Betrag von 1, 000 K^t bei Titel III Nr. 2 — Bekleidung, Lagerung und Wäsche —
vorgesehen ist. Bei Titel III Nr. 2 wird eine Mehrausgabe von insgesamt 1, 020 H^l erforderlich,die durch
die Beschaffungeines neuen Multostaten und durch den erhöhten Verbrauch von Desinfektionsmitteln für die
Infektionsabteilung verursacht wird. Für die Beschaffungeines Radioapparates ist bei Titel III Nr. 5 — Erhei¬
terung — ein einmaligerBetrag von 290 K.« vorgesehen.

Die Ausgabe bei Titel III Nr. b erhöht sich um 5 600 K^l infolge vermehrter Unterbringung von Kin¬
dern in Heimpflege. Die Einnahmen an Pflegegeld erhöhen sich entsprechend.Die Einnahme bei Titel IV Nr. 2
der Landesklinik — Miete und Pachte — ist infolge Unterbringung der Mehrzahl der Schwestern in der Pro-
vinzial-Heil- und Pflegeanstalt um 1 000 K^t heruntergegangen.

Der Aufwand für Reinigung — Titel IV Nr. 6 der Ausgabe — ist mit Rücksicht auf die neu geschaffene
Infektionsabteilung um 400 K^l erhöht worden.

Für die Ausrüstung der neu geschaffenen Infektionsabteilung ist beim Ausgabetitel IV Nr. 7 — Inven¬
tar — ein einmaliger Betrag von 1 520 A^l für 1929/40 vorgesehen.

Die Einnahme bei Titel V Nr. 2 des Haushaltsplans aus dem Betrieb des Röntgenlaboratoriums kommt
infolge Aufgabe des Laboratoriums in Wegfall.

Die Erhöhung des Verwaltungskostenbeitragesist eine Folge der größeren Krankenziffer. Die Ausgabe
für Dienstreisenmußte infolge der vermehrten Unterbringung von Kindern in Heimpflege um den Betrag von
200 K^l erhöht werden.

Die Heraufsctzungder unter Titel V Nr. 6 cl — Sonstiges — vorgesehenen Mittel um rd. 200 H^/l wird
durch die vermehrte Einstellung von Schwestern erforderlich, denen in Krankheitsfällen vertraglich Krankenhaus¬
pflege aus Mitteln der Klinik zu gewährleistenist.

Das Rheinische Provinzialmstitut für psychiatrisch-neurologische Erbforschungin Bonn rechnet für ^929/40
wiederum mit einem Zuschuß der Universität in Bonn in Höhe von 8 000 K^i, sowie erstmalig mit einem Zuschuß
der LandesversicherungsanstaltRheinprovinz von 25 ooo K^i, wenn auch die Bewilligungen der Zuschüsse bei
Aufstellungdes Haushaltsplans förmlich noch nicht ausgesprochensind. Diese Zuschüsse sind unter Titel I als Ein¬
nahme veranschlagtworden, erscheinen, da sie zur Bestreitung von Ausgaben Verwendung finden sollen, die bei der
Durchführung der durch die Gewährung der Zuschüsse bedingtenwissenschaftlichen Arbeiten entstehen, gleichzeitig
bei Titel I wieder in Ausgabe. Sie sind einseitig deckungsfähig mit Titel II und III der Ausgabe, soweit diese Titel
zur Durchführung der wissenschaftlichen Arbeiten in Anspruch genommen werden. Das Gleiche gilt für etwaige
dem Institut von dritter Seite noch weiter zufließendeZuschüsse.
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Der Wegfall der Beschäftigungvon Fürsorgcarbeitern sowie von Studenten der Universität Bonn im
AuSqleichsdienstmacht zur Bewältigung der Büroarbeiten des Instituts eine Vermehrung des Personals erfor¬
derlich. Vorgesehenist bei Titel II Nr. 2 d die Einstellung eines Vcrwaltungsgehilfen und zweier Bürohilfs-
arbciter, die eine Hcraufsetzungder bei diesem Titel vorgesehenen Bezüge zugleich im Zusammenhangmit tarif¬
lichen Erhöhungender Bezüge des vorhandenenPersonals um 7 710 K^ notwendig macht. Bei Titel II Nr. 2 cl
wird mir Rücksicht auf die durch die Zuschüsse von dritter Veite vorgesehene Ausweitung der Aufgaben des Instituts
eine Vermehrung der Zahl der Aushilfskräfte, die aus diesen Zuschüssen bezahlt werden, erforderlich. Da die Be¬
willigung der unter Titel I nachgewiesenen Zuschüsse sich voraussichtlich in das Rechnungsjahr 1939 hinaus ver¬
zögert, ist bei diesem Titel ein Betrag von 4 000 Ä^l zur vorläufigen Bezahlung der aus diesem Titel bezahlten
Kräfte vorgesehen Dieser Betrag wird später aus den Zuschüssen der Universität und der Landesversicherungs¬
anstalt wieder erstattet und ist deshalb bei Titel II Nr. 2 6 in gleicher Höhe wieder in Einnahme gestellt. Der Ansatz
für Ruhegehälter und Hinterbliebenenbczügeist etwas erhöht worden. Der zunehmende Umfang der Tätigkeit des
Instituts >at die Hcraufsetzungder Ausgaben bei Titel III Nr. 1—5 und III Nr. 8 erforderlichgemacht. Die
hcraufsetzung beträgt bei Titel III Nr. 1 3 500 H°/i, bei Titel III Nr. 2 700 K.«, bei

Titel III Nr. 3 2 500 H.«, bei Titel III Nr. 4 1 000 .5?.L, bei
Titel III Nr. 5 10 000 A.H, und bei Titel III Nr. 8 2 500 K^l.

Diese Erhöhungen sind notwendig, da die Arbeiten des Instituts auf wissenschaftlichem Gebiet und als Landes¬
zentrale der Erbbestandsaufnahme einen den erhöhten Anforderungen, die an das Institut gestellt werden, ent¬
sprechenden größeren Umfang angenommenhaben.

Der Haushaltsplan des Instituts schließt demnach mit einem Zuschußbedarf von rd. 93 000 K^ gegen
rd. 67 000 H^ im Vorjahre ab.

Schließlichwird noch bemerkt, daß die Voraussetzungengemäß § 22 des Gemeindefinanzgesctzes für die
llbcrtragbarreit der im Unterhaushaltsplan der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten unter Titel II Nr. 4 c
und 4 cl, im Unterhaushaltsplan der Rheinischen Landcsklinik für Iugcndpsychiatriein Bonn unter Titel II Nr. 4 c
und im Unterhaushaltsplan des RheinischenProoinzial-Instituts für psychiatrisch-neurologische Erbforschungm
Bonn unter Titel II Nr. 3 und III Nr. 5 vorgesehenen Mittel nach wie vor zutreffen, weshalb diese Mittel auch
im Haushaltsplan für 1939/40 wiederum als übertragbar bezeichnet werden mußten.

Kapitel 43: Fürsorge für Gehörloseund Blinde einschl. des Bildungswesens.
. a) Erwerbsbefähigung und Pflege.

Fürsorge für bezirkshilfsbedürftigeGehörlose und Blinde nach § 6 der preußischen Ausführungsverord¬
nung vom 17. April 1924/30. Mai 1932.

Für das Rechnungsjahr 1938 sind 130 000 Pflegetage bei einem Krankenbestandevon 371 Personen
zugrunde gelegt.

Für das Rechnungsjahr 1939 ist mit rd. 132 000 Pflegctagen bei 375 Pfleglingen zu rechnen.

Die Einnahme setzt sich zusammen:

Kapitel 43 Titel 1: 283 Pfleglinge x 366 Tage - 103 578 Pflegetage (gegen
275 Pfleglinge x 365 Tage -- 100 375 Pflegetage
für 1938) je 1,50 ^/i -- rd........155 400 K^l

74 Pfleglinge x 313 Tage (gegen 69 Pfleglinge x 311
Tage für 1933) und

5 Pfleglinge x 270 Tage (gegen 7 Pfleglinge x 279
Tage für 1938) ^ zusammen24 512 Pflegetage (ge¬
gen 23 412 Pflegetage für 1938) je 2,10 H^l ^ rd. 51500 A^l^ 206 900 K^i

362 Pfleglinge

Kapitel 43 Titel 2: Erstattungen von Drittverpflichteten (einschl. 2 blin¬
den Selbstzahlern zu 313 Tagen -- 626 Pflegetage
je2,10H^^rd............. 2 000 „

Kapitel 43 Titel 3: Erstattungen von außerrheinischen Fürsorgeverbän¬
den und für Ausländer.

9 Pfleglinge aus dem Saarland x 313 Tage - 2 817
Pflegetage je 2,10 H^i---rd......... 5 900 „

Kapitel 43 Titel 4: Erstattungen für Fürsorgezöglinge. -
2 Fürsorgezöglingex 366 Tage -- 722 Pflegetage
je 2,10 K^/i - rd............ _______________ 1 500 „

Zusammen:____________ 216 300 K.<»i
gegen 227 600 S^l für 1938.
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Die Ausgabe stellt sich wie folgt:

1. In den eigenen Anstalten:

Kapitel 43 Titel 1 a:
44 Pfleglinge im GchörlosenheimEuskirchen zu 266 Tagen - 16 104 Pflegctage je 2,10
K^l ^ rd........................... 33 900 ^«

2. In Anstalten anderer Provinzialverbände:

Kapitel 43 Titel 1b:
1 Pflegling in der Provinzial-Blindenanstalt Paderborn zu 366 Tagen je 1,90 H^ - rd. . 700 „

3. In Privatanstalten:

Kapitel 43 Titel 1«
228 Pfleglinge zu 266 Tagen ^ 87 108 Pflegetagc je 1,819 A^l (Dmchschnittspflegesatz) - rd. 158 500 „

Zusammen: 192 100 H^t
gegen 192 200 H^ für 1928. --------------------

Kapitel 43 Titel 5 (Einnahme und Ausgabe): GehörlosenheimEuskirchen.

Im Provinzial-GehörlosenheimEuskirchen werden Gehörloseaufgenommen, die wegen ihres Alters oder
infolge geistigeroder körperlicher Schwäche nicht erwerbsfähig sind, jedoch besondererPflege nicht bedürfen. In
der Mehrzahl der Aufnahmefälle handelt es sich um Unterbringung auf Grund der Preußischen Ausführungs¬
verordnung vom 17. April 1924 zur Reichsfürsorgepflichtvcrordnungvom 13. Februar 1924.

Der Haushaltsplan rechnet mit einer Belegung des Heims von durchschnittlich 50 Pfleglingen.

Für insgesamt 50 Pfleglinge ist unter Ansehung von je 366 Pflegetagen und eines Satzes von 2,10 HH
die Einnahme unter Titel I des Unterhaushaltsplans des Gehörlosenheimserrechnet worden. Diese Einnahme¬
beträge an Pflegegeld werden dem Unterhaushaltsplan des Heims aus den in Frage kommenden Ausgabetiteln
des Haupthaushaltsplans zugeführt.

Die Ausgabe für Beköstigungunter Titel III Nr. 1 a des Heimetats entsprichteinem täglichenSatze von
0,70 H^/i für 50 Pfleglinge und einem täglichenSatze von 1,20 Ä^i für 4 Pflege- und Dienstpersonen zu je
366 Tagen.

Kapitel 43 Titel 10 und 12—20 (Einnahme und Ausgabe): Gehörlosenschulen.

Nach dem Gesetz vom 7. August 1911 betreffend die Beschulung blinder und taubstummer Kinder ist
der Provinzialverband verpflichtet, gehörlosen Kindern, die das 7. Lebensjahr vollendet haben und für die von
den im Gesetz bezeichneten Stellen die Schulpflicht festgesetztworden ist, in geeigneten Schulen Unterrichtzu ertei¬
len. In diesen Schulen finden auch einzuschulende Minderjährige Aufnahme, für die aus besonderen Gründen ein
Schulpflichtsbeschlußnicht hat ergehen können. Die nicht mehr schulpflichtigen minderjährigen Gehörlosensind,
soweit sie der Nnstaltspflege bedürfen, nach der Ausführungsverordnung zur Reichsfürsorgepflichtverordnung
durch den Landesfürsorgeverbandin geeignetenanderen Anstalten zur Erziehung und Erwerbsbefähigung unter¬
zubringen.

Der Rheinische Provinzialverband verfügt nach der am 1. September 1938 erfolgtenAuflösungder Gehör¬
losenschule in Brühl über 8 Gehörlosenschulen,und zwar in Aachen,Essen, Euskirchen,Kempen, Köln, Neuwied,
Trier und Wuppertal-Elberfeld. Die Schule in Euskirchenhatte früher lediglich schwachbegabte gehörlose Kinder.
Im Jahre 1936 ist damit begonnenworden, dort auch eine Abteilung für normalbefähigte Schüler einzurichten.
Die Schüler der aufgelösten Gehörlosenschule Brühl sind in ihrer Gesamtheit der GehörlosenschuleEuskirchen
zugeführt. Die Schule in Neuwied hat neben einer Abteilung für normalbefähigte Schüler und Schülerinnen
auch eine besondere Abteilung für Schwachbefähigte. Ein Teil der Schüler besuchtdie Schulen als Schulgänger
vom Elternhause aus. Der größte Teil ist in Pflegestellen(Familienpflegeund internatsähnlichenPflegehäusern)
untergebracht. Die Schule in Euskirchen hat ein eigenes, dem Provinzialverbände gehörigesInternat. In Neu¬
wied sind einige ältere männlicheZöglinge in Familienpflegeund die übrigen in einem dem dortigenVaterländischen
Frauenverein vom Roten Kreuz gehörigen Internatspflegehause untergebracht.

Die nachstehendeTabelle gibt Aufschlußüber die Anzahl der Schüler, mit der für das Rechnungsjahr
1939 gerechnet wird, und über die dem Haushaltsplan zugrunde zu legenden Verpflegungsstärken.
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Ansatz 1939 Zu verpflegen sind:

Schule in: Zahl der
Zöglinge

davon
Zchul»
gängei

Pfleglinge 3chwestern ljauz»
angestellte

insgesamt

Aachen ...... 55 13 42 — .—, 42

Essen ...... 80 50 30 — — 30

Euskirchen .... IN 1 110 11 4 125

Kempen ..... 58 3 55 — — 55
Köln..... 76 18 58 — — 58
Neuwied ..... 80 10 70 — — 70
Trier ...... 100 13 87 -- — 87

Wuppertal-Elberfeld 70 22 48 — — 48

Summe: 630 130 500 11 4 515

Für insgesamt 500 an je 270 Pflege-(Unterrichts-)tagen zu verpflegende Schüler ist unter Einsetzung
eines Satzes von 2,10 H^l täglich die Einnahme unter Kapitel 43 Titel 10 des Haupt-Haushaltsplanes er¬
rechnet.

Für insgesamt 390 bei Pflegefamilien und in Pflcgehäusern untergebrachte Schüler der Schulen in
Aachen, Essen, Kempen, Köln, Neuwied,Trier und Wuppertal-Elberfeldist unter Zugrundelegungvon 270 Pflege-
(Unterrichts-)tagen und unter Ansetzung eines täglichen Pflegcgeldes von 1,60 K^i die Ausgabe bei Titel II Nr. id
des Unterhaushaltsplans der Gehörlosenschulen errechnet worden. Bei der Schule mit Internat in Euskirchen
ist diese Ausgabebei Titel II Nr. 1a errechnet für 11,0 Schüler zu je 270 Tagen und für 50 Pfleglinge des Gehör¬
losenheims, die aus der Küche der Schule mitverpflegt werden. Für 1,5 Pflege- und Dienstpersonender Gehör¬
losenschule und für 4 Pflege- und Dienstpersonendes Gehörlosenheims,die ebenfalls aus der Küche der Schule
mitoerpflegt werden, ist infolge Einrichtung einer besonderen Tischklasse für je 266 Tage unter Annahme eines
Satzes von 1,20 K^l für Beköstigung die Ausgabe unter Titel II Nr. 1, a des Unterhaushalts dieser Schule er¬
rechnet.Die aus der Rechnung des Gehörlosenheimsfür die Beköstigung seiner Insassen und des Personals zu
zahlendenVergütungen sind bei den Titeln II Nr. 1 2 und V Nr. 3 in Einnahme mit vorgesehen bzw. eingesetzt.
Bei der Schule Neuwiedkommt noch der vom Provinzialverband zu tragende vertragsmäßig übernommene, mit
4 450 H^i angesetzte Zins- und Amortisationszuschußhinzu.

Zu Titel V Nr. 4 des Unterhaushaltsplans der Gehörlosenschulen wird hervorgehoben,daß die persönlichen
Kosten für den Fortbildungsunterricht für Gehörlose (Untcrricbtsvergütungcn)bei Titel I Nr. 5 c mitvorgesehen
sind.

Kapitel 43 Titel 11, 21 und 22 (Einnahme und Ausgabe): Blindenschulenmit Heim.
Nach dem Gesetz vom 7. August 1911 betreffend die Beschulung blinder und taubstummer Kinder ist

der Provinzialverband verpflichtet, blinden Kindern, die das 6. Lebensjahrvollendet haben und für die von den
im Gesetz bezeichneten Stellen die Schulpflicht festgesetzt worden ist, in geeigneten Schulen Unterricht zu erteilen.
Ferner ist nach der Fürsorgepflichtoerordnungdurch die Landesfürsorgeverbändefür die Unterbringung der hilfs¬
bedürftigen Blinden, soweit sie der Anstaltspflege bedürfen, in geeigneten Anstalten Vorsorge zu treffen. Bei
Minderjährigen umfaßt diese Fürsorge auch die Erziehung und Erwerbsbefähigung.

Der Rheinische Provinzialverband verfügt zur Durchführung dieser beiden Aufgaben für Minderjährige
über 2 eigene Schulen mit Internat in Düren und Neuwied. Diesen sind zum Zwecke der Berufsausbildung der
nicht mehr schulpflichtigen Schüler Arbeitsbetriebe (Lehrwerkstätten)mit dem erforderlichen Ausbildungspersonal
angegliedert.

Die nachstehende Tabelle gibt Aufschlußüber die Schülerzahl, mit der für das Rechnungsjahr 1939
gerechnetwird, und über die dem Haushaltsplan zugrunde zu legenden Verpflegungsstärken.

Schule in: Zöglinge
Ansatz 1939

Zu verp

pflege»
personal

flegen sind

Hau««
angestellte insgesamt

Düren ......

Neuwied .....

180

80

24

6

16

11

220

97

Summe: 260 30 27 317
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Unter Ansehung eines Satzes von 2,10 H.H täglich und von je 270 Pflege-(Unterrichts-)tagen ist für
164 Schüler der Schulklassenund 5 in der Ausbildung zu Bcrufsmusikern stehende Zöglinge sowie für 91, in
handwerklicherBerufsausbildung stehende, an je 312 Tagen zu verpflegende Schüler die Einnahme unter
Kapitel 42 Abschnitt a — Erwerbsbefähigung und Pflege — und Titel 11 des Haupt-Haushaltsplans errechnet
worden.

Für 169 Schüler zu je 270, für 91 Lehrlinge zu je 213 Tagen, sowie für 120 Insassen der Blinden-
werkstätte und des Blindenheims, die aus der Küche der Schule mitverpflegt werden, ist für 266 Pflegetage
unter Annahme eines Satzes von 0,70 H^i für beide Schulen für Beköstigung die Ausgabe unter Titel II Nr. 1
des Unterhaushaltsplans der beiden Blindenschulenerrechnet. Für 57 Pflege- und Dienstpersonender Schulen,
sowie für 10 Pflege- und Dienstpersonender Blindenwerkstätteund des Blindenheims, die ebenfalls aus der Küche
der Schule mitverpflegt werden, ist infolge Einrichtung einer besonderenTischklasse für je 266 Pflegetage unter
Annahme eines Satzes von 1,20 H^/l täglich für Beköstigungdie Ausgabe unter Titel II Nr. 1 des Unterhaus-
haltoplans der beiden Blindenschulenerrechnet. Die vom Rheinischen Blindenfürsorge»««!» für die Beköstigungder
Insassen und des Dienst- und Pflegepersonals der beiden genannten Dürener Vereinsanstalten zu zahlenden
Vergütungen sind bei Titel II Nr. 1 und V Nr. 4 in Einnahme vorgesehen.

Kapitel 43 Titel 29 und 30: Sonstiges Gehörlosen- und Blindenwesen.
Die eingesetzten Beträge für „Sonstiges" im Gchörlosenwesensind vorgesehen für Allgemeine Gehör¬

losenfürsorge,insbesondereBerufsberatung und Förderung der Berufsausbildung Gehörloser. Die Beträge für
„Sonstiges" im Blindenwesen— abgesehen von dem Zuschuß an den Rheinischen Blindenfürsorgeoerein— dienen
der allgemeinenBlindenfürsorge, der Gewährung von Zuschüssen an Blindenbüchereicnund an die Blindenbildung
fördernde Vereine, für Beschaffungvon Führhunden für Blinde und dergleichen.

Den Ausgabetiteln 29 a und 30 d stehen Einnahmen aus Fondsmitteln bei den Einnahmetiteln 29 a und
20 a und d gegenüber.

Am 6. Juli 1928 ist das Gesetz über die Schulpflicht im DeutschenReich (Reichsschulpflichtgesetz) erlassen
worden, in dem sich auch Vorschriften über die Beschulungblinder und gehörloserKinder befinden. Durchfüh¬
rungsvorschriftensind bisher noch nicht erlassenworden, sodaß zur Zeit noch die Bestimmungen des Preußischen
Gesetzes vom 7. August 1911 Geltung haben.

Kapitel 44: Fürsorge für Krüppel.
In den Rechnungsjahren 1925 bis 1928 entfielenin der gesetzlichenKrüppelfürsorgedes Landesfürsorge-

Verbandesvon den gesamten Pflegetagen

auf Heilbehandlung. ...
„ Schulausbildung ...
„ Berufsausbildung . . .
„ Siechenpflege ....

Die Übersicht zeigt eine steigende Tendenz bei der Heilbehandlung sowie der Schul- und Berufsausbil¬
dung. Nach der bisherigen Bewegung, insbesonderenach dem Ergebnis des ersten Halbjahres 1938 konnte eine
voraussichtlicheZahl von 570 000 Pflegetagen errechnetwerden. Von diesen entfielen rd. 11 000 auf Siechen¬
pfleglinge. Der Berechnung des folgenden Etatsansatzes 1929 sind daher zugrunde gelegt worden 570 ooo Pflege«
tage. Davon dürften entfallen auf

Heilbehandlung .......... 72«/»,
Schulausbildung .......... 8«/o,
Berufsausbildung ......... 17 o/o,
Siechenpflege ........... 2 o/u.

im Rechnungsjahr 1925 1926 1937 1938

72«/n 70°/o 68«/n 730/o
5«/« 5°/o 5«/o 8°/o

...... 14 o/a 140/o 16°/o 17°/o

. 9°/n lio/« 11«/o 20/0

«,.,„..»>.»< Einnahme.
Kapttel 44 Titel 1:

Die nicht unerheblicheMindereinnahme ist auf die Minderbelegung der Anstalten durch Krüppelpfleg¬
linge zurückzuführen.

Kapitel 44 Titel 2:
Der Etatsansatz ist von 3 100 K^i auf 3 000 K^t vermindert worden, da dieser für 1938 voraussicht¬

lich erreicht wird.
. « ^. . Ausgabe. -

Kapitel 44 Titel 1:
Die Wenigerausgabe wird bedingt durch die Minderbelegung der Anstalten.
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Kapitel 44 Titel 2:
Die erhöhten Ausgaben von 7 400 HF werden begründet durch die Mehrausgaben für die Beschaffung

von Kleidung und Wäschestücken der Pfleglinge.

Kapitel 44 Titel 3:
Die Mehrausgabe von 700 HF dürfte erforderlichsein, da diese Mittel bisher nicht ausgereicht haben,

um die gestellten Ansprüche der Antragsteller zu befriedigen.

Kapitel 44 Titel 5 bleibt unverändert, da die Summe für Reisekostendes Landeskrüppelarztesvoraussichtlich
benötigt wird.

Kapitel 44 Titel 4: orthopädische Lanoes-KinoerklinikSuchtet«.
Die Anstalt ist, wie auch ihr Name sagt, als Kinderklinik anzusprechen.Die ärztlichen Maßnahmen — ope¬

rative Eingriffe, Licht-, Luft-, Sonnenbehandlung, Ernährung, orthopädisches Turnen usw. — sind daher für den
Verlauf des ganzen Anstaltslebens bestimmend. Den ärztlichen Belangen hat sich auch der Schulunterricht unter¬
zuordnen. Durch den verschieden langen Anstaltsaufenthalt, der zwischen wenigen Tagen und mehreren Jahren
schwankt, durch die oft eintretende Unterbrechunginfolge von notwendig werdenden Operationenund anderenärzt¬
lichen Eingriffen, durch die umfangreichenVerbände, die vielfach den Kranken unbeweglich ans Bett fesseln, wird
zudem der Unterricht sehr erschwert. Nur ein Teil der Schüler kann, sofern nicht der Arzt während der Schulzeit
Vorstellung im Operationssaal, im Gipszimmer oder Teilnahme am orthopädischen Turnen für notwendighält, an
dem von den beiden Anstaltslehrern zu erteilenden Klassenunterrichtteilnehmen. Daneben werden die an ihr Lager
gefesselten Kranken in kleinen Gruppen beim Bettunterricht zusammengefaßt. Je zahlreicher diese Gruppen sind,
je weniger Schüler also auf eine Gruppe entfallen, desto erfolgversprechender gestaltet sich naturgemäß der Unter¬
richt. Für die Zukunft wird es sich aber nicht mehr rechtfertigenlassen, diesen Unterricht,wie es bisher geschehen
ist, teilweise durch Schwestern erteilen zu lassen. Es soll daher versucht werden, die Zahl der hauptamtlichenLehr¬
kräfte entsprechenddem Ausscheiden der Schwestern in angemessener Weise zu erhöhen.

Nach der bisherigenBelegung kann für das Rechnungsjahr 1939/40 mit einer voraussichtlichenDurch-
schnittsbelegungvon 315 Krüppelkindern mit rd. 115 000 Pflegetagen gerechnet werden, und zwar schätzungs¬
weise mit etwa 285 gesetzlichenKrüppelfällen und etwa 25 bis 27 Selbstzahlern. Die Pflegesätze sind dieselben
wie in den Vorjahren, nämlich 4,— HF für Bezirks- und Landhilfsbedürftigeund 4,50 HF für Selbstzahler.
Der Landeshauptmann ist berechtigt,den Pflegesatzfür Selbstzahler auf den Pflegesatz für Hilfsbedürftige, d. h.
auf 4,— H^i, in Ausnahmefällen noch unter diesen Satz von 4,— HF zu ermäßigen. Es empfiehlt sich, diese
Ermächtigung auch weiterhin bestehen zu lassen.

Einnahme.
Titel I Nr. 1 u. 2: Das laufende Rechnungsjahr zeigt in erhöhtem Maße eine Verschiebung von Selbstzahler-
Pflegefällen auf die gesetzlichen Pflegefälle. Die Zuweisungvon Selbstzahlern war in der letzten Zeit geringer.
Wenn man die gleichen Verhältnisse auch für das kommendeJahr annimmt, so bleiben 25 Selbstzahler.
Titel II 2: Die Mehreinnahme ist auf die erhöhte Vergütung für Sachleistungen an Beamte und Angestellte
zurückzuführen.
Titel IV Nr. 1—4: Die Einnahme-Ansätzeentsprechendenen des Vorjahres und sind nach dem voraussicht¬
lichen Ergebnis für 1938/39 ermittelt.

Ausgabe.
Titel II u. III: Bei der Ausgabe sind die Erhöhungen für Besoldungen und andere persönlicheAusgaben
bedingt durch besoldungsplanmäßigebzw. tarifliche Lohn- und Gehaltserhöhungen.
Titel IV Nr. 1: Der in Ansatz gebrachteBetrag entspricht der angenommenen Belegungsstärke und den an
die Ordensgenossenschaft zu zahlenden unveränderten Vergütungssätzenvon 1,95 HF pro Pflegetag für die Wirt¬
schaftsführungund Pflege, die, wie bisher, als gut bezeichnet werden muß.
Titel IV Nr. 3: Die Mehrausgabe von 2000 HF soll für die Neubeschaffungeiner Bücherei verwendet
werden, die den heutigen Zeiterfordernissenrestlos entspricht.
Titel V Nr. 3: Die Ermäßigung des Ausgabetrages um 3000 HF gegenüber dem Vorjahre ist auf die
Einsetzungdes wirklichenBrennstoff-Verbrauchs der letzten Jahre in dem Voranschlag zurückzuführen.
Titel VII Nr. 1: Die Mehrausgabe von 6 500 HF ist eingefetzt worden für die notwendig gewordene Neu¬
anschaffungeines Personenkraftwagens.

Kapitel 45: Kriegsbeschädigten-und Kriegerhinterbliebenenfürsorge.
Einnahme.

Titel 1: Durch Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 1. Juni 1938 I c 4375/38 ist die Feststellung und
Auszahlung der Zusatzrente für Schwerbeschädigte mit Wirkung vom 1. Oktober 1938 ab den Versorgungsbehörden
übertragen worden. Reichsmittel für Zusatzrentenwerden daher seit diesem Zeitpunkt der Hauptfürsorgestellenicht
mehr überwiesen.
Titel 2a u. b: Aus dem gleichenGrunde sind auch die Überweisungendes Reiches für Verwaltungskostcn
in Zusatzrentenangelegenheitenin Fortfall gekommen.
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Titel 2: Die bereits im vorigen Jahre infolge des allgemeinen Aufschwungs der Wirtschaft eingetretene Ver¬
mehrung der Pflichtarbeitsplätze für Schwerbeschädigtehat eine wesentlicheErhöhung der Einnahmen an Ab¬
lösungsgeldern für solche Arbeitsplätze,deren ordnungsmäßige Besetzung mit Schwerbeschädigtennicht möglich ist,
zur Folge gehabt. Nach dem Stande der bisherigen Eingänge für 1938 ist für das Haushaltsjahr 1939 bei
Titel 3 c eine Einnahme von 1,00 ooo H^i anzunehmen. Nach der Höhe der noch laufendenDarlehen aus Mitteln
der Schwerbeschädigtenfürsorgeist bei Titel 3d mit einer Einnahme von 5 300 A°4l zu rechnen.
Titel4du. 5du. c: Die gleichen Ansätze wie im Vorjahre.
Titel b: Durchlaufender Posten. Gleicher Ansatz wie 1938.
Titel 7 bu. c: Die gleichen Ansätze wie im Vorjahre.
Titel 8: Es handelt sich um Mittel der KrcditgemeinschaftgemeinnützigerSelbsthilfeorganisationen Deutsch¬
lands in Berlin, die den Erwerbsbeschränkten-Werkstättcnin der Rheinprovinz 1925 zum weiteren Ausbau der
Werkstätten überwiesenwurden. Die Zinsen werden, wie die der Titel 3 2, 4 2, 5 2 unnd 7 a, an die betreffenden
Fonds abgeführt.
Titel 9: Es handelt sich nur noch um Tilgungsbeträge und Zinsen von Darlehen, die in früheren Jahren aus
Mitteln des Landesfürsorgeverbandeshergegebenworden sind. Nach der Höhe der jetzt noch zu Buch stehenden
Darlehnsreste und den festgesetzten Tilgungsraten ist für 1939 noch mit einer Einnahme von 11 700 K^l
zu rechnen.

Ausgabe.

Titel 1 u. 2: Siehe Erläuterung zu Titel 1 und 2 der Einnahme.
Titel 3: Die Mehreinnahme an Ablösungsgeldern(s. Titel 3 c der Einnahme) gestattet in erheblicherem Um¬
fange als bisher die Inanspruchnahme der Mittel des Ablösungsfonds. Die Gelder sollen unter Einsparung von
Provinzmitteln verwendet werden für die Betreuung der schwerbeschädigten Angehörigen der neuen Wehrmacht,
für Schwerkriegsbeschädigteund zur Erfüllung der Pflichtaufgaben für Kriegsblindeund Hirnverletzte,soweit die
bei Titel 9 b in Ansatz gebrachtenHaushaltsmittel nicht ausreichen, endlich zur Erweiterung der für die Schwer¬
beschädigten zu betreibendenSiedlungsfürsorge.
Titel 4, 5, 6 u. 7: Entsprechendden Ansätzen des Vorjahres.
Titel 9a: Die Mittel dieses Titels können infolge stärkerer Heranziehung des Ablösungsfondsfür Schwer¬
beschädigte hauptsächlich auf die Fürsorge für Leichtbeschädigte und Kriegerhinterbliebenebeschränkt werden, sodaß
eine Herabsetzungdes Ausgabepostens um 20 000 H^)i gerechtfertigt ist.
Titel 9 d: Die mit den Jahren fortschreitendeVerschlechterungdes Gesundheitszustandes der Hirnverletzten
erfordert immer größere Aufwendungen inbezug auf Kranken- und Erholungsfürsorge. Wenn trotzdem von einer
Erhöhung dieses Ausgabepostens abgesehen ist, so hat sich dies nur durch stärkere Inanspruchnahme des Ab¬
lösungsfonds ermöglichenlassen.
Titel 10: Wenn auch der Gesundheitszustand der Kriegerwitwen sich im Laufe der Zeit immer mehr ver¬
schlechtert und erhöhte Ausgaben bedingt, so nehmen anderseits die Kosten der Gesundheits- und Erziehungsfür¬
sorge für die an Zahl sich fortgesetzt verminderndenKriegerwaisenentsprechend ab, sodaß eine Herabsetzung der Aus¬
gaben für diesen Zweck um 10 000 H^l möglich ist.
Titel 11: Infolge Überleitungder Zusatzrentenangelegenheitenauf die Versorgungsämter sind die Dienstreisen
zur örtlichen Prüfung des Zahlungs- und Abrechnungsoerfcchrens b« den Fürsorgestellenin Fortfall gekommen,
sodaß bei diesem Titel eine Kürzung von 1 000 sl^t vorgenommen werden kann.
Titel 12: Vom 1. April 1939 ab wird von der Leitung der ArbeitsgemeinschaftDeutscher Hauptfürsorge¬
stellen ein Anteil an den Verwaltungskosten, der prozentual errechnetist, gefordert. Der auf die Hauptfürsorge¬
stelle der Nheinprovinz entfallende Betrag erscheint daher erstmalig in diesem Haushaltsplan.
Titel 13: Hier kann der Haushaltsansatz um 2000 H«« gekürzt werden.

Kapitel 47: Hebammenlehrwesen.
Auf dem Gebiete des Hebammenlehrwesensliegt dem Provinzialverbande die Pflicht zur Ausbildung von

Hebammen ob. Die bis zum 31. Dezember 1938 durch den Herrn Neichsministerdes Innern angeordnete Be¬
schränkung der Zulassung von Schülerinnen zur Hebammenausbildung besteht in der bisherigen Form nicht mehr.
Es werden aber auch weiterhin nur solche Schülerinnen zugelassen, bei denen ein Bedürfnis zu ihrer Ausbildung
nachgewiesen ist, und die infolgedessen nach bestandener Prüfung sogleich als Hebammen tätig sein werden. Nach
Zurücklegung des Ausbildungslehrganges haben die Schülerinnen sich einer staatlichenPrüfung zu unterziehen.

Außerdem hat der Provinzialverband für alle berufstätigen Hebammen, welche das 55. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, Fortbildungslehrgänge einzurichten. Nach einem Erlaß des PreußischenWohlfahrtsmini¬
sters vom 4. November 1931 sollten bis zur Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse nur solche Hebammen an
einem Fortbildungslehrgang teilnehmen, bei denen nach Ansicht des Kreisarztes eine Auffrischungder Kenntnisse
unbedingt nötig war. Durch Erlaß des Ministers des Innern vom 24. November 1933 III 3720/33 ist hierin
eine Änderung eingetreten. Danach soll auf die Kreise eingewirktwerden, daß sie durch Gewährung von Beihilfen
die Teilnahme der Hebammen an Fortbildungslehrgängen ermöglichen.
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Die Hebammenausbildungs- und Fortbildungslchrgängewerde» in der Landesfrauenklinikin Wuppertal-
Elberfeld durchgeführt. Die Ausbildungslehrgänge für Hebammenschülerinnendauern je 18 Monate. Die
Schülerinnen aus der Rheinprooinzhaben 1,75 HF täglich an Ausbildungskostenzu zahlen. Nichtrheinlände«
rinnen zahlen 3,50 HF für den Tag. Die Aufnahme dieser letzteren Schülerinnen erfolgt nur, wenn nach Auf¬
nahme der für die Kreise und Anstaltender Rheinprovinz auszubildendenSchülerinnen noch Plätze freibleiben. Für
das Rechnungsjahr 1939 sind keine nichtrheinischen Schülerinnen vorgesehen.

Die Zahl der Fortbildungskursefür ausgebildeteHebammen richtet sich nach der Zahl der von den Stadt-
und Landkreisen der Provinz für die Teilnahme an einem solchen Kursus vorgeschlagenen Hebammen. Es sind
Lehrgängemit zweiwöchiger Dauer vorgesehen. Für die Teilnahme haben die Hebammen einen Vergütungssatz
von täglich 3,— HF zu entrichten.

Vom Beginn des Rechnungsjahres 1938 ab wird in der Landesfrauenklinikalljährlich ein einjähriger
Lehrgang zur Ausbildung von Säuglings- und Kleinkinderpflegerinnenmit abschließenderstaatlicher Abschluß¬
prüfung durchgeführt. Die von den Säuglings- und Kleinkinderpflegerinnenzu zahlenden Ausbildungskostenein¬
schließlich Unterbringung und Verpflegung find auf 180 HF festgesetzt worden, von denen in den ersten 6 Monaten
monatlich 20,— HF und in den folgendenMonaten monatlich 10,— HF zu entrichten sind.

Außerdemwerden Wochenbettpflegerinnenkursevon hmonatiger Dauer abgehalten. An Ausbildungskosten
einschließlich Unterbringung und Verpflegung gelangen 120 HF für jede Teilnehmerin zur Einziehung.

Die nachstehendeTabelle gibt Aufschluß über die Zahl der Hebammenschülerinnen,der Hebammen in
Fortbildungslehrgängen und der Kursistinnen.

Zchüleiinnen in Hebammen»
auzbildung«lehrgängen

insgesamt ourchfchnittlich pro lag

Zahl der

Hebammen in
Forlbildungzlehrgängen

Teilnehmerinnen am Lehrgang für
5äugling5» und

Kleinkinder»
Pflegerinnen

Wochenbett»
Pflegerinnen

67 43,15 240

Für das Rechnungsjahr 1939/40 wird mit einem Durchschnittsbestandvon 5 Patientinnen 2. Klasse,
61 Patientinnen 3. Klasse und 4 Säuglingen ohne Mutter gerechnet.

An Pflegekostensind einschließlich Arznei und Verbandmaterial für die 2. Aufnahmeklasse7,50 HF und
1,50 H^t für den Säugling vorgesehen. In der Annahme, daß von den vorgesehenen5 Patientinnen 2. Klasse
4 Wöchnerinnen sind, ist ein Durchschnittsbestandvon 4 Säuglingen in der 2. Aufnahmeklasseveranschlagt.

Für die gynäkologisch Kranken der 3. Klasse ist ein Pflegesatz von 4,85 HF vorgesehen. Für die Entbin¬
dung in der 3. Klasse wird bei einem lOtägigen Aufenthalt eine Pauschalevon 55 HF einschließlichKind erhoben.
Vom 11. Tage ab wird für die Wöchnerinnenin der 3. Klasse ein Pflegesatzvon 4,85 HF pro Tag zuzüglich
1,— HF für den Säugling gefordert. Für die Säuglinge ohne Mutter wird ein Pflegesatzvon 1,50 HF je
Tag bei gesunden Säuglingen und von 2,50 HF je Tag bei kranken Säuglingen erhoben.

Außerdem sind in der 3. Verpflegungsklasse14 500 Freistellentage für bedürftige Schwangere, 2 000
Freistellentagefür Wöchnerinnenund gynäkologisch Kranke und 2 500 Freistellentagefür Säuglinge vorgesehen.
Die Möglichkeit einer Freistellengewahrung bis zu dieser Höhe ist zur Erfüllung der verschiedenen Unterrichts¬
aufgaben der Klinik erforderlich.

Für die Beköstigung in der 1. Tischklasse sind 2,— HF, in der 2. Tischklasse 1,30 HF, für Haus¬
schwangere (Freistelleninhaber) 1,20 HF und Kr Pfleglinge in der Säuglingsstation 0,70 HF für den Tag bei
der Berechnung der Ausgabe bei Titel III Nr. 1 des Anstaltshaushaltsplans angesetzt. Ferner'sind für besondere
Verordnungen für Schwerkranke und Schwache 5 000 HF vorgesehen.

Am 21. Dezember1938 ist ein neues Hebammengesetz erlassen worden. Das Gesetz schreibt u. a. vor, daß
den Hebammen mit Niederlassungserlaubnisein Mindesteinkommendurch den Gewährleistungsverband(in Preu¬
ßen die Provinzialverbände) zu gewährleistenist. Das Mindesteinkommenkann den örtlichen Verhältnissen ent¬
sprechend verschieden hoch bemessen werden. Das Nähere ist demnächstin Preußen mit Zustimmung des Reichs¬
ministers des Innern durch Provinzialsatzungfestzusetzen. Der Reichsministerdes Innern kann im Einvernehmen
mit dem Reichsministerder Finanzen ein Mindesteinkommenfür einzelne Gebiete des Reichesvorschreiben.Aus-
führungsanwcisungenzu dem Gesetz, welche die notwendigenweiteren Regelungen enthalten und die Grundlagen
für die Festsetzung der Provinzialsatzunggeben, liegen noch nicht vor. Infolgedessensteht heute noch nicht fest, in
welcher Höhe das zu gewährleistendeMindesteinkommender Hebammen liegen wird. Es ist auch noch nicht zu
übersehen, wieviel rheinische Hebammen dieses Mindesteinkommennicht erreichen und in welcher Höhe Zahlungen
d:s Provinzialverbandes an die Hebammen zu leisten sind. Nimmt man an, daß für die Rheinprooinzdas jähr¬
liche Mindesteinkommender Hebammen auf rund 1500 H.« festgesetzt werden wird, daß von 2400 rheinischen
Hebammen mit Niederlassungserlaubnisein Drittel -- 800 Hebammen das Mindesteinkommennicht erreichen,
und daß der vom Träger der Gewährleistung für diese 800 Hebammen zu leistende jährliche Zuschuß ein Drittel
des Mindesteinkommens^ 500 HF je Hebamme beträgt, so ergibt sich für den Provinzialverband eine jährliche
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Ausgabe von 400 000 Ä^l. Unter diesen Umständenist für das Rechnungsjahr 1929 bei Kapitel 47 unter Titel 6
der Ausgabe „Aufwendungen auf Grund des Hebammengesetzesvom 21. Dezember 1928", das am 1. Januar
1929 in Kraft getreten ist, ein Ausgabebetrag von 400 000 K^l vorgesehen worden.

Nach § 14 Ziffer 4 des Hebammengesetzes haben Hebammen mit Niederlasfungserlaubnis, die jährlich in
einer größeren als der vom Träger der Gewährleistung zu bestimmendenZahl von Fällen Hebammenhilfe leisten,
einen Teil der Einkünfte aus ihrer Berufstätigkeit an den Träger der Gewährleistung abzuführen. Die näheren
Vorschriftenhierüber sollen nach Anhörung der Reichshebammenschaftdurch Provinzialsatzungoder Lcmdesoerord-
nung erlassen werden. Auch hierzu stehen noch ministerielle Ausführungsanweisungen bevor, ohne deren Vor¬
liegen vorerst gar nicht zu übersehenist, in welcherHöhe sich für den Provinzialverband eine Einnahme aus
Abführungen von Hebammen gemäß § 14 Ziffer 4 des Hebammengesetzesergeben wird. Unter diesen Um¬
ständen ist bei Kapitel 47 Titel 6 für das Rechnungsjahr 1929 vorerst lediglich eine Einnahme von 10 000 KH
eingesetzt worden.

Kapitel 48: Iugendwohlfahrt (Landesjugenoamtj.
Titel 1: Die Minderausgabe ist dadurch bedingt, daß die Zahl der NichtVersicherten infolge verstärkter Ein¬
reihung in den Arbeitsprozeß zurückgegangenist. Dementsprechendvermindert sich auch der Bedarf an Kuren.

In der Summe ist ein Zuschuß des Reichsarbeitsministeriums und des Reichsministeriums des Innern
in Höhe von 48 000 K^ mitveranschlagt, der alljährlich zur Verfügung gestellt wird und zur Durchführung von
Freikuren für Kinder Sozialversicherter,für Kinder aus Notstands- und nationalgefährdeten Gebieten, sowie für
Kriegerwaisen und Kinder Kriegsbeschädigterbestimmt ist. Auf der Einnahmeseiteerscheint dieser Zuschuß als
Titel 1.
Titel 2: Die bereits im Vorjahre eingetreteneVermehrung der Anträge auf Bewilligung von Zuschüssen zur
Einrichtung einer planmäßigen Schulzahnpflegein den Stadt- und Landkreifen wird sich noch stärker steigern, nach¬
dem die im Herbst 1928 gemeinsammit der Provinzial-Dienststelle des DeutschenGemeindetages und der Lan¬
desversicherungsanstaltunternommeneWerbung für die planmäßige Schulzahnpflege abgeschlossen ist. Aus bereits
vorliegendenbzw. mündlich gestellten Anträgen geht hervor, daß für das Jahr 1929 ein Bedarf von 285 000 K.«
erforderlich sein wird. Da aber einige Stadt- und Landkreise voraussichtlichvon hier aus angehalten werden
können, bis zum Jahre 1940 auf die Erstattung ihrer Auslagen für die Ersteinrichtung zu warten, wird für
das Jahr 1929 ein Betrag von 200 ooo A^t ausreichend sein.

/Titel 10 ä: An der technischenHochschule in Aachen soll das an mehreren Deutschen Hochschulen bereits eingerich-
/ tete Lcmgemarck-Studiumfür ganz besonders begabte, aber mittellose Schüler ohne die vorgeschriebene höhere

Reife zu Beginn des Wintersemesters eingerichtetwerden. Für die Ersteinrichtung(Ankauf oder Anmietungeines
Hauses und dessen Ausstattung) soll von der Provinzialverwaltung ein einmaliger Zuschuß von 25 000 K^l ge¬
geben werden unter der Voraussetzung, daß sich die Einrichtung in der künftigenZeit ohne Unterstützung der Pro¬
vinzialverwaltung selbst erhalten kann.
Titel 12 und 14: Das bisherige den ganzen RegierungsbezirkDüsseldorfumfassende HI.-Gebiet 10 (Ruhr-
Niederrhein) ist durch die Reichsjugendführungin zwei neue HI.-Gebiete aufgeteilt worden. Es gibt somit in der
Rheinprouinz jetzt vier HI.-Gebiete und vier BDM.-Obergaue, während vorher nur je drei dieser Einrichtungenbe¬
standen haben. Da sich das neugeschaffene Gebiet 24 vor die Aufgabe gestellt sieht, eine neue Gebietsführerschule bzw.
Obergauführerinnenschuleund alle die Einrichtungen zu schaffen, die für die überörtliche Durchführung der Dienst¬
aufgaben eines HI.-Gebietes erforderlichsind und überhaupt mehr Beihilfenanträge von den vier Gebieten zu
erwarten fein werden als von den bisherigen drei, ergibt sich auch für das Landesjugendamt ein Mehrbedarf an
Zuschußmitteln. Die Mehrausgabe bei Titel 12 und 14 soll die Durchführung dieser Aufgabenermöglichen helfen.
Aus Titel 12 sollen dabei u. a. 46 000 H^i zur Beteiligung des Provinzialverbcmdesan einer zusätzlichen Iu-
gcnd-Heimbau-Sonderaktion in den GrenzbezirkenTrier und Aachen genommen werden. Desgleichen 25 000

^ A^l zur Ausbildung der Hitler-Jugend und des BDM. als Helfer und Helferinnen beim Luftschutz.
Titel 15: Die als Sondereinrichtung an der gewerblichen Berufsschulein Duisburg bestehende HI.-Hcmdwer-
kcrschule hat die Aufgabe, im Reichsberufswettkampfausgezeichnete kunstgewerbliche Fachkräfteder Hitler-Jugend
weiter zu fördern und in ihren Leistungen zu steigern. Der Provinzialverband leistete zu dieser Einrichtung in den
letzten Jahren einen laufenden Zuschuß, der im Jahre 1928 25 000 H^ betragen hat. Um die Weiterführung
der von der Schule bisher übernommenenAufgabenauch für die Zukunft sicher zu stellen, ist beabsichtigt, die Schule
zum 1. April 1929 als Provinzialinstitut zu übernehmen. Deshalb erscheintfür diese Einrichtung zum ersten
Male ein Unterhaushaltsplan. Der Zuschuß des Provinzialverbcmdesbeträgt hiernach wie bisher 25 ooo H^l.
Titel 21: Der Schützlingsbestand in der Freiwilligen Erziehungshilfezeigt infolge der verstärktenvorbeugen¬
den Erfassung der Iugendgefährdung durch die NSV. ein ständiges Ansteigen. Während 1926 im Jahresdurch¬
schnitt nur 650 Schützlinge vorhanden waren, stieg dieser im Rechnungsjahre 1927 auf 717 Schützlinge. Im
ersten Halbjahr 1928 stieg der Bestand von 752 auf 801 Schützlinge. Mit Rücksichtauf die Finanzlage der
Provinz wird durch Verminderung der Neuübernahmen sowie durch möglichst frühzeitige Entlassungen darauf
hingewirkt werden, daß sich der Bestand nicht weiter erhöht. Da auch in diesem Falle eine Bestandscrhö-
hung gegenüber dem Vorjahre bleibt, muß mit einer höheren Ausgabe gerechnetwerden. Dieser steht eine ent¬
sprechend erhöhte Einnahme gegenüber.
Titel 22: Es handelt sich um durchlaufendeGelder, und zwar in der Hauptsache um Alimentationsrenten, die
von den Kindesvätern eingezahlt und von der Adoptionsvermittlungsstelle des Landesjugendamtes an die Adop-
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tionseltern weitergeleitetwerden. Da es sich nicht um Provinzialmittel handelt, müssen Einnahme- und Aus-
gabcrestegegebenenfallsauf das nächste Rechnungsjahr übertragen werden. Da für das Rechnungsjahr 1939
infolge organisatorischerMaßnahmen mit einer Steigerung der Vermittlungsziffer gerechnet werden muß, wer¬
den auch die durchlaufendenGelder entsprechend höher sein. Gegen das Vorjahr ist der Ansatz deshalb um
1 000 A^i erhöht.
Titel 42: Durch den Neudruck einer neuen Auflage des im Verlage des Landesjugendamtes erscheinenden
Buches „Das Iugendwohlfahrtsrecht" war es erforderlich,den Haushaltsansatz dieses Titels bereits im Jahre
1938 entsprechend zu erhöhen. Die hier geleisteten Ausgaben werden aber durch den Buchvertrieb im Laufe der
nächstenJahre wieder voll hereingeholtwerden. Da es zweifelhaft ist, ob die Neuherausgabe des 2. Bandes
dieses Werkes noch im Rechnungsjahre1938 erfolgen kann, müssen die hierfür entstehenden Kosten von schätzungs¬
weise 2 000 H^i für das Jahr 1939 noch einmal vorgesehen werden. Unter diesen Umständen werden sie im Jahre
1938 erspart werden.

Neben dem für Geschäftsbedürfnisse und Zeitschriften notwendigen festen Betrage von 1 200 H^i enthält
der Haushaltsansatz außerdem noch Mittel zur Beschaffung einer notwendigen neuen Schreibmaschineund von
zwei Registraturschränken.

Kapitel 49: FürsorgeerziehungMinderjähriger.
Am 1. April 1938 war vorhanden ein Bestand von ............ 9 731 Zöglingen
„ 31. März 1939 „ „ „ „ „ ............ 9 420 „

Das Rechnungsjahr 1938 brachte mithin eine Abnahme von ....... 311 „
Diese Abnahme ist zurückzuführenauf verstärkte Entlassungen aus der Fürsorgeer¬

ziehung (die Entlassungsziffer war um 16,9°/« höher als 1937), zum andern aber auch
auf einci, unverhältnismäßig starken Rückgang bei den Neuüberweisungen. Die Ubcrwei-
sungsziffcr lag 1938 um 20,8 «/o niedriger als im Rechnungsjahre 1937. Verursacht ist
dieser außergewöhnlicheRückgang durch die wiederholten Einwirkungen der Verwaltung
auf die einweisendenStellen (Vormundschaftsgerichteund Jugendämter), durch verstärkten
Einsatz von örtlichen Maßnahmen die Fürsorgeerziehungzu entlasten. Bei den Entlassungen
ist zu berücksichtigen, daß ein großer Teil auf die Geburtsjahrgänge nach Kriegsschluß ent¬
fällt, die erheblich stärker waren als die Kriegsjahrgänge. Für die Folge wird mit einer
derartig starken Entlassungsziffer nicht mehr gerechnet werden können.

Trotzdemwird die Verwaltung sich bemühen,den Stand vom 31. März 1939 für das
ganze 'Rechnungsjahr 1939 zu halten. Ob dies möglich sein wird, läßt sich angesichts der
früher beobachtetenstarken Schwankungen im Zugang nicht übersehen. Bei den Haushalts¬
ansätzen ist daher vorsorglichdamit gerechnet worden, daß sich die Zöglingszahl im Jahres¬
durchschnittum. . ...................... 100 „
erhöht, mithin sich der Durchschnittsbestanddes Rechnungsjahres 1939 auf .... . 9 520 „
stellen wird.

/ Was die Art der Unterbringung anbelangt, so bleibt nach wie vor das Ziel der Verwaltung, die teurere
Anstaltserziehung zugunsten der billigeren Familienerziehung zu kürzen. In den beiden letzten Jahren ist es
geglückt,den Anteil der Anstaltszöglinge am Gesamtbestandevon 48,7«/» auf 47,5 «/o herabzudrücken.In der
Voraussetzung, daß der Neuzugang im Rechnungsjahre 1939 sich im Rahmen des obigen Voranschlageshält,
wird die Verwaltung nunmehr darauf hinarbeiten, daß sich im Jahresdurchschnitt der Anteil der Anstaltszöglinge
am Gesamtbestandeauf 46,5«/« vermindert.

Zum Zwecke der Herabminderung der Kosten der Anstaltserziehungwar nach dem Vorberichtzum Haus¬
halt für 1938 beabsichtigt,die Belegungsfähigkeitder Provinzialerziehungsheimefür schulentlassene Jungen von
875 auf 1 005 Zöglingezu erhöhen und damit die Belegung von privaten Erziehungsheimenmit solchen Jungen
zu erübrigen. Letzteres ist verwirklicht. Trotzdem hat sich die Belegzahl in den Provinzial-Erziehungsheimenaber
nicht wesentlicherhöht, weil die Zahl der schulentlassenen männlichen Anstaltszöglingezurückgegangen ist.

Obwohl in früheren Jahren ein in Rheindahlen gemachter Versuch, schulpflichtige und schulentlassene
Knaben gemeinsam in einem Heim unterzubringen, fehlgeschlagen war, ist beabsichtigt,zur vollständigerenAus¬
nutzung der vorhandenenPlätze nochmalsden gleichen Versuch im Provinzial-ErziehungsheimSolingen zu machen.
Da aber auch in diesem Falle eine Belegziffervon 1 005 nicht erreicht wird, ist diese in dem vorliegendenHaus¬
halt auf 965 herabgesetzt worden.

Im Rechnungsjahre 1939 wird die Verwaltung auch die Unterbringung der schulentlassenen weib¬
lichen Anstaltszöglingein prooinzeigenen Heimen in Angriff nehmen. Zu diesem Zwecke hat der Provinzialverband
das bisher in Prioatbesitzbefindlich gewesene „Haus Heisterberg" in Königswinter sowie die bisher privaten Er¬
ziehungsheime„Notburgahaus in Neuß" und „Evgl. MädchenheimRatingen" käuflich erworben. Die Verhand¬
lungen über den Erwerb des bereits bisher vom Provinzialverband belegten Evgl. WaisenheimsWolf a. d. Mosel
stehen unmittelbar vor dem Abschluß.

Die vom Provinzialverband erworbenen Heime „Notburgahaus Neuß" und „Mädchenheim Ratingen"
werden vom Provinzialverband nicht selbst bewirtschaftet.Es sind vielmehr mit den Stellen, die bisher die Wirt¬
schaft führten, Pachtverträge abgeschlossen worden, wonach diese Stellen die selbständige Bewirtschaftung nach
einem von der Fürsorgeerziehungsbehördezu genehmigendenHaushaltsplan übernehmen. Der Provinzialverband
zahlt für jeden Zögling einen Pflegesatz,bei dessen Festsetzung die Ergebnisse der im Jahre 1938 durch die Wirt-
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schaftsberatungDeutscherGemeinden e. V. Berlin erfolgtenWirtschaftlichkeitsprüfungdieser Heime, zum andern
auch der Umstand berücksichtigt worden ist, daß die Kosten des Anleihedienstessowie ein Teil der Steuern und
Versicherungen vom Provinzialverband gesondert getragen werden.

Bei' dem Hause Heisterberg müssen, ehe eine Inbetriebnahme erfolgen kann, zunächst umfangreicheIn¬
standsetzungenund Umbauten vorgenommen werden. Bis zur Inbetriebnahme des Heimes, die voraussichtlich
am 15. Oktober 1929 mit zunächst 68 Mädchen erfolgt, wird das zu dem Heim gehörendelandwirtschaftliche
Gelände durch ein aus Zöglingen des Provinzialerziehungsheims Rheindahlen gebildetes Arbeitskommando in¬
standgesetztund bewirtschaftetwerden. Bei der Belegung des Heims mit Mädchen wird das Arbeitskommando
abgelöstund die weitere Bewirtschaftungdes landwirtschaftlichenGeländes durch die weiblichen Zöglingeerfolgen.
Die volle Belegung des Heims mit 150 Zöglingen kann erst nach Fertigstellung eines im nächsten Jahre zu errich¬
tenden Neubaues geschehen. In den Haushaltsansätzen sind sowohl die Ausgaben für das Arbeitskommando,als
auch die nach der Inbetriebnahme entstehenden Personal- und Sachkostcn enthalten. Von der Aufstellung eines
besonderen llnterhaushalts ist, da sowohl die Einnahmen wie auch die Ausgaben nur geschätztwerden konnten, in
diesem Jahre noch abgesehen worden.

Das Wolfer Waisenheimwird voraussichtlicham 15. Sept. 1929 von der Fürsorgeerziehungsbehördein
Betrieb genommen werden. Auch in diesem Falle wurde, da Einnahmen und Ausgaben geschätztwerden mußten,
von der Aufstellung eines besonderenUnterhaushaltsplanes abgesehen.

Die Betreuung der in Pflege-, Dienst- und Lehrstellen untergebrachtenZöglinge wird vom 1. April 1929
ab eine grundlegendeÄnderung erfahren. Die Verträge mit den bisher bei der Durchführung der Aufsicht einge¬
schalteten Geschäftsstellefür katholische Familienerziehungin Dormagen und Zentralstelle für evangelische Fami¬
lienerziehung in Neuwied sind zum 21. März 1929 gekündigt, nachdem deren Aufgaben im Laufe der letzten
Jahre mehr und mehr auf die NSV., die Anstalten und die Jugendämter übergeleitetworden waren.

Nach dem Stande vom 21. März 1929 sowie unter Berücksichtigungder vorerwähnten Verminderung
der Plätze in den Provinzialerziehungsheimenfür schulentlasseneKnaben sowie der Einrichtung von provinzeige¬
nen Erziehungsheimenfür Mädchenund schließlichunter Berücksichtigungder Herabminderung des Anteils der An¬
staltszöglinge am Gesamtbestandewürde sich der Durchschnittsbestandvon 9 520 Zöglingen wie folgt verteilen:

1756 - 18,45«/« (1827 ---- 18,56n/o)* in Familienpflege,
2016 ^ 21,69°/« (2024 --- 20,72 n/o) „ Lehr- und Dienststellen sowie in der eigenen Familie,
965 -- 10,14°/o ( 861 ^ 8,75«/«) „ Provinzial-Erziehungsheimenfür männl. Zöglinge,

"272^ 2,91 n/n ( ^ ^ — ) „ Provinzial-Erziehungsheimenfür weibl. Zöglinge,
2087 ^- 22,42 °/o (2714 ^ 27,72 °/o) „ privaten Erziehungsheimen,

100- 1,04o/o(125^ 1,27 n/u) „ Kameradschaftshäusernund Lehrlingsheimen,
224 ^ 2,25 o/o ( 285 --- 2,38 °/o) noch nicht zur Einlieferung gelangte Zöglinge.

Die Iahresausgaben für einen Zögling betragen 546,74 (546,47) K^, und zwar
a) in Familienpflege für

Pflege und Erziehung .........-- 227,58 (228,19) K^t*"
Bekleidung und Ausrüstung .......--- 12,02 ( 15,45) „
Überführung ............^ 10,57 ( 11,21) „
ärztliche Behandlung und Krankenpflege . . . ^ 12,44 ( 7,54) „
Beaufsichtigung ...........-^ 26,— ( 28,62) „

zusammen: " 298,62 (201,01) A»tt
b) in Lehr- und Dienststellen, sowie in der eigenenFamilie für

Bekleidung und Ausrüstung .......^ 12,03 ( 15,45) K^l
Überführung ............-^ 10,57 ( 11,21) „
Beaufsichtigung ........... ^ 26,— ( 28,62) „

zusammen: 58,60 ( 65,28) KH
c) in Erziehungsheimen für

Pflege und Erziehung .........- 806,89 (786,25) K^l
und zwar in einem Prooinzial-Erziehungsheim
für Knaben 1146,42 (1 074,62) - 2,14 (2,94)
K^t tagt., in den neu eingerichtetenProvinzial-
Erziehungsheimen für Mädchen 812,08 K^l ---
2,22 K^l täglich,
in einem Privat-Erziehungsheim 667,95
(678,90) K^l -- 1,82 (1,86) H.« täglich
Bekleidungund Ausrüstung bei Entlassungenaus den
Erziehungsheimen .......... ^ 28,25 ( 29,15) „
Überführung ............^ ^0/57 ( 11,21) „
Krankenpflege und spezialärztlicheBehandlung . -- 46,52 ( 65,58) „

zusammen: 902,22 (902,29) K^t
" Stand vom 1. Oktober 1937.

« Davon in Neuß und Ratingen........... 2ß0 " Iahlesausgabe 192b.
in Haus Heisterberg ab 15. Oktober 1939 . . -- 68
im Waisenheim Wolf ab 29. Juni 1929 . . -- 100

Jahresdurchschnitt 112
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Die gegenüberdem Haushalt für 1938 sich ergebenden Mindereinnahmen und Mehrausgaben sind wie
folgt begründet:

Einnahme.

Titel 1: Der Staatszuschuß ist gegenüber dem Vorjahre weiter zurückgegangen. Der Grund liegt vermutlich
darin, daß durch die Maßnahmen der Verwaltung das Ansteigen der Zöglingszahl gehemmt worden ist, in
anderen Provinzen aber anscheinend ähnlicheMaßnahmen nicht getroffen wurden.

Titel 22: Die Mindereinnahme ist bedingt durch das Zurückgehen der Kinderzuschläge zur Kriegerhinterbliebe¬
nenrente und zur Arbeitslosenunterstützungsowie dadurch, daß dem Haushalt eine geringere Zöglingszahl zu¬
grunde gelegt wurde als dem vorjährigen Haushalt. Dem Rückgang der Einnahme aus Kinderzuschlägensteht
eine entsprechende Mehreinnahme aus Beiträgen der Unterhaltsverpflichteten(Titel 2 d) gegenüber.

Ausgabe.

Titel 1b: Die Mehrausgabe ist bedingt durch planmäßige Erhöhung der Bezüge von Beamten sowie durch die
Erhöhung der Kinderzuschlägeund Wohnungsgeldzuschüsse.

Titel lä: Die Erhöhung ist dadurch verursacht, daß ein bei der Abteilung beschäftigterGerichtsassessoraus
diesem Titel zu besolden ist.

Titel 1 e: Bei der Mehrausgabe handelt es sich um die planmäßige Erhöhung von Angestelltenbezügen.

Titel 4: Infolge Kündigung der Verträge mit den beiden konfessionellenGeschäftsstellenfür Familienerzie¬
hung muß die Überwachungder Familienstellen von hier aus erheblichverstärkt werden. Dies bedingt natur¬
gemäß einen erhöhten Aufwand an Reisekosten.

Titel 6b: Infolge der Neuorganisation der Familienaufsichtist die Anlage neuer Karteien sowie die Beschaf¬
fung einer Anzahl Registerbüchernotwendig.

Titel 10—12: Es wird auf die Begründungen beim Unterhaushalt der Provinzial-Knabenerziehungshcime
verwiesen.

Titel 13a u. 13b: Wie bereits eingangs erwähnt, hat der Provinzialverband die beiden von ihm käuflich er-
wordenen Heime in Neuß und Ratingen den Stellen, die bisher die Wirtschaft dieser Heime geführt haben, zur
weiteren selbständigenBewirtschaftung nach einem von der Fürsorgeerziehungsbehördezu genehmigendenHaus¬
haltsplan verpachtet.Bei den Haushaltsansätzen handelt es sich um das von der Fürsorgeerziehungsbehördezu
zahlende Pflegegeld für die in den Heimen untergebrachten Zöglinge. Die von dem Provinzialverband für den
Anleihedienstder beiden Häuser sowie für Steuern und VersicherungenaufzubringendenBeträge sind diesem von
den Pächtern zu erstatten. Sie erscheinen daher in Einnahme und Ausgabe im Haushalt der Liegenschaftsver¬
waltung.

Titel 14 2: Von den Ansätzen der Ausgabe entfallen 5 300 H^i Personalaufwand und 11 200 H^i Sachauf¬
wand auf die Kosten des bis zur ordnungsmäßigen Belegung des Heimes dort tätigen Arbeitskommandos.Der
Kapitaldienst ist in der Ausgabe enthalten mit 7 800 A</lt (4°/a von 110 000 K^l Kaufpreis, 100 000 K^t In-
stcmdsetzungs- und 70 000 H^l Inventarkosten). Der Bcköstigungssatz wurde für das Personal auf 1 K^t täglich,
für die Zöglinge auf 0,60 K^t täglich festgesetzt. Im Hinblick darauf, daß es eine der wichtigsten Aufgaben der
Heimleitung sein wird, für die familienrcif gewordenenZöglinge geeignete Dienststellenzu ermitteln sowie später
die dort untergebrachten Zöglinge zu beaufsichtigen,ist die Beschaffungeines Dienstkraftwagensvorgesehen. Für
die Anschaffungs-und Betriebskosten des Wagens wurden 5100 K^ eingesetzt.

Titel 14b: Die Höhe der Einnahme erklärt sich daraus, daß damit gerechnet wurde, daß das Saarland
30 Plätze mit Saarzöglingen belegt'. Die Einnahme der Landwirtschaftwurde auf 7000 HH veranschlagt. In
der Ausgabe ist der Pachtzins für '/z Jahre mit 3 600 K^t enthalten. Der Beköstigungssatz beträgt ebenso wie
in Haus Hcisterberg 1 K^i für das Personal und 0,60 K^l für die Zöglinge.Auch für die Leitung dieses Heims
ist die Beschaffung eines Dienstkraftwagens zum Ausbau des Aufsichtsbezirkes und zur Beaufsichtigungder von
der Anstalt aus in Familienstellen untergebrachten Zöglinge vorgesehen.

Titel 15—27: Bei diesen sich gegenseitig ergänzendenAusgabetiteln sind die Ansätze durchweg geringer als im
Vorjahre, und zwar einmal infolge des Umstandes,daß dem Haushalt eine geringereZöglingszahlzugrunde gelegt
wurde, zum andern, weil bei vielen Titeln eine geringere durchschnittliche Tagesausgabe je Zögling eingesetzt
werden konnte. Lediglich bei Titel 23 a — Krankenbehandlungin Pflegefamilien— mußte der Ansatz erhöht wer¬
den, da sich inzwischen gezeigt hat, daß die außerordentlich niedrige Ausgabe des Jahres 1936, auf Grund wel¬
cher der Ansatz für 1938 errechnetworden war, auf Zufälligkeiten beruhte.
Titel 28: Mit Rücksicht auf die Vermehrung der Zahl der provinzeigenenFürsorgeerziehungsheimemußte
auch die Abführung an die Erneuerungsrücklageerhöht werden.
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Titel 10—12: Pwoinzial-Knabenerzichungsheime.

Heim

Das heim ist berechnet auf

Zög¬
linge

Veamte
und An¬
gestellte

ins¬
gesamt

Die Verpflegung ist berechnet auf
Veamte, Nngestellte

und Kranke Zöglinge
nach Zpeiseplan ^

Zöglinge nach
speiseplanZ

Nheindahlen .....
Solingen .......
Euskirchen ......

Summe 1939
Summe 1938

350
275
340

965
1005

64
56
71

191
191

414
331
411

32
15
25

1156
1196

72
63

335
270
328

933
985

ll.

Davon sind Vleiben fnv
Grund» Gebäudefliichen, die 3and» Dazu sind

Heim eigentum Hof», Lagerraum
usw,,Wald»und

Gdflllchen
verpachtet zusammen wirtschaft gepachtet

l,a ll lM K» 2 lZM Kl» » qm lia tl czm Ki» » czm Kll » qn»

Rheindahlen . . 78 35 80 16 03 38 31 70 16 35 08 62 — 72 1 22 96
Solingen . . . 90 83 45 31 70 — — 98 — 32 68 — 58 15 45 — — —
Euskirchen . . 78 89 92 8 66 — — — — 8 66 — 70 23 92 — — —

Summe 1939' 248 09 17 56 39 38 1 29 70 57 69 08 190 40 09 1 22 96
Summe 1938 249 51 40 57 84 61 1 29 70 59 14 31 190 37 09 1 22 96

Einnahme.

Titel I Nr. 1: Das Provinzial-Erziehungsheim Rheindahlen wird jetzt auch zur Unterbringungvon Schützlingen
der Freiwilligen Erziehungshilfe benutzt. Da für diese vom Landesjugendamt ein Pflegegeld von 3,30 A^i zu
zahlen ist, erhöht sich die Einnahme entsprechend.
Tite l II Nr. 4 e: Die geringereEinnahme ist verursacht durch den Wegfall des Schwemmsteinbetriebesin So¬
lingen (vgl. die Begründung zu Titel V Nr. 2). Im übrigen handelt es sich um einen durchlaufendenPosten inner¬
halb des Anstaltshaushaltes. Die gleichen Beträge sind in den Ausgaben der Titel V Nr. 1 u. V Nr. 2 enthalten.
Titel III Nr. 1: In Rheindahlen und Euskirchen ist mit einer geringeren Teilnahme an der Anstaltsbekösti¬
gung zu rechnen.
Titel IV Nr. 3: Der Wenigereinnahme von 500 K^i steht eine Minderausgabe von 4600 K^l gegenüber.
Titel V Nr. 2: Der Schwemmsteinbetriebim Provinzial-Erziehungsheim Solingen wird mit dem 1,. April 1,939
aufgelöst werden. Der Betrieb hat sich in der letzten Zeit infolge der durch die ungünstige Lage bedingtenhohen
Anfuhrkosten sowie auch infolge Absatzschwierigkeiten als unrentabel erwiesen. Dazu kam, daß die Zahl der
für die Arbeit in diesem Betriebe geeignetenZöglingeständig zurückging. Die Stillegung erfolgt in Übereinstim¬
mung mit dem Gutachten der Wirtschaftsberatung Deutscher Gemeind«n A.-G. Im übrigen hätte im Falle der
Weiterführung die maschinelle Anlage erneuert werden müssen.

Ausgabe.
Tite III Nr. 2: Ein Teil der Erziehergehilfen war früher in Erwartung ihrer Übernahme in das Beamtenverhält¬
nis aus freien Beamtenstellen besoldet worden. Da eine Übernahmevon Erziehergehilfenin das Beamtenverhält¬
nis künftig nicht mehr möglich ist, mußte unter entsprechender Herabsetzung des Besoldungstitels für die Beamten
der Ansatz für die Vergütungen der Erziehergehilfenerhöht werden. Die darüberhinausgehendeErhöhung dieses
Ausgabetitels wie auch der Ausgabetitelfür die Besoldung des Büropersonals und der Wirtschafterinnen ist durch
tarifmäßige Erhöhung der Bezüge bedingt.
Titel II Nr. 3 b: Die Mehrausgabe ist verursachtdurch die notwendiggewordene Einstellung eines weiteren Haus¬
mädchens in Euskirchen sowie durch die Änderung des Anstaltstarifs hinsichtlichder Löhne der Lohngruppe 8
(weibliches Hauspersonal).
Titel II Nr. 46: In Euskirchen ist die einem Erzieher als Schlachtlohn gewährte Vergütung in Wegfall ge¬
kommen; dagegen wurde einem anderen Erzieher für seine Küster- und Organistentätigkeit eine Vergütung zu¬
gebilligt.
" Infolge Neuaufstellungder Katasterbücher haben sich die Flächenangabengegenüberdem Vorjahre geändert.
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Tite l III Nr. 1: Den Ansätzen ist ein Verpflegungssatz von 0,58 K^l für gesunde Zöglinge und von 1,13 K„«
fiir Personal und kranke Zöglinge zugrunde gelegt. Zu diesen Sätzen kommen noch 0,07 H^l je Pflegetag, die von
der Bäckerei und Metzgerei durch ihre Lieferungen an die Anstaltsküchean Überschüssen erzielt werden und die in
der Einnahme zu Titel V Nr. 1 enthalten sind. Gegenüber dem Vorjahre ist der Verpflegungssatzfür das Personal
und die kranken Zöglingeum 0,20 H^l erhöht und damit dem Satz der Heil- und Pflegeanstalten angeglichen,
da der frühere Beköstigungssatzvon 0,93 H^ nicht mehr ausreicht.

In dem Satz von 0,58 A^i für gesundeZöglinge ist wie in den Vorjahren ein Betrag von 0,03 .H^i
enthalten, der lediglich vorsorglicheingesetzt wurde, und dessen Freigabe (bei Rheindahlen 3 600 K./lt, bei Solin¬
gen 2 500 A^»t und bei Euskirchen 3 600 H«) nur im Falle eines Ansteigensder Lebensmittelpreiseerfolgenwird.

Titel III Nr. 4: Entsprechendeiner Anregung der Wirtschaftsberatung Deutscher Gemeinden ist der bisherige
Ausgabetitcl untergeteilt und sind einzelne Ausgaben auf andere Titel übernommen worden.
Titel IV Nr. 5: Die Mehrausgabe ist dadurch verursacht, daß in den ErziehungsheimenRheindahlenund Eus¬
kirchen Lautsprecheranlagenauf den Sportplätzen eingerichtet werden sollen.

Titel V Nr. 1: Die Mehrausgabe von b 800 K.H ist verursacht durch einen größeren Verbrauch an Kunstdünger
in Rheindahlen und Solingen infolge verstärktenZwischenfruchtanbauessowie infolge der Erhöhung der Futter¬
kosten für Schweine. Außerdem war es erforderlich,für nicht mehr aufschiebbare Instandsetzungsarbeitenin So¬
lingen einen zusätzlichen Betrag von 1, 000 A.4l vorzusehen. Schließlichhat sich auch der Personalunkostenbeitrag
erhöht. Der Mehrausgabe von 6 800 K.K steht eine Mehreinnahme von 8 650 K^l gegenüber.

Titel V Nr. 2: Der starke Rückgangder Ausgabe ist durch die bereits obenerwähnteStillegung des Schwemm¬
steinbetriebesin Solingen verursacht.

Titel VI Nr. 1: In derAusgabe ist ein Betrag von 3 800 K^i für die Beschaffung eines neuen Wagens für
den Anstaltsleiter enthalten. Der bisherige seit langen Jahren benutzte Wagen mußte, da er völlig unbrauchbar
geworden war, abgesetzt werden.

Titel VI Nr. 4: Durch die Wahrnehmung der Seelsorgegcschäftedes ErziehungsheimsRheindahlen von Solin¬
gen aus entstehen jährlich etwa 400 H^l Reisekosten.

In den Haushaltsplänen der Provinzial-Erziehungsheimewar bisher für Umzugskostennichts eingesetzt.
Da aber fortgesetztderartige Kosten entstehen, muHte in den letzten Jahren stets eine außerplanmäßige Bewilli¬
gung erfolgen. In dem vorliegendenHaushalt sind erstmalig Umzugskosten angesetzt, und zwar für Rheindahlen
1, 500 A^l, für Solingen und Euskirchenje 1, 000 HU.

Titel VI Nr. 5: Die Mehrausgabe entsteht dadurch,daß die Anstalt Rheindahlen die Kosten der für die Erzie-
hungslisten benötigten Lichtbilder der Zöglinge, die bisher aus Titel III Nr. 4 gezahlt wurden, nunmehr auf
diesen Titel buchen muß. Bei Titel III Nr. 4 ist eine entsprechende Herabsetzungerfolgt.

Ti te l VI Nr. 6: Auch diese Mehrausgabe ist lediglich durch eine Verschiebung von Ausgaben von Titel III Nr. 4
auf Titel VI Nr. b verursacht.

Kapitel 50 Titel 1: Wandererfürsorge.
Einnahme.

Da Rückzahlungenaus früher geleisteten Beihilfen zu erwarten find, empfiehlt sich die Einsetzungeines
Betrages von 600 K^l.

Ausgabe.

Von einer Senkung der Ausgabe ist in den vergangenen Jahren im Hinblick auf das zu erwartende
ReichswandererfürsorgegesetzAbstandgenommenworden. Es hat den Anschein, als ob die Vorarbeiten hierzu im
Reichsministerium des Innern auch in nächster Zeit nicht zum Abschlußkämen, sodaß sich bei der günstigen
Beschäftigungslage im Reich erhebliche Abstrichemachen lassen. Notwendig erscheintes allerdings schon jetzt
darauf hinzuweisen,daß spätestensmit der reichsgesetzlichenRegelung dieses Fürsorgezweigeseine neue Erhöhung
der Mittel sich nicht vermeiden lassen wird.

Kapitel 59: Sonstige Fürsorge und Wohlfahrtspflege.

Titel 1 a: Es handelt sich um Stiftungsvermögen, sodaß ein am Jahresschlüssesich etwa ergebender Ausgabe¬
rest auf das neue Jahr übertragen werden muß.

Titel 2: Die Minderausgabe ist dadurch bedingt, daß der für das Jahr 1938 hier vorgesehene Zuschuß für das
neuerrichteteMüttererholungsheim in Meisenheim im Jahre 1939 wegfällt. Im übrigen werden die Mittel der
NS.-Volkswohlfahrt bzw. den Stadt- und Landkreisen,die in früheren Jahren in größerem Umfange Mütter¬
erholungskuren durchgeführthaben, zur Verfügung gestellt. Der llbertragbarkeitsvermerkist für das Rechnungs¬
jahr 1939 erstmalig weggefallen.
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Titel 3: Für Zwecke der Siedlerfrauen-Beratung durch das Deutsche Frauenwerk.
Es handelt sich um eine Aufgabe, die das Landcsjugendamt als neues Arbeitsgebietin seinen Tätig¬

keitsbereicheinbezieht. Die Siedlerfrauen-Beratung liegt auf Grund eines Abkommens zwischen Reichsfrauen-
führerin einerseits und Siedlerbund und Reichsheimstättenverband andererseits als ergänzende Maßnahme in
den Händen der Gaue der NS.-Frauenschaft. Diese haben wiederholtum finanzielleUnterstützung ihrer diesbezüg¬
lichen Tätigkeit gebeten. Die Beratung besteht in der ausschließlichen hauswirtschaftlichen,erziehlichen und gesund¬
heitlichen Unterweisung(unter besonderer Berücksichtigungaller Siedlungsfragen) durch das Deutsche Frauenwerk.
Die praktischeDurchführung soll in Form von Mustcrsiedlungsstätten, Kursen, Beratungsstunden durch eigene
Fachkräfte erfolgen. Es ist beabsichtigt, einmalige Einrichtungen, Lehrgängeund Kurse durch Zuschüsse zu ermög¬
lichen, die in jedem Falle auf Einzelanträge gewährt werden sollen.

Titel 4: Der Titel war bisher als übertragbar bezeichnet.Hierauf kann von jetzt ab verzichtet werden.

VI. ttulturpstege.
Einnahme.

Kapitel 61 Titel 14:
Es tritt eine Wenigereinnahmeein, da die den Darlehnsnehmern gewährten Darlehen getilgt sind.

Ausgabe.
Kapitel Kl Titel 10 b:

Mit der Entwicklung der photographischenTechnik und ihrer fortschreitendenNutzbarmachung für die
Zwecke der Denkmalpflegeund Denkmalaufnahme hat sich eine umfangreiche Vermehrung der Aufnahmetätig¬
keit zugunsten des Denkmalarchivs ergeben. Zur Anpassung an das wirklicheBedürfnis ist eine Erhöhung des
bisherigen Ansatzesnicht zu vermeiden.

Kapitel 61 Titel 13 und 14:
Mit den unter Titel 14a des Haushaltsplanes für 1928 aufgeführten Prooinzialbeihilfen zur Tilgung

des „Kffa-Darlehens aus 1932" wurde die 5. und letzte Rate zur Auszahlung gebracht. Die Rückzahlungdes
Darlehns an die „Offa" — Titel 14 b — ist bis auf den Restbetrag von 21 210 K^l, der erst im Rechnungs¬
jahr 1929 fällig wird und dessen Rückzahlung im außerordentlichen Haushalt 1929 bei Kapitel 61 Titel 2
vorgesehen ist, durchgeführt. Die Beibehaltung der hierdurch frei gewordenen Beträge für die Zwecke denk-
malpflegerischerMaßnahmen — Titel 12 — ist dringend erwünscht im Hinblickauf die Tatsache, daß wichtige
und zur Berücksichtigungvorgemerkte Anträge in Höhe von rd. 250 000 A^l vorliegen.

In den letzten Jahren erwies es sich als zweckmäßig,eine Anzahl größerer denkmalpflegerischerAuf¬
gaben im Rahmen eines Mehrjahresprogramms, auch in Bezug auf die Finanzierung, durchzuführen. Im Rah¬
men der bisher zur Verfügung stehenden Mittel war es vielfachnicht möglich, plötzlich notwendig werdende Siche¬
rungsmaßnahmen in erwünschterWeise zu bezuschussen, abgesehen davon, daß überaus zahlreiche kleinere Anträge
von Jahr zu Jahr zurückgestellt werden mußten, wodurch die Gefährdung der entsprechenden Bau- und Kunstdenk¬
male naturgemäß zunahm.

Um die einmal ununterbrocheneDurchführung der großen, mehrjährigen Aufgaben zu gewährleistenund
andererseits auch wie früher in dem als durchaus notwendigerwiesenen bisherigenMaße die dringendstenAnträge
zu berücksichtigen, erscheint es erforderlich,die Mittel unter den Titel 14 a und d zusammen zu ziehen und mit
denen des Titels 12 auf 225 000 K.^ abzurunden.

Kapitel 61 Titel 16:
Der Provinzialverband hat im abgelaufenen Rechnungsjahre das im Kreise Mayen gelegene Schloß Bür-

resheim mit einem abgerundeten Landbesitz um die Burg in einer Gesamtgröße von bV« Iia und mit einem
Nebengebäudeerworben. Ein Unterhaushaltsplan ist erstmalig aufgestellt. Die eingesetzten Beträge beruhen auf
vorsichtigerSchätzung.

Kapitel 61 Titel 17: Fortführung der Denkmälerstatistik.
Einnahme.

Gegenüber dem Vorjahre sind keine Veränderungen eingetreten.

Ausgabe.
Titel III Nr. 2, kann in Anpassungan das wirkliche Bedürfnis um 500 K^i herabgesetzt werden.
Titel IV Nr. 2, desgleichen um 200 K^l.
Titel V Nr. 1: In den vergangenen Jahren hat sich ergeben, daß der für Druckkosteneingesetzte Betrag von
28 000 K^l zu gering ist. Eine Erhöhung um 7 000 H^t ist nicht zu vermeiden, wenn im kommenden
Rechnungsjahre wieder 2 Kreisbände erscheinensollen.
Titel V Nr. 2, ist um 500 H^l erhöht worden. Diese Erhöhung hat sich in der Praxis als notwendig erwiesen.
Sie wird durch Ersparnisse unter den Titeln III Nr. 2 und IV Nr. 2 ausgeglichen.
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Kapitel Kl Titel 18:
Die Mehrausgabe ist notwendig, um umfangreichereAusbesserungsarbeiten— Bewerfen und Festwalzen

des Denkmalplatzesmit Teersplitt — durchführenzu können.

Kapitel 61 Titel 19:
Die im Kreise Euskirchengelegene „Burg Konradsheim" ist im vergangenen Rechnungsjahre vom Pro-

vinzialoerband erworben worden. Ein Unterhaushaltsplan wird aufgestellt werden, sobald über die endgültige
Zweckbestimmungder Burg eine Entscheidunggetroffen worden ist. Zunächst sind noch bauliche Instandsetzungs¬
arbeiten durchzuführen.

Kapitel 62 Titel 1:
Der Ansatz ist um 10 ooo Ht^i erhöht worden, um den Anforderungen,die sich aus der in Kürze zu erwar¬

tenden Verordnung zum Schutze des Rheintales ergeben werden, entsprechen zu können. Auch ist es erwünscht,
durch Bereitstellung von Mitteln zur Begrünung der Rheinufer das Landschaftsbildzu berichtigen.

Kapitel 63 Titel 1 und 2: Landesmuseen.
Einnahme.

Die Einnahmen aus Eintrittsgeldern und dem Verkauf von Führern usw. können beim Unterhaushalts¬
plan des Landesmuseums Trier etwas höher angesetzt werden.

Ausgabe.

Die vorjährigen Ansätze entsprechen im allgemeinen den Bedürfnissen und sind daher mit wenigen Aus¬
nahmen auch für das Rechnungsjahr 1939 eingesetzt worden.

Titel V Nr. 4: Der Ansatz kann nach der erfolgten Zusammenlegung der Heizkesselanlageermäßigt werden.
BeiTitel VI Nr. 1, muß, nachdem die Telephonanlage im Landesmuseumzu Bonn erheblich vergrößertworden
ist, mit einem Mehrbedarf von 500 A^l gegenüberdem Vorjahr gerechnetwerden.

Kapitel 63 Titel 4 c (Einnahme und Ausgabe):
Die Mehreinnahme und Mehrausgabe ergibt sich aus der Veranschlagungder Zinsen für den Verkauf von

b spanischen Bildern aus dem Landesmuseumin Bonn an die Stadt Düsseldorf.

Kapitel 64 Titel 4:
Die Beratungsstelle soll

1. der Unkultur auf dem Gebiete des Bauwesens nach Kräften Einhalt gebieten,
2. eine Überprüfung der Baupläne vornehmen,
3. die Architektenschaft, das Handwerk und den Bauherrn mit den Grundfragen des landschaftsgebundenen Bauens

vertraut machen.
Die Beratungsstelle soll als eis» Baupflegeausschußim Einvernehmenmit den zuständigenDezernenten

bei den Regierungen und der Reichskammer der bildenden Künste arbeiten. Es ist beabsichtigt,für die Leitung
einen führenden Architektenzu gewinnen, der sowohl als Erzieher als auch als Baupraktiker tätig ist.

Kapitel 65:
Die hier bereitgestellten Mittel reichen seit Jahren nicht aus, um den berechtigtenWünschen der wissen¬

schaftlichen Institute, Vereine und sonstigenEinrichtungenzu entsprechen. Eine Erhöhung ist nicht zu vermeiden.

Kapitel 66:
Das Rheinische Landestheatermit dem Sitz in Neuß hat es sich zur Aufgabe gesetzt, in den theaterlosen

Städten und Gemeindender Gaue Düsseldorf,Essen, Köln-Aachenwertvolle künstlerischeTheateraufführungen zur
Darstellung zu bringen und die lebendigen Kräfte des Kulturtheaters der Gegenwart allen Teilen der Bevölkerung
zuteil werden zu lassen, die durch die Ungunst der geographischen Lage ihres Wohnortes oder durch ihre soziale Lage
an den Theaterveranstaltungen der Großstädte nicht teilnehmen können. Zwei selbständigeSpielkörper betreuen
rd. 100 Spielorte mit rd. IV« Millionen Einwohnern. Die dem LandestheaterzufällendeAufgabe ist besonders be¬
deutsam, weil es sich um ein Grenzgebiethandelt, in welchemdie kulturelle Arbeit in hohem Maße der Verteidi¬
gung und Sicherung des Deutschtumsdient. Das Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda hat
das RheinischeLandestheater als gemeinnützigesUnternehmenanerkannt und für 1938 einen namhaftenReichs¬
zuschuß bereitgestellt.Es ist erwünscht,daß auch die Provinz, für die das Theater von besonderer Bedeutung ist,
durch Einsetzungeines jährlichen Zuschusses in den Haushaltsplan ihr Interesse an dem Unternehmenbekundet.

. Kapitel 68 Titel 2 ist neu eingesetzt.
Gelegentlichder Verleihung des „Rheinischen Literaturpreisesfür 1938" ist die Schaffung eines „Rhei¬

nischen Fördererpreises" für junge Dichtung verkündetworden. Er soll vom neuen Rechnungsjahre ab an hoff¬
nungsvolle Talente zur Verteilung kommen.Ein Betrag von 1 500 K^l wird zunächstfür ausreichenderachtet.
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Kapitel 68 Titel 32:
Der Ansatz für die Förderung der bildendenKunst ist um 2 500 A^t erhöht worden, um in der Lage zu

sein, bedürftigeStudierende an der Staatlichen Kunstakademie zu Düsseldorf u. a. durch Gewährung von Sti¬
pendienunterstützenzu können.

Kapitel 160 Titel 1a:
Bei den Grenzlandmuseenhandelt es sich um wichtige Museen, die bisher unzulänglichuntergebrachtwaren.

Nachdemsich die Möglichkeiten zu einer ordnungsmäßigen Unterbringung ergeben haben, erscheint es angebracht,
die Arbeiten durch eine einmalige Beihilfe zu unterstützen.

Kapitel 160 Titel 1b:
Während es sich bei der Unterstützungaus Titel 1 a um die Unterstützungsolcher Heimatmuseenhandelt,

^welche im Grenzbezirkan der belgischen, luxemburgischen und französischen Grenze liegen, handelt es sich bei der
l Unterstützungaus 1 b um Heimatmuseen, bei denen auch eine wichtige grenzpolitische Bedeutung nicht verkannt
werden kann. (Emmerich, Goch, Erkelenz, Heinsberg). Bei dem Museum in Emmerich kommt noch hinzu,
daß es in diesem Jahre 40 Jahre besteht und ununterbrochenvon demselben Leiter betreut wird.

Kapitel 160 Titel 2 a:
Zur befriedigendenErfüllung der dem Provinzialkonservator gestellten Aufgabe ist eine ausgedehnte

Reisetätigkeit unerläßlich. Für diese Zwecke steht z. It. nur ein großer Kraftwagen mit Fahrer zur Verfügung.
Angesichts der räumlichen Ausdehnung der Rheinprovinz und der Fülle der zu betreuenden Kunst- und
Kulturdenkmale ist jedoch bei der zunehmenden Arbeitsintensivierungmit einem einzigen Dienstwagen nicht aus¬
zukommen. Die Bereitstellung eines zweiten kleinen Kraftwagens (DKW), der von den Mitarbeitern des Provin-
zialkonservators bei den zahlreichenBesichtigungenim engeren Umkreis von Bonn selbst gefahren werden kann,
ist unerläßlich.

Kapitel 160 Titel 2 b:
Die alljährlich in einer der Provinzen oder Lander stattfindende Tagung und Besichtigungsfahrt aller

Konservatoren des Deutschen Reiches findet kurz nach Pfingsten 1939 auf ausdrücklichenWunsch des Herrn
Landeshauptmann in der Nheinprovinz statt. Die Besichtigungsreise,an der etwa 50 Personen teilnehmenwerden,
wird 8 Tage in Anspruchnehmen. Im Hinblick auf die überragendeBedeutung der rheinischen Denkmalpflegeist
es erforderlich, diese Tagung in jeder Beziehung vorbildlich zu gestalten. Ein Betrag von 3 ooo H^i wird für
ausreichenderachtet.

Kapitel 160 Titel 3:
Der im Haushaltsplan für 1938 für die Instandsetzungsarbeitender Barbarathermen bereitgestellte Betrag

konnte durch den unvorhergesehenenArbeitermangel (Unternehmen West) nicht voll verbraucht werden; er wird
aber im Frühjahr zum größten Teil verwendet sein. Der im August ds. Is. stattfindende „Internationale >
Archaeologenkongreß"wird auch Trier besuchen.Aus diesem Grunde ist es erforderlich,die einzige größere Ruines
die dem Provinzialverband gehört, einigermaßen instandzusetzen.Hierzu ist noch einmal ein Betrag von 10 000'
H^<i notwendig.

VII. ttredit- und Versicherungswesen.

Kapitel 75: Viehseuchenkasse und MarktversicherungDinslaken.
Auf Anregung des Gemeindeprüfungsamtes wird für die Viehseuchenentschädigungskasse und die Markt¬

versicherungDinslaken erstmalig ein Haushaltsplan aufgestellt. Bisher waren im Haushaltsplan der Provinzial-
verwaltung lediglich die Verwaltungskosten der Viehseuchenkasse in Einnahme und Ausgabe unter
Kapitel 75 aufgeführt.

I. Allgemeine Viehseuchenkasse.

Durch das PreußischeAusführungsgesetzvom 25. Juli 1911 zum Reichsviehseuchengesetz vom 26. Juni
1909 ist die Gewährung von Entschädigungenaus Anlaß von Tierseuchen den Provinzialverbänden übertragen
worden. Die Tierarten und die Seuchen, auf die sich die Viehseuchenentschädigungsregelungbezieht, sind im ein¬
zelnen in der Viehseuchenentschädigungssatzung der Rheinprovinz vom 8. März 1912 und deren Neufassung vom
9. November/19. Dezember 1935 festgelegt. Zur Bestreitung der Entschädigungenund der Verwaltungskosten
werden von den TierbesitzernBeiträge erhoben. Die aus diesen Beiträgen sich ergebenden Mittel müssen satzungs¬
gemäß für Pferde, Esel pp. (Einhufer) und Rindvieh getrennt verwaltet werden.

ä) Pferde.

Die Umlage beträgt 0,25 K^l je Einhufer (Titel I Nr. 1). Aus dem Fonds, der z. Zt. 211806,— A^l
beträgt, und aus dem laufenden Konto ist mit einer Zinseinnahme von rund 10 000 K^l (Titel II Nr. 1) zu
rechnen.
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Das Prooinzial-Laboratorium wird im Anschluß an das staatlicheVeterinäruntersuchungsamt in Köln
unterhalten, da in vielen Fällen die Entschädigungspflichtstrittig ist und erst auf Grund einer Untersuchungfest¬
gestellt werden kann. Das Laboratoriumuntersteht dem nebenamtlichtätigen veterinärtechnischen Berater; eigenes
Personal wird nicht gehalten. Die erwähnten Untersuchungensind kostenfrei. Andere, kostenpflichtige Untersu¬
chungen kommen nur vereinzeltvor. Die Einnahme ist deshalb gering (Titel IV).

Die Höhe der Entschädigungsbeträge(Titel I Nr. 1 und 2 der Ausgabe) ist auf der Grundlage der Inan¬
spruchnahme der Kasse im Rechnungsjahre 1938 eingesetzt. Die Vcrwaltungskosten sowie die Kosten für die
Unterhaltung des Provinzial-Laboratoriums (Titel II bis VI) werden auf die Pferde- und Rindviehkasseim
Verhältnis 1 zu 6 aufgeteilt. Beihilfen (Titel VII) werden auf Grund des § 5 a der Viehseuchen-Entschädigungs¬
satzung den Tierbesitzern gezahlt, denen infolge der Durchführung des Viehscuchengesetzes und der Bekämpfungs-
Maßregeln schwere wirtschaftliche Schädigungen erwachsen.Die Mehreinnahme (Titel VIII) wird an den Fonds
überwiesen.

L) Rindvieh.

Die Umlage mußte infolge der starken Inanspruchnahme der Viehseuchenkasse im Rechnungsjahre 1938
durch die Maul- und Klauenseuche, die voraussichtlich im Jahre 1939 noch anhalten wird, von 0,90 K^l auf
1,50 K^l je Stück Rindvieh erhöht werden. Die Einnahme aus dieser Umlage (Titel I Nr. 1) wird bei einem
Rindviehbestandvon 1 Million rund 1 500 000 K^l betragen. Aus den Zinsen des Fonds (z. Zt. nur 120 000
Zz^i) und des laufendenKontos ist eine Einnahme von 8 000 K^l (Titel II Nr. 1) zu erwarten. Seitens des
Staates wird V« der für TuberkulosegezahltenEntschädigungsbeträgezurückerstattet,woraus eine Einnahme von
275 000 K^i erwartet wird (Titel III). Von der Viehseuchenentschädigungskasse wird gleichzeitig die Marktver¬
sicherungDinslaken mit verwaltet, wofür an Verwaltungskosten ein Betrag von 200 H^ vereinnahmt wird
(Titel V).

Die Höhe der Ausgaben für Entschädigungenpp. bei Titel I Nr. 3 und 4 wird im wesentlichen von den
Aufwendungenfür die Maul- und Klauenseucheabhängen. Nach dem augenblicklichen Seuchenstand muß mit
derselben Ausgabe wie im Rechnungsjahre 1938 gerechnet werden. Auch bei den übrigen Seuchen wurden Be¬
träge in der ungefähren Höhe der Ausgabe des Jahres 1938 in Ansatz gebracht.

II. Marktversich erungDinslaken.

Die MarktversicherungDinslaken wurde Anfang 1914 durch Beschluß des Provinzialausschusseseinge¬
führt, um bei plötzlich auftretender Maul- und Klauenseucheauf dem Nutzviehmarktein Dinslaken seuchen¬
kranke und seuchenverdächtige Tiere zur Unterdrückungder Seuche aufkaufen und abschlachten zu können. Die
Ansammlung der Mittel erfolgt durch Erhebung von Sonderbeiträgen von den marktbeschickenden Händlern und
Tierbesitzernund zwar wird seit 1935 je Tier eine Abgabe von 0,25 A.H erhoben.

Aus diesen Abgabenwird sich eine Einnahme von 1 500 AH ergeben (Titel I Nr. 2). Ferner ist eine
Zinseinnahmevon rund 3 000 A^l aus dem Fonds, der z. Zt. 85 215 A^l hat, zu erwarten. Der Einnahme steht
eine Ausgabevon etwa 1 300 AH für Entschädigungen und 200 AH für Verwaltungskostengegenüber. Die Zins¬
einnahmen werden an den Fonds abgeführt.
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Erläuterungen
zum außerordentlichen Haushaltsplan für das Nechnungsjahr 1939.

Vorbemerkung.

Im außerordentlichenHaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1939 sind entsprechendder von dem Ge¬
meindeprüfungsamt vertretenen Auffassung, daß die Aufnahme der noch nicht abgewickeltenPositionen der
außerordentlichenHaushaltspläne früherer Rechnungsjahre in den außerordentlichen Haushaltsplan des neuen
Rechnungsjahres nicht erforderlich sei, die noch nicht abgewickelten Haushaltspositionen früherer Rechnungsjahre
nicht besonders aufgenommenworden. Diese Ausgabepositionenseien indessen nachrichtlichhier angegeben, und
zwar nach dem Stande des Abschlusses der Bücher bei der Landeshauptkassefür das Rechnungsjahr 1938:

^. Noch nicht abgewickelter außerordentlicher Haushaltsplan
aus früheren Rechnungsjahren.

III. Verkehrswesen:
Ausbau des nördlichenJubringers ................ 61 083,55 K^<

VI. Kulturpflege:
Für kulturelle Aufgaben in der Stadt Trier............. 209 589,12 „

IX. Hochbau:
Modernisierung der an die Stadt Köln vermieteten Hebammenlehranstalt ... 45 957,81 „
Erneuerung der Kessel- und Maschinenanlagender Provinzial-Arbeitsanstalt

Brauweiler ...................... 300 000,— „
Ausbau der Provinzial-Anstalt für Weinbau, Obstbau und Landwirtschaftin Trier . 30 212,99 „
Verschiedene Ausbauten und Erweiterungsarbeiten in den Provinzial-Anstalten . . 39 423,81 „

L. Neuer außerordentlicher Haushaltsplan für das Nechnungsjahr 1938.

III. Verkehrswesen:
Beitrag zu den Garantieleistungen für den Rhein-Weser-Kanal auf Grund des Wasser¬

straßengesetzesvom 1. April 1905 ............... 40 000,— „

V. Volksfürsorge:
Erwerb des Ledenhofesfür die Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Bonn .... 300 000,— „

VI. Kulturpflege:
Für kulturelle Aufgaben in der Stadt Trier............. 84 000,-

IX. Hochbau:
Instandsetzung und Ausbau der Anstalten Hausen und Waldniel ...... 233386,85 „

/,
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slutzerordentlicher Haushaltsplan 1939.
I. Finanzverwaltung.

Kapitel 3 Titel 1:
Es hat sich in immer stärkerem Maße herausgestellt, daß vor allem bei den Provinzialanstalten, aber

auch bei den sonstigen Dienststellender Provinzialverwalttung ein erheblicher Bedarf an Wohnungen zu tragbaren
Mieten vorhanden ist. Soweit durch Milderung dieser Wohnungsnot nicht eine Abhilfe durch Erstellung von
Dienstwohnungenin Betracht kommt, ist in Erwägung gezogen, derartige Wohnungen durch die RheinischeBe-
amtenbaugesellschaftG.m.b.H., an der der Provinzialverband maßgebend beteiligt ist, aber evtl. auch durch
sonstige Stellen errichten zu lassen. Die Wohnungsbauten wären in erster Linie durch Hypothekenauf dem freien
Geldmarkt zu finanzieren; für die Restfinanzierung müßten aber seitens des Provinzialverbandes letztstellige
Hypothekenbereitgestellt werden. Für diesen Zweck ist ein Betrag von 150 000 K^t vorgesehen, der aus der Bau-
darlehns-Rücklageentnommen werden soll.
Kapitel 3 Titel 2:

Für die Inanspruchnahme aus Bürgschaften ist vorsorglichaus der Bürgschaftssicherungs-Rücklageein
Betrag von 30 000 K^ll bereitgestellt worden.
Kapitel 3 Titel 3:

Aus der Grunderwerbs- und Erweiterungsrücklagesoll ein Betrag von 15 000 H^l bereitgestelltwer¬
den, um diese Mittel bei sich bietenden Gelegenheitenzur Abrundung des Anstaltsbesitzesausnutzen zu können.
Kapitel 3 Titel 4:

Gegenüber der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltwird am 1. Dezember1939 ein mittelfristiger Kredit
von 1 000 000 H^i und am 31. Dezember 1939 ein mittelfristiger Kredit von 250 000 H^l zur Rückzahlung
fällig, für die aus der Tilgungsrücklage die entsprechenden Mittel bereitzustellensind.

III. Verkehrswesen.
Kapitel 20 Titel 1:

Für Grunderwerb- zu Straßenzweckenist aus der für diesen Zweck angesammelten Rücklage eine Ent¬
nahme von 50 ooo H^i vorgesehen.
Kapitel 20 Titel 2:

Entnahmen aus der Rücklage für außerordentlicheMaßnahmen im Straßenbau. Die vom Provinzialver¬
band im Rechnungsjahre 1938 durchgeführteZeichnungvon Reichsanleiheerfolgte u. a. in der Weise, daß die
Durchführung von Maßnahmen auf dem Gebiete des Straßenbaues mit den im Haushaltsplan für das Rech¬
nungsjahr 1938 vorgesehenenMitteln zunächstzurückgestellt wurde und daß die damit im Augenblick zur Ver¬
fügung stehendenHaushaltsmittel zur Zeichnungvon 'Reichsanleiheverwendet wurden, die an die Rücklage für
außerordentlicheMaßnahmen auf dem Gebiete des Straßenwesens abgeführt worden ist. Um die im Haushalts¬
plan für das Rechnungsjahr 1938 vorgesehenen mit Rücksicht auf die Reichsanleihezeichnungzurückgestellten
Maßnahmen zu Ende führen zu können, ist es nunmehr erforderlich, daß hierfür die im Rechnungsjahr
1938 zur Zeichnung von ReichsanleiheverwendetenMittel, soweit mit dem vorhandenen Barbestand möglich
zur Verfügung gestellt werden. Es ist daher hier eine Entnahme aus der Rücklage in Höhe von 960 000 A.ll vor¬
gesehen.

IV. Wirtschaftspflege.
Kapitel 33 Titel 1:

Es sind Verhandlungen mit dem RWE eingeleitet,die auf Grund der Übernahmevon RWE-Namens¬
aktien gegenüber dem RWE übernommene Schuld vorzeitig aus den dafür vorgesehenen Mitteln der Sonder¬
tilgungsrücklage zurückzuzahlen.Vorsorglich ist deshalb die Entnahme aus der Sondertilgungsrücklage veran¬
schlagt.

V. volksfürsorge.
Kapitel 49 Titel 1—2:

Der Provinzialverband hat im Rechnungsjahre 1938 die bisher einem katholischen Verein gehörende Er¬
ziehungsanstalt Notburga-Haus, Neuß, und das dem Evgl. Verein MädchenheimRatingen gehörende Mädchen¬
heim in Natingen erworben. Beide Anstalten dienten bereits bisher der Unterbringung rheinischer Fürsorgezög¬
linge und Pfleglinge. Die auf diesen Anstalten ruhenden höher verzinslichenSchulden gegenüber der Rheinischen
Girozentrale und Provinzialbank sind inzwischen abgedeckt worden. Dagegen sollen nachstehende, einen Zinssatz
von, 5«/« nicht übersteigendeVerpflichtungen vom Provinzialverbandübernommenwerden.Es handelt sich:
1. um die Übernahmeeiner Schuld des Evgl. Mädchenheims in Ratingen gegenüberder Landesversicherungsan¬

stalt der Rheinprovinz von ursprünglich 70 ooo H^i mit einem Nestbetrag von 58 034 K^t. Die Schuld ist
mit 4V2«/o zu verzinsen und mit 2°/o zuzüglich der durch die fortschreitende Tilgung ersparten Zinsen zu tilgen.

2. um die Übernahme einer Schuld des Notburga-Hauses in Neuß gegenüber der RheinischenGirozentrale und
Provinzialbank in Höhe von ursprünglich100 ooo'A^i mit einem Restbetrag von 9? 433,65 K^i. Die Schuld
ist mit 4V2°/° zuzüglich eines laufenden Verwaltungskostenbeitragesvon V-o/o zu verzinsen, und mit V2°/n zu¬
züglich der durch die fortschreitende Tilgung ersparten Zinsen zu tilgen.
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3. um die Übernahmeeiner Schuld des Notburga-Hauses in Neuß gegenüberder Stadt. Sparkasse in Neuß von
ursprünglich 1.00 000 A^t mit einem Restbetrage von 62 479 K^t. Die Schuld ist mit 5 o/o zu verzinsenund
mit 5 °/o zuzüglich der durch die fortschreitende Tilgung ersparten Zinsen zu tilgen.

Kapitel 49 Titel 3—4:
Die gemäß Kapitel 49 Titel 1—2 zu übernehmenden Darlehen sollen bis spätestens 1. Oktober 1929

aus der Tilgungsrücklage abgedeckt werden.

Kapitel 49 Titel 5:
Seitens des Provinzialverbandes ist der Erwerb der bereits bisher vom Provinzialverband belegten Für¬

sorgeerziehungsanstalt Evangelisches Waisenheim in Wolf a. d. Mosel vorgesehen. Der Kaufpreis beträgt
150 ooo H^l. Im außerordentlichenHaushaltsplan ist der zur Zahlung des Kaufpreisesund der mit der Durch¬
führung des Kaufvertrages verbundenen NebenkostenerforderlicheBetrag in Höhe von 165 000 H^l durch eine
entsprechende Entnahme aus der Grunderwerbs- und Erweiterungsrücklagevorgesehen.

VI. Uulturpflege.
Kapitel 61 Titel 1:

Für den Ankauf von Kunstgegenständenist eine Ausgabe von 9 500 A^l vorgesehen, die durch eine Ent¬
nahme aus der Rücklage „Erlöse aus dem Verkauf von Kunstgegenständen" gedeckt werden soll. Dieser Rücklage
fließen zu dem derzeitigenBestände in Höhe von rund 1 300 K./K im Rechnungsjahre 1939 weitere 8 475 K^l
zu, die an den Provinzialverband seitens der Stadt Bonn aus einem in früheren Jahren erfolgten Verkauf von
6 spanischen Bildern herrühren.

Kapitel 61 Titel 2:
Für den Umbau des ehemaligenkurfürstlichenPalastes in Trier sollen dem Provinzialverband im Rech¬

nungsjahre 1939 von den vorgesehenenReichsmitteln 105 000 K^, zufließen, die in gleicher Weise wie die bis¬
her in früheren außerordentlichen Haushaltsplänen eingesetzten Eigenmittel des Provinzialverbandes im außer¬
ordentlichen Haushaltsplan veranschlagt werden.

Kapitel 61 Titel 3:
Im Rechnungsjahr 1939 ist die völlige Rückzahlungdieser Darlehen aus der Tilgungsrücklagevorgesehen.

Kapitel 61 Titel 4:
Das Projekt selbst liegt noch nicht ausgearbeitet vor. Die Mittel sind auf Anordnung des Herrn Ober¬

präsidenten vorsorglicheingesetzt worden.

Hochbau.
Im außerordentlichenHaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1939 sind die nachstehendenMaßnahmen

vorgesehen:

Kapitel 1 Titel 1:
2) Erweiterung des Sporchauses auf dem Sportplatz in Düsseldorf, Flcher Straße .... 21 ooo A^t

Als die Provinzialverwaltung vor 3 Jahren daranging einen Sportplatz mit Sporthaus
für die Gefolgschaft der Provinzialverwaltung und der selbständigen provinziellen Institute
(RheinischeGirozentrale und Provinzialbank, Provinzial-Feuerversicherungsanstalt, Provin-
zial-Lebensversicherungsanstalt,Landesversicherungsanstalt)zu schaffen, trug sie damit dem Ge¬
danken Rechnung, den der Reichsministerdes Innern als Beamten-Minister bereits in seinem
Runderlaß vom 27. Mai 1923 zum Ausdruckgebracht hatte, indem er den besonderen Wert
turnerischerund sportlicherBetätigung für alle Volksgenossenunterstrich, die durch ihren Be¬
ruf in der Hauptsache an das Büro gebunden sind und zugleich allen Bestrebungen, die einen
gesunden Ausgleich derartiger Nachteile anstreben, seine Förderung zusagte. Die Sportanlage,
die damals geschaffen wurde, hat sich nun, wie mit Befriedigung festgestelltwerden kann, heute
bereits infolge der starken Inanspruchnahme des Sportplatzes als zu eng erwiesen. In erster
Linie sollen die unmittelbar dem Sportzweck dienenden Teile des Sporthauses, wie Umkleide-
und Duschräume und Gymnastikraum verbessertund ergänzt werden, daneben sollen aber auch
die der Pflege der kameradschaftlichenGemeinschaft dienenden Räume eine dem zu erwar¬
tenden Zuwachs der Besucherzahl angepaßte Erweiterung erfahren. Die Gesamtkostendes Er¬
weiterungsbaues sind auf 45 000 K^t ermittelt, wovon in diesem Jahre die erste Rate mit
21 ooo HA benötigt wird.

b) Errichtung eines Schwimmbades bei der Anstalt Vedburg-Hau .........44 ooo K^
In Verbindung mit der Heil- und Pflegeanstalt Bedburg-Hau, der größten rheinischen

und größten deutschen Heil- und Pflegeanstalt, deren Gefolgschaft mit Familienangehörigen
über 1000 Personen umfaßt, soll ein offenes Schwimmbad neben dem Sportplatz angelegtwer¬
den. Hinzu kommt, was für den Entschluß sehr maßgeblich ist, auch, daß in der näheren und
weiteren Umgebung der Anstalt keine Schwimmgelegenheitist und daß es bei diesem Grenz-
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bezirk einem ausgesprochenenBedürfnis entspricht,Bade- und Schwimmgelegenheitauch für
einen weiteren Kreis von Personen zu schaffen. DiesbezüglicheBitten sind von den verschie¬
densten Staats- und Parteistellen immer wieder an die Provinzialverwaltung herangetragen
worden, zumal die örtlichen und technischen Bedingungen für eine derartige Anlage recht
günstig sind.

Kapitel 1 Titel 2: Neubau eines Internatsgebäudes an der Weinbaulehranstali Trier ,40 ooo A^t
Im Zuge der Modernisierung der Weinbaulehranstalt in Trier ist im Haushaltsplan

1937/38 für die Einrichtung eines Lehrraumes für den naturkundlichen Unterricht im Schul¬
gebäude in Verbindung mit dem Ausbau von Lehrmittelsammlungsräumen, für die Instand¬
setzung des Hauptgebäudes und für den Neubau eines Internatsgebäudes ein Betrag von
70 000 H^i als 1. Rate vorgesehen.Es wird auf die nähere Begründung zu dem außerordent¬
lichen Haushaltsplan 1937/38 verwiesen.Von den aufgeführten Einzelmaßnahmen konnte der
Bau des Internatsgebäudes nicht in Angriff genommen Herden. Es ist indessen beabsichtigt,
den Bau des Internatsgebäudes im Rechnungsjahre 1939/40 in Angriff zu nehmen, soweit sich
dies mit Rücksicht auf die Lage des Baumarktes ermöglichenläßt. Die Gesamtkostendes Inter¬
natsgebäudes sind auf 140 000 K^ veranschlagt.Hierfür stehen von den im Rechnungsjahr
1937/38 veranschlagten Mitteln noch 30 000 K^i zur Verfügung. Im Rechnungsjahr 1938/39
soll, wie im Haushaltsplan veranschlagt, noch ein weiterer Betrag von 40 000 H/<t aus der Er¬
neuerungsrücklagezur Verfügung gestellt werden, aus der bereits die im Rechnungsjahr 1937/38
veranschlagtenMittel gedeckt werden.

Kapitel 1 Titel 3: Erstellung von Wohnungen für die Gefolgschaftder Provinzial-Anstalten . . 513 ooo A^e
Obgleich die RheinischeProvinzialverwaltung über 700 Dienstwohnungenbesitzt und ob¬

wohl nach dem Kriege, insbesondereseit der Machtübernahme, eine erheblicheZahl von neuen
Dienstwohnungen erstellt worden ist, sind die Wohnverhältnisseder Gefolgschaften in einer Reihe
von Provinzialanstalten noch nicht befriedigend. Es besteht vielfach noch ein empfindlicher
Mangel an Dienstwohnungen bei gleichzeitigem Mangel an anmietbaren Privatwohnungen. Der
Grund dafür liegt in erster Linie darin, daß bei den größeren Anstalten die Zahl der Gefolg¬
schaftsmitgliedergegenüber der Vorkriegszeit erheblich, zum Teil um fast das Doppelte, gestiegen
ist, hauptsächlichinfolge der in gleichem Maßstabe gestiegenenBelegziffer, zum Teil auch in¬
folge der sozialen Schutzmaßnahmen,wie Kürzung der Abeitszeit, Gewährung längeren Urlaubes
lind zum Teil auch infolge der Intensivierung der technischen und wirtschaftlichen,vornehmlich
ledoch der landwirtschaftlichenBetriebe. Mit dem Anwachsen der Gefolgschaften hat die Schaffung
von Wohnungen durch die Verwaltung sowohl wie durch die freie Bautätigkeit nicht gleichen
Schritt halten können. Die Provinzialverwaltung als Betreuerin ihrer Gefolgschaft hält es daher
für ihre Pflicht, trotz der bestehenden Bauschwierigkeitenmit einem größeren Wohnungsbaupro¬
gramm hervorzutreten.Sie tut dieses im Interesse ihrer Gefolgschaft sowohl wie im volkspoliti¬
schen und volkswirtschaftlichen Interesse und schließlich auch in Wahrnehmung ihrer eigenen Be¬
lange. Den jüngeren Gefolgschaftsmitgliedernwill sie die Möglichkeit zur Familiengründung
bieten, den verheirateten will sie Wohnungen geben, deren Raumverhältnisse das Wachstum der
Familie nicht hemmen. Eine behagliche und ausreichendgroße Wohnung bindet nicht nur das
Familienleben, sondern auch den Arbeitnehmeran den Betrieb. Wenn, wie es vielfach jetzt noch
der Fall ist, die Gefolgschaftsmitglieder4—8 Km von ihrer Arbeitsstätte wohnen müssen, so ent¬
steht, von allem anderen abgesehen,ein Verlust durch unproduktiven Zeit- und Arbeitsaufwand,
der angesichts der Notwendigkeitder restlichen Ausnutzung aller Arbeitskräfte volkswirtschaft¬
lich nicht mehr vertreten werden kann. Zu alledem kommt die Tatsache, daß die Fragen des Per¬
sonalersatzes und der Personalanwerbung von Tag zu Tag schwieriger werden. Ihre Lösung wird
durch Bereitstellung von Wohnungen für neu anzuwerbendes Personal wesentlich gefördert.
Schließlichdarf noch darauf hingewiesen werden, daß es für die großen Anstalten eine Erleich¬
terung des inneren Verkehrs und eine Erhöhung der Betriebssicherheitbedeutet, wenn möglichst
viel Gefolgschaftsmitgliederin den Anstalten oder in ihrer unmittelbaren Nähe wohnen und
jederzeit zu erreichensind. Von besonderemWert ist auch der Umstand, daß im Falle des Bereit¬
stehens von Wohnungen die sehr lästige Behinderung bei Versetzung von Beamten und Angestell¬
ten und damit auch die Zahlung von Trennungsentschädigungenfür Führung doppelten Haus¬
haltes fortfallen. '

Die Inhaber von provinzialeigenenWohnungenzahlen eine Wohnungsvergütung,die eine
durchschnittliche Nettoverzinsungder Baukosten von 3,2 «/o ergibt. Angesichts der gekennzeichneten
Vorteile für das Volksganze, für die Gefolgschaftund für die Provinzialverwaltung kann dieser
Zinssatz als annehmbar bezeichnet werden.

Die Nachprüfung der Wohnungsverhältnisse in allen Provinzialanstalten hat, wöbe,
etwaige Verschiebungen In dem Programm mit Rücksicht auf die jeweiligeLage des Baumarktes
und auf sonstige Verhältnisse vorbehalten bleiben, folgende Wohnungsneubauten als die vor¬
dringlichstenergeben:
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Heil- und Pflogeanstalt Iohannistal, AbteilungWaldniel
10 Siedlungshäuser für Pfleger und Handwerker einschl. Ausbau der Hauptstraße in der Sied¬
lung und Herstellung der Außenanlagen .................. 100 500 K^t
Heil- und Pflegeanstalt Vedburg-Hau
6 Pflegerwohnungen. .......................54000
Heil- und Pfiegeanstalt Galkhaufen
10 Pfleger- und Handwerkerwohnungeneinschl. Herstellung der Wege und Außenanlagen . . 95 000
Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg
2 Wohnungen für landwirtschaftlicheArbeiter ................ 18 000
4 Wohnungen für Pfleger ...................... 40 ooo
Arbeitsanstalt Brauweiler
5 Wohnungen für Aufseher und Angestellte................. 47500
OrthopädischeLandes-KinderklinikSüchte!«
2 Wohnungen für technische Angestellte.................. 18 000
Erziehungsheim Solingen
Je 2 Wohnungen für Lehrer und Erzieher ................. 60 000
Weinbaulehranstalt Trier
1 Wohnung für den Gartenmeister der Gemüsebauschulein Verbindung mit Räumen für An¬
staltszwecke .......................... 26 000
Weinbauschule Kreuznach
Neubau des Direktorwohnhauses .................... 26000
Heil- und Pfiegeanstalt Andernach
2 Wohnungen für landwirtschaftlicheArbeiter auf dem Nettegut .......... 18000

513 000 K^t

Kapitel 1 Titel 4: Errichtung von Schweinezuchtställenin den Provinzial-Heil- und Pfiegeanstal-
ten Andernach und Galkhaufen .................... 25 ooo K^l

Die Schweinezuchtstallungenauf den Gutshöfen der Anstalten Andernach (Nettegut) und
Galkhaufen sind alt und entstammen einer Zeit, in der die hygienischenGesichtspunkte, wie die
neueren Erkenntnissesie gebracht haben, noch nicht im Vordergrund standen. Wenn auch im Laufe
der Jahre Änderungen in Bezug auf die Inneneinrichtung und Belichtung vorgenommen worden
sind, so bleiben die Aufzuchtergebnisse infolge der immer noch vorhandenenMängel weit hinter den¬
jenigen zurück, wie fie in anderen Betrieben erzielt werden und auch verlangt werden müssen.
Der Bau von neuen Stallungen für die Schweinezuchtist daher unvermeidbar. In der Anstalt
Galkhaufen soll der Stall mit einer Futtertenne verbunden werden. Die alten Stallungen wer¬
den für Mastschweinebenötigt. Die Kosten belaufen sich
für die Anstalt Andernachauf .....................15 ooo „
für die Anstalt Galkhaufen auf .....................10 000 „

Kapitel 1 Titel 5: Trennm»gder Regen- und Abwässerableitungin der Heil- und Pflegeanstalt
und in der Blindenanstalt Düren ....................25 ooo K^t

Die Heil- und Pflegeanstalt und die Blindenanstalt Düren, die geländemäßig zusammen¬
liegen, haben eine gemeinsame Entwässerungsableitungohne Trennung zwischen Schmutz- und
Regenwasser.Die Abwässer gehen durch ein Klärbecken in die städtische Kanalisation, und zwar in
das Regenwasserrohr, da bei starken Regengüssendas Schmutzwasserrohrdie gesamten Abwässer
nicht aufnehmen kann und auch die städtischenKläranlagen zur Aufnahme einer so großen plötz¬
lich anflutenden Wassermengenicht eingerichtet sind. Infolge der erheblichen Belegziffersteigerung
kann das Klärbecken der Anstalt seinen Zweck der Abwasserreinigungnicht mehr ausreichend
erfüllen, sodaß die Anstaltsabwässer ungenügend geklärt in die städtische Regenwasser¬
ableitung gelangen. Bei der immer dichter werdenden Besiedlung in der Umgebung des
Klärbeckens stellt dieses auch eine gesundheitliche Gefährdung und eine starke Belästigung
der Nachbarschaft dar. Auf Grund dieser Sachlage hat der Regierungspräsident in Aachen
als gesundheitliche llberwachungsstelle die Trennung des Kanalsystems der beiden Anstal¬
ten gefordert, derart, daß die Schmutz- und die Regenwässer gesondert in die entsprechende
städtische Leitung geführt werden. Die Provinzialverwaltung kann sich diesem Verlangen mit
Rücksicht auf die geschilderten Umstände nicht entziehen.Die erforderlichen Erdarbeiten zur Durch¬
führung der Rohrtrennung sollen durch Kräfte der Heil- und Pflegeanstalt ausgeführt werden.
Es verbleibenan Kosten im Wesentlichendie Materialbeschaffungund die Rohrverlegung. Hiervon
entfallen auf die Heil- und Pflegeanstalt 20 000 K^t und auf die Blindenanstalt 5 000 K^l.
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Kapitel 1 Titel 6: Neubau des Erbbiologischen Institutes bei der Heil- und Pflegeanstalt Bonn.
'l. Ratt ............................ 200 ooo K^e

Das im Jahre ^935 eingerichtete Rheinische Provinzial-Institut für psychiatrisch-neurolo¬
gische Erbforschung in Bonn hat in semer umfassenden Tätigkeit eine außergewöhnlichrasche Ent¬
wicklung genommen. Das Institut, welches ebensosehr der erbwissenschaftlichen Forschungsarbeit
wie als Landeszentralefür die Sammlung erbbiologischwichtiger Unterlagen bezüglich der rheinischen
Bevölkerung dient, kommt bereits jetzt mit dem ihm zur Verfügung stehenden Raum in keiner
Weise mehr aus. Die sehr umfangreicheKartei — die Zahl der Karteikarten beträgt bereits weit
über 1, Million und wächst rasch weiter an — und die Archive für Sippentafeln, Akten und Kranken¬
geschichten beanspruchenbei ihrem ständigen Anwachsenzur übersichtlichen Lagerung wesentlich
mehr Raum, als gegenwärtig zur Verfügung steht. Die umfangreicheAuskunftstätigkeit des
Institutes, welches eine sehr wesentliche Hilfe für die Gesundheitsämter bei deren praktischer
Tätigkeit auf dem Gebiet der Erb- und Rassenpflegeist, bedingt die Beschäftigung einer größeren
Zahl von Arbeitskräften, für die keine hinreichendenArbeitsräume mehr zur Verfügung stehen.
Auch die Zahl der mit wissenschaftlichen Arbeiten befaßten Personen einschließlichder Hilfskräfte
hat sich wesentlich vermehrt, zumal dem Institut durch Zuweisung besonderer Forschungsmittel
seitens des Herrn Reichsministersdes Innern, des Herrn Reichsministers für Wissenschaft,Er¬
ziehung und Volksbildung und von anderen Stellen, z. B. der Landesvcrsicherungsanstalt
Nheinprovinz, Möglichkeitenzur Durchführung besondererumfassenderwissenschaftlicher Unter¬
suchungenim Interesse der Erbgesundheitdes Deutschen Volkes gegeben worden sind.

Unter diesen Umständen ist die Notwendigkeitherangerückt,der Errichtung eines Naubaues
für das Institut näherzutreten, um außer der Behebungder Raumnot auch eine zweckmäßige und
den vorliegendenBedürfnissen besonders angepaßte Unterbringung des Institutes, welches zur
Zeit nur behelfsmäßig im Verwaltungsgebäude der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt unter¬
gebracht ist, zu erzielen. Die Gesamtkostendes Baues, der in der Raumzahl und den Raumgrößen

/der ZukunftsentwicklungRechnung tragen muß und auch in seiner äußeren Erscheinung die über-
/ ragende Bedeutung des Erbforschungswesens zum Ausdruck bringen soll, sind auf 480 000 A^l

ermittelt. Als 1. Rate wird in den Außerordentlichen Haushaltsplan 1^939 der Betrag von
200 000 H^l eingesetzt, die aus der unter besonderer Berücksichtigungdes Neubaues des Erbbio¬
logischen Institutes früher gebildeten Neubaurücklagebereitgestellt werden können.

Kapitel 1 Titel 7: Ausbau einer gesicherten Abteilung für gefährlicheGeisteskrankein der Heil-
und Pflegeanstalt Bedburg-Hau .................... 78 ooo K^t

Die Zahl der auf Grund des Gesetzes gegen gefährlicheGewohnheitsverbrecherund über
Maßregeln der Sicherung und Besserung in die Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten gelangenden
kriminellenGeisteskranken,Schwachsinnigenund Epileptiker nimmt ständig zu, da den von den
Gerichten eingewiesenenNeuaufnahmen nur wenig Entlassungengegenüberstehen, weil bei einem
großen Teil dieser gefährlichen Personen Unterbringung auf lange oder nicht absehbareZeit erfor¬
derlich ist. Unter den zur Unterbringung gelangendenKriminellen befinden sich zahlreiche Per¬
sonen, welche in den Heil- und Pflegeanstalten schwierige Elemente find, da sie zu Ausbruchs-und
Fluchtversuchen,zur 'Widerstandsleistung gegen das Pflegepersonal und zu Komplottbildungen
neigen. Unter diesen Umständensind bei der Unterbringung dieser Personen besondere Sicherungs¬
maßnahmen erforderlich,da es bei ihrer Gefährlichkeit unerläßlich ist. Entweichungensicher zu ver¬
meiden. Außerdem ist es notwendig,die räumliche Unterbringung dieser Personen so zu gestalten,
daß Gefahren für das Pflegepersonal nach Möglichkeit ausgeschaltetund ein allzu hoher Aufwand
an Pflegepersonal vermiedenwird.

Das Bcwahrungshaus der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Bedburg-Hau steht bei der
Unterbringung der von den Gerichten eingewiesenenKriminellen nur in besonderen Ausnahme¬
fällen zur Verfügung, da es mit besonders gefährlichen Geisteskrankenvoll belegt ist und auch keine
Abnahme der Belegung erfahren wird. Die von den Gerichten eingewiesenen Personen sind bisher
überwiegendin der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Dürcn untergebracht worden, in der das alte
und für diesen Zweck nicht mehr benutzte Bewahrungshaus als „Gesicherte Abteilung" eingerich¬
tet wurde. Ein weiterer Teil der Kriminellenwurde in der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Bed¬
burg-Hau in einer kleinen Abteilung für unruhige Kranke untergebracht, die über besondere
Sicherungseinrichtungen nicht in nennenswertem Umfangeverfügt. Die Gesicherte Abteilungder
Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Düren ist inzwischen voll belegt, und die in der Provinzial-Heil-
und Pflegeanstalt Bedburg-Hau in Anspruch genommeneAbteilungist ihrer Größe und ihren Ein¬
richtungen nach nicht mehr ausreichend. Infolgedessen ist es erforderlich,in der Provinzial-Heil-
und Pflegeanstalt Bedburg-Hau eine große und in der Nähe des Bewahrungshauses gelegene, bis¬
her mit etwa -l30 Kranken belegte Abteilung mit den erforderlichen Sicherungsmaßnahmen zur
Aufnahme kriminellerKranker auszustatten. Damit die Abteilung ihren zukünftigenZweck erfüllen
kann, ist es notwendig, Fenstervergitterungenanzubringen, die im Erdgeschoß und im 1. Stock
liegenden vier offenen Veranden zu geschlossenenund gesicherten Räumen auszubauen, die Innen-
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räume des Hauses zum Teil neu aufzuteilen und Möglichkeitenzur Abtrennung von Kranken¬
gruppen und zur Isolierung einzelner Kranker vorzusehen.Da der größere Teil der Kranken inner¬
halb des Hauses beschäftigt werden muß, ist es erforderlich,Arbeitsräume einzurichten und hierzu
die bisher nichtausgebauten Keller zu erweitern. Es müssen schließlich auch Personalräume ge¬
schaffen werden, um den notwendigenBereitschaftsdienstdes Pflegepersonals sicherzustellen.

Kapitel 5 Titel 3: Erstellung von Metzgereiräumenmit anschließender AutoHalle und Fcuerlösch-
gerä'teschuppen in der Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg ............ 35 ooo K^t

In sämtlichen rheinischen Provinzial-Heil- und Psegeanstalten mit Ausnahme der Provin-
zial-Heil- und Pflegeanstalt Düsseldorf-Grafenbergwird der Bedarf an Fleischwarenfür die Be¬
köstigung durch Schlachtung der erforderlichenTiere in anstaltseigenenMetzgereien gedeckt. Dieses
Verfahren hat sich sowohl in seiner finanziellen Auswirkung auf die Beköstigung und, soweit es
sich um Tiere aus dem eigenen landwirtschaftlichenBetrieb handelt, auf die Einnahmen der Land¬
wirtschaftals auch hinsichtlich der Qualität der in der Beköstigung zur Verwendung gelangenden
Fleischwarenals vorteilhaft erwiesen. In der Anstalt Grafenberg wurde bisher mit Rücksicht auf
die günstige Lage der Anstalt zu dem Fleischgroßmarktder Stadt Düsseldorfund die mit diesem
Großmarkt verbundenen besonders günstigen Einkaufsmöglichkeitenvon der Errichtung einer
eigenen Metzgerei Abstand genommen. Es war lediglich Vorsorge getroffen, daß Tiere in
beschränktemUmfang für die Anstalt geschlachtetund verarbeitet werden konnten, wenn
besondere Umstände dies erforderlich machten. Mit der Änderung der Fleischversorgung durch
Wegfall der unbeschränktenFleischeinfuhrund durch Kontingentierung der zur Schlachtung ge¬
langenden Tiere ergibt sich für die Anstalt Grafenberg die Notwendigkeit, regelmäßig selbstge¬
schlachtete Tiere zu verarbeiten. Es entspricht dies auch einer wiederholtenAnregung des Rech¬
nungsprüfungsamtes, die auch vom Gemeindeprüfungsamt aufgegriffen worden ist. Die bisher
benutzten und nicht erweiterungsfähigen Räume reichen hierzu nicht aus, sodaß die Errichtung
einer neuen Metzgereinotwendig geworden ist.

Im Zusammenhang mit der Metzgerei ist der Bau von 4 Garagen für Personenkraftwagen
geplant, da die Zahl der Beamten und Angestellten,die einen eigenenKraftwagen besitzen, ständig
zunimmt. Mit Rücksicht darauf, daß in der Nähe der Anstalt geeignete Unterstellungsmöglichkeiten
für Kraftwagen nicht vorhanden sind und die Förderung der privaten Beschaffungvon Kraftwagen
heute ein staatlichanerkanntes Bedürfnis ist, soll dem Wunsche der Anstalt auf Schaffung von
Unterstellmöglichkeitenfür Personenkraftwagen durch den vorgesehenen Bau entsprochen werden.

Im Zuge der Sicherung der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten gegen Feuersgefahr ist
bei der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg die Neuaufstellung der freiwilligen Feuer¬
wehr erfolgt. Die Geräte für diese Feuerwehr sind neu beschafft und vorläufig behelfsmäßig unter¬
gestellt worden. Die Geräte der früheren Anstaltswehr sind 1923 abgegeben und der damalige Ge¬
räteschuppen ist einer anderen Verwendung zugeführt worden. Eine Wiederherstellung dieses
Schuppens zur Unterbringung der neuen Geräte empfiehlt sich nicht wegen seiner ungünstigenLage,
seiner ungenügenden Größe und der Notwendigkeit, dann neue Räumlichkeiten für die Zwecke
schaffen zu müssen, für die der Schuppen jetzt Verwendung findet. Es soll daher im Anschluß an
den Bau der Metzgerei und der Garage ein neuer Schuppen mit ausreichendenGrößenverhältnissen
geschaffen werden, dessen Lage zu den Anstaltsgebäuden gleichzeitig besonderszweckmäßig ist.

Kapitel 1 Titel 9: Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Iohannistal. Um- und Erweiterungsbau
des Kochküchengebäudes ....................... 90 ooo K^t

Das Kochküchengebäude der Heil- und Pflegcanstalt Iohannistal hat seit der Errichtung
der Anstalt noch keine Erweiterung erfahren, obgleich die Belegung der Anstalt von ursprünglich
1, 000 auf 1 650 gestiegen ist. Die Arbeitsverhältnissein den Kochküchenräumensind daher unzu¬
länglich und haben mit dem Begriff „Schönheit der Arbeit" kaum noch etwas gemein. Eine Er¬
weiterung der Kochküche, bestehend in Schaffung von Essenausgaberäumen, größeren Magazin-,
Kühl- und Gemüseputzräumenund Räumen zum Aufenthalt des Personals und der Kranken in
den Arbeitspausen in Verbindung mit Verbesserungder maschinellen Einrichtungund der Be- und
Entlüftungsanlagen tut daher dringend not. Darüber hinaus müssen mehr und verbesserte Wohn¬
räume für das Personal eingerichtet werden.Die Raumerweiterung des Kochküchengebäudes wird
sich auch wirtschaftlich günstig auswirken im Sinne der Schaffung größerer Ordnung, Übersichtlich¬
keit und Erleichterung der Arbeitsvorgänge unter Vermeidung von Verlusten an den Vorräten
und vor allem in der Hebung der Arbeitsfrcudigkeitdes Personals.

Kapitel 1 Titel 10: Neubau eines Werkstättengebäudesin der Heil- und Pflegeanstalt Iohannistal 32 ooo Ht^t
Der Vorbericht zum vorjährigen Ordentlichen Haushalt enthält unter Kapitel 42, Titel 10

(Seite 58) die nähere Darlegung über die Notwendigkeitder Ausführung und die beabsichtigte
Gestaltung eines Werkstättengebäudes mit Autohallc in der Anstalt Iohannistal. An Gesamt¬
kosten war der Betrag von 72 ooo ,N^l angegebenund als 1. Rate ein Betrag von 40 000 K^/t
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bereitgestellt. Infolge eines die Ausführung beschränkenden Bauverbotes konnte nur die AutoHalle
und der anschließende Aufenthaltsraum der Schreinerei ausgeführt werden. Hierfür wurden rd.
10 ooo A^i verausgabt. Es verbleibtdemnach als bereitstehend aus dem vorjährigenOrdentlichen
Haushalt ein Betrag von 30 000 K^/i. Erforderlich ist somit als 2. Rate ein Betrag von
22 000 K^.

Kapitel 1 Titel 11: Zum Abschlußdes Ausbaues der Heil» und Pflegeanstalten Hausen und
Waldniel ........................... 80 ooo K^l

Für den Ausbau der vorgenannten Anstalten stand im verflossenenRechnungsjahre ein
Betrag von 600 000 K^i zur Verfügung. Infolge der erheblichenSchwierigkeiten der Baustoff-
bcschaffung konnten die in Aussicht genommenenBauarbeiten nicht restlos durchgeführt werden,
u. a. steht noch aus der Neubau eines Kesselhauses und Waschküchengebäudes in der Anstalt Hausen
einschließlichdes Anschlusses des Zentralheizungosystemsder gesamten Anstalt an die neue Kesscl¬
anlage sowie in Waldniel der Um- und Ergänzungsbau des Waschküchcngebäudes und der Neubau
von 2 Wohnhäusern für den leitenden Arzt und den Verwaltungslciter. Zur Vermeidung erheb¬
licher wirtschaftlicher Verluste durch die nicht volle Belegung der Anstaltenmuß trotz der entgegen¬
stehenden Hemmnisse mit allen Kräften versucht werden, im Haushaltsjahre 1939/40 die beiden
Anstalten in einen Fertigzustand zu versetzen. Die vorhandenen Mittel werden jedoch hierzu nicht
ausreichen. Zum kleineren Teile durch die Erhöhung der Baupreise, zum größeren Teile durch
Maßnahmen bedingt, deren Umfang sich bei der stellenweise vorgeschrittenen baulichen Verwahr¬
losung der beiden Anstalten nicht ganz übersehen ließ, ergibt sich ein weiterer Bedarf an Bau¬
mitteln in Höhe von 80 000 HU.

Kapitel 1 Titel 12: Modernisierung der Landesfrauenklinik Wuppertal-Elberfeld. 3. Rate... 70 ooo K^l
Im Zuge der Modernisierungder Landesfrauenklinikin Wuppertal ist die weitere Zusam¬

menlegung und straffere Zusammenfassungder Stationen für Kranke, Schülerinnen und Personal
sowohl vom ärztlichen wie vom wirtschaftlichen Standpunkte aus erforderlich.Hieraus ergibt sich
zunächstdie Notwendigkeitder Verlegung der bisherigen septischen Station aus dem Nebenflügel
in den Hauptbau. Es besteht die Möglichkeit, die septischeStation räumlich an die gynäkologische
Station, beide Stationen im Erdgeschoß der Klinik, anzugliedern.Die Durchführung dieses Vor¬
habens ist in der Form geplant, daß die bereits bestehende gynäkologische Station ausgebaut und
vergrößert wird durch Einbeziehung des Schülerinnen-Speisesaales und Unterrichtsraumes und
unter Einbau von zusätzlichen Nebenräumen (Bad, Abort und Untersuchungszimmer).Mit der
in Aussicht genommenen neuen Raumaufteilung wird eine erhebliche Vereinfachungdes Betriebes
und eine Verminderung der Inanspruchnahme des Personals eintreten.Das ehemalige Isolierhaus
soll zur Unterbringung des Hauptpersonals — Kochküchen-, Waschküchen- und Stationsmädchen
— hergerichtetwerden. Diese waren bisher an verschiedenenStellen der Klinik untergebracht. Ihre
gemeinsame Unterbringung in einem Flügel unter Schaffung eines gemeinschaftlichenWohn-
und Speiseraumes ist sehr zweckmäßig und liegt auch im Sinne der Schönheit der Arbeit. Der
Schülerinnen-Speiseraum und der Unterrichts räum, die sich bisher im Erdgeschoß befanden, sollen,
da sie bei der Zusammenlegungder gynäkologischen und septischen Station in Fortfall kommen, in
das Wohnhaus der Schülerinnen verlegt werden, wo ausreichende Räumlichkeiten bereitgestellt
und ausgebaut werden können.

Um alle Stationen, — Kranke, Schülerinnen und Personal — stets mit warmem Essen
verschenzu können, soll der vorhandeneKüchcnspeiseaufzugso ausgebaut werden, daß er sämt¬
liche Stockwerkeerreichtund ein fertig beladener Speisctransportwagen aus der Hauptküche
direkt in den Aufzug und aus diesem wieder direkt in die Stationsküche gefahren werden kann.
Bisher müssen alle Speisen aus der Hauptküche an den Auszug getragen, in demselbenaufge¬
staut, in den einzelnen Stockwerkenin Transportwagen verladen werden und dann, da sie in¬
zwischen oft erkaltet sind, vielfachzunächst in der Stationsküche erwärmt werden. Abgesehen da¬
von, daß durch das geplante Verfahren eine wirksame Entlastung des Personals eintritt, wird vor
allen Dingen erreicht, daß in der Versorgung der Kranken mit warmen und schmackhaften
Speisen eine erhebliche Verbesserungeintritt, die ihrerseits wieder eine günstige Auswirkung auf
die Inanspruchnahme der Klinik durch zahlende Pfleglinge hat.

Die beiden Treppenhäuser der Klinik führen vom Keller bis in das Dachgeschoß ohne Ab¬
schluß durch. Hierdurch entstehen erhebliche Nachteile, da Geräusche durch die Treppenhäuseraus
einem Stockwerk in das andere dringen und zu erheblichen Belästigungen der Kranken führen,
insbesonderezu solchen Tageszeiten, in denen an und für sich in einem Krankenhaus unbedingte
Ruhe herrschen sollte. Es ist beabsichtigt, die einzelnen Stockwerke zunächst gegen das südliche
Treppenhaus durch Einbau von Abschlüssen zu sichern, da hier besondersviele Geräusche aus den
in der Nähe des Treppenhauses liegendenStationsküchen, Aborten und Baderäumen aus einem
Stockwerk in das andere dringen. Die Schaffung dieser Abschlüsse wird sich voraussichtlichauch
günstig auf die Beheizung des Gebäudes auswirken, da hierdurch die Zugluft beseitigt wird.
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Das in der Waschküche der Landesfrauenklinikzur Verwendung gelangende Wasser weist
eine erhebliche Anzahl von Härtegraden auf. Es ist bekannt, daß hartes Wasser nicht nur einen
Teil der in den Waschmittelnenthaltenen Fettsäure zu unlöslichenKalk- und Magnesiasalzenum¬
setzt, sondern auch das Ansehen der Wäsche ungünstig beeinflußt und auf die Dauer die Gewebe¬
faser stark angreift. Die bisher übliche Enthärtungsmethode durch Zusatz von Soda genügt nicht,
um eine vollständige Wasserenthärtung zu erreichen, zumal sich die Beschaffenheit des Roh¬
wassers zeitweiseändert oder sogar eine Verschiebungin der Gesamthärte eintritt, ohne daß dies
bei dem bisher üblichen Verfahren gemerktwurde. Es mußte daher stets mit einer unvermuteten
und unerwünschtenUlkalität des Wassers gerechnet werden. Durch den Einbau eines Permutit-
filters lassen sich diese Fehler beseitigen.Das Permutitverfahren ist einfach und betriebssicher und
erfordert weder mechanische Zwischenelemente noch besondereAufmerksamkeitbei der Bedienung.
Die durch den Betrieb eines solchen Filters entstehendenKosten werden durch die Einsparung an
Waschmittelnund die Schonung der Gewebegedeckt. Es ist beabsichtigt,den Einbau eines Per-
mutitfilters zur Verbesserungdes Waschverfahrensder Klinik vorzunehmen.

Die Vorräte in der Landesfrauenklinik,die der Küchenvorsteherinzur Speisezubereitung
ausgehändigt werden, sowie die von den Mahlzeiten übrigbleibenden Reste wurden bisher in
einem Eisschrank aufbewahrt, dessen Größenverhältnissenicht ausreichten, um sämtliche vor dem
Verderb zu bewahrendenLebensmittel,besonders in der warmen Jahreszeit, richtig unterbringen
zu können. Außerdemmußte das Eis für diesen Eisschrank stets aus der Stadt herbeigeschafft wer¬
den. Die Eisversorgunggestaltete sich besonders in den Sommermonaten sehr schwierig, da die Eis¬
hersteller sich häufig weigerten, einige Stangen 'Eis lediglich für die abgelegeneLandesfrauen¬
klinik heranzubringen. Durch diese unregelmäßige Versorgung wurden nicht nur die leicht ver¬
derblichenLebensmittelgefährdet, sondern es litt auch der Bedarf der Klinik an Eis für medi¬
zinische Zwecke. Um diesem Ubelstandeabzuhelfen, soll die bereits für die Fleischvorräte vorhandene
Kühlanlage erweitert und mit einer Eisherstellungsvorrichtungversehen werden.

Kapitel 1 Titel 13: Bauliche Verbesserungenund Ergänzungen im Erziehungsheim Euskirchen 20 000 K^e
Das Erziehungsheim Euskirchen ist auf sehr wasserundurchlässigemund wasserhaltigem

Gelände errichtet, in welchem das Grundwasser ursprünglich auch bei trockener Witterung bis
30 cm unter Erdoberflächestand. Beim Bau der Anstalt wurde deshalb eine erhebliche Senkung
des Grundwasserspiegelskünstlich durch Einbau eines das ganze Gelände engmaschig durchziehen¬
den Drainagesystems vorgenommen. Diese Maßnahme hat sich bis jetzt als ausreichenderwiesen.
Auch die tiefergelegenenKeller sind trocken und durchaus benutzbar. Nur in dem südwestlichen
Teile, und zwar an einer Stelle, in deren Nähe der Abwassergraben der Euskirchener Zucker¬
fabriken vorbeiführt, der in der sogenannten Zuckerkampagne zur Überflutung des Geländes
zwecks Düngung mit Zuckerrübenschlammdient, ist das Grundwassernicht unerheblich gestiegen.
Die im Wirkungsbereichder Überflutung liegendenKeller, das ist der Kartoffelkeller auf dem
Gutshof und der Keller des Schweizerwohnhauses,stehen häufig im Grundwasser. Sie sind da¬
her unbrauchbar und die bezeichnete Wohnung ist gesundheitlich nicht mehr einwandfrei. Ortliche
Untersuchungenhaben die Vermutung bestätigt, daß die Drainagerohre vollkommen zugewachsen
und verstopft sind und daher ihren Zweck nicht mehr erfüllen können. Es ist nicht lohnend, die
vorhandenen verstopften Drainagerohre aufzunehmen, zu reinigen und neu zu verlegen. Abhilfe
bringen kann nur der Einbau einer neuen Drainage und offener Wassergräbenin der Umgebungder
gefährdeten Gebäude unter Berücksichtigungder durch die veränderte Sachlage gegebenenneuen
Gesichtspunkte.Die Kosten hierfür werden sich auf etwa 13 000 H/<i belaufen.

Das Erziehungsheim hat für seine beiden Kraftwagen noch keine ordnungsmäßige Ga¬
rage. Die Wagen sind bisher behelfsmäßig in einem Schuppen untergebracht. Es empfiehlt sich,
im Zuge der behördlichen Förderung der Kraftwagenbeschaffung eine erweiterungsfähige Garage
zunächst für 4 Wagen zu bauen, damit auch Unterstellgelegenheit für private Kraftwagen der
Gefolgschaftvorhanden ist. Die Kosten hierfür belaufen sich auf '7 000 K^i einschließlich Herstel¬
lung des Zufahrtsweges und des Vorplatzes.

Kapitel 1 Titel 14: Bauliche Verbesserungenund Ergänzungen in dem ErziehungsheimRatingen 113 600 H^l
In dem vom Provinzialverband zu Beginn des Rechnungsjahres 1939/40 übernomme¬

nen Mädchenheim Ratingen ist eine Reihe von baulichen Verbesserungenund Ergänzungen aus¬
zuführen, um das Heim in den Zustand zu setzen, der den an eine öffentliche Anstalt zu stellenden
Anforderungen entspricht. Es handelt sich bei diesen Arbeiten um den Neubau eines Gemein¬
schaftssaalesfür etwa 200 Personen in Verbindung mit einem Gymnastikraum für 30—35 Zög¬
linge, einigen Schwesternzimmern und einem Luftschutzraum; des weiteren um bauliche und
maschinelle Verbesserungenin den Koch- und Waschküchen und im Maschinenraumsowie Instand¬
setzung von Wegen und Erneuerung der Umfassungsmauer. Es wird hierfür ein Betrag von
113 600 K^l benötigt.
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Kapitel 1 Titel 15: Ausbau der Anstalt Wolf a.d. Mosel ............ 100 ooo H^t
Seitens des Provinzialverbandes ist die Übernahme der bereits bisher vom Provinzial-

verband belegten Anstalt EvangelischesWaisenhaus in Wolf a. d. Mosel vorgesehen(vgl. V.
Volksfürsorge Kap. 49 Titel 5 außerordentlicherHaushaltsplan). Im Zusammenhangmit der
Übernahme dieser Anstalt, die nunmehr vom Provinzialvcrband selbst betrieben werden soll, ist
die Durchführung einer Reihe baulicherMaßnahmen, Instandsetzungs- und Erneucrungsarbeiten
erforderlich. Insbesondere sollen instandgesetzt werden die Erziehungsabteilungen,die Wirtschafts¬
gebäude (Neubau und Errichtung eines Stalles und einer Waschküche).Das Direktorhaus erfor¬
dert einen Umbau. Die Kosten dieser Arbeiten sind insgesamt auf 100 000 K^t veranschlagt,die
aus der Erneuerungsrücklageder provinziellenFürsorgeerzichungsanstaltengedeckt werden sollen.
Kapitel 1 Titel 16: Anbau eines Lazarettflügelsan das Frauenhaus der Provinzial-
Arbeitsanstalt Brauweiler ...................... 120000 K.H

Die mit dem Frauen-Lazarett in Brauweiler verbundenenStation zur Behandlung ge-
schlechtskranker Frauen verdankt ihre Entstehung dem Drängen der Stadt- und Landkreise, ihnen
zur Durchführung der den Gesundheitsbehördenzur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten ob¬
liegenden Aufgaben eine geschlossene Anstalt zur Verfügung zu stellen. Die Belegung der Ge¬
schlechtskrankenabteilunghat sich in den letzten Jahren folgendermaßenentwickelt:

1924 -- 52 Frauen,
1925 ^22 „ ,
1926 -- 17 „ ,
1927 --88 „ ,
1928 --- 102 „ .

Namentlich in den letzten Monaten ist die Zahl der geschlechtskranken Frauen in der La¬
zarettabteilung immer mehr gestiegen, sodaß die augenblicklich zur Verfügung stehenden Räume
— die für etwa 25 Betten notdürftig eingerichtet sind — bei einer Belegung von z. Zt. 42 Kranken
bei weitem nicht mehr ausreichen. Die Betten stehen zu eng aneinander. Infolge der llberbele-
gung dienen die Schlafräume gleichzeitig als Aufenthaltsräume. Als Notmaßnahme ist bereits
außerhalb des Frauen-Lazarettes ein Schlafraum zur Unterbringung der Geschlechtskranken hin¬
zugenommenworden, der ebenfalls als Tagesraum dient. Abgesehen von den hygienischen Mängeln
zeigt sich auch in dem gut belegtenFraucnhaus bereits ein empfindlicher Raummangel, der keines¬
falls mehr verschärftwerden darf. Für die Folgezeit wird aber mit einer noch stärkeren Belegung
der Geschlechtskrankenabteilungzu rechnen sein, und zwar aus folgendenGründen:

Die Geschlechtskrankheiten haben im letzten halben Jahre in der Rheinprovinzzugenommen.
Nach dem Urteil von Sachverständigen ist vorerst mit einer Abnahme kaum, dagegen eher mit
einer weiteren Zunahme zu rechnen.In der Lazarettabtcilung sind dringend notwendig weitere
Schlafräume, weitere Tagesräume, ein besonderesSpülzimmer, ein Badezimmer und ein beson¬
derer Toilettenraum. Bei einer Vergrößerung des Lazarettes wäre es erwünscht, als Schlaf-
räumc nicht zu große Zimmer, höchstensmit 5—b Betten zu schaffen, wie das heute in modernen
Krankenhäusern allgemein üblich ist.

Um den Krankenräumen die erforderliche Sonnenbelichtung und Luftzuführung zu
geben, erscheint es zweckmäßig, dem Frauenhaus einen rechtwinkligzur Längsachse des alten Ge¬
bäudes gerichteten, nur durch einen geschlossenen Gang mit ihm verbundenen,im übrigen aber
baulich losgelöstenFlügel anzugliedern.Diese Lösung hat den Vorteil völlig freier Raumanord¬
nung, auch bezüglich der Geschoßhöhe, und vermeidet die bei unmittelbarem Anbau notwendige
Umgestaltung im Innern des alten Hauses. Auch für den Fall einer Epidemie 'ist diese Anord¬
nung von großem Vorteil. Es würden vorzusehensein insgesamt 75 Betten, davon 50 für ge-
schlechtskranke Frauen und 25 für die stationäreBehandlung anderer weiblicher Anstaltsinsassen.
Kapitel 1 Titel 17: Bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Feuersgefahr in sämtlichenPrsvin-
zialanstalten und Beschaffungvon Feuerlöschgeräten.............. 70 000 K.«

Über die Gründe, welche die Verwaltung zu einer wirksamen Bekämpfung der Feuers¬
gefahr in ihren Anstalten und zum Schutze des Volkseigentums gegen Vernichtung durch Feuer
verpflichten, ist im Vorbericht zum vorjährigen Haushaltsplan unter Kapitel 41, Titel 2
(Seite 52) das Erforderlichegesagt. Im Haushalt 1928 war dafür ein Betrag von 50 000 H^
als 1. Rate bereitgestelltworden. Zur beschleunigten Durchführung der noch rückständigen Maß¬
nahmen (Anlage von Feuerteichenund Brunnen, Zuführung von Wasserleitungen, Schutz der
Feldscheunendurch Umzäunung, Ergänzung der Feucrlöscheinrichtungen,Ergänzung und Ver¬
besserung der Blitzableiter, Sicherung der elektrischen Leitungen usw.) empfiehlt fich eine Er¬
höhung der diesjährigen 2. Rate auf 70 000 H^lt.
Kapitel 1 Titel 18: Ausbau und Instandsetzung der Anstalt Heisterberg in Königswinter... 200 000 K^t

Das vom Provinzialvcrband erworbene „Haus Heisterberg" bei Königswinter bedarf
zwecks Einrichtung als Erziehungsheim für schulentlasseneMädchen in Verbindung mit einer
Schule zur Ausbildung von Erzieherinne!, einer Reihe von Ergänzungs- und Erneuerungsbau¬
ten sowie einer vollständigenInventarausstattung. Zugleich müssen die Anlagen der Gärtnerei
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sowie die Wege und einzelnenNebengebäudeinstandgesetzt bzw. verbessert werden. Für den vor¬
genannten Zweck ist im Rechnungsjahre 1939 eine Entnahme aus der Grunderwerbs- und Er¬
weiterungsrücklage in Höhe von 200 000 AH vorgesehen.

Kapitel 1 Titel 19:
Im Rechnungsjahr 1929 ist die völlige Rückzahlung dieses Darlehns aus der Tilgungs¬

rücklagevorgesehen.

Verrechnungshaushalt.
K) Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge.

Kapitel 1 Titel 1:

2) Nach dem Stande vom 1. Januar 1929 werden für 712 Ruhegchaltsempfängermonat¬
lich gezahlt 183750 A^l--jährlich rund................2 205 000 AH
Infolge Erreichungder Altersgrenzesind nach dem 1. Januar 1939 in den Ruhestand zu
versetzen 29 Beamte, außerdem werden bis 1. April 1939 weitere 6 Beamte in den Ruhe¬
stand treten.
Die Ruhegehälter für diese Beamten betrage«, rund ........... 105 000 „
Für weitere Zugänge, unter Berücksichtigung der Abgänge, sind vorgesehen...... 32 000 „
Für Kinderzuschlägesind vorgesehen .................. 2 000 „

2 346 000 AH

d) An Hinterbliebene von Beamten sind nach dem Stande vom 1. Januar 1939 für 526
Witwen monatlich zu zahlen 87 911 AH ^ jährlich............1 055 000 AH
Für Zugänge, unter Berücksichtigungder Abgänge, sind vorgesehen ....... 55 000 „

1 110 000 Hl.«
Summe Kapitel 1 Titel 1 3 456 ooo AH

Kapitel 1 Titel 2:

a) Nach dem Stande vom 1. Januar 1939 werden an frühere Angestellte an Ruhegeldern
monatlich 2 629 AH gezahlt. Der Iahresbedarf stellt sich somit auf ...... .
Für Zugänge und zur Abrundung sind vorgesehen.............

erforderlich:

d) An Hinterbliebenenversorgungfrüherer Angestelltenwerden monatlich gezahlt 2 028 AH,
also jährlich .........................
Für Zugänge und zur Abrundung sind vorgesehen.............

erforderlich:
Summe Kapitel 1 Titel 2:

Kapitel 1 Titel 3:

a) An Nuhelöhnen früherer Lohnempfängerwerden nach dem Stande vom 1. Januar 1939
monatlich gezahlt 38 787 AH, das sind jährlich.............
Für voraussichtlicheZugänge und zur Abrundung sind vorgesehen ........

erforderlich:
b) An die Hinterbliebenenfrüherer Lohnempfängerwerden monatlich gezahlt 14 078 AH, mit¬

hin sind jährlich erforderlich....................
Für Zugänge und zur Abrundung sind vorgesehen.............

Gesamtbedarf:
Summe Kapitel 1 Titel 3

31548
2 452

AH
//

34 000

24 336
1264

AH

AH

25 600 AH
59 600 AH

465 444 AH
4 556 „

470 000

168 936
5 064

AH

AH

174 000 AH
644 000 AH
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Kapitel 2:

An laufenden Unterstützungenwerden nach dem Stande vom 1. Januar 1939 gezahlt:
Titel 1: An frühere Beamte und deren Hinterbliebenemonatlich2700 HF, mithin Iahres-

bedarf ......................... 32 400 HF
Für Zugängeund zur Abrundung sind vorgesehen ............

zusammen:

Titel 2: An frühere Angestellte und deren Hinterbliebenemonatlich 785 HF -- jährlich . .
Für Zugänge und zur Abrundung .................

zusammen:

Tite I 3: An frühere Lohnempfängerund deren Hinterbliebenemonatlich3 804 HF -- jährlich
Für Zugänge und zur Abrundung .................

zusammen:
Gesamtsumme Kapitel 2:

3 600 „
36 000 HF

9 420 HF
2 580 „

12 000 HF

45 648 HF
4 352 HF

50 000 HF
98 000 HF

c) Hochbauabteilung.

Der Haushaltsplan der Hochbauabteilungerscheint in der gleichen Aufstellungsart wie im Vorjahre. Der
Gesamtbedarf der Baukosten zu Kapitel 2 weist mit 1339 100 HF nur einen geringen Unterschied gegen den
Bedarf von 122? 500 HF des Vorjahres auf, wobei jedoch zu berücksichtigenist, daß im Vorjahre die im Außer¬
ordentlichenHaushalt in Erscheinungtretende Entnahme aus der Baurücklagesich ausschließlich auf die Instand¬
setzung der Anstalten Waldniel und Hausen (Waldbreitbach) beschränkte,während die übrigen größeren Vau-
arbeiten im OrdentlichenHaushalt enthalten waren.

Der Betrag für Reisekosten mußte mit Rücksicht auf die in den neuerworbenen,zum Teil entlegenen An¬
stalten erforderlicheumfangreicheBautätigkeit und die durch den Baustoff- und Arbeitermangelbedingten schwie¬
rigen baulichen Verhältnisse um 2 ooo HF erhöht werden. Aus den Zu Erneuerungs- und Ergänzungsarbeiten
(Spalte L und ll der Zusammenstellungzu Kapitel 2) vorgesehenen Mitteln sollen im Einzelnen folgende Arbei¬
ten ausgeführt werden:
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Zusammenstellung
der unter L und 0 des ordentlichen Haushaltsplanes der kjochbauabteilung

vorgesehenen Erneuerungs- und Ergänzungsarbeiten.

Provinzialgut Vylerward: Kapitel 5 Titel 1 c
Herstellung eines Betonbodens in der Tenne des Kuhstalles .......
Erneuerung eines Teiles des Zufahrtsweges zu dem Hof Büsteward ....
Der Weg befindet sich in einem so schlechtenZustande, daß er kaum noch befahren,
werden kann.

Provinzial-Domä'ne Lammersdorf: Kapitel 5 Titel 16
Einbau eines Dachfensters für das Knechteschlafzimmerauf Kolonat II . . .
Die Maßnahme dient der Belüftung und Belichtung des Schlafzimmers, die
bisher völlig unzureichendwaren.
Erneuerung der völlig verschlissenen Kuhkrippenund des gesunkenen Bodenbelages
der Kuhstände im Stallgebäude auf Kolonat V ...........
Wie bekannt, sieht die Reichsregierungdie Verbesserungder Wohnverhältnisseder
landwirtschaftlichenArbeiter als eine vordringlicheMaßnahme an, damit die Ar¬
beiter mit dem Boden und dem Betriebe stärker verbundenwerden und der bedroh¬
lichen Landflucht vorgebeugtwird. Die Erstellung von Arbeiterwohnungenauf dem
Lande ist daher auch als dringliche Maßnahme in den Vierjahresplan aufgenommen
worden. — Vom betriebswirtschaftlichenStandpunkte ist es erwünscht, daß
wenigstens einige landwirtschaftlicheArbeiter in der Nähe des Betriebes wohnen
und erreichbar sind. In dem Provinzialkolonat Lammersdorf ist diese Voraus¬
setzung noch nicht erfüllt, weshalb auf dem größten der Kolonate eine Wohnung
für einen verheirateten Knecht erstellt werden soll ..........

Rittergut Desdorf: Kapitel 5 Titel 1 e
Ersatz des gänzlichabgenutztenund zersprungenenZiegclsteinbclagesan der Rück¬
seite des Wohnhauses entlang ................
Anlage von Toren an der Rückseite der Scheune ...........
Die beiden 12 m tiefen Tennen haben nur je eine Einfahrt und sind auf Hand¬
dreschen eingerichtet. Der Gebrauch neuer großer Dreschmaschinenwar bei der
geringen Tiefe der Tennen bisher nicht möglich. Diesem llbelstande soll durch An¬
legen einer Torausfahrt an der Rückseite jeder der beiden Tennen abgeholfen
werden.

ProvinzialerziehungsheimNotburgahaus in Neuß: Kapitel 5 Titel 1 i
In dem von dem Provinzialverband zu Ende des Rechnungsjahres 1938 über¬
nommenen Erziehungsheim Notburgahaus in Neuß ist eine Reihe baulicherVer¬
besserungen vorzunehmen wie: teilweise Aufstockungdes Oekonomiegcbäudcs,
größere Dachinstcmdsctzungensowie Verbesserungen maschineller Art im Koch-
und Waschküchengebäude ..................
Über die im Rechnungsjahre1928 vorgesehenen Mittel hinaus ist zur Durchführung
dieser Arbeiten noch ein weiterer Betrag von 10 000 .5?H erforderlich.

LandeshauS:Kapitel 13 Titel 13 2
Herrichten von Räumen für die Putzfrauen im Sockelgeschoß, einschließlich ein¬
gebautem Inventar ...................
Für die im Landeshaus beschäftigten Putzfrauen ist die Bereitstellung eines Auf¬
enthalts- und Kleiderablageraumesmit eingebautenSpinden unbedingt notwendig.
Herrichtung einer Plankammer mit Materialproben- und Musterraum für die
Hochbauabteilung mit eingebauten Schränken für Zeichnungen und wichtige
Bauakten ......................
Die Einrichtung einer Plankammer, worin die Zeichnungenund Bauunterlagcn
der Provinzialanstalten übersichtlich geordnet und verschlossen untergebracht wer¬
den können, ist ein unabweisbares Bedürfnis. Ebenso müssen Regale für die ge¬
ordnete Aufbewahrung von Baustoffmustern, besonders der neueren, nach der
Vierjahresplangesetzgebungvorgeschriebenen Baustoffe eingebaut werden.

zu übertragen:

HL
400
400

800

300

500

9 000
9 800

300
800

1 100

10 000

10 000

1 500

3 500

5 000

0
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Übertrag:
Herstellung von Vorrichtungen an der Vorderfront des Landeshauses an der
Bergerallee für die Anbringung von Dauerschmück an nationalen Feiertagen . .
Bisher wurde der Schmuckimmer von Fall zu Fall behelfsmäßigangebracht. Die
Vorarbeiten hierzu verursachen jedesmal so hohe Kosten, daß die Herrichtung
einer einmaligen Anlage sich lohnt.
Umgestaltung des Vorgartengeländes am Bergerufer .........
Im Zusammenhangmit der Entfernung der Vorgartengitter ist eine Umgestaltung
der Vorgartenanlage erforderlich,wenn das Bild des Hauses nicht beeinträchtigt
werden soll.
Erneuerung der Fenster an der Westseite (Rheinseite)des Gebäudes . ....
Die Fenster an der Westseite des Landeshausessind zum größten Teil verschlissen
und nicht mehr instandsetzungsfähig.Zur Vermeidung der durch die Undichtigkeit
der Fenster entstehendensehr lästigen und gesundheitsstörendenZugerschcinungen
und der geldlich bedeutenden Heizungsverlustesollen die Fenster durch ncuzcitlichc,
dicht schließende Schiebefensterersetzt werden.

Erweiterung der Automatenanlage der Fernsprechzentraleum 40 Stellen . .
Die Erweiterung ist durch die Ausdehnung des Geschäftsbetriebesunaufschicblich
geworden.
Der Sitzungssaal des Landeshausesbesitzt noch keine künstliche EntlüftungSanlage,
was sich bei der häufigen oft stundenlangen Benutzung des Saales unangenehm
fühlbar macht, besonders in der kalten Jahreszeit, wenn das Offnen der Fenster
kaum möglich ist. Es ist deshalb der Einbau einer Entlüftungsanlage mit elek¬
trischem Alltriebe beabsichtigt,der sich technisch ohne besondereSchwierigkeiten
und ohne die Wirkung des Saales zu beeinträchtigendurchführenläßt . . .

StändchauS: Kapitel 13 Titel 13 b
Reinigung der Fassadenflächen im Innenhof ............
Auf den lasierten weißen Verblendern der Hoffassadenflächenhat sich dunkler,
festhaftenderSchmutz angesetzt, der nur durch Behandlung mit neuzeitlichen Reini¬
gungsmitteln entfernt werden kann. Die Belichtung der an dem Innenhof lie¬
genden Räume wird dadurch wesentlich verbessert.
Vollständige Erneuerung des Anstrichesder Treppenräume .......
Der Anstrich in dem Treppenaufgang zum Kasino und in den beiden runden Trep¬
pentürmen ist sehr schlecht und ist durch die wiederholtenUmzüge innerhalb des
Hauses stark beschädigt und unansehnlichgeworden.
Fortsetzungder Erneuerung und Ergänzung der sanitären Anlagen .....
Im 3. Obergeschoß fehlen in verschiedenen Räumen noch Waschgelegenhciten, die
nunmehr eingebaut werden sollen. Die im Vorjahre schon begonneneErneuerung
der sanitären Anlagen in den Aborträumen soll fortgesetzt werden.
Anbringung von Linoleumbelag in den Fluren des 3. Obergeschosses .....
Der Holzfußbodender Flure ist sehr stark abgelaufen,sodaß eine Instandsetzungnur
von kurzer Dauer sein würde. Es erscheint daher zweckmäßig, auch zur Vermin-'
derung des Geräusches bei Begehung der Flure, einen Linoleumbelaganzubringen.
Erneuerung der schadhaftenZinkbedachungender Dachaufbauten sowie Instand¬
setzung der schadhaftenSprosseneisen am Obcrlichtdachüber dem Sitzungssaale.
Das Zink der Dachaufbauten ist so stark beschädigt, daß es ganz erneuert werden
muß. Die Sprosseneisenim Oberlichtüber dem Sitzungssaale sind so stark ange¬
rostet, daß die Gefahr des Herabfallens der Scheiben besteht. Sie müssen daher
zum großen Teile erneuert werden.
Einbau eines Abstellraumes zur Kasinoküche durch Einzieheneiner Wand . . .
Ls soll ein besondererNbstellraum geschaffen werden, der fich als dringend not¬
wendig erwiesen hat.

Erneuerung der 3 Warmwasscrheizungskesseleinschl. der erforderlichenMaurer¬
arbeitenund Neuanstrichdes Kesselhauses .............
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Übertrag:
Die Heizkessel sind an der Grenze ihrer Lebensdauerangelangt. Es sind häufig
kostspielige Instandsetzungen erforderlichund die Betriebssicherheitist nicht mehr
gewährleistet.
Erneuerung des Heizungsrohrnetzesauf der linken Gebäudeseite......
Wie schon in der Erläuterung zum vorjährigen Haushalt ausgeführt ist, sind die
Leitungsrohre der Zentralheizung durch den jahrzehntelangen Gebrauch so stark
angegriffen, beschädigt und verkrustet,daß die Instandsetzung sich nicht mehr lohnt
und die Beheizungin den im Laufe der Zeit neu angeschlossenen Räumen des Dach¬
geschosses nicht ausreicht. Die Erneuerung des Rohrsystems auf der rechten Oe-
bäudefeiteist im vergangenenJahre durchgeführtworden. Es verbleibt nunmehr
noch die weniger umfangreicheAusführung in dem linken Gebäudeteil.

Sportplatzanlage Düsseldorf, Fleher Straße: Kapitel 13 Titel 13 t
Erstellung von 2 weiteren Tennisplätzen sowie Neuverlegung einer Sprengleitung
zu den Tennisplätzen ...................
Die beiden vorhandenen Tennisplätze reichen bei der Zahl der Spieler nicht mehr
aus. Die Schaffung weiterer Plätze ist daher erforderlich,wenn das Interesse an
dem Tennissport wachgehaltenwerden soll. — Für die vermehrteZahl der Tennis¬
plätze reicht die vorhandene Sprengleitung nicht aus. Es soll daher eine neue
Leitung zur ausschließlichen Versorgung der Plätze verlegt werden, die nach Tren¬
nung von der Leitung zum Sporthaus auch den Vorteil eines verbilligtenWasser¬
tarifes hat.
Anstrich der Fassaden des Sporthaufeo .............
Herstellung einer Bodenentwässerungauf der Terrasse des Sporthaufeo ....
Die bisherigeArt der Terrassenentwässerungmit Hilfe von Zinkrohrenals Wasser¬
speier erweist sich insofern als schädlich, als dadurch die untenliegendenMauerteilc
ständig durchnäßt werden. Zur Vermeidung weiterer Zerstörung des Putzes und
des Mauerwerkes ist daher der Einbau einer Bodenentwässerungmit Anschlüssen
an das Kanalnetznicht zu umgehen.

Landesbauämter: Kapitel 20 Titel 14 2
Erweiterung und Umgestaltung von Dienstgebäudender Landesbauämter . . .
Die fortgesetzte lebhafte Entwicklung auf dem Gebiete des Straßenbauwesens in
Verbindung mit der Übertragung neuer straßenbaulicherAufgabenauf die Provin-
zialverwaltung hat eine im gleichen Rhythmus fortschreitende Personalvermehrung
der Landesbauämter zur Folge gehabt und wird diese auch voraussichtlichnoch
weiter nach sich ziehen. Infolgedessen reichen trotz der feit Jahren durchgeführten
Erweiterung der Diensträume die Landesbauämter nicht mehr aus. Wie die Ent¬
wicklung sich im Einzelnen im kommendenJahre gestalten wird, ist noch nicht zu
übersehen. Es muß aber bestimmt damit gerechnetwerden, daß mindestens in
mehreren der Bauamtsgebäude erhebliche bauliche Eingriffe vorgenommenwerden
müssen, sei es in Form von Erweiterungen, sei es in Form der Umgestaltungher
bisherigen Dienstwohnungenvon Bauamtsvorständen zu Diensträumen. Es muß
deshalb vorsorglichhierfür ein Betrag eingesetzt werden, über dessen Verwendung
von Fall zu Fall zu entscheiden sein wird.

Provinzial-Weinbaulehranstalt Trier: Kapitel 31 Titel 1
Instandsetzung von Weinbergsmauern und Treppen und Sicherung des Gleis¬
aufzuges an der Sickingerstraße durch Rammböckc..........
Um die Anlagen in gutem Zustande zu erhalten, muß in größeren Zeitabschnitten
eine gründliche Instandsetzung vorgenommen werden.
Umgestaltung des früheren Klimaforftbungsinstitutes zu einer Wohnung für den
Weinbergsverwalter ...................
Es liegt im Interesse der Weinbergsüberwachung,wenn der Weinbergsverwalter
Wohnung in dem in dem Weinberge gelegen Hause nimmt. In dem Hause sind
durchgreifende Instandsetzungen wie Trockenlegungder Außenwände, Erneuerung
von Fenstern und Blendläden, Dachinstandsetzungenusw. erforderlich.
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Übertrag:
Bcplattung der Wandfläche hinter den neuen Keltern in dem Kelterraum des
Hartrath'schen Kellers zur Vermeidung der Mauerdurchfeuchtung.....
Einbau eines Arbeitsraumes für den Keltermeisterin dem Hartrath'schen Keller.
Der jetzige Kohlenraum soll zu einem kleinen Büroraum umgebaut werden, in wel¬
chem der Keltermeister seine schriftlichen Arbeiten erledigenkann. Als Ersatz für
den Kohlenraum soll ein kleiner Bunker neben den Trestergruben angelegtwerden.
Außenverputz des Stallgebäudes an der Hinterfront des Wohnhauses zur Abwehr
des Niederschlagswassersauf dem Provinzial-Weingut Kasel .......
In der Weinbaulehranstalt Trier ist zur Zeit lediglich eine Garage für zwei Wagen
(1 Dienst- und 1, Lastwagen)vorhanden. Da in zunehmendemMaße gemäß dem
Vorgehen des Reichsnährstandes zur Intensivierung der Wirtschaftsbetriebeden
Beamten sogenanntebeamteneigeneWagen zur Verfügung gestellt werden, ist die
Schaffung einer neuen Garage erforderlich. Mit diesem Bau soll die Einrichtung
eines Raumes für Motor- und Fahrräder und eines größeren Gcräteraumes ver¬
bunden werden, da bei der Anstalt bisher jegliche Unterstcllmöglichkeit für Geräte
fehlt .......................

Anlage einer Signalvorrichtung für den Düngeaufzug in der Lage Neubcrg . .
Die jetzt übliche Verständigung zwischenden beiden Stationen durch Bewegung des
Lastseiles ist nicht betriebssicher.
Herstellung einer elektrischen Lichtleitung in den Kellern des Weingutes Kasel, die
bisher ohne elektrische Beleuchtung sind .............

LandfrauenschuleTrier-Olewig: Kapitel 31 Titel 2
Erneuerung des Holzfußbodensin den Fluren im 1. Stock des Hauptgebäudes . .
Herstellung eines 6 Meter langen Kartoffcleinsäurcbchälters ......
Einbau eines weiteren Lebensmittelraumesim Keller des Hauptgebäudes . . .
Herstellung eines Raumes zum Abstellen von Fahrrädern der Schülerinnen und
der Besuche ......................
Herstellung von Drahtzäunen zur Schaffung von Wechselausläufenfür Geflügel.

Beschaffungeines neuen Backofens als Ersatz für den größenmäßig nicht ausrei¬
chenden und verschlissenen alten Ofen ..............
Beschaffungeines neuen Kühlschrankes als Ersatz für den unbrauchbargewordenen
alten Schrank .................... .
Beschaffung eines neuen Küchenmotors zum Antrieb der Küchenmaschinenals
Ersatz für den verschlissenenund oft gestörten Motor ..........

Provinzial-Weinbaulehranstalt Kreuznach: Kapitel 31 Titel 3
Einbau von Gestellen im Rebenvortreibhausfür Treibgurkenkultur .....
Es erscheint im Hinblick auf die aus der Gurkenkultur zu erwartendenMehreinnah¬
men zweckmäßig,anstelle der bis jetzt provisorisch aufgestellten Holzgestellefeste
Gestelle für Treibgurken im Rebenvortreibhauseinzubauen,das für die Rebenuer-
edlung nur kurze Zeit benutzt wird. Es ist hierdurch eine bessere Ausnutzungdieses
Hauses gewährleistet.
Erneuerung der verschlissenen Drahtzäune im Anstaltsgarten und auf dem Schön¬
feld .......................

ProvinzialMeinbaulehranstalt Ahrweiler: Kapitel 31 Titel 5
Errichtung eines offenen Schuppens zwischen dem landwirtschaftlichenSchuppen
und dem Schweinestall und Herstellung einer Müll- und Abfallgrube ....
Der Schuppen soll zur Unterbringung der Handwagen und des Materials dienen,
das zur Zeit im Freien lagert.
Ausbau von Speicherräumen im Obstverwertungsgebäudezum Zwecke der Lage¬
rung von Zwiebeln und Dörrgemüse ..............
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Übertrag:
Umgestaltungdes Obstlagerkellers;Einbau eines Ventilators daselbst und im Obst¬
verwertungsraum ....................
Bei der Zunahme des Anbaues von Pfirsich-, Weichobst und Frühbirnen ist eine
kühle Lagerungsmöglichkeitunbedingt notwendig. In dem Lagerkellersollen auch
Lagerungsversuche durchgeführtwerden. — Im Obstlagerkellerist noch kein Venti¬
lator vorhanden. Der Ventilator im Obstverwertungsraum ist nicht genügend
leistungsfähig.

Einbau einer Warmwasserheizung im Obstverwertungsgebäudc......
Das Gebäude ist jetzt nur zum Teil und außerdem mangelhaft beheizt. Die Aula
ist au den Betriebsdampfkesseldes Obstverwertungsraumes angeschlossen.Der
vorhandene Heizungskesselist unzweckmäßig und feuerpolizeilich unvorschriftsmä¬
ßig hergestellt.

Höhere Landbauschule Briihl: Kapitel 31 Titel 6
Anschluß der Hofabortanlagen an die Zentralheizungzur Vermeidung des Einfrie¬
rens und der dadurch bedingten Instandsetzungen ..........

Arbeiisanstalt Brauweiler: Kapitel 41 Titel 2
Instandsetzung des Frauenhauses ...............
Das Frauenhaus bedarf in allen Teilen einer gründlichenInstandsetzung, mit wel¬
cher bereits vor mehreren Jahren begonnenworden ist. Der angeforderte Betrag
stellt die letzte Rate der Instandsetzungsarbeiten dar.
Erneuerung von Fenstern in den Anstaltsgebäuden ..........
Ersatz der Eisengitter an den Vorgärten der Beamtenwohnungen an der Ehren-
friedstraße durch Holzzäune .................
Die Maßnahme ist in Durchführung der Anordnung des Beauftragten zur Durch¬
führung des Vierjahresplanes notwendig.
Neudeckungder Dächer mehrerer Wohngcbäude am Feldtor und an der Dona-
tusstraße ......................
Erneuerung des feuerfesten Futters im Ringofen und der Holzkonstruktionam
Ventilator in der Ziegelei .................
Einbau von Waschgelegenheiten im Frauenhaus ...........
Der Einbau ist aus gesundheitlichenGründen dringend erforderlich.
Pflasterung des Wagenschuppens als Ersatz für den vollkommen zerschlissenen
Zementestrich .....................
Belegen der Hauszugänge und der Höfe von den Häusern der Donatus- und von
Werthstraße mit Zementplatten ................
Die Maßnahme dient zur Fernhaltung des Regenwassers von den Kellermauern
und zur Schonung und Sauberhaltung der Wohnungen.
Im vorjährigen ordentlichenHaushalt war für den Bau einer Abwässerbeseiti¬
gungsanlage in der Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler ein Betrag von 36 000
HH vorgesehen und im Vorberichtunter Kapitel 41, Titel 2 (Seite 53) die nähere
Begründung hierzu gegeben. Die Anlage ist noch nicht zur Ausführung gelangt,
da sich bei der Durcharbeitung des Entwurfes neue Gesichtspunkteergaben, die es
nahelegten, die Lösung auf einer anderen Grundlage zu suchen. An Stelle der in
Aussicht genommenen Verregnung der Abwässer soll, zunächst in beschränktem
Umfange, eine unterirdischeVerrieselungsanlage nach einem Verfahren treten,
mit welchem neuerdings besondersgünstige Ergebnisse erzielt worden sind, sowohl
hinsichtlich der restlosen Abwässerbeseitigungwie der rationellen Ausnutzung des
Abwasserinhaltesfür die Düngung. Daneben sollen die Nieselfelder soweit aus¬
gebaut werden, als die Geländeverhältnissees gestatten. Ein Teil der Abwässer
soll unmittelbar zur Verregnung gelangen. Es erscheint unter dem Gesichtspunkte
der endgültigenBehebung aller Schwierigkeiten,die sich aus der bisherigen unzu¬
länglichen Abwässerbcseitigungergeben haben, zweckmäßig,die Anstalt in ihrem
Gesamtumfange, also auch die entlegeneren Gebäude, an die neue Anlage anzu¬
schließen. Die Gesamtkostender Ausführung betrage!, 55 000 A^i, wovon 3b 000
HH aus dem ordentlichenHaushalt des Vorjahres noch verfügbar sind . . .
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Erneuerung und Ergänzung der FernsprechanlagenI. Rate .......
Die vorhandene Telefonanlage ist mit aus der Kriegszeit stammendem Ersatz¬
material hergestellt. Die Verständigungsmöglichkeitist äußerst mangelhaft, sodaß
die Sicherheit der Anstalt bei Ausbruch von Feuer oder Unruhen nicht gewähr¬
leistet ist. Ein Teil der Apparate ist noch brauchbar und soll wieder verwendet
werden. Die Gesamterneuerungwird 20 000 K^/l erfordern und soll in 2 Jahren
durchgeführtwerden.
Einbau einer Heizungsanlage im Ledigenheim ...........
Die jetzt noch bestehende Ofenheizungim alten Bau bedeutet eine dauerndeBrand¬
gefahr und bringt ständige Verschmutzung der Wohnräume mit sich.

Provinzial°Heil° und Pflegeanstalt Andernach: Kapitel 42 Titel 4
Weiterführung des Umbaues im Männerhaus III ..........
Der Umbau im Erdgeschoß wurde im Jahre ^937 durchgeführtund hat sich als
sehr zweckmäßig erwiesen, vornehmlich in Bezug auf Vereinfachungder Beaufsichti¬
gung und Betreuung der Kranken. In diesem Jahre soll in ähnlicherWeise der
Umbau des Obergeschosses ausgeführt werden.
Beschaffung von Badewannen und Batterien und Einbau von Waschbecken . .
Erneuerung der schadhaftenFenster in den Krankenabteilungen ......
Herrichten eines Vertrags- und Unterrichtsraumcs ..........
Es soll hierfür der frühere Küchenmaschinenraumbenutzt werden, der nach Er¬
stellung eines neuen Küchenmaschinenraumesneben der Gemüscputz- und Kartoffel¬
küche überflüssig geworden ist. Bisher fehlte ein derartiger Raum, wie er für
Schulungsvorträge häufig benötigtwird.
Tieferlegen des Daches an der Liegehalle Frauenhaus III ....... .
Das an sich instandsetzungsbedürftigeDach soll neu eingedeckt und tiefer gelegt
werden, damit es einen besseren Schutz gegen Witterungseinflüssebietet.
Herstellung von Kartoffelbottichenin der Gemüseküche und Herausnehmen einer
Wand zwischen den beiden Gemüseputzräumen...........
Die wesentliche Erhöhung der Belegungsziffererfordert eine Vermehrung der Kar¬
toffelbottiche. Durch das Herausnehmen der Wand wird mehr Platz und Über¬
sicht gewonnen.
Beseitigung der Rampe am Kesselhaus und bauliche Verbesserungenin: Kessel¬
hause, wie Tieferlegen der Fenster usw. .............
Die Rampe ist infolge Umlegung des früheren Betriebes nicht mehr erforderlich.
Sie stört beim Anfahren der Kohlen und beeinträchtigtdas Änstaltsbild an dem
mitten im Anstaltsbereichliegenden Kesselhause. — Das Kesselhausselbst bedarf
einer gründlichenInstandsetzung.
Weiterführen des Umbaues der Abteilungskücheauf dem Nettegut. Einbau einer
Vorratskammer und eines Kühlraumes ............ .
Einbau von weiteren Silos zum Eindämpfen von Futterkartoffeln auf dem Nette¬
gut und dem Hof St. Thomas ................

Beschaffung einer Kartoffelwaschmaschineals Ersatz für eine vollkommen ver¬
schlissene Maschine . ...................
Beschaffungeiner zweitenMangel für die Waschküche .........
Die an sich durchaus gebrauchsfähigeMangel reicht in ihrer Leistungnicht aus,
um die durch die wesentliche Mehrbelegungder Anstalt anfallende Wäsche zu plätten.
Ersatz des verschlissenen Kohlenkochkessels von 250 Liter Inhalt auf dem Nettegut
durch 2 gasbeheizteKochkessel von 200 Liter und 250 Liter Inhalt einschließlich
Gaszuleitung .....................
Nach der Erhöhung der Belegung müssen jetzt etwa ^40 Menschen verpflegtwerden.
Hierzu reicht ein Kessel nicht mehr aus.
Beschaffungeiner maschinellenKühlanlage mit Milchkühlernauf dem Nettegut .
Der vorhandeneEiskühlschrank ist vollständigverschlissen. Davon abgesehen, würde
er für den vergrößerten Betrieb bei weitem nicht mehr ausreichen. Eine Einrich¬
tung zum Milchkühlenfehlte bisher auf dem Gute vollständig.
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Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Bedburg°Hau: Kapitel 42 Titel 5
Ausführung größerer Instandsetzungs- und Erneuerungsarbeiten auf den zum Teil
verschlammten Rieselfeldern.Neuauszubauen ist eine Strecke von etwa 200 Metern,
um den notwendigen Abfluß der anfallenden Abwässersicherzustellen ....
Herstellung eines Wagenschuppensauf Gutshof II ..........
Der vorhandeneWagenschuppenist so klein, daß nur einzelne Karren darin unter¬
gestellt werden können. Zum Schutzedes Wagenparkes und der wertvollen land¬
wirtschaftlichenGeräte ist die Schaffung eines größeren Wagenschuppensein un¬
abweisbares Fordernis.
Teilweise Erneuerung der Jalousien auf dem Gewächshausein der Gärtnerei als
Ersatz für abgängige ...................
Beschaffungvon 30 neuen Abortbecken und Flussometern sowie von Ersatzwand¬
platten ..................."...
Erneuerung der schadhasten Installationsanlage in den Häusern ^l, L, t^ 1, u. 2
Erneuerung der Kalt- und Warmwasseranlage in der Waschküche......
Die Leitungensind sehr stark verkrustet. Der Wasserzulauf ist daher völlig unge¬
nügend.
Erstellung von Außenaborten in den Kellerräumeu der Krankenhäuser^l 6 und 7
Herstellung weiterer Fahrradräume für die Gefolgschaft in ^l, — Aufnahme,
Hl, <2 und 1 .....................
TeilweiseErneuerung der Decken auf den Rundstraßen .........
Erneuerungsarbeiten an der Gleisanlage für den Speisetransport innerhalb der
Anstalt ......................
Überholendes Vahnanschlußgleisesauf dem Kohlenhof.........
Fortsetzungund Erneuerung von Stabfußböden in den Häusern Hl 8, Hl. 4 u. 5
Fortsetzungder Erneuerung der Verandadächer an den Häusern Hl 6, 7 und 9 ,
Erneuerung des gesamten Innen- und Außenanstriches an mehreren Kranken¬
häusern und an der Pumpenstation und Neuanstrich der großen Wasserkessel i»
Einbau weitererRevisionsschächte in die Entwässerungsanlage .......
Instandsetzung der durch Rosten der Eisenteile auseinandergetriebenen und ver¬
bogenen Kirchenfensterund Erneuerung der hierbei zersprungenen Scheiben . .
Errichtung eines neuen Holzschuppensauf dem Kohlenhof .......
Von dem vorhandenen Holzschuppen mußte ein weiteres Feld als Autoraum für
den neubeschafften2. Wagen abgetrennt werden. Da der Holzschuppenan sich
schon zu klein war, so soll er auf einer Grundfläche von 17x4,70 Meter erweitert
werden.
Herrichtung eines Brausebades im Werkstättengebäude.........
Den in den verschiedenen Werkstätten beschäftigtenArbeitern muß Gelegenheit
zur gründlichen Reinigung gegebenwerden.
Entfernen der gemauerten alten Einmachbotticheaus dem Keller in der Kochküche
und Herrichten dieses Raumes als Gemüseaufbewahrungsraum ......
Die alten Bottiche werden nicht mehr benötigt, seitdem ein neuzeitlicherEinmach¬
keller unter der Kohlenscheune eingerichtetworden ist. Der freigewordeneRaum
eignet sich besonders zu einem Raum zur Aufbewahrung von Frischgemüse,der
bisher bei der Küche fehlte.
Einbau einer 2. Fuhrwerkswaage auf dem Kohlenhof ........ .
Die Anstalt hat nur eine Fuhrwerkswaage, die auf dem Gutshof liegt; sie wird
im Herbst beim Anliefern von Kartoffeln, beim Wiegen von Großvieh usw. ge¬
braucht und kann dort nicht entbehrt werden. Auf diese Waage müssen auch sämt¬
liche Kohlentransporte geleitet werden, was jedesmal einen erheblichen Zeit- und
Arbeitsverlust bedeutet. Die Waage ist inzwischen stark abgenutzt, genügt aber
noch für die Bedürfnisse des Gutshofes. Zur Erreichung einer schnelleren Abwick¬
lung der Kohlen- und sonstigen Abfuhr vom Anschlußgleis und zur Entlastung des
Gutshofes von Fuhrwerken, die nicht seinen Zwecken dienen, sowie zur Schonung
der Gutshofswaage und der Fahrwege erscheint es daher zweckmäßig,eine zweite
Waage auf dem Kohlenhofeinzubauen.
Herstellung eines Schuppens bei den Wohnhäusern an der lldemer Straße zur
Unterbringung von Gartengeräten, Wagen und Motorrädern .......
Die 18 Dienstwohnungender betreffendenHäuser sind kleine Stockwerkswohnun¬
gen, in welchen derartige Abstellräumegänzlich fehlen. Es soll daher ein gemein¬
samer Geräteschuppengebaut werden.
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Übertrag:
Herstellung von Gruben zur Aufnahme von Dünger und Jauche und eines Vcr-
bindungskanals dazu auf Gutshof I ..............
Diese Anlage wird zur vollkommenerenAusnutzungder Stallgebäude für dringend
notwendig gehalten.
Bauliche Verbesserungenin dem Schweincstall auf Gutshof III (für Material) .
Die Arbeiten hierzu werden anstaltsseitiggeleistet.
Einzieheneiner Zwischendeckein dem Mahlraum (Scheunc.nraum)auf Gutshof II
Es soll hierdurchRaum zum Lagern von Mahlgut geschaffen werden.

Überholungder Dampfmaschine„Rechts" .............
Die Maschinebietet nicht mehr die nötige Betriebssicherheit. Die Zylinder müssen
ausgebohrt und neue Kolben, ein neues Zwischenlager sowie neue Steuerungsteile
eingebaut werden.
Erweiterung der Fernsprechanlageum 10 Sprechstellen.........
Die starke Belegung der Anstalt macht den Einbau von 6 weiteren Sprechstellcn
erforderlich. Da die vorhandenenReserven erschöpft sind, so soll eine Erweiterung
um 10 Sprechstellenvorgenommenwerden, sodaß eine Reserve von 4 Sprechstellen
verbleibt.
Beschaffungeiner Großwaschmaschine ..............
In Fortführung der Erneuerung der verschlissenen maschinellen Einrichtungender
Waschküche dient die neue Maschineals Ersatz für 2 alte Maschinen.
Beschaffungeiner elektrischen Bratpfanne für die Großkochküche ......
Die Bereitung von Pfann- und Reibekuchen erfordert bei den jetzigen Einrichtun¬
gen einen sehr großen Zeitaufwand. Mit der elektrischen Bratpfanne wird diesem
llbelstandeabgeholfen.
Beschaffungeines neuen Krauthobels für die Gärtnerei als Ersatz für die vorhan¬
dene, aber verschlisseneMaschine ................
Beschaffung einer neuen Wasserwerkspumpemit Motor für 150 cbm-Leistung .
Die Pumpe soll als Ersatz für eine vorhandene Pumpe von 100 cbm-Leistung
dienen. Um die kleine Pumpe von 40 cbm Leistung,die im Sommer Tag und
Nacht laufen muß, zu entlasten, wird die Neubcschaffung notwendig, die auch die
erforderlicheBetriebssicherheitwiederherstellt.

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Bonn: Kapitel 42 Titel 6
Beschaffung von Badewannen als Ersatz für abständige Wannen, Einbau von
Waschgelegenheiten im Frauenhaus HL .............
Die Wohnzimmer des Personals sollen nach und nach mit Einrichtungenfür flie¬
ßendes Wasser ausgestattet werden. Ein großer Teil ist bereits ausgeführt.
Einbau von Waschgelegenheiten in den Aborten mehrerer Beamtenwohnungen. .
Aus hygienischen Gründen ist die Anbringung erforderlich,da sonst keine Wasch¬
becken in den Wohnungen vorhanden sind.
Einbau von Aborten beim Frauenhaus I a und im Kesselhaus. ......
Die Anlage von Aborten in den Spaziergärten der Kranken erleichtertdie Beauf¬
sichtigungganz erheblich und soll daher in allen Anstalten nach und nach durch¬
geführt werden. — Im Kesselhausfehlte bis jetzt ein Abort für die Kesselheizer,
die im erhitzten Zustande bei Benutzung des Abortcs über den Hof gehen müssen.
Erneuerung schadhafterFenster und Beseitigung von Fenstervergitterungen . .
Anbringung eines Glasdaches über der Eingangstür zur Wäschcannahme am
Waschküchengebäude...................
Der Wäscheannahmeraumist verhältnismäßig klein, sodaß an Wäscheannahmetagen
ein Teil des Personals mit den Wäschekörben im Freien warten muß. Die An¬
bringung des Glasdaches soll den Leuten etwas Schutz gegen Regen und Un¬
wetter bieten.
Erneuerung der vom Hausbock befallenen Dachkonstruktionen.......
Im Zuge der Aktion zur Vernichtungdes Hausbocks ist die Auswechselung der von
diesem Schädling befallenenHölzer unbedingterforderlich.
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Übertrag:
Instandsetzung des Fahrweges vom Doppelarzthaus vom Anstaltseingang bis zur
Lcmdesklinik ....................
Der bezeichnete Weg ist der Hauptfahrweg innerhalb der Anstalt. Er befindet sich
in einem sehr schlechten Zustande und soll deshalb eine Teermakadamdeckevon
2 Meter Breite erhalten.
Erneuerung der Zäune und der Anstaltsumwehrung am Kaiser-Karl-Ring und am
Anstaltspark .....................
Die Zäune sind sehr schlecht. Die Erneuerung ist zur Verhütung von Diebstählen
in den Gärten und zur Wiederherstellungdes Anstaltsbildes erforderlich.
Neueindeckungdes Daches über dem Wasserturm ..........
Das Dach ist sehr schlecht, sodaß eine Instandsetzung undurchführbar ist.
Anbau eines Fahrradraumes im Anschluß an den alten Spritzenschuppenneben
dem Schalthaus ....................
Wie in allen Anstalten muß auch hier für die Unterbringung der Fahr- und Motor¬
räder Vorsorge getroffen werden.
Einrichtung einer bisherigen Dunkelkammer im Dachgeschoß eines Krankenhauses
zu einem Waschraum für die Hausmädchen ............
Die Hausmädchen hatten in diesem Hause bisher keine Waschgelegenheit mit flie¬
ßendem Wasser.
Neubau von 4 AutoHallen einschließlichBeheizungund elektrischer Beleuchtung . .
Die Garagen sollen zur Aufnahme des 2. Kraftwagens für die Außenfürsorgeund
von Wagen des Erbbiologischen Institutes Verwendung finden. Eine Garage bleibt
in Bereitschaft.

Beschaffungvon 2 Paar Boilerschlangenals Ersatz ..........
Erweiterung der Berieselungsanlage in der Gärtnerei .........
Die Anlage soll in der Art erweitert werden, daß eine größere Parzelle mitberegnct
werden kann, die bisher nicht erreicht werden konnte.
Erweiterung der Fernsprechanlagen.............. .
Es muß eine ganze Reihe neuer Anschlüsse und die Möglichkeit des Umlegens aller
Postgesprächevon der Anstalt auf die Nebenanstalten geschaffen werden.
Beschaffungeines neuen Luftplättrocknersfür die Waschküche .......
Der Wäscheanfall ist infolge der vielen Neuaufnahmen und der Durchführung der
Insulinkuren außerordentlich groß, sodaß der vorhandene Lufttrocknernicht aus¬
reicht. Der alte Apparat soll in der Anstalt Waldniel Verwendung finden.
Beschaffung von 6 Wäschewagenfür die Waschküche .........
Die Beschaffung weiterer Wagen ist ebenfalls durch den großen Wäscheanfall
bedingt.
Beschaffung eines Fischbraters für die Kochküche ..........
Das Braten von Fisch, Kartoffeln, Fleischballen und dergl. auf dem Herd nimmt
soviel Zeit in Anspruch,daß es unterbleibenmuß. Um in das Essen der Belegschaft
größere Abwechslung zu bringen, ist daher die Beschaffungeines Fischbraters er¬
forderlich.
Einbau einer Entlüftungsanlage in dem Mangelraum .........
Die Entlüftung des Mangelraumes ist ungenügend, sodaß im gesundheitlichen
Interesse des Personals Abhilfe geschaffen werden muß.
Beschaffung einer neuen Batterie für den Elektrokarren als Ersatz für die ver¬
brauchte .......................
Beschaffungvon 2 Boilern für die Waschküche als Ersatz für verbrauchte . . .

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Düren: Kapitel 42 Titel 7
Einbau von Sicherungsvorrichtungen im Obergeschoß des Bewahrungshauses . .
Die Sicherungen sind erforderlichzur Verhinderung von Entweichungenund vor
allem zum Schutze des Aufsichtspersonals. Im Erdgeschoß sind die Sicherungen
bereits mit gutem Erfolge ausgeführt.

zu übertragen: 7 000

600
600

8 000

10 000



69

Übertrag:

Bauliche Verbesserungenim Krankenhaus 5 4, wie Einrichtungvon Waschräumen
mit fließendem Wasser ........ ' ' „' ' «>,'<,/,' ,^'
Das Haus bedarf einer gründlichen Überholung. Die Fenster ,m Wachsaal muften
nach unten vergrößert werden, sodaß ein Ausblick in die Anlagen möglich ist. Die
verkrustetenWasserleitungenmüssen erneuert werden. In den Waschraumender
Kranken sollen Einrichtungenmit fließendemWasser eingebaut werden.
Einbau von Waschgelegenheiten mit fließendem Wasser in den Pflegerinnenzim¬
mern des Krankenhauses t^ 2 . . . . . - > > ''.'«» ^ '^ '>'
Es wird hierzu auf die entsprechende Bemerkung bei der gleichen Maßnahme m
der Heil-und Pflegeanstalt Bonn hingewiesen. .
Erneuerung der völlig verkrustetenund verrostetenWasserleitungenm den Kran¬
kenhäusern^ 1, 2, 4 und 5 ............ ,.''<-,/,'<'
Anbau eines offenen Schuppens an die Kartoffelschälküche zum unterstellen der
Wagen für die Speiseabfälle ........<>' ......
Instandsetzung des Asphaltwegesan der Meckerstraße.........
Beschaffungeines Leitergerüstes.......... ^ '«-'m'^'^
Für den Anstrichder Holzteile an den zumeisthohen Gebäuden ist nach Vorschrift
der Berufsgenossenschaftein Gerüst erforderlich. Die Ausgaben für die Gestellung
eines Leitergerüstessind jedesmal' so hoch, daß die Beschaffungeines Elgenle.ter-
gerüstes durchaus lohnend ist.
Errichtung eines Schuppens zur Lagerung von Brennstoffen (Benzin, Treiböl,
Schmieröl, Fett) ..'»-''''''''''.„'.//''
Die bisherige Lagerung dieser Stoffe in einem offenen Schuppen «st sehr feuerge¬
fährlich und daher unstatthaft. Es muß für sichere Lagerung der Brennstoffe
Sorge getragen werden. ^, ^ ^ «„ c ni..^
Abtrennung eines Teiles des offenen Schuppens hinter dem Pferdestall auf Gut
Hommelsheim zur Lagerungvon Briketts für die Futterküche. - ,- - - - -
Der jetzt vorhandene Raum reicht nicht für die Unterbringung emes Waggons
Briketts aus. ^ ^ «.i >> ^ l, ^..c ««..^
Entfernen von Zwischenwändenauf dem Speicher über dem Pferdestall auf Gut
Hommelsheim zwecks Schaffung eines größeren Kornlagers. . . - - - -
Durch Entfernen der alten Zwischenwände fallen e.mge mchtbenutzte Zimmer weg,
sodaß eine wesentliche Vergrößerung des Fruchtspeichcrserreicht wird.
Pflasterung des Hofes vor dem Kuhstall und vor der Scheune auf Gut Hommels-

Dmch die Frontver'legung der neuen Schweineställe, die als Ersatz für die abge¬
brannten errichtetworden sind, wird die Pflasterung eines Teiles des ^nnenhofeS

Einw? vmi Buchten für Iungeber in der Scheune und Erneuerung des Boden¬
belages auf Gut Hommelsheim ...... » - - ' ' ' , ' ' ' ^' '
Die für die Zucht und den Verkauf bestimmten jungen Eber sollen hier getrennt von
den übrigen Schweinen untergebrachtwerden.
Bau von Kartoffel- und Futtersilos auf Gut Hommelsheim . . . . - - -

Es handelt sich hierbei um eine der landwirtschaftlichenLeistungssteigerungdie-

Erneuenlng'u?Instandsetzung der hölzernen Tragkonsoleam großen Vordachdes
Kuhstalles und Instandsetzung der Schiebetore der drei Feldscheunenauf Gut
Hommelsheim . . . . . > < > > - .''„:/')»' »/, ' ^» «,',«
Bekanntlich ist die reichliche Verabfolgung von Gemüse ^ Grundlage furem
gute und billige Beköstigung in den Provmzialanstalten D.e
Aufbewahrung des Gemüses während der Wintermonate ,st d.e
scheunen, wie durch die Erfahrungen in den privaten Gemusebaubetnebenund m
mehrere. Provmzialanstalten bestätigt wird. Die Ausstattung der A sta ten m.t
Kohlscheunensoll daher fortgesetzt und in diesem Jahre eme
Anst l Düren errichtet werden, wonmlau ^uren erru,y«l »i^i^,,, >^ ^.«u^^»....... v- «^..^««s., >»«<<,<>-
Das Kellergeschoß der Scheune soll zu einem Lagerraum für Kartoffeln ausg-
baut werde.? um die vielen Verluste und Unzuträglichenten zu vermeiden, d.e
bisher durch die Lagerung der Kartoffeln ,n den warmen Kellerraumen

ran-
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Übertrag:
Die Nbwässerbeseitigungauf dem zur Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Düren
gehörigen Gute Hommelsheim ist wegen der großen Entfernung des Flutgrabcns
(700 m), der Ebenheit des Geländes und der geringen Aufnahmefähigkeit des
Bodens besondersschwierig.Die Rohrleitung zu dem Flutgraben ist so vollständig
verschlammt,daß behelfsmäßigim vergangenen Jahre ein 8 rn tiefer Versickerungs-
brunnen angelegt werden mußte, der sich inzwischen jedoch wiederum zugesetzt hat,
sodaß es notwendig war, einen zweiten Versickerungsbrunnenzu bauen, dessen
baldige Verschlammungindes wiederum zu erwarten ist. Es besteht somit dauernd
die Gefahr, daß, wie es des Öfteren schon eingetreten ist, bei starken Regengüssen
die Abwässer in die Gebäude zurückstauenund daß sie ungeklärt in den Vorfluter
gelangen. Abhilfe ist auch im Hinblick auf den im vergangenenJahre vorgenom¬
menen Ausbau der Frauenabteilung und die dadurch bedingte Vermehrung der
Belegschaft dringend erforderlich. Es ist daher der Bau eines Klärbeckens für
grobe Reinigung mit anschließender unterirdischerVerrieselungsanlage in Aussicht
genommen, bei welchem auch der Dungwert der Abwässer fast restlos für die
Landwirtschaftausgenutzt wird ................
Früher wurden die Kunstdüngervorrätedes Gutes Hommelsheim in unzulänglicher
Weise in einem ehemaligenSchmiederaum gelagert. Dieser Raum ist durch den
Neubau von Aufenthaltsräumen für die Gefolgschaftsmitglicderund die auf dem
Gute beschäftigten Krankenkolonnenin Wegfall gekommen. Der Bau eines ordent¬
lichen Kunstdüngerschuppensläßt sich daher nicht länger aufschieben .....

v

Reinigung der Hauptwasser-Förderleitung. ............
Die Leitung ist sehr verkrustet, sodaß die Wasserzufuhr sehr behindert ist. Die Er¬
neuerung der Leitung würde sehr große Aufwendungen erfordern. Es soll daher
zunächst eine Reinigung der Leitung auf chemischemWege versucht werden.
Beschaffung folgender vollkommen verschlissener Teile: 3 Gußkniestückefür die
Aschenabsaugeleitung,1 Abschlammventil,1 Hochdruckkessel, 1 Schmiedegebläse,
2 Kohlenwagenfür das Kesselhaus...............
Ersatz von 50 Sicherungen durch Sicherungsautomaten für elektr. Schaltanlagen.
Beschaffungeines Ventilators für den Kulissentrockenapparatin der Waschküche,
dessen Leistungsfähigkeit hierdurch gesteigert werden soll. ........
Beschaffungeiner Dampfkocheinrichtungvon 250 Liter für die Küche Hommelsheim.
Das Gut Hommelsheim ist nunmehr mit etwa 1,1,5 Patienten belegt. Für die
Zubereitung der Beköstigungreicht der vorhandeneKüchenherd nicht mehr aus.
Beschaffung eines Transformators von 75 KVH, ..........
Der alte Transformator ist überlastet und überwärmt sich deswegen. Außerdem
wächst der Stromverbrauch der Anstalt dauernd, sodaß der alte Transformator
nicht mehr ausreicht.
Einbau einer Zentralheizungin der Wohnung des Anstaltsobergärtners ....
Das Haus ist so stark den Witterungseinflüssenausgesetzt, daß die Wände stellen¬
weise durchfeuchtet sind. Der Einbau einer Zentralheizungist daher aus gesundheit¬
lichen Gründen erforderlich.
Anschluß der bisher nicht angeschlossenen Krankenabteilungenan die Zentralradio¬
anlage ......................

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt GaWausen: Kapitel 42 Titel 8
Umbau und Instandsetzung des Männerhauses IV ..........
Im Zuge der schon vor mehreren Jahren begonnenen Modernisierung der Kranken¬
häuser, die neben hygienischen Verbesserungen eine größere Wirtschaftlichkeitin
Bezug auf Vereinfachung der Beaufsichtigung der Kranken bei beschränkterPer¬
sonalzahl erstrebt, soll das bezeichnete Haus gänzlich überholt werden. Hierbei ist
außer kleineren Umbauten im Innern die Erneuerung der Be- und Entwässerungs¬
leitung und der sanitären Anlagen sowie die Erneuerung des Gesamtanstriches,
ferner die Gesamterneuerung der Zentralheizung und der Lichtversorgungerfor¬
derlich.
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Übertrag:
Erneuerung des Decken- und Wandputzesin den Baderäumen des Frauenhauses V
und der Männerhäuser.^, und I ............ .'/.''
Der Putz in diesen Räumen ist infolge der feuchten Dünste morsch und schadhaft ge¬
worden und blättert ab.
Beschaffungvon 5 Doppeltüren an Arzt- und Oberpflegerinnendienstzimmernim
Frauenhaus I, III, ^, L und Männerhaus ^ ........ ^' ö < '
Die in den Abteilungen liegenden Zimmer sind den eindringendenGeräuschen sehr
stark ausgesetzt.
Einbau eines Gartenabortes im Frauenhaus IV .......... -
Die Anlage von Aborten, die unmittelbar vom Garten aus zugängig sind, soll auch
hier wie in allen anderen Anstaltenzur Erleichterungder Beaufsichtigungder Kran¬
ken durchgeführtwerden.
Erneuerung des undichtenund nicht mehr ausbesserungsfähigenHolzzementdaches
auf Frauenhaus V ....................
Erneuerung von 4—5 Massiodecken in mehrerenKrankenhäusern......
Ein erheblicher Teil der beim Bau der Anstalt ausgeführten massiven Decken ist in
einem Zustande, der eine Gefahr für die Bewohner des Hauses darstellt. Die Dec¬
ken sind bis jetzt provisorisch durch Holzstützen gesichert worden. Ihre Erneuerung
ist dringend notwendig.
Befestigung des Weges hinter dem Kesselhausbis zur neuen AutoHalle . . . ,
Der Weg ist völlig ausgefahren und im gegenwärtigen Zustand kaum noch zu
benutzen.
Ersatz der Außentreppe an dem Wirtschaftsgebäudedurch eine Laderampe . . .
Das Abladen des Wirtschaftsbedarfes gestaltet sich auf der vorhandenen Treppe
schwierig und zeitraubend und führt außerdem zu Beschädigungenan Bauteilen.
Ersatz für beschädigte Spülbeckenund Aborttrichter..........
Anstrichdes äußeren Holzwerkesan mehreren Gebäuden . - - - - -
Der Außenanstrichdes Holzwerkes an mehreren Krankenhäusernist sehr schlecht
und muß im Interesse der Erhaltung der Substanz dringend erneuert werden.
Für Ausbesserungder abgefaulten Holzzäune an Krankengärten ......
Ausbau von Dachgeschoßzimmernin Dienstwohnungsgebäuden- - -
Herstellung von Gartenzäunen, Vepflanzungen und Anlagen an Gartenwegen .
Die Arbeiten sind zur Wiederherstellungdes Anstaltsbildcs an der Düsseldorfer
Landstraße erforderlich.

Instandsetzungsarbeiten an der elektr. und He.zungsanlage m Dle>istwoh,mngen.
Die elektr. Leitungenin den Dienstwohnhäusernliegen zum Te.l
widrig auf Rollen und müssen in Rohre unter Putz gelegt werden. Ebenso bedarf
ein Teil der Zentralheizungsanlagcneiner gründlichenInstandsetzung.
Neuverleqen der elektr. Leitungen im Leichenhaus..........
Die elektr. Leitungen müssen hier ebenfalls unter Putz gelegt werden.
Erweiterung der Fernsprechanlage........ '..!.-,' <-'<.,-'cc/l.!.'.
Erforderlich sind Hausanschlüssefür 12 Geschäftsraume «nd Postanschlussefm
2 DienstwohnmMn und 2 Geschäftsräume. Zugleich müssen d.e Batterien über¬
holt werden. ^„.
Beschaffungeines neuen Dampfkochkessels als Ersatz für einen verschlissenen . .

Beschaffung einer neuen Spcisewasserpumpeals Ersatz für e.ne unbrauchbar ge-
wordene ........... ' ' ' c> «^

Beschaffungfolgender Teile als Ersatz für verschlissene:2 Wasserständerfür die
Hochdruckkessel, 1 Kesselabschlammventil, 1 Kondenstopf,50 Uberstromautomaten,

Befthafftmg^ und'eines Wasserabscheidersfür die Dampfleitungen
als Ersatz für unbrauchbar gewordene............
Erneuerung der Kühlanlage . . . - - - - ' .^,/s ' «,, ^/^i-
Die vorhandene Kühlanlage ist über 30 Jahre alt und verschlissen,^n der Lei.
stungsfähigkeitund Wirtschaftlichkeit ist sie durchaus ungenügend.
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Übertrag:
Überholung der Trinkwasscrpumpen ..............
Die beiden vorhandenen Pumpen sind so abgenutzt,daß ihre Leistungsfähigkeitauf
die Hälfte zurückgegangenist. Zur Herstellung der Betriebssicherheitist die Über¬
holung daher dringend notwendig.

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg: Kapitel 42 Titel 9
Erneuerung des Innen- und Außenanstrichesin verschiedenen Gebäuden ....
Der in den letzten Jahren mangels bereitstehenderMittel unterbliebene Gcsamt-
anstrich an verschiedenen Gebäuden muß nunmehr nachgeholt werden.
Erneuerung der Dachrinnen und Dachgesimse auf dem Männerhaus ^, L, (^ und
Frauenhaus H, und L, Gemeinschaft'ssaal,Pferdestall und Scheune, Wohnhäuser
Benderstraße und Wohnhaus des Obergärtners ...........
Erneuerung des stark verschlissenen und beschädigten Linoleumbelagcsin mehreren
Männerabteilungen ...................
Erneuerung der sehr schadhafteil und undichtenFenster im Doppelarzthauo . . .
Erneuerung veralteter und beschädigter Klosettanlagen und Einbau von Waschge¬
legenheitenmit fließendemWasser in den Kranken- und Personalräumen . . .
Die Waschräume der Krankenabteilungen sollen nach und nach mit fließendem
Wasser versehen werden.
TeilweiseNeueindeckung des Daches über dem Verwaltungsgebäude .....
Das Dach des Verwaltungsgebäudes ist 60 Jahre alt und bedarf der Gesamt¬
erneuerung. Der eingesetzte Betrag reicht nur zur Neueindeckung eines Teiles aus
und dient nur zur Materialbeschaffung, während die Arbeit durch Anstaltskräfte
geleistetwird.
Änderung der Straßenführung an der Einfahrt zur Anstalt rechts der Landstraße
Die Änderung soll dazu dienen, die viel benutzte Einfahrt übersichtlicher zu gestal¬
ten und die Gefahr zu mindern.
Bau von Vetonbehältern für eingesäuerteFutterkartoffeln ........
Es handelt sich um die gleiche Maßnahme, wie bei den anderen Heil- und Pflege¬
anstalten.
Anstrich der äußeren Fassadenflächender vier sogen. Koloniehäuser.....
Erneuerung des Verputzes an der Leichenkapelle und an Dienstwohnhäusern an
der Benderstraße .......... ....'......
Der abgeblätterte und morsche Putz gibt den Häusern das Ansehender Verwahr¬
losung und läßt die Feuchtigkeit von außen eintreten.
Umbau eines vorhandenenSchuppens in der Gärtnerei zu einer Kohlscheunc. . .
In der Anstalt Grafenbcrg bietet sich Gelegenheit,anstelleder Errichtung des Neu¬
baues einer Kohlscheunc, wie sie in einem Teil der anderen Anstalten durchgeführt
ist, einen vorhandenenSchuppen zu einer Kohlscheune umzubauen. Die Maßnahme
dient zur Sicherung und Verbilligung der Beköstigungder Anstaltsinsassen.

Einbau einer Warmwasserheizungsanlagein 2 Dienstwohnungen......
Es handelt sich um besonders den Witterungscinflüssen ausgesetzteältere Wohn¬
häuser.
Beschaffungvon 4 Kohlenkippwagenfür das Kesselhausals Ersatz für verschlissene
Wagen .......................
Beschaffung einer neuen Waschmaschine als Ersatz für eine verschlissene und un¬
brauchbar gewordene ...................
Maßnahmen zur Erhöhung der Eigenwasscrversorgung.........
Die vorhandene Anlage kann den steigendenWasserverbrauchnicht mehr decken.
Es müssen jährlich 38 000 cbm aus dem städtischen Wasserleitungsnetzentnom¬
men werden, die einen Kostenaufwand von rd. 5 000 H.H erfordern. Das Gebot
der Wirtschaftlichkeitzwingt daher zu versuchen, die Eigenwasserförderungdurch
Anlage von Sickergalerien oder eines Brunnens zu steigern.
Beschaffung einer Metallsäge ................
Die Beschaffung ist wirtschaftlich,da viele Schmiedearbeiten, für die jetzt Sauer¬
stoff gebrauchtwird, mit der Säge ausgeführt werden können.
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Übertrag:
Beschaffungeiner zweitenDampfmangel für die Waschküche .......
Bei dem sehr großen Wäscheanfallinfolge der vielen Neuaufnahmen reicht die vor¬
handene Mangel nicht mehr aus.

Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Iohannistal einschl. Waldniel: Kapitel 42
Titel 10
2) Iohannistal:
Erneuerung des Anstriches an dem äußeren Holzwerk mehrerer Krankenhäuser. .
Die Erneuerung des Anstriches ist zur Erhaltung des Holzwerkesdring, erforderlich.
Erneuerung von etwa 500 Meter beschädigten und verschlissenen Dachrinnen an
Krankenhäusern, Wirtschaftsgebäudenund Dienstwohnhäusern ......
Erneuerung der sanitären Einrichtungenim Männerhaus (Ü und im Maschinenhaus.
Herstellung eines Gartenzaunes am Männerhaus tl und Erneuerung der Gartcn-
zäune an den Mannerhäusern I- und IV .............
Das Männerhaus t2 wird als geschlossenes Haus eingerichtetund bedarf daher
eines umzäunten Gartens. An den beiden anderen Krankenhäusernsind die Garten¬
zäune vollständigverrostetund durchlöchert.
Erneuerung des Pflasters an der Kochküche und Instandsetzung von Wegen inner¬
halb der Anstalt ....................
Die Straßen und Wege bedürfenumfangreicherInstandsetzungen,da sie sehr stark
ausgewaschen und teilweise für Wagen nicht mehr benutzbar sind.
Erneuerung des Daches über dem Pumpenraum des Kesselhauses ......
Das Holzwerk ist so morsch, daß Einsturzgefahr besteht.
Erneuerung von undichten Spülsteinen in den Männerhäusern III und 1 und
Frauenhaus H, . ....................
Neueindeckungder undichten und nicht mehr instandsetzungsfähigenDächer auf
Männerhaus III und Frauenhaus III ..............
Erneuerung der morschen Holzsparren der Veranda-Glasdächer an den Männer-
Häusern H, und III und an den Fraucnhäusern ^ und (^ und Neueindeckung der
undichten Ziegel-Verandadächerin den Männerhäuscrn II und Q ......
Einbau eines Klosetts in der Mclkermeistcrwohnungauf dem Gutshof ....
Die Wohnung hat bis jetzt keinen eigenenAbort. Es muß daher der Außenabort
am Pferdestall benutzt werden.
Beschaffungvon 400 Meter Gleis für die Speise- und Kohlcntransportbahn . .
Ein Teil der Gleise ist stark verrostet und verbogen und daher erneuerungsbedürftig.
Anbringen von Waschbecken in den Pflegerzimmern in den Männcrbäusern <^ u. L
Bauliche Änderungen im Schweinestall zur besseren Bc- und Entlüftung . . .
Die Maßnahme ist vom landwirtschaftlichen Standpunkte aus dringenderforderlich.
Herstellung der Außenanlagenfür Ve- und Entwässerungund elektr. Anschluß am
Zweifamilienhaus auf dem Gutshofe ............. >
Teilweise Erneuerung von Heizungskanalleitungcn einschließlich Isolierung von
600 lfdm. Leitung ........... ........'
Die Heizungsleitungen in den Kanälen sind zum Teil undicht und durch Rost
stark angefressen.
Beschaffungvon 600 Heizkörperventilenals Ersatz für unbrauchbargewordene. .
Beschaffung einer Kesselspeisepumpe für das Hochdruckkesselhaus als Ersatz für
die verschlissene .....................
Beschaffungeiner fahrbaren Pässiermaschine für die Kochküche .......
Infolge der hohen Belegung der Anstalt ist eine Pässiermaschinezur Entlastung
des Personals erforderlich.
Beschaffungneuer Einsätze für die Kartoffeldämpferals Ersatz für die verschlissenen
Herstellung einer Außenbeleuchtungan der Lindenstraße ........
Die Lindenstraße, eine von Beamten und Angestelltenbewohnte Anstaltsstraße,
hat bis jetzt noch keine Beleuchtung.
Beschaffungvon 10 neuen Kohlenkippwagenund Instandsetzung von 6—8 alten
Wagen .............. ' ' ' ' ' '«'^ '
Ein Teil der Kohlcntransportwagen ist nicht mehr gebrauchsfähig. Es entstehen
Kohlenverlusteauf dem Transport infolge der Undichtigkeit der Mulden.
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Übertrag:
Der Zufahrtsweg von der Stadt Süchteln zur Heil- und Pflegeanstalt Iohannistal
und zur OrthopädischenLandeskinderanstaltSüchteln, der sogenannteFackelsteiner
Weg, bedarf dringend der Erneuerung seiner gesamten Decke. Obgleichder Weg
auf städtischem Gebiete liegt, fällt der Provinzialverwaltung als der fast alleinigen
Nutznießerindes Weges der Hauptkostenanteil für die Instandsetzung des Weges
nach der Verordnung betreffend Beteiligung der Anlieger an Straßenbaukostcn
zur Last. Die Verwaltung kann sich aber auch aus Billigkeitsgründen dieser Ver¬
pflichtung nicht entziehen. Die Stadt Süchteln hat sich zu Übernahme eines
Kostenanteilesvon 1500 H^i bereiterklärt. In Verbindung mit der neuen Straßen¬
decke soll der Weg eine ordnungsmäßige Wasserabführung und einen Bütgersteig
erhalten, der bei dem immer lebhafter werdendenKraftwagenverkehrzu den beiden
Anstalten zum Schutze der Fußgänger, darunter Geisteskranke und Kinder der
Anstaltsangehörigen, die den Weg als Schulweg benutzen, für unbedingt not¬
wendig gehaltenwird. Die Gesamtkostenbetragen 16 500 H.«, wovon die Provin¬
zialverwaltung 15 000 A^»l zu tragen hat ............ .

b) Waldniel:
Vollständige Instandsetzung und teilweiser Umbau des Männerhauses III ein¬
schließlich Verlegen der Brauseanlagen vom Kellergeschoß in das 1. und 2. Stock¬
werk und Herrichtung eines Kellerraumes als Matratzcntrockenraum ....
Die Dachsparren an dem Hause sind zum Teil morsch und vom Holzwurm zer¬
fressen und müssen ausgewechseltwerden. Die Abortanlage, die größtenteils aus
Kinderklosetts besteht, ist vollständig unzulänglichund muß größere Klosettkörper
erhalten. Die Wasserleitungsrohre sind ebenfalls im überholungsbedürftigcnZu¬
stande. Die Fenster- und Oberlichtbeschläge bieten in ihrem jetzigen Zustande keine
Sicherheit und müssen zweckentsprechend ersetzt werden. Auch ist die Anbringung
von Drahtschutzfcnsternzur gefahrlosen Be- und Entlüftung der stark belegten
Räume unerläßlich. Die Brauseeinrichtung im Keller liegt sehr unzweckmäßig und
ist nicht ausreichend. Die Brauseanlagen müssen daher in die Abteilungen verlegt
werden. Bisher wurden die Matratzen behelfsweisein den HcizungSkanälen ge¬
trocknet. Die Herrichtung eines ordnungsmäßigen Trockenraumes im Keller ist
ein dringendes Erfordernis. In Zusammenhang mit den Umbauarbeiten muß der
gesamte Anstrichdes Hauses, der sehr schlecht ist, erneuert werden, ebenso die ge¬
samte elektrischeLichtanlage.
Beschaffung von neuen Spülbecken in drei Krankenhäusern .......
Die Spülvorrichtungen sind durchgerostet und die Holzteilemorsch.
Umgestaltung und Vepflanzung des Gartens an Haus I und des Frauengartens.
Die Gärten sind verwahrlost und müssen neu bepflanzt werden. Ebenso müssen die
Wege ausgebessertwerden.
Ausbesserungder Anstaltswege ................
Das Ausbessernder Anstaltswege, die auch infolge der Neuverlegung der Kanäle
stark beschädigt und bei den Umbauarbeitenstark benutzt worden sind, ist unbedingt
erforderlich.
Anbau eines Abortes an die Kegelbahn, Instandsetzung der Bahn sowie Einbau
«iner Heizungsanlage ...................
Die Laufbohle der Anstaltskegelbahnist infolge der jahrelangen Benutzung stark
verschlissen.Bei der Kegelbahn fehlt ein Klosett und eine Waschanlage. Um die
Benutzung auch im Winter zu ermöglichen, soll eine Kleinheizungsanlage einge¬
baut werden.
Bau einer Kartoffeleinsäuerungsanlage beim Gutshof .........

Einbau einer neuen Vermittlungseinrichtung für Postgesprächeund Einbau einer
muen Hausautomatenanlage sowie Erneuerung der Uhrenanlage ......
Die jetzige Anlage ist alt und verschlissen und nicht mehr ausbaufähig. Es sind an
weiteren Apparaten erforderlich: 4 Stück in der Siedlung, 2 im Arzt- und In¬
spektorhaus, je 1 in der Gärtnerei und Hofmeisterwohnung.
Beschaffungeines Brühkessels für die Metzgereials Ersatz für den verschlissenen
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Rheinische Landesklinik für Iugendpsychiatriein Bonn: Kapitel 42 Titel 11
Errichtung einer Liegehalle auf dem Spielplatz für Mädchen .......
Wie auf dem Knabenspielplatz,so soll auch auf dem Mädchenspielplatz eine Liege¬
halle erstellt werden, die von ärztlicher Seite für dringendnotwendiggehaltenwird.
Erstellung eines Regensarges für die Waschkücheeinschl. Pumpe und Anschluß . .
Der Verbrauch an Waschmitteln wird durch die Verwendung des Regenwassers
erheblich verringert.
Einbau einer Trennwand in dem Schlafraum der kleinen Knabcnabteilung und
Umänderung der Trennwände in der Mädchen- und Knabenabteilung ....
Der für die Aufnahme bestimmteKnabenschlafraumsoll zur Erzielung einer besse¬
ren Isolierung der mit den verschiedensten Krankheiten behafteten Neulinge ge¬
trennt werden. Die Trennwände in der Mädchen-und Knabenabteilung sollen zur
besseren Überwachungim oberen Teile Glasfüllungen erhalten.

Umbau und Ergänzung des Kulissentrockenapparatcszur Hebung der Leistungs¬
fähigkeit,da der Apparat für den steigenden Wäscheanfallnicht mehr ausreicht. .
Verstärkung der Gaszuleitungen zur Klinik ............
Die Klinik ist an die Leitung des Hirnverletzteninstitutesangeschlossen. Bei grö¬
ßerer Gasentnahme in diesem Institut läßt die Gaszufuhr zur Landesklinikder¬
artig nach, daß die Mangel in der Waschküche nicht mehr betriebenwerden kann.
Beschaffungeines elektrischen Kühlschrankes. ...........
Die für die Kleinkinderabteilung notwendige Frischhaltung der Milch ist im
Sommer ohne Kühlschrank nicht durchführbar.

Provinzial-GchörlosenheimEuskirchen: Kapitel 43 Titel 5
Überholung der Kegelbahn . ................

Die Laufbohleder Kegelbahn und der anschließende Fußboden sind gänzlich ver¬
schlissen und müssen erneuert werden.
Provinzial-GchörlosenschuleEssen: Kapitel 43 Titel 14
Abänderung der Einfriedigung an der Straße und teilweise Neubepflanzung des
Vorgartens .....................
Die Arbeiten sind durch die Entfernung der Eisengitter an der Straße notwendig
geworden.
Erneuerung des kleinen Heizkesselsim Hauptbad, der 30 Jahre alt und ver¬
schlissen ist ......................
Provinzial-GchörlosenschuleEuskirchen:Kapitel 43 Titel 15
Erneuerung des Anstrichesin den beiden Wohnungen (Gärter und Schuhmacher)
Neuanlage mehrerer Frühbeetkästen ..............
Die vorhandenenFrühbeetkästender Anstaltsgärtnerei reichen nicht mehr aus.

Beschaffungeines Küchenmotorsund einer Brotschneidemaschine ......
Die vorhandeneBrotmaschineist unvorschriftsmäßigund verschlissen. Der Motor
gestattet auch den Antrieb von weiteren Küchenmaschinen.
Herstellung einer Fernsprechverbindungzwischen Gehörlosenschuleund Gehör-
losenhcim . < ....................
Die telefonische Verständigung ist betrieblich erforderlich.

Provinzial-GchörlosenschuleKempen: Kapitel 43 Titel 1K
Abbruch der Vorgartengitter und teilweise Umgestaltungdes Vorgartens ....
Die Arbeit ist auch hier im Zuge der Beseitigung der Vorgartengitter erforderlich.
Einbau einer Warmwasserbereitungin der Dienstwohnung des Direktors . . .
Die Dienstwohnunghat eine eigene Heizungsanlage.— Die fehlende Warmwasser¬
bereitung soll jetzt eingebaut werden.
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Provinzial-GelMosenschule Köln: Kapitel 43 Titel 17
Erneuerung der Oberflächenteerung auf dem Schulhofe ....... .

Der Schulhof kann bei regnerischem Wetter kaum noch benutzt werden. Nach der
Benutzung werden stets größere Schmutzmengenin die Flure und Klassenräume
getragen.

Provinzial-GehörlosenschuleNeuwied: Kapitel 43 Titel 18
Instandsetzung des Schulhofes wie vor ..............

Provinzial-GelMosenschule Trier: Kapitel 43 Titel 19
Einbau eines weiteren Fensters in einem Klassenraum .........
Der Klassenraum ist bisher schlechtbelichtet.
Herstellung eines Küchenbalkonsan der Direktorwohnung ........

Provinzial-Blinoenschulemit Heim Düren: Kapitel 43 Titel 21
Entfernung der Eisengitter an der Alt-Iülicher-Straße und Ersatz durch Holzzäune
Abbruch der 75 Meter langen Einfriedigungsmauer an der Alt-Iülicher-Straße
bis auf 1, Meter Höhe und Anbringung eines Holzzauncs auf dem verbleibenden
Sockel ......................
Die Mauer ist an sich instandsetzungsbcdürftig,sie wirkt unansehnlichund gibt der
ganzen Anlage ein klösterlichesGepräge. Das Straßen- und Anstaltsbild wird
daher sehr verbessert und die schönen Parkanlagen kommenzur Geltung, wenn die
Mauer niedergelegtund mit einem Holzzaun in Verlängerung des in der vorbe¬
zeichneten Position bezeichneten Holzzaunes verschen wird.
Erinnerung der Kalt- und Warmwasserleitungen in der Vorschule, im Mädchen¬
haus, im Lazarett und im Kochküchengebäude ...........
Sämtliche Leitungenin diesen Häusern sind durchgerostetund stark verkrustet.

Überholen einer stark verschlissenen Waschmaschine..........
Beschaffungeiner neuen Zentrifuge für die Waschküche .........
Die alte Zentrifuge, eines der ältesten Modelle, ist so stark verbraucht, daß eine
Instandsetzung nicht mehr möglich ist.

Provinzial-BlindenschuleNeuwied: Kapitel 43 Titel 22
Einbau einer Zwischenwandund Anbringung neuer Waschbecken im Knabenwasch-
raum ......................

Es ist eine Aufteilung des jetzigen Waschraumes in 2 Räume erwünscht. In dem
einen sollen die Schwestern morgens die kleinen Knaben waschen. In dem anderen
sollen sich gleichzeitig die bis zu 20 Jahre alten Zöglinge waschen.
Beschaffung eines Küchenaufsteckmotorsmit verschied, kleineren Küchenmaschinen
Die Ausstattung der Küche mit Maschinenist sehr mangelhaft. Soweit solche vor¬
handen, sind sie verbrauchtund erneuerungsbedürftig.
Ersatz des verschlissenen Kessels für Warmwasserbereitung ........

OrthopädischeLandeskinderklinikSüchteln: Kapitel 44 Titel 4
Befestigen und Ausbesserndes Weges zu den Wohnungen der Beamten und An¬
gestellten ......................
Infolge der Ausspülung durch abfließendesRegenwasscr sind die Unebenheitenin
den Wegen derart, daß sie selbst eine Gefahr für Gehgesundebringen.
Neuverlegender Fußböden auf den Nordveranden der Kinderhäuser I und II . .
Der Zementestrichder Fußböden ist so stark abgenutzt und beschädigt,daß das
Wasser in die Decke eindringt und sie sowohl wie die anschließenden Bauteile durch¬
feuchtet. Zur Vermeidung schwerer Schäden muß daher der ganze Fußboden
neu verlegt und gedichtet werden.
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Übertrag:
Schaffung von Bade- und Waschgelegenheiten für weibliche Angestellteim Dach¬
geschoß der KinderhäuserI und II und Ausbau eines Wohnraumes in K 4 . . .
In jedem der Häuser I und II soll ein Raum als Baderaum mit Waschgelegen¬
heiten für je 28 Hausangestellte hergerichtetwerden, damit die Benutzung des
Krankenbaderaumes auf den Stationen fortfällt. Der Wohnraum, der hierdurch
verlorengeht,soll durch Ausbau des Dachgeschosses inK 4 wiedergewonnen werden.
Schaffung von Badeeinrichtungen für kleine Kinder in den 3 LiegehallenK 1,,
2 und 3 ......................
Die bezeichneten Liegehallendienen dem Tag- und Nachtaufenthalt der Kinder.
Zum Baden der Kinder stehen jetzt nur größere Spülbeckenin den Liegehallen zur
Verfügung. Diese sollen durch Kinderbadewannenersetzt werden, die ein schnelleres
Baden ermöglichen. Mit Rücksicht darauf, daß Körperpflegeund Sauberkeit bei
den Kindern einen wesentlichenHeilfaktor darstellen und daher die Bäder sehr
häufig in Anspruch genommen werden, wird diese Verbesserung ärztlicherseits
dringend gewünscht. Sie bringt auch eine merkliche Entlastung des Personals.

Auswechselungdes unzureichendenund gänzlich verschlissenen Heizkessels in der
Gärtnerei und Einbau von Heizkörpernin dem neu eingebautenAufenthaltsraum
für Personal .....................
Erneuerung von 2 Niederdruckdampfkesseln im Hauptheizkellerinfolge Verschleiß
der vorhandenen ....................
Ersatz der verschlissenen elektrischen Brotschneidemaschine ........

LandesfrauenklinikW.°Elberfeld: Kapitel 47 Titel 1
Herstellung einer einwandfreienseitlichen Vorfahrt durch Zurückversetzen der Ein¬
friedigung. — Herstellung einer Abschlußmauer in Verbindungmit dem Bau einer
Zwei-Boxen-Garageeinschl. Herrichtendes Vorgartens und der Gartenanlagen . .
Die seitliche Vorfahrt soll so umgestaltet werden, daß die ankommendenKranken
unmittelbar zum Aufzug gebracht werden können.
Umgestaltungdes Vorgartens vor dem Hauptgebäude .........
Die Maßnahme ist bedingt durch die Entfernung der Eisenabschlußgitter.
Herstellung einer Vorgartenmaucr als Ersatz für die sehr beschädigte Maschendraht-
cinfriedigung sowie Umgestaltung des Vorgartens vor dem sogenannten Erweite¬
rungsbau und dem Direktorwohnhaus ............. .
Herstellung einer verschließbarenMüllgrube einschließlichPflasterarbciten an
den Zufahrtswegen ...................
Die Müll- und Küchenabfälle,soweit sie nicht zur Verfütterung geeignet sind, wur¬
den bisher in den Ascheraum gekippt, der sich unmittelbar hinter dem Kesselhause
befindet. Infolge der dort herrschenden Wärme ist dieser Ascheraum ein Brutplatz
für Fliegen und Gefahrherd für Ansteckungen geworden. Es ist daher nötig, eine
dauerhafte, abdeckbare Müllgrube herzurichten.
Auswechselnder verkrustetenWasserleitungen am Operationssaale .....
Die Warmwasscrleitungzum und im Operationssaal ist so stark verkrustet,daß das
Wasser nur spärlich zuläuft. Die Erneuerung läßt sich mit Rücksicht auf die Wich¬
tigkeit der Anlage für ärztliche Zwecke nicht vermeiden.

Überholung der Fernsprechanlage ...............
Die Anlage ist in den 30 Jahren ihres Bestehens nicht überholt worden. Es treten
dauernd Störungen auf, deren Ursachen beseitigt werden müssen.
Beschaffungvon Wurfbeschickern für 2 Dampfkessel..........
Von den 7 vorhandenen Kesseln sind bereits 5 mit Wurfbeschickern ausgerüstet
worden, die sich gut bewährt haben und die Verfeuerung der billigeren Kohle
anstatt Brechkoks zulassen.
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Provinzial-ErziehungsheimRheinoahlen: Kapitel 49 Titel 10
Teilweise Erneuerung der Außenputzflächenam früheren Heilstättengebäude . .
Das frühere Haus für lungenkrankeZöglinge ist im vergangenenJahre zu einer
neuen Zöglingsabtcilung umgebaut worden. Durch die Umbauarbeiten sind auch
Außenteile des Gebäudes in Mitleidenschaftgezogen worden. Infolgedessen muß
ein Teil des an sich schon verwitterten und erneuerungsbedürftigen Außenputzes
neu hergestellt werden.
Erneuerung des Fußbodens in der Autohallc ............
Es handelt sich um einen früheren Geräteraum, dessen Zementbodenkein Gefalle
hat und sehr stark beschädigt ist, sodaß beim Waschen des Wagens das Wasser
im Raum stehen bleibt. Die Erneuerung des Fußbodens mit Einbau eines Wasser¬
ablaufkastens ist daher erforderlich.
Neu- und Umpflasterung des Zufahrtsweges hinter dem Werkstättengebäudc. .
Der viel benutzte Zufahrtsweg ist in einem sehr schlechtenZustande und bei Negen-
wetter für Fuhrwerk und Kraftwagen nicht mehr befahrbar.
Teilweise Erneuerung und Umlegung der Bürgersteigplatten .......
Die Bürgersteige im Anstaltsgelände sind in so schlechtem Zustande, daß das
Begehen in der Dunkelheitmit Gefahr verbundenist.
Beplattung der Treppenhauswände im Zöglingshaus L und im Aufnahmeheim.
Der Wandputz der stark begangenen Treppenhäuser ist so sehr Beschädigungen
ausgesetzt, daß er alle 2 Jahre instandgesetztund im Anstrich erneuert werden
mußte. Die Beplattung ist daher lohnendund gibt den Treppenhäusern ein besseres
Ansehen.
Erneuerung der sanitären Anlagen im Werkstättengcbäudeund im Zöglingshaus k!.
Die jetzigen Anlagen sind unhygienisch und kaum noch benutzbar.
Herrichtung der beiden Kasinoräume im Schulgebäude .........
Bisher stand dem ledigen Anstaltspersonal kein Aufenthaltsraum für die Freizeit
zur Verfügung. Die Schaffung eines solchen Raumes ist eine dringende Not¬
wendigkeit.
Auswechselungvon verkrusteten Wasserleitungen in mehreren Gebäuden . . .
Die alten Wasserleitungensind so verkrustet,daß sie kaum noch Wasser durchlassen.
Erneuerung des Holzfußbodensin der Schusterei ......... . .
Der Holzfußbodenist so abgenutzt und beschädigt, daß er nicht mehr instandgesetzt
werden kann.

Vergrößerung des Kuhstallcs um den jetzigen Iungvichstall . ......
Der Milchoiehbestandist jetzt in 2 getrennten Ställen untergebracht. Durch Aus-
brcchen der Zwischenwand und Ausbau des bisherigenIungviehstalles als Kuhstall
wird die Möglichkeit gegeben, den ganzen Milchviehbestandmeinem Stall unter¬
zubringen und zu vergrößern. Hierdurch wird mich die Beaufsichtigung über die
Zöglinge durch den Melkermeistersehr erleichtert.

Erneuerung des Dampfheizkesselsim Werkstättengebäude. .......
Der Kessel ist so stark verschlissen, daß er im Winter 1937/38 nur noch notdürftig,
instandgesetzt werden konnte.
Erneuerung der Kühlanlage in der Kochküche ............
Die vorhandene Anlage ist zu klein. Die Kühlmaschinensind in ihrer 15 jährigen
Betriebszeit von täglich 10 Stunden so abgenutzt, daß ihre Beibehaltung und
Instandsetzung nicht mehr lohnend ist.
Bau eines Heizkanals zwischen Kochküche und Turnhalle . .......
Anstelleder Beschaffungeines neuen Heizkessels für die Turnhalle als Ersatz für
den verschlissenen erscheint es wirtschaftlicherund betriebserleichternder,die Turn¬
halle an die zentrale Beheizung von der Kochküche aus anzuschließen.
Isolierung von Dampfleitungen und Warmwasserboilern ........
Zur Vermeidung von Wärmeverlusten müssen die in den letzten Jahren durch
Anstaltspersonal verlegtenLeitungenund Boiler isoliert werden.

1 000

0

250

4 350

500

1 200

900

1 100

500

700

4 500

15 000

2 500

3 000

l 000

1 500

8 000



79

Provinzial-ErzichungsheimSolingen: Kapitel 49 Titel 11
Vergrößerung der Schlosserei durch Anbau eines Waschraumcs und eines Eisen¬
lagers .......................
Für die in der Schlosserei beschäftigten Zöglinge fehlt bis jetzt ein Waschraum.
Ferner ist das jetzige Eisenlager unzureichend.Die Schlossereiist uoll beschäftigt,
sodaß sich die Verbesserungenlohnen.
Auswechselungvon verkrustetenKalt- und Warmwasserrohren in mehreren Ge¬
bäuden ......................
Die Auswechselungwird aus denselben Gründen wie in dem Erziehungsheim
Nheindahlen notwendig.
Anlage eines Kinderspielplatzeshinter dem Zöglingshaus IV .......
Zur Förderung der körperlichenEntwicklung der Kinder des Anstaltspersonals
ist die Anlage eines Spielplatzes ein dringendes Bedürfnis, da das Spielen auf
den Anstaltsplätzen und -wegen bei dem starken Fahrverkehr gefährlichund auch
aus sonstigen Gründen unerwünschtist.
Erneuerung der Holzbalkendecke im Stallgebäude des Halfeshofes .....
Das Holzwerkder alten Decke ist morsch und muß erneuert werden.
Erneuerung von Frühbeetkästenund -fenstern als Ersatz für verschlissene . . .
Instandsetzung und teilweiseErneuerung zusammengebrochenerZäune ....
Den Ausbau der Sportanlagen in den Provinzial-Erziehungsheimensieht die
Provinzialoerwaltung als eine ihrer dringlichstenAufgaben an. Es handelt sich
hierbei nicht nur um die körperlicheErtüchtigung der Gefolgschaft, sondern in
erster Linie um die Jugendlichen, bei welchendie sportlicheBetätigung als ein
Erziehungsmittel und ein Mittel zur Festigung der Gesundheit und zur Hebung
der Wehrfreudigkeit anzusprechenist. Im Zuge der Vervollkommnung und Er¬
gänzung der vorhandenenSportplatzanlage soll in diesem Jahre ein Klcinkaliber-
schießstand im Erziehungsheim Solingen erstellt werden ........
Zur Unterstellung der beiden Anstaltskraftwagen diente bisher ein notdürftig ein¬
gerichteter Schuppen, der den baupolizeilichen Bestimmungennicht mehr entspricht
und daher durch einen Neubau ersetzt werden muß. Es empfiehlt sich, m Über¬
einstimmung mit der neuen Verordnung über die Bereitstellung von Kraftwagen-
Hallen den Neubau so geräumig zu gestalten,daß auch eine Anzahl von Privatwagen
der Beamten und sogenanntenbeamteneigenenWagen untergebrachtwerden kann.
Die Halle soll daher auf 6 Wagen, jedoch erweiterungsfähig, eingerichtet werden.

Beschaffungeines Gasherdes für die Anrichte im Festsaal. -------
Bei der häufigen Benutzung des Festsaales macht es sich unangenehm bemerkbar,
daß die Speisen und Getränke, die von der Küche zum Festsaal getragen werden
müssen, dort nicht mehr erwärmt werden können. Ein Gasherd im Annchteraum
des Festsaales ist daher dringenderwünscht.
Neuwicklungvon 7 Ankern an Elektromotoren...........

Provinzial-Erzichungsheim Euskirchen: Kapitel 49 Titel 12
Erstellung eines Kartoffeleinsäuresilosund 2 weiterer Futtersilos .....
Die Maßnahme ist im Interesse der Viehhaltung dringend erforderlich.
Errichtung eines Schießstandes ........... . ' '^.„'^ ' '
Im Anschluß an die bereits erfolgte Anlage eines Sportplatzes soll zur Forderung
der körperlichen Ertüchtigungund Wehrhaftmachungder Zöglinge und des Anstalts-
personäls ein Schießstand errichtet werden, zu dem die Vorarbeiten bereits anstalts-
seitig ausgeführt sind.
Einrichtung einer Autogarage im bisherigen Pferdenotstall . . . - - - -
Das Anstaltsauto ist bis jetzt behelfsmäßig im Geräteschuppenuntergebracht.H)er
Pferdenotstall, der demnächst verfügbar wird, soll daher zu einer ordnungsmäßigen
Garage umgebaut werden.
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Übertrag:
Umpflasterungder Kuhstände im Gutshof .............
Die Kuhstände im Gutshof sind so gesunken, daß sie keinen Ablauf mehr zur
Iaucherinne haben. Sie müssen deswegen umgepflastert werden.
Erstellung eines Umkleideraumesam Sportplatz ...........
Am Sportplatz fehlt bis jetzt ein Umkleideraum, was besonders von denjenigen
Sportteilnehmern, die nicht in der Anstalt wohnen, unangenehm empfunden wird.
Es soll deswegen ein beim Sportplatz gelegener offener Schuppen zu Umkleide¬
räumen mit Brause- und sanitären Anlagen hergerichtet werden.
Pflasterung des Weges an der Wohnung des Gutsverwalters .......
Der stark ausgefahrene Weg bedarf dringend der Befestigung.
Bau eines neuen Wagenschuppens...............
Die Karren und Geräte für den ausgedehnten landwirtschaftlichenBetrieb müssen
bis jetzt zum großen Teil im Freien stehen. Zur Schonung des wertvollen Parkes
ist die Schaffung eines Wagenschuppensunerläßlich.

Beschaffung eines Heizkessels ................
Die Kesselerneuerungist bis auf 2 Kessel bereits durchgeführtworden. Von den
beiden restlichen Kesseln soll einer durch einen neuen und größeren ersetzt werden.
Erneuerung des elektrischen Erdkabels zwischenTurnhalle und Haus V . . . .
Überholung der Fernsprechanlage ...............
Die annähernd 20 Jahre, mit Kriegszeitmaterial hergestellte Tclefonanlage bedarf
dringend der Überholung, insbesondere müssen die Kontakteund Batterien erneuert
werden.
Beschaffungeiner Umwälzpumpe für das warme Gebrauchswasser.....
Aus Gründen der Betriebssicherheitist es erforderlich,zu der vorhandenen, bereits
stark abgenutztenPumpe noch eine zweite zu beschaffen,da sonst beim Versagen
der Pumpe die Warmwasserversorgungzum Erliegen kommt.
Beschaffungeines Kondensathebers...............
Anstelleder vorhandenenKondensatpumpesoll zur Steigerung der Betriebssicher¬
heit ein durch Dampfdruckbetätigter Kondensathebereingebautwerden.
Verbesserungder Isolierung in den Heizkanälen ...........
Die jetzige, noch aus den ersten NachkriegsjahrenstammendeIsolierung ist stellen¬
weise stark beschädigt und im ganzen wenig wirksam. Zur Vermeidung erheblicher
Wärmeverlustemuß daher eine teilweise Neuisolierungvorgenommenwerden.

Denkmäler-ArchivBonn: Kapitel 61 Titel 6
Errichtung einer Autogarage im Anschluß an die vorhandenenGaragen ....

Der wachsendeUmfang der dcnkmalpflegerischenAußenarbeiten in Verbindung
mit der Forderung nach Zeitersparnis und Wirtschaftlichkeit bedingt die Beschaffung
eines zweiten, jedoch kleineren Wagens, für den ein Raum anschließendan den
vorhandenen Garagenbau erstellt werden soll.
Pflasterarbeiten vor den Garagen ...............
Der Platz vor dem 4 boxigen Garagenbau und der 15 m lange Zufahrtsweg sollen
gepflastert werden.

Schloß Bmresheim: Kapitel 61 Titel 16
Bauarbeiten im Innenhof .................
Hier sind folgende Arbeiten auszuführen: Erneuerung der Dachgesimseund des
verwitterten Außenputzesder Fassaden; Wiederherstellungdes alten Zustandes an
4 Fenstern durch Einbau von Kreuzfenstergewändeneinschließlich der Beschaffung
neuer Fenster und Klappläden.
Entwässerung des gesamten inneren Schloßhofes; Anschluß der Dachwafserleitung
an die llberlaufleitung der Kläranlage; Umpflasterung des ganzen Hofes bzw.
Umlegungdes Plattenbelages im Schloßhof und im Kanonengang unter tcilweiscr
Verwendung des alten Materials ........' .......

zu übertragen:
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Übertrag:
Ausbau der Vogte, zu einer Wohnung .............
Die sogenannte Vogtei ist ein gänzlich verwahrloster Bauteil, in welchemunter
Beobachtung der denkmalpflegerischen Gesichtspunkteeine Wohnung für den ein¬
zustellenden Kastellan mit einer kleinen Werkstatt und einem Lagerraum einge¬
richtet werden soll. Die Baumaßnahme dient daher einem doppeltenZweck:
Schaffung der im Interesse der Überwachung und Pflege des Schlosses not¬
wendigen Räume und Wiederherstellung eines Bauteiles, der für den Gesamt¬
eindruck in dem besondersreizvollenSchloßhof stark mitspricht.
Herrichtung des Platzes vor der früheren Scheune am Einfahrtstor zu einem
Parkplatz ......................
Der Platz am Haupteingangstor macht zur Zeit noch den Eindruckder Verwahr¬
losung. Der Platz soll aufgeräumt, befestigtund zu einem Parkplatz ausgebildet
werden.

Ausbesserungsarbeitenan dem teilweise stark verwitterten und rissigen Mauerwelk
der Südfront und im Kanonengang ..............
Die Arbeiten sind zur Bekämpfung des Verfalles notwendig.
Erdarbeiten zur Instandsetzung des Geländes am früheren Tennisplatz und Pflan¬
zung einer Abschlußhecke ..................
Mehrkostenfür die Anbringung einer Blitzschutzanlage .........
Die in Ausführung befindlichenBlitzschutzanlagen erfordern infolge der von dem
Brandschauer als notwendigerklärten zusätzlichen Arbeiten den angegebenen Mehr¬
kostenbetrag.

LandesmuseumBonn: Kapitel 63 Titel 1
Veränderung der Glasdecke im Oberlichtsaalder Gemäldegalerie......
Die Belichtung der Gemäldegalerie durch das Mitteloberlicht ist sehr ungünstig.
Der Übelstandsoll durch Einzieheneiner tiefer liegenden Decke mit Randobcrlicht
beseitigt werden.
Neue Stoffbespannung der Wände in sämtlichen Räumen der Gemäldegalerieund
Erneuerung des Anstriches an Decken und Wänden ..........
Ersatz des Parkettfußbodens in dem Oberlichtsaaldes Mitteltraktes durch Platten¬
boden zum Zwecke der Aufstellung von Plastiken ..........
Ausbau von Steinsockelnund Steinkonsolen in dem Mittelsaal, Herstellung von
Wandnischenzur Aufstellungvon Plastiken in dem neuen Steinsaal.....

Verstärkung der Heizung in dem Magazin . ............
Die Heizung in dem Magazin soll soweit verstärkt werden, daß der Raum auch
als Arbeitsraum dauernd benutzt werden kann.
Anlage einer Entlüftung in der Werkstatt .............
Bei der starken Staub- und Dunstentwicklung ist eine Entlüftungsanlage aus
gesundheitlichenGründen unbedingt erforderlich.

LandesmuseumTrier: Kapitel 63 Titel 2
Umdeckung des Daches über dem Treppenhaus des Altbaues und dem Nordflügel.
Die etwa 60 Jahre alte Schieferdeckung des Altbaues erfordert fortgesetzt Instand¬
setzungen, ohne daß dabei ein befriedigenderZustand erreicht wird. Die Umdeckung
des Daches unter Benutzungdes noch brauchbarenAltmaterials ist daher notwendig
und wirtschaftlich.
Weiterer Ausbau der Dachgeschoßräume im Hauptgebäude. .......
Der bereits vor mehreren Jahren begonneneAusbau des Dachgeschosses soll zur
Gewinnung weiterer Ordnung und Übersicht ermöglichendenSammlungsräume
fortgesetzt werden.
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Übertrag:
Einbau eines Autoraumes im Untergeschoß des Südflügels .......
Das Landesmuseum hat bis jetzt keine eigene Garage. Es soll deshalb ein ent¬
behrlicher Raum im Untergeschoß als Autoraum eingerichtet und davor ein Wagen¬
waschplatz angelegt werden.
Erneuerung der Einfriedigung an den Barbarathermen ........
Die Barbarathermen sind mit Werksteinmauernund eingesetzten Holzzaunfüllungen
eingefriedigt. Der größere Teil der Einfriedigungenfällt in staatseigenes Gelände,
der kleinere ist Provinzialeigentum. Die Einfriedigungsmauer ist vollkommenbau¬
fällig und stellt eine Gefahr für die Passanten dar. Die Mauer muß daher erneuert
werden. Die Arbeiten sollen im Benehmen mit der Regierung Trier gleichzeitig
für den staatlichenund provinzialeigenenTeil ausgeführt werden.

Einbau eines Aschenaufzugesim Heizkeller ............
Das Fehlen des Aufzuges belastet den Heizer sehr und erschwert die Sauber¬
haltung des Raumes.
Einbau einer Entlüftungsanlage im Vortragssaal ..........
Der Saal ist schlechtzu lüften, was sich besondersbei Lichtbildervorträgenunan¬
genehm bemerkbar macht. Es sollen deswegen 2 Ventilatoren eingebaut werden.
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6) steuern und Versicherungen.

Zu Kapitel 1 Titel N Grundsteuern.

Der Schätzungder im Rechnungsjahr 1939 zu zahlenden Steuern von Grundbesitz sind die für das Vorjahr
gezahlten, auf Grund des neuen Grundsteuergesetzesveranlagten Beträge zugrundegelegt.

Zu Kapitel 1 Titel 2t Umsatzsteuern.

Die Verhandlungen mit dem Finanzamt über die Umsatzsteuerpflichtdes Prooinzialoerbandes wurden
während des Rechnungsjahres 1.928 zum Abschluß gebracht. Nach dem bisherigen Ergebnis der angestellten Er¬
mittlungen, die indessen noch nicht völlig zum Abschluß gebrachtwerden konnten, kann wohl erwartet werden, daß
der Haushaltsansatz des laufenden Rechnungsjahres trotz der eingetretenen Belastungsverschiebungenzur Ab¬
deckung der steuerlichenVerpflichtungen ausreichen wird. Bei der Schätzung des Bedarfes für 1,939 mußte noch
berücksichtigt werden, daß mit einer Steigerung der steuerpflichtigenUmsätze zu rechnenist.

Zu Kapitel 1 Titel 3: Brandschadenversicherung.

Eine Erhöhung des Ansatzes gegenüber dem Vorjahre um 3 840 H^i war notwendigwegen des Neuerwerbs
von Grundbesitz, insbesondere des Schlosses Bürresheim, der Burg Konradsheim und der Landfrauenschule
Boppard. Außerdem wird die Umstellung auf Neuwertversicherung,welche z. Zt. durchgeführt wird, infolge der
Erhöhung der Versicherungssummeneine Steigerung der Prämien-Zahlungen mit sich bringen. Soweit Beträge
dadurcherspart werden, daß 70 n/o der Werte bei der Versicherungsgemeinschaftder kreisfreienStädte Rheinlands
und Westfalens nach dem Umlageverfahrenversichert sind, sollen diese der Brandschadenversicherungs-Rücklage
zugeführtwerden, welche zur Inanspruchnahme bei unvorhergesehenenFällen bestimmt ist.

Zu Kapitel 1 Titel 4: Haftpflichtversicherung.

Die Ausdehnung der Haftpflichtversicherungauf den neuerworbenen Grundbesitz sowie auf besondere
Arbeitendes technischenDienstes der Straßenverwaltung macht eine Erhöhung des Ansatzes um 1 940 H^l gegen¬
über dem Vorjahre notwendig.
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e) Uraftwagendienststelle.

Einnahme.

Zu Kapitel 2 Titel 1:

Der im Jahre 1935 beschaffte Mercedes-Benz-Wagen IV no 459 weist in seinem Aufbau größere
Schäden auf, deren Beseitigung erhebliche Kosten verursachenwürde, die in keinem Verhältnis zu der noch zu
erwartenden Leistung des Wagens stehen. Da im übrigen der Wagen in nächster Zeit 100 ooo Km zurückgelegt
haben wird, soll er durch einen neuen Wagen ersetzt werden. Aus dem Verkauf des alten Wagens wird voraus¬
sichtlich noch ein Erlös von 1 500 H^ erzielt werden können.

Ausgabe.

Zu Kapitel 2 Titel 1 und 2:

Es hat sich als notwendig erwiesen,die Mittel für die Dienstbekleidungder Kraftwagenführer, die bisher
in der vorgenannten Position enthalten waren, gesondert bei Kapitel 2, Titel 2 vorzusehen.

Zu Kapitel 2 Titel 7:

Vergl. die Begründung zu Kapitel 2 Titel 1, der Einnahme.

Zu Kapitel 2 Titel 9:

Die pfleglicheBehandlung der Fahrzeuge erfordert die Anlage einer Hebebühne,die schon längere Zeit
vorgesehen war. Für diese einmalige Ausgabe ist ein Betrag von 2 ooo H^l eingesetztworden.
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Übersicht

über das vermögen des provinzialverbandes der Nheinprovinz
und da« vom vrovinzialverband der Nheinprovinz verwaltete Sondervermögen

unter Verücksichtigung der in der 3eit nach dem 31. Dezember 1937
bis 31. Dezember 1938 eingetretenen Veränderungen:

^. Veteiligungen,
L. Forderungen,
C. Rücklagen. Zweckvermögenund unselbständige Stiftungen.
0. vom provinzialvervand verwaltetes Sondervermögen.
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^. Beteiligungen.

2

4

5.

8

9

w

11

12

13

14

16

Rheinische Girozentraleund
Provinzialbank .....

Rheinische Heimstätte G.m.b.H. .

GemeinnützigeSiedlungsgesell¬
schaft m.b.H. „Rhein. Heim"

Rheinische Beamtenbangesellschaft
m.b.H .........

Rheinisch - WestfälischesElektrizi¬
tätswerk A.G ......

Kommunale Aufnahmegruppefür
Aktien G.m.b.H......

A.G. „Westerwaldbrüche". . .

A.G. I. Reeh......

Rheinische Provinzial-Basalt-
werke G.m.b.H......

Kleinbahn Merzig—Büschfeld
G.m.b.H........

Nürburg-Ring G.m.b.H. . . .

Rhein. Spielgemeinschaftfür
nationale Festgestaltung, Ge¬
meinnützigeG.m.b.H. . . .

Rheingas G.m.b.H.....

Rhein. Studiengesellschaftfür
BodenforschungG.m.b.H. . .

Gesellschaft für landwirtschaftliche
Frauenbildung G. m. b. H. .

GesellschaftLandwirtschaftliche
TrocknungNeffelthalm. b. H..

Zweck
(Aufgabe)

Düsseldorf

Düffeldorf

Bonn

Düsseldorf

Essen

Essen

Bonn

Dillenburg

Oberkassel

Merzig

Adenau

Köln

Düsseldorf

Düsseldorf

Paderborn

Oberbolheim
Kr. Düren

Stammeinlage des Prov.-Verb. .

Förderung der gemeinnützigen
Bautätigkeit in der Rheinprovinz

Förderung der ländlichenSiedlung
in der Rheinprovinz ....

Erstellungvon Wohnungenf. Pro-
vinzialbeamteund Angestellte .

Elektrizitätsversorgung:
2) Inhaberaktien .....
b) Namensaktien .....

c) Genußschein .....

Sicherung des kommunalen Ein¬
flusses im RWE ......

Betrieb von Basaltbrüchen:
Inhaberaktien ......

Betrieb von Basaltbrüchen:
Namensaktien ......

Betrieb von Basaltbrüchen(Rhein.
Provinzialverband besitzt sämt¬
liche Anteile) ......

Kleinbahnbetrieb......

Automobilrenn-u. Prüfungsstraße

Volksschauspieleund Festspielean
Nationalfeiertagen . . . .

Planvolle Gestaltung der Gaswirt¬
schaft in der Rheinprovinz . .

Bodenforschungin der Rheinprovinz

Förderung der landwirtschaftlichen
Frauenbildung......

Förderung des Zuckerrübenbauesu.
restloseVerwertung der Zucker¬
rübenblätter als Rindviehfutter .

Höhe der Beteiligung
Stand am 21.12.3?

nominal

20 000 000 —

1 859 960 —

415 000 —

30 000 —

617 600,—
65 980 —

6 791,88

5 000 —

33 080,—

162 800 —

300 000,—

150 000,—
9 000 —

3 000,—

7 500,-

9 750 —

Cingetietene
Veränderungen vom
1.1. bis 21.12. 28

Höhe der Beteiligung
Stand am 21.12. 28

nominal

^

^

~i"

4-

1 445 860 —

684,57

33 080,-

200,-

3 000 —

250,

20 000,-

1 500,—

20 000 000,-

I 859 960, ^

415 000 —

30 000 —

617 600 —
1 511 840 —

6107.31

5 000 —

163 000 —

300 000,—

150 000 —

9 000,—

7 500 —

10 00«,—

20 000,—

1 500 —

Bemerkungen

Zugang im Zusammenhang mit der Übernahme einer Schuld der kommunalen Auf¬
nahmegruppe für Aktien G. m. b, H. Essen gegenüberdem RWE. Essen.
Abgang durch Tilgung.

Der Aktienbesitzvon nom. 22 080 H^t wurde zum Kurse von 75»/« an die Vasalt-Aktien-
Gesellschaft in Linz am Rhein verkauft. Der Gegenwert in Höhe von 24 810 H^t
wurde der Ausgleichsrücklagezugeführt.

Zugang von 200 H^l. Infolge Umstellung der Satzung der I. Reeh A.G. auf Grund
des neuen Aktienrechtshat der Provinzialverband anstelle der bisherigen Namensaltien
von nom. 1K2 800 Ä^t neue Namensaktien in Höhe von 162 000 H^t übernommen.

Infolge Liquidation der G. m. b. H. ist die Beteiligung erloschen.Aus der Liquidations¬
masse wurde dem Provinzialverband für sein«Beteiligung ein Betrag von 2 229,20 K^l —^,..„.. .«,..,>.. ^ w.-l^s^« V,.^ <5>si»N,„ n̂nnNeteiliaunaen" ,u-Zur Erstellung von Beteiligungen" zu-Uberwiesen. Der Betrag wurde der Rücklage „
geführt.

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 20 000 Ä^t. Bis zum 21. Dezember 1928
ist jedoch erst die Hälfte des Stammkapitals eingefordert worden. Zugang eines in
treuhänderischemBesitz befindlichenmit 250 ^?«<i eingezahlten Anteiles.

Die Gesellschafthat in Oberbolheim für den DUrener Bezirk eine Trocknungsanlage für
welcke dem provinzialeigenen Gut Hommelshe.m zugute

komm De Provinzialverband hat von dem gesamten S.ammkap.tal von vorlauf.g
20000 ^ 2 Geschäftsanteile von je 500 H^l -- 1 500 Ä^t übernommen.
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L. Forderungen.

Lfd.
Nr.

Name und Wohnort
des Schuldners

Verschiedene

Verschiedene

3

4

Kreis Ahrweiler (Adenau) . . .

Rheinische Provinzial-Basaltwerke
G.m.b.H. Obertasse!(Siegkreis) .

Evgl. Erziehungsanstalt, Oberbieber
bei Neuwied .......

Berg. Diakonissen-Mutterhausin
Wuppertal-Elberfeld . . .

SchifferkinderheimSt. Josef in
Duisburg .......

Evgl. Verein „Iugendwohl" in Köln

CaritasverbandWuppertal-Elberfeld.

10

N

VaterländischerFrauenverein in Neu¬
wied .........

Caritasverband, M.-Gladbach

Bezeichnungder Forderung

Baudarlehen zur Beschaffungvon Wohnungen
für Provinzialbeamteund Angestellte. . .

Forderungen des Provinzialverbandes(Haupt¬
fürsorgestelle)aus ausgeliehenenBau- und
Wirtschaftsdarlehenan Kriegsbeschädigte und
Kriegerhinterbliebene .......

Darlehn für den Bau des Nürburg-Ringes .

Forderung für Brecheranlage

Forderung des Provinzialverbandesauf Grund
seiner Inanspruchnahme als Bürge für ein
von der RheinischenGirozentrale und Pro-
vinzialbank gewährtes Darlehn. Die Ver¬
zinsung und Tilgung der Forderung erfolgt
nach den Bestimmungen des Gemeindeum-
schuldungsgesetzes ........

Desgleichen ...........

Forderung des Provinzialverbandesauf Grund
seiner Inanspruchnahme als Bürge für ein
von der RheinischenGirozentrale und Pro-
vinzialbankgewährtes Darlehn ....

Forderung des Provinzialverbandesauf Grund
seiner Inanspruchnahme als Bürge für ein
von der RheinischenGirozentrale und Pro-
vinzialbankgewährtes Darlehn. Die Ver¬
zinsung und Tilgung der Forderung erfolgt
nach den Bestimmungen des Gemeindeum-
schuldungsgesetzes ........

Desgleichen

Desgleichen

Desgleichen

Stand am 21.12.3?
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Eingetretene
Veränderungenvom
1.1. bis 31.12.38

647 533,85

48 557,89

45 000 -

326 719,36

29 093,25

54 845,46

138 655,03

27 500,-

50 900,-

154 356,—

12311,54

43 015,21

13 632,31

8 374,88

936,27

1 796,16

1 856,25

5 445,92

12 311,54

Stand am 31.12.38

604 518.64

34 925,58

45 000,—

318 344,48

28 156,98

53 049.30

138 655,03

25 643,75

50 900 —

148 910,08

Bemerkungen

Abgang: Tilgung in der Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1938 3? 015,21 H^>l
Niederschlagung einer im Jahre 1932 in der Zwangsver¬
steigerung ausgefallenen Forderung in der Baudarlehns-
sache Korn ................ K 000,— „

43 015,21 K^l

Darlehnsriickzahlungen.

Tilgung.

Tilgung.

Tilgung.

Wertlos.

Tilgung. Der Provinzialausschuß für die Innere Mission hat sich ohne Anerkennung
einer Rechtspflicht bereit erklärt, den Kapitaldienst zu übernehmen.

Der Caritasverband Wuppertal-Clberfeld hatte sich nach Schließung des von ihm be¬
triebenen Lehrlingsheims zur Zahlung des Kapitaldienstes außerstande erklärt. Eine
Beitreibung der Kapital- und Zinsforderungen im Zwangswege bot lein« Aussicht auf
Erfolg. Auf Grund der zwischenzeitlichgeführten Verhandlungen hat sich eine Be¬
reinigung der Angelegenheit in der Form ermöglichenlassen, daß seitens des Caritas-
verbandes durch Vermittlung dritter Geldgeber sofort ein Betrag von 26 200 H^t an
den Provinzialverband abgeführt worden ist, während eine restlicheZinsforderung des
Provinzialverbandes in Höhe von 3 000 K^t in 6 gleichenJahresraten von 500 H^l
vom Caritasverband abgetragen werden soll. Die jeweilige Zinsrestschuldist mit 4«/»
zu verzinsen.Im übrigen hat der Provinzialverband auf seine Forderung verzichtet.

Tilgung. Bezüglich eines Teilbetrages dieser Forderung von 130 000 H.<l hat der
Provinzialverband die vertragliche Verpflichtung übernommen (Vertrag vom 13. Juni
192h), dem Vaterländischen Frauenverein die Hälft« der Tilgung und Verzinsung des
Darlehns für die Dauer der Belegung von Häusern des Frauenvereins mit Gehörlosen-
zöglingen aus Mitteln des Gehörlosen-Etats zu erstatten.

Gemäß der zwischendem Provinzialverband und der Stadt M.-Gladbach getroffenen
Vereinbarung hat die Stadt M.-Gladbach unter der Voraussehung, daß der Provin»
zialuerband auf seine restlichenDarlehnsansprüche verzichteund die Stadt M.-Gladbach
die Cinlichtungsgegenstände des Heims erhalte, auf die Darlehnsforderung den Betrag
von o 200 A^t eingezahlt.
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Lfd.
Nr.

Name und Wohnort
des Schuldners Bezeichnungder Forderung

12 Herberge zur Heimat, Köln

13

14

Erziehungs- und Pflegeanstalt „He¬
phata", M.-Gladbach . . . .

Iosefsgesellschaftfür Krüppelfürsorge,
Köln-Deutz .......

15 SchifferkinderheimSt. Josef, Duis¬
burg-Ruhrort .......

16 Evgl. Kirchengemeinde,Berg. Glad¬
bach ..........

17

18

Handwerker-Bildungsheim,Gemünd.

Kath. Fürsorgevereinfür Frauen und
Kinder, Düsseldorf .....

Vom Provinzialverband an die Herberge zur
Heimat weitergeleitetesStaatsdarlehn. Das
Darlehn war am 1. 7. 1938 rückzahlbar. .

Vom Provinzialverbandan die Erziehungs-und
Pflegeanstalt „Hephata" in M.-Gladbach
weitergeleitetesStaatsdarlehn. Das Dar¬
lehn war am 1. 1,0. 1938 rückzahlbar. .

Forderung des Provinzialverbandesauf Rück¬
zahlung des der Iosefsgesellschaft ge¬
währten Staatsdarlehns von ursprünglich
330 000 A^t, das der Provinzialverbandim
Verhältnis zum Staat abgedeckt hat. Das
Darlehn ist von der Iosefsgesellschaftgegen¬
über dem Provinzialverbandmit 4 °/o zu ver¬
zinsen und jährlich mit 71 000 A^i durch
Hingabe von Umschuldungsbriefenabzu¬
decken ............

Vom Provinzialverbandan das Schifferkinder¬
heim „St. Josef" weitergeleitetesStaats¬
darlehn von ursprünglich100 000 A^t. Die
Forderung des Provinzialverbandesist vom
Gesamtverband der katholischenKirchenge¬
meinden in Duisburg als Bürgen des Pro¬
vinzialverbandesmit jährlich25 000 A^l zu
tilgen und mit dem jeweiligenRestbetrag zu
4«/o zu verzinsen. Im Verhältnis zwischen
Provinzialverband und dem Preußischen
Staat ist das Darlehn getilgt.....

Vom Provinzialverband an die evan¬
gelische KirchengemeindeBerg. Gladbach
weitergeleitetesStaatsdarlehn von ursprüng¬
lich 90 000 H^t. Der PreußischeStaat ist
vom Provinzialverband im Wege der Um¬
schuldungbzw. durch Hingabe von Umschul¬
dungsbriefenbefriedigt. Die Schuld ist von
der evangelischen Kirchengemeinde Berg.
Gladbachmit 4«/o zu verzinsen und mit 3 o/n
zuzüglichersparter Zinsen zu tilgen . . .

Umwandlung eines Vorschussesin eine lang¬
fristige Tilgungsschuld .......

Desgleichen. Die Schuld ist mit 4 n/o zu ver¬
zinsen und nach einembesonderen Tilgungs¬
plan zu tilgen . .........
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Stand am 31.12.2? Eingetretene
Veränderungen vom
1.1. bis 31.12.38

^7 H^t

70 000,.

90 000,—

131 700,-

50 000 —

88 866, -

31 561,50

15 250,—

30 000,-

90 000,-

96 200 —

40 000,

1 395,36

31 561,50

810 —

Stand am 31.12. 38

40 000,-

35 500,

10 000,

87 470,64

14 440,—

Bemerkungen

Die Verpflichtung des Provinzialverbandes aus diesem Staatsdarlehen gegenüber dem
PreußischenStaat ist zwischenzeitlichabgedeckt worden. In Höhe von 30 ooo HF konnte
dabei auf eine dem Provinzialverband verpfändete Forderung von 30 ooo HF zurllck-
qeqriffen werden. Wegen der Befriedigung des Provinzialverbandes ,n Höhe des
Restbetrages von 40 ooo K^<t sind die Verhandlungen mit der Cvangl. Herberg« zur
Heimat noch nicht abgeschlossen.

Tilgung. Das Darlehn wurde von der Erziehungs- und Pflegeanstalt „Hephata"
M.«Gladbach an den preußischenStaat zurückgezahlt.

Tilgung.

Tilgung. Das Darlehn ist zwischenzeitlichrestlos abgedecktworden.

Tilgung.

Die Sckuld ist beim Verkauf des Handwerkerbildungsheime« von der Vermögens«
Verwaltung der Deüischen Arbeitsfront Übernommenund von d.eser an den Prov.nz.al-
verband zurückgezahltworden.

Tilgung.
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Lfd.
Nr.

Name und Wohnort
des Schuldners

Bezeichnungder Forderung Stand »M 31.12.3?

19 Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk,
Essen ......... Aus Mitteln des Arbeitsbeschaffungspro¬

gramms aufgenommeneund an den Ruhr-
siedlungsoerbandweitergeleitete Darlehn . . 1 809 269,84

20 40 Landkreiseder Rheinprooinz . . Forderungenaus weitergeleiteten Offa-Darlehen
für den Ausbau von Kreis-, Gemeinde-und
Ubernahmestraßen(3,9 Mill.-Progr.) . . 1 883 733,34

21 Verschiedene........ Forderungenaus weitergeleiteten Offa-Darlehen
für Instandsetzung/arbeiten an rheinischen
Baudenkmälern ......... 50 071 —

22 Die rheinischen Stadt- und Landkreise Forderungenaus der Konsolidierungsaktionder
Zahlungsrückständean Provinzialumlageund
Anstaltspflegekosten........ 3 473 863,47

23 Mühlenwerk Franz Schäfer in Mie-
senheim b/Ändernach. . . . . Aus dem Verkauf des der Nettemühledurch die

wirtschaftliche Vereinigungder Roggen- und
Weizenmühlen zuerkannten Grundkontin¬
gents (10? Tonnen Weizen und 678 Tonnen
Roggen) und der Müllereimaschinen. . . 25 000 —

24 Anteil des Provinzialverbandesan dem Erlös aus
dem Verkauf von b spanischen Bildern aus
der früheren Sammlung Wesendonk. . . 37 500 —
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Eingetretene
Veränderungen von»
1.1. bis 31.12. 38

118311,90

176 600,-

33 901 —

1617 331,47

4 000,-

7 500,—

Stand am 31.12.38

1 690 957,94

1 707 133,34

16 170,-

1 856 532,-

21 000,-

30 000,—

Bemerkungen

Aus dem Arbeitsbeschaffungsprogramm 1932
Stand: 31. Dezember 1937.......529 463,32 H^t
Tilgung bis 21. Dezember 1928...... 27 600,64 „
Stand: 21. Dezember 1923.............491862,68 H^t
Aus dem Arbeitsbeschaffungsprogramm 1922
Stand: 21. Dezember 193?.......1 279 806,52 H^t
Tilgung bis 31. Dezember 1938...... 80 711,26 „
Stand: 31. Dezember 1928............. 1199 095,26 „

Insgesamt: 1690 957,94 K.«

Die Landkreisesind verpflichtet, dem Provinzialverband 2/, der Darlehn in Form einer
halbjährlich fälligen Rente von 6,55»/° für 18 Jahre, beginnend ab 2. Januar 1926,
zu erstatten. Zwei Kreise haben in der Verichtszeit die von ihnen zu zahlende Rente
durch Hereingab« von Umschuldungsbriefenabgelöst.

Darlehnsrückzahlungen.

Die Tilgungsbeträge auf die konsolidiertenForderungen gegendie rheinischenStadt- und
Landkreise, die teilweise in Schuldverschreibungendes Umschuldungsverbandesdeutscher
Gemeinden gezahlt worden sind, sind zwischenzeitlichden Rücklagen des Provinzialver¬
bandes zugefühlt worden.

Nach dem Vertrage vom 13. November 1926/7. Januar 193? wurde das Grundkontin¬
gent, das unter dem Namen „Mühle zur Nette" bestehendeHandelsgeschäft sowie sämt¬
liche in der Mühle vorhandenen Maschinen an das Miihlenwerk Franz Schäfer in
Miesenheim zum Preise von 40 000 H^t verkauft. Die Übernahme erfolgte am 2. Januar
1927. Der Kaufpreis ist folgendermaßen fällig:

5 000 K^l mit der Übernahme des Kaufgegenstandes durch den Käufer,
10 000 „ sechsMonate nach der Übernahme,

2 000 „ zwölf Monate nach der Übernahme,
2 000 „ achtzehn Monate nach der Übernahme,

je 2 000 „ am 2. Januar 1929 bis einschließlich1945.
Bis zum 21. Dezember 1928 wurden 19 000 K«<t zurückgezahlt.

33-WUMUIWTZ

H^t zum 1. Juli jeden Jahres, erstmal.g zum 1. Iul. 1928,
Zo'lgen Die erste Rat« ist mit 7 50° ^ ,um 1. Juli 1928 gezahlt worden.
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Lfd.
Nr.

Name und Wohnort
des Schuldners Bezeichnungder Forderung Stand am 31.12.2?

HF

25 Reichsautobahnen,oberste Bauleitung
in Köln ......... Entschädigungfür die Abtretungvon beim Bau

der UmgehungsstraßeOpladen von der Pro¬
vinz erworbenenGrundflächenan die Reichs-

47 000,—

26 2) Richard Michel, Bad Kreuznach Forderung aus 27 von dem Weinbergsbesitz in
b) AugustSchuhriemenII, Sommer¬ Roxheim, Winzenheim,im HinkelsteinBad

loch Kreuznachund Niederhausender Provinzial-
c) Nikolaus Nell, Sommerloch lehranstalt für Weinbau- Obstbau und Land¬
6) Josef Höning, Sommerloch wirtschaft,Bad Kreuznachversteigertenbzw.

verkauftenTeilstücken ....... 28 590,—

27 Forderungen aus an Erwerbsbeschränkten-,
Kriegsbeschädigten-u. Blinden-Handwerks-

62180,—

28 Kath. LehrlingsheimG.m.b.H.
Düsseldorf-Oberbilk..... Forderung des Provinzialverbandesauf Grund

seiner Inanspruchnahme als Bürge für ein
aus Staats- und Offa-Mitteln der Kath.
LehrlingsheimG. m. b. H. Düsseldorf-Ober¬
bilk gewährtes Darlehn im Restbetrag von
43 48^6 Ht^l. In Höhe von 40 o/u ist der
Provinzialverbandwegenseines Erstattungs¬
anspruches von der Kath. Lehrlingsheim
G. m. b. H. befriedigt worden. Die restlichen
Ko o/o sind von der deutschen Ordensprovinz
der Genossenschaft der Herz-Iesu-Priester ab
1. 'l. 1940 in 5 Jahresraten zurückzuzahlen. 43 481,16

95

Eingetretene
Veränderungen vom
1.1. bis 31.12. 38

HF

Stand am 31.12.38

HF

47 000,-

Bemerkungen

Auf Grund des zwischender Gesellschaft Reichsautobahnen und dem Provinzialvelband
abgeschlossenenVertrages vom 15. September 1936 sind Grundstück«,die beim Bau
der Umgehungsstraße Ovladen von der Provinz erworben wurden, an die Reichsauto»
bahnen, Oberste Bauleitung, Köln, gegen Zahlung einer einmaligen Entschädigung von
17? 000 H^t abgetreten worden. Die Zahlung dieses Betrages sollte wie folgt erfolgen:
100 000 HF nach Eintragung der Sperrvermerke »uf den in § 6 des Vertrages

genannten Grundstücken,
15 000 „ nach erfolgtcr Auflassung der in § 1 a des Vertrages aufgeführten

Grundstücke,
62 000 „ nach Eintragung der Auflassungsvormerlungen auf den in § 2 des

Vertrages genannten Grundstücken.
Von dem Gesamtbetrag von 17? 000 H^t sind bis 31. Dezember 1938 -- 130 000 HF
eingezahlt und an die Grundstücksrücklag«der Straßenverwaltung abgeführt worden.

62 180,-

28690 —

17 392,47

Der Steig- bzw. Kaufpreis von ursprünglich 38 120 H^t ist in 4 gleichen jährlichen
Raten am 11. November eines jeden Jahres zinsenfreizu zahlen. Die am 11. November
1938 fällig gewesene zweite Rate ist erst nach dem 31. Dezember 1938 überwiesen
worden.

Übertragen nach Übersicht „C. Rücklagen, Zweckvermögenund unselbständig« Stif«
tungen" unter Abschnitt „II. Iweckvermvgen" lfd. Nr. 4.

26 088,69 Tilgung.

!
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d. Rücklagen, Zweckvermögen

Nr. Bezeichnung

I. Rücklagen.

1. AllgemeineRücklagen.

Betriebsmittelrücklage . . .

Ausgleichsrücklage

Tilgungsrücklage

Gegenstand

bar . .

2) bar .

Stand
am 21. ,2.192?

4 000 000 —

894 753,40

-!-

^

Eingetretene
Veränderungen
in der Zeit vom

1.I.-21. 12. 1928

2 212 158,01

b) Wertpapiere:
Schuldverschreibungen des
Umschuldungsverb.deutsch.
Gemeinden,Berlin, nom. .

Auslosbare Reichsschatzan¬
weisungen ^937 II. Folge,
nom.
desgl. ^937, III. Folge. .
desgl. ^938, III. Folge. .

Deutsche Ablösungsanleihe
mit Auslosung nom. . .
Rheinpr. Ablösungsanleihe
mit Auslosung nom. . .

») bar .

1 246 800,—

1 000 000,-
1 500 000,-

50 212,50

14 387,50

2 584 151.85

-^

-l-

Stand
am 31. 12.1928

nach dem Nennwert

48 100,

58 400,—

2 200 —

1 000 —

2 000 517,02

4 000 000,—

3 106 911,41

1 198 700.—

1 000 000,—
1 500 000 —

58 400 —

48 012,50

13 387,50

4 584 668,87

97

und selbständigeStiftungen.

Stand
»in 31.12.1938

nach dem UuiLweit

eingelegte

auf 1—b Monate

Lllibestände
auf mehr als

6 Monate Bemerkungen

4 000 000 — 4 000 000- Mindestbetrag: 3 262 590 K^t
Hüchstbetrag: 11 208 622 Ä^t

3 106 911,41 2 356 911,41 750 000,— Mindestbetrag: 2 022 261 K^l
Hijchstbetrag: « 129 444 AK

^

Zugang: Gegenwert ausgeloste« nom. 2 200 K^t Deutsche« Ab-

Gegenweit ausgeloste« nom. 1000 H^t Rheinpr. Ab¬
lösungsanleihe ...............
Gegenwelt verkaufte« Aktien de« Westelwaldbtuche A.G.

1? 062,75 H^t

8 000,— „

24 810,— „
Gegenwert ausgeloste« Umschuldungsbriefeaus dem Wert-
papierbestand

a) des Depots „Ausgleichsrücklage" ......
b) des Depots „Hauszinssteu«lückv«gUtungen" . .

Abführung des «estlichenIst-Übelschusses des ordentlichen
Haushalts 1926, in dem die Differenz zwischenden Soll-
und Istabschlüssen der ve«gangenenIah« mit enthalten ist
Zinsen aus dem Barbestände und den bei de« Ausgleichs-
lücklage nachgewiesenenWertpapieren .......

58 000,— „
300,— „

1986 400,— „

1?5 254,26 „

Abgang: Ankauf von auslosbaren Reichsschatzanweisungen1938,
III. Folge in Höhe von nom. 58 400 H^i aus dem Gegen-

Mithin Zugang:.................

2 269 828,01 Ä^l

5?6?0,— „
2 212 158,01 H^t

1 108 797,50 Zugang: Aus der Auflösung des Depots „Hauszinssteueltückvergütung
Abgang: Aus de« Auslosung von Umschuldungsbliefenpe« 1. Okto-

Mithin Abgang:.................

" 9 900,— H^t

58 000,— „
48 100,— H^l

988 750 —
I 481 250 —

57 670,— Zugang durch Ankauf aus dem Gegenwert ausgeloste«Umschuldungsbriefepe« 1. Oktober
1928.

306 007,97 Abgang durch Auslosung.

89 696,25 Abgang durch Auslosung.

7139 083,13

4 584 668,87 4 584 668,87 Zugang: Teilabdeckung eines an das Schiffelkinderheim Duisburg
weitergeleiteten Staatsdallehns seitens des Veibandes der
Katholischen Kilchengemeinden,Duisburg . . . . . .
Kapitaldienst aus ein« zu Lasten del Tilgungsrucklage
konsolidielten Folderung des P«°»inzialve«bandes gegen
den Kath. Fütsorgevelein Düsseldorf - - - > - > >
Au« Grundstücksveltäufen,in Höhe de«en Erlöse gemäß «3«-
laß des Reichs- und P«euß. Ministe«s des Inne«n ein«
außercldentliche Schuldenabdeckung«folgt ist - > - >
Abfllhiung des oldentlichen Haushalts 192? „Rückst«!!«

Gegenwelt ausgeloster Umschuldungsbiiefeaus dem W«t-
papielbestand des Depots „Tilgungslücklage" . ... .
Abfühlung des Vellechnungs-Haushalts 192? „Schulden-
Verwaltung" ..»'-''''.'' './ ' '
Zinsen aus dem Barbestände und den be, de« Tilgungs-

40 000,— H^l

1149,60 „

1450,- „

6? 233,95 „

65 500,— „

3 24?947,?8 „

14?00?,29 „

2 5?0 288,?2 H^t
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Lfd.
Nr. Bezeichnung Gegenstand

stand
am 31. ,2. 1927

Rücklagezur Sicherung des Provin-
zialverbandes wegen Inanspruch¬
nahme aus Bürgschaften, Garan¬
tien und Einbehaltungen . . .

b) Wertpapiere:
1. Schuldverschreibungen

des Umschuldungsverb.
deutscher Gemeinden,
Berlin, nom.....

2. Auslosbare Reichsschatz¬
anweisungen1937
II. Folge nom. . . .
desgl. 1937 III. Folge .
desgl. 1938 III. Folge .

^

Eingetretene
Veränderungen
!n der Zelt vom
1.-21. 12. ,928

Bürgfchaftssicherungsrücklage

a) bar

d) Wertpapiere:
1. Schuldverschreibungen

'des Umschuldungsverb.
deutscher Gemeinden,
Berlin, nom. . . . .

2. Auslosbarc Reichsschatz¬
anweisungen1.937,
III. Folge, nom. . . .

I 832 988,91

290 657,-

a) bar

-1-

Stand
am 31. 12.1938

nach dem Nennwert

's-

249 511,09

500 000,.
1 000 000,-

66 000,.

13 954,31
304 611,31

934 700,-

500 000,.

b) Wertpapiere:
Schuldverschreibungen des
Umschuldungsverb.deutsch.
Gemeinden,Berlin, nom. .

99

Stand
am 31.12.1938

nach dem Uurswert

2 082 500 —

500 000,-
1 000 000,.

66 000,.

934 700,—

500 000,-

116 213,87
120 005,19

1 926 312,50

499 375 —
987 500 —

65 ,75 —

5 063 031,37

angelegte Vorbei«»»»«

auf 1—6 Monate
auf mehr al«

b Monate

236 219,06

4- 200 000, 200 000,-

236 219,06

185 000-
421 219,06

236 219,06

Bemerkungen

Abgang: Gegenwert angekaufterauslosbarer Rlichsschatzanweisungen
in Höhe »on nom. 1500 000 H^l........1504 696,70 H^t
Ankauf «on auslosbaren Reichsschatzanweisungen1938,
III. Folge in Höhe «on nom. 66 000 H^l aus dem Gegen¬
wert der ausgelosten Umschuldungsbriefe...... 65 175,— „

1569 871,70 K^t
Mithin Zugang: ................. 2 000 517,02 H^»t

Zugang: Zur Abdeckungvon Forderungen des Provinzialverbandes
hereingegebene Umschuldungsbriefe ........ 315 011,09 H^t

Abgang: AusgelosteUmschuldungsbriefenom ......... 65 500,— „
Mithin Zugang:.................249 511,09 H^l

Zugang durch Ankauf aus dem Barbestande.
Zugang durch Ankauf aus dem Barbestande.
Zugang durch Ankauf aus dem Gegenwert ausgeloster Umschuldungs¬
briefe per 1. Oktober 1938.

Zugang: Erstattung in Sachen KatholischesLehrlingsheim G.m.b.H.
Düsseldorf ...............
Zinsen aus den hier nachgewiesenenWertpapieren . . .

2 704,31 H^l
11250,— „
13 954,31 Ä^t

Die Rücklag« zur Sicherung des Provinzialverbandes wegen Inan¬
spruchnahmeaus Bürgschaften, Garantien und Einbehaltungen wurde
im Lauf« des Rechnungsjahres 193? aufgelöst und der Barbestand von 304 611,31 R^l
und der Bestand der Wertpapiere,
und zwar der Umschuldungsbriefevon nom.........934 700,— „

der auslosbaren Reichsschatzanweisungenvon nom. . . 500 000,— „
auf die drei nachstehendenneugebildeten Rücklagen (lfd. Nr. 5—7)
wie folgt übertragen:

Zugang: Abführung des ordentlichenHaushalts 193? Kap. 3 Titel 3 146 372,58 R^<
Abführung des ordentlichen Haushalts 1937 Kap. 35
Titel 6................. 5 249,6? „
Zinsen aus dem Barbestände und den hier nachgewiesenen
Wertpapieren ............... 8382,94 „

160 005,19 K^«
Abgang: Abführung an den preuß. Staat in Sachen Evangelische

Herberge zur Heimat, Köln.......... 40 000,— „
Mithin Zugang:................. ^20 005,19 K^l
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Lfd.
Nr. Bezeichnung

Rücklage für die Gehaltseinbehaltun¬
gen auf Grund der Preuß. Einbc-
Haltungsverordnung.....

Gegenstand

Rücklage zur Sicherung des Provin-
zialverbandes wegen der Inan¬
spruchnahme aus nicht vertraglichen
Gewährleistungsansprüchen. . .

2) bar

d) Wertpapiere:
Schuldverschreibungen des
Umschuldungsverb. deutsch.
Gemeinden, Berlin, nom. .

») bar .

Ltllnd
llM 31. ,2. 192?

4-

Erneuerungsrücklage der Provinzial-
Anstalten ausschl. der Provinzial-
Erziehungsheime ......

b) Wertpapiere:
Auslosbare Reichsschatzan¬
weisungen 1,927, III. Folge,
nom. .......
desgl. 1928, II. Folge, nom.

2) bar . . . . . .

Eingetretene
Veränderungen
in der Zeit nom

1.1.-21. 12.1928

104 722,69

Itano
am 31.12.1938

nach dem Nennwert
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15 039,08
119 761,77

4- 734 700 —
734 700,—

83 674,75

2tnnd
»m 31.12.1938

nach dem Kurswert

angelegte Varbeftände

auf 1—6 Monate auf mehr als
6 Monate Bemerkungen

961 203,12 1 044 877,87 1 044 877,87

736 213,69

b) Wertpapiere:
Schuldverschreibungen des
Umschuldungsverb. deutsch.
Gemeinden, Berlin, nom. .

Auslosbare Reichsschatzan¬
weisungen 1928, III. Folge,
nom. ....

500 000 —
500 000 —

400 275,98

500 000,—
500 000 —

1 136 489.67

1 044 877.87

493 750,—
493 750-

2 032 377,87

1 136 489,67 1 136 489,6?

Zugang: Zinsen aus dem Barbestande und den hier nachgewiesenen
"Wertpapieren . .............. 15 029,08 K^t

Abgang: Abführung des Bestandes von 119 761,71 H^t an die Grunderwerbs- und Cr-
weiterungsrücklage infolge Auflösung gemäß § 1? der Rücklagenverordnung
entsprechenddem Wunschedes Herrn Reichsministersdes Innern.

Abführung des Bestandes von 734 700 H^t an die Neubaurücklage infolge Auflösung
gemäß § 17 der Rücklagenverordnung entsprechenddem Wunsche des Herrn Reichs-
ministcrs des Innern.

Zugang: 3«/» Dividende für das Geschäftsjahr 1926 auf die Betei¬
ligung des Provinzialverbandes in Höhe von 20 000 000
H»<l an der Rhein. Girozentrale und Provinzialbank,
Düsseldorf,zuzüglichZinsen bis zum Auszahlungstage . . 61? 500,— H.<t
4 «/o Dividende für das Geschäftsjahr 192? auf die Betei¬
ligung des Provinzialverbandes in Höhe von 20 000 000
H^t an der Rhein. Girozentrale und Provinzialbank,
Düsseldorf................ sooooo,— „
Nicht mehr benötigter Restbetrag der Rücklage „Ausein¬
andersetzung des Provinzialverbandes mit den Provinzial-
Instituten wegen des nach der Inflation verbliebenenNest¬
bestandes des Pensionsfonds" ..........
Zinsen aus dem Barbestände und den hier nachgewiesenen
Wertpapieren ...............

->-

-i-

550 900 —

363 200,-

550 900,-

363 200,-

509 582,50

358 660-

2 004 732,17

Abgang: Gegenwert angekaufter auslosbarer ReichsschaHanweisun«
gen 1928 II. Folge in Höhe von nom. 500 000 K.H . . .

Mithin Zugang:.................

Zugang durch Ankauf aus dem Barbestande.

Zugang: Gegenwert ausgeloster Umschuldungsbriefeaus dem Wert-
papierbestand des Depots „Crneuerungsrücklageder Provin-
zial-Anstalten ausschl. der Provinzial-Erziehungsheime"
Abführung des ordentlichenHaushalts 192? Kap. 2 Titel 4
Abführung des Überschusses192? des Unterhaushaltsplanes
der Liegenschaftsverwaltung ..........
Beitrag in Höhe von 5»/o der Pachtsumme des vorange¬
gangenen Jahres des Pächters des Rittergutes Dcsdorf
als Ersah der vertraglichen Verpflichtung für die bauliche
Unterhaltung ...............
Aus den Verkäufen von Altmaterialien usw. .....
Aus dem Bestände der Rückflüsseder Konsolidicrungsaltion
bei deren Verteilung auf die Rücklagen.......
Abführung des Bestandes der Rücklage „Nettemühle"
infolge Auflösung dieser Rücklage........
Zinsen aus dem Barbestände und den hier nachgewiesenen
Wertpapieren ..............

Abgang: Ankauf von auslosbaren Reichsschatzanweisungen1928
III. Folge in Höhe von 22 200 H^l aus dem Gegenwert
ausgeloster Umschuldungsbriefe .........

Mithin Zugang:.................
Zugang: Abführung aus dem Bestände der Rückflüssebei der Kon-

solidierungsaktion bei deren Aufteilung auf die Rücklagen
Abgang: Gegenwert ausgeloster Umschuldungsbriefe .....
Mithin Zugang:.................
Zugang durch Ankauf aus:

dem ordentlichenHaushalt 1928 Kap. 2 Titel 5 . . . .
dem Venechnungshaushalt Hochbau 1928 ......
dem ordentlichenHaushalt 1928 Kap. 9 Titel 2 . . . .
dem Gegenwert ausgeloster Umschuldungsbriefeper
1. Oktober 1938..............

17 000,— „

22 775,72 „
1 45? 275,72 H^t

496 072,60 „
961 202,12 H»«

22 000,— HH
200 000,— „

17 551,85 „

246,50
7 073,65

"

100 000,— „
38 515,— „

. 36 573,93 //
433 060,98 H°«

32 785,— /,
400 275,98 K^t

583 900,—
22 000,—

550 900,— H^<t

150 000,—
100 000,—
80 000,—

23 200,— „
363 200,— ÄF
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ifd.
Nr. Bezeichnung

Erneuerungsrücklagefür die vom Pro-
vinzialverbandbelegtenFürsorgeer¬
ziehungsheime.......

10 Maschinen-u. betriebstechi^'chcRück'
läge.........

11 Grunderwerbs- und Erweiterungs¬
rücklage ........

Gegenstand

2) bar

d) Wertpapiere:
Auslosbare Reichsschatzan¬
weisungen1928, III. Folge,
nom ........

c) Sparbuch Nr. 24290 bei der
Stadt. Sparkasse, Trier .

») bar

Ztand
am 21. 12.192?

b) Wertpapiere:
Schuldverschreibungen des
Umschuldungsverb.deutsch.
Gemeinden,Berlin, nom. .

Auslosbare Neichsschatzan-
weisungen1938, III. Folge,
nom. .......

2) bar

144 853,50

-l-

^

115 397,80

115 546 —

^

-l-

^

Eingetretene
Veränderungen
in der Zeit vom

1.1,-21. 12.1928

4-

-I-

-l-

56 056,44

Ltand
»M2I. 12. 1928

nach dem Nennwert

50 000,-

4 739,61

408 088,75

385 000,-

115 100.-

355 036,43

200 909,94

50 000 —

120 137,41

408 088,75

385 000,-

115 10«,-

470 582,43

103

5tand
am 31.12.1938

nach dem «urswerl

200 909,94

49 375 —

120 137,41
370 422,35

408 088,75

angelegte Varbeftände

auf!—6 Monate auf mehr als
6 Monate

356 ,25.-

113 661,25
877 875,—

470 582,43

200 909,94

408 088.75

120 137,41

Bemerkungen

470 582,43

Zugang: Abführung des ordentlichen Haushalts 193? Kap. 49
Titel 28................. 50 000,— K.K
Binsen aus dem Barbestand.......... 5 936,96 „
Aus dem Verkauf von Altmaterial des Provinzial-Crzi«-
hungsheimes Cuskirchen............ 119,48 „

56 056,44 H^t

Zugang durch Ankauf aus Kap. 49 Titel 28 des ordentlichen Haushalts 1923.

Zugang durch angefallene Zinsen.

Zugang: Abführung des ordentlichen Haushalts 192? Kap. 2 bes.
Abschnitt ............... . 200000,— Ä^t
Abführung aus dem Bestände der Rückflüsseder Konsoli¬
dierungsaktion bei deren Aufteilung auf die Rücklagen . . 100 000,— „
Gegenwert ausgeloster Umschuldungsbrief« ..... 15000,— „
Zinsen aus den hier nachgewiesenen Wertpapieren . . 8 000,— „

423 000,— H^e
Abgang: Ankauf von auslosbaren Reichsschatzanweisungenin Höhe

von nom. 15 100 K^t aus dem Gegenwert ausgeloster
Umschuldungsbrief« ............. 14 911,25 „

Mithin Zugang:................. 408 088,?5 H^t

Zugang: Abführung aus dem Bestände der Rückflüsseder Konso¬
lidierungsaktion bei deren Aufteilung auf die Rücklagen 400 000,—'K^t

Abgang durch Auslosung ............. . 15 000,— „
Mithing Zugang:................. 285 000,— K^i

Zugang: Ankauf aus Mitteln des Kap. 2 Titel 8 des ordentlichen
Haushalts 1928.............. 100 000,— K^l
Ankauf aus dem Gegenwert ausgeloster Umschuldungsbrief«
per 1. Oktober 1938............. 15100,— „

115 100,— H««

Zugang: Abführung des ordentlichenHaushalts 192? Kap. 2 Titel 6 150 000,— H^t
Aus Grundstücksverkäufen........... 29?,?5 „
Gegenwert ausgeloster Umschuldungsbrief«...... 205 000,— „
Zinsen aus dem Barbestände und den hier nachgewiesenen
Wertpapieren ............... 4 l 8?5,11 „
Abführung aus dem Bestand« der Rückflüsseder Konso-
lidierungsaktion bei deren Aufteilung auf die Rücklagen . 162 44?,2? „

559?20,13 H^t
Abgang: Abbuchungeines im Rechnungsjahr 193? bei dem Verkauf

von Grundstücken zuviel vereinnahmten Betrages . . . 666,20 „
Ankauf von auslosbaren Reichsschatzanweisungenin Höhe
von nom. 206 600,— H^l aus dem Gegenwert ausgeloster
Umschuldungsbrief« ............. 204 01?,50 „

204 683,?0 H^t

Mithin Zugang:................. 355 036,43 H.«
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Lfd.
Nr.

12

13

Bezeichnung

Pensionsrücklage

Neubaurücklage

Gegenstand

d) Wertpapiere:
Schuldverschreibungen des
Umschuldungsverb.deutsch.
Gemeinden, Berlin,
nom.

Auslosbare Reichsschatzan¬
weisungen̂ 928, III. Folge,
nom. .......

bar .

a) bar

b) Wertpapiere:
Schuldverschreibungen des
Umschuldungsverb.deutsch.
Gemeinden,Berlin, nom. .

Auslosbare Neichsschatzan-
weisungen̂ 928, III. Folge,
nom ...... . .

Ltand
»m 21.12.192?

-!-

^

^

^^

's-

's-

-t-

Eingetretene
Veränderungen
in der 3e!t vom

1.I.-21.12.1928

1 445 000,-

356 600,-

512 478,47

118 208,75

859 600 —

40 700,-

5t»nd
am 21.12. 1928

nach dem Nennwert
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1 445 000 —

256 600 —

512 478,47

118 208,75

859 600,-

Ltand
am 21.12.1928

nach dem Kurswert

I 336 625,-

352 142.50
2159 349.93

512 478,47

118 208,75

795 130,-

40 700- 40 191.25
953 530..

angelegte Varbestände

auf 1—6 Monate

512 478,47

118 208,75

auf mehr al«
6 Monate

Bemerkungen

Zugang: Abführung aus dem Bestände der Rückflüsseder Konso-
lidierungsaktion bei deren Aufteilung auf die Rücklagen 1 650 000,— H^l

Abgang durch Auslosung .............. 205 000,— „
Mithin Zugang: 1445 000,— H^t

Zugang durch Ankauf aus:
dem ordentlichen Haushalt 1928 Kap. 3 Titel h .
dem Gegenwert ausgeloster Umschuldungsbriefeper
1. Oktober 1938............

150 000,— H^t

20K600,— „
25b K00,— K^t

Zugang: Abführung des ordentlichen Haushalts 192? Kap. 3 bes.
Abschnitt
Zinsen aus dem Barbestande

500 000,—
12 478,4?

H^l

512 478,4? K^t

Zugang: Abführung aus dem Bestände der Rückflüsseder Konso-
lidierungsattion bei deren Aufteilung auf die Rücklagen . 100 ooo,— K^l
Gegenwert ausgeloster Umschuldungsbriefe...... 40 400,— „
Zinsen aus den hier nachgewiesenen Wertpapieren . . 18 000,— „

158 400,— K^t

Abgang: Ankauf von auslosbaren Reichsschatzanweisungenin Höh«
von nom. 40 700,— Ä^t aus dem Gegenwert ausgeloster
Umschuldungsbriefe ............. 40 191,25 „

Mithin Zugang:................. 118 208,75 Ä^i

Zugang: Abführung aus dem Bestände der Rückflüsseder Konso¬
lidierungsaktion bei deren Aufteilung auf die Rücklagen .

Abgang durch Auslosung ..............
Mithin Zugang:.................

900 000,— K^t
. 40 400,— „

859 b00,— Zl^t

Zugang durch Ankauf aus dem Gegenwert ausgeloster Umschuldungs¬
briefe per 1. Oktober 1928.
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Bezeichnung

2. Sonderrücklagen.

Grundstücksrücklageder Straßenver¬
waltung .........

Rücklage für den Patenkriegerfriedhof
„Noyers Pont Maugis" bei Sedan

Rücklage für kulturelle Aufgaben in
der Stadt Trier ......

Rücklage betr. RheinischeHeimstätte
G.m.b.H. Düsseldorf.....

Rücklagebetr. Erstellung von Betei¬
ligungendes Provinzialverbandes.

Rücklagebetr. Garantieleistungenfür
den Rhein-Weser-Kanal. . . .

Rücklage„Baudarleher/

Rücklage „Nettemühle" .....

Rücklagezur Instandsetzungund zum
Ausbau der angekauften Anstalten
Waldbreitbachund Waldniel . .

3. Andere Rücklagen.

Sonder-Tilgungsrücklage . .

bar

bar

bar

bar

bar

bar

bar

bar

bar

bar

Gegenstand
Stand

am 21.12.192?
^

,27 557,66

102 310,—

205 436,50

200 000 —

49 276,-

73 265,-

70 880,50

38 515,-

-t-

-l-

-l-

-t-

Eingetretene
Veränderungen
in der Zeit vom

1.I.-21.12.1928

7 732,28

98 581,40

6 933,47

200 000,—

10 419,10

17 724,42

37 455,58

38 515,-

459 745,32

3 051 046.88

Stand
am 31.12.192»

nach dem Nennwert

119 825,38

3 728,60

212 369,97

38 856,90

90 989,42

108 336,08

459 745,32

3 051 046,88

Stand
am 31.12.192»

nach dem Kurswert

119 825,38

3 728,60

212 369,97

38 856,90

angelegte LarbestHnde

90 989,42

108 336,08

459 745,32

auf 1-6 Monate

3 051 046.88

119 825,38

3 728,60

212 369,97

38 856.90

auf mehr als
6 Monate

90 989.42

108 336,08

459 745,32

3 051 046.88
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Bemerkungen

Zugang: Aus Grundstücksverkäufen .......... 8 973,52 H^t
Zinsen aus dem Baibestande .......... 5 621,91

14 595,54 H^t

Abgang: An außerordentlichenHaushalt für den Ankauf von Grund¬
stückenfUr Zwecke der Landstraßen I. Ordnung ....

Mithin Abgang:................. 7 722,28 K^<t

Zugang: Angefallene Zinsen............. 1418,60 H^t
Abgang: Abführung an den außerordentlichen HauKhatt . , . ioo ooo,— „
Mithin Abgang................. 98 581,40 K^t

Zugang: Angefallene Zinsen............. b 932,4? K^

Abgang durch Abführung an den außerordentlichen Haushalt zur Rückzahlung eines
dem Provinzialverband gewährten Darlehns.

Zugang: Angefallene Zinsen............. 1 326^60 H^<l
Überweisungaus der Liquidationsmasse für die Beteiligung
des Provinzialverbandes an der Rhein. Spielgemeinschaft
für nationale Festgestaltung, Köln........ 2 229,20 „

3 565,90 H^t

Abgang: An außerordentlichen Haushalt für 2 vom Provinzial¬
verband der Rheinprovinz erworbene Geschäftsanteile der
Gesellschaft für landwirtschaftliche Frauenbildung in Höhe
von nom. je 4 000,— A^l zuzüglich Börsenumsatzsteuer 5 005,— H^l
An außerordentlichen Haushalt für 2 vom Provinzialver¬
band der Rheinprovinz übernommene Anteile der Landwirt¬
schaftlichen Trocknung Neffeltal G. m. b. H. in Ober-
bolheim zuzüglichEinzahlung einer 5fachen Nachschuß-
pflicht ................. 8 980,— „12 985,— H^c

Mithin Abgang:................. 10 411,l0 H.ll

Zuführung aus dem ordentlichen Haushalt 192? Kap. 24 Titel 1 15 000,— H^t
Zugang durch angefallene Zinsen........... 2 724^42 „17 724,42 N^t

Zugang: Abführung des ordentlichenHaushalts 192? Kap. 4 Titel 1 24 280,08 H.«
Angefallene Zinsen............. 3 075,50 ,„27 455,58 Ä,<t

Zugang durch angefallene Zinsen........... 1 068,79 HH
Abgang: Abführung an die Crneuerungsrücklageder Provinzialan-

stalten ausschl. der Provinzial-Crziehungsheime infolge
Auflösung der Rücklage Nettemühle....... 29 583,79 „

Mithin Abgang:................. 23 515,— H^t

3uaana: Abführung des ordentlichen Haushalts 192? Kap. 42 bes.
Abschnitt ................450 000,- HH
Angefallene Zinsen............. 9 745,22 „

459 745,22 H.«

Zugang: Abführung des ordentlichen Haushalts 192? Kap. 100
bes. Abschnitt ............... 2 000 000,— H<l
Angefallene Zinsen............. 51046,33 „

3 051046,83 K^t
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Bezeichnung

Rücklage„Für Inanspruchnahme in¬
folge Neuregelung verschiedener
Steuerarten" .......

Brandschadenversicherungsrücklage

Gegenstand

Rücklage „Selbstversicherung für
Kaskoschäden an Kraftwagen" . .

Erlös aus dem Verkauf von Kunst¬
gegenständen . ......

Rücklagebetr. Zinserleichterungenfür
Meliorationsdarlehen . . . .

Gchörlosen-Unterstützungsfonds. .

bar

bar

Ltanb
llM 31.12. 192?

^

bar

bar

bar .

2) bar

b) Wertpapiere:
Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom. . . . .
Rheinpr. Abl.-Anleiheohne
Auslosungnom. . . . .
4V«<>/oLandesbank-Gold-
kommunalobligat.Ausg. II,
nom. .......
desgl. Ausgabe III, nom. .
desgl. Ausgabe IV, nom. .
4V2°/o Landesbank-Gold-
pfandbriefe3. Ausgabe. .
Abgestempelteösterreichische
einheitl. Rente ökro. 2 000 .

c) Aufwertungshypothek
Neuenhaus, Wesel . . .

102 815,50

17 254,-

16 836,97

1 178,20

61 748.-

I 611,-

>

4-

-r-

^,z

Eingetretene
Veränderungen
in der Zeit vom

1.1.-2I.12. 1928

Stand
am 21.12. 1928

nach dem Nennwert

-!-

5 362,50

250 —

15 000,—
7 500 —
6 000,—

8 500,—

1 000,-

146 872.47

17 433,73

9 225,73

122.31

1 543,70

8 220,87

I 000,-

250 —

249 687.97

34 687,73

26 062,70

1 300,51

63 291,70

9 831,87

4 362,50

15 000 —
7 500 —
6 000,—

8 500 —

1 000,-

5tand
am 21.12.1928

nach dem llurswert

249 687,97

34 687,73

26 062.70

1 300.51

63 291,70

9 831,87

29 228,75

14 775 —
7 518,75
5 910,-

8415,-

1 000,^
76 679,37

angelegte Varbestände

auf 1—6 Monate

249 687.97

34 687,73

26 062,70

1 300,51

63 291,70

9 831,87

auf mehr als
6 Monate

HH
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Bemerkungen

Zugang: Abführung des ordentl. Haushalts 193? Kap. y Tit. 2 . 140 000,— H^e
Angefallen«: Zinsen ............. 6 872,4? „

146 872,4? H^l

Zugang: Zuführung des Verrechnungs-Houshalts „Steuern und
Versicherungen" .............. 16 454,9«, H.«
Angefallene Zinsen............. 978,7? „

17 432,72 H^«

Zugang: Abführung des Verrechnungs-Haushalts „Kraftwagen-
dienststelle" für das Rechnungsjahr 1927...... 8 142,70 H.Ä!
Angefallene Zinsen............. 1082,02 „

9 225,72 H.«

Zugang: Verkauf eine« römischen Glasflasch« aus dem Besitz des
Landesmuseums Bonn ............ 1 000,— ,K.«
Angefallene Zinsen .............______ 78,21 „

1078,21 H.«
Abgang: Zuführung an den außerordentlichen Haushalt 1938

Kap. 61 Titel 1 zur Restfinanzierung von Ankäufen . . 956,— „

Mithin Zugang:................. 122,31 Ä^l

Zugang: Angefallene Zinsen............. 1 543,?o K.<l

Zugang: Zinsen aus Wertpapieren und dem Barbestande .... 1 725,— H,^<
Gegenwert «erkaufter nom. 250,— H^i Rheinvrovinz-Ab-
lösungsanleihc ohne Auslosung ......... 70,62 „
Gegenwert ausgeloster nom. 1 000,— H.K Rheinprovinz-
Ablösungsanleihe .............. »250— „

10 045,62 H^t

Abgang: Zuführung an den ordentlichen Haushalt 1937 Kap. 43
Titel 29a................ 1824,75 H^i

Mithin Zugang:................. 3 220,8? Ä^t

Abgang durch Auslosung.

Abgang durch Verkauf.
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Lfd.
Nr.

30

Bezeichnung

Blinden-Unterstützungsfonds

31

32

33

34

Hebammen-Unterstützungsfonds

Rücklage für außerordentlicheMaß¬
nahmen im Straßenbau. . . .

Rücklage „Auseinandersetzung des
Provinzialverbandesmit den Pro-
vinzial-Instituten wegen des nach
der Inflation verbliebenenRestbe¬
standesdes Pensionsfonds". . .

Rücklagefür Zweckeder Landeskultur

Gegenstand

2) bar .....

b) Wertpapiere:
Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom .....
Rheinpr. Abl.-Anleiheohne
Auslosungnom. . . . .
4V2«/o Landesbank-Gold¬
pfandbriefe,2. Ausg., nom.
desgl. 3. Ausgabe, nom. .
desgl. 5. Ausgabe, nom. .
4 n/u deutsche Schutzgebiets¬
anleihe von 1913, nom.
PM. 3 000. .

c) Aufwertungohnvothek
Loosen, Linnich . . . .

2) bar....... .

d) Wertpapiere:
Rheinpr. Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom. . . . .
4V«°/o Landesbank-Gold-
pfandbriefe,3. Ausg., nom.

2) bar ........
b) Wertpapiere:

Auslosbare Reichsschatzan¬
weisungen1938, III. Folge,
nom. .......

Stand
am 21. !2. 193?

bar

Wertpapiere:
Auslosbare Reichsschatzan¬
weisungen1938, III. Folge,
nom ........

l 053.-

-s-

4 200,-

450-

7 000 -
5 800,—
6 000,—

1 042,22

174.50

25 —

2 200 —

Eingetretene
Veränderungen
!n der Zeit vom

1.1.-31.12.1928

198,23

5tllnd
»m 31. 12. 1928

nach dem Nennwert

854.77

914 894,-

17 000,

450,-

100,-

300,-

48,77

-!"

1 100 000,'

17 000,

350 000,-

4 200..

7 000 —
5 700,—
6 000,—

742,22

125,73

25,—

2 200 —

914 894 —

1 100 000.—

350 000,-

Stand
am 31.12,1928

nach dem Kurswert

854,77

26 775.-

6 930-
5 643-
5 91«,-

742,22
46 854,99

125,73

159,38

2178.-
2 463,11

914 894 —

1 086 250,—
2 001 144 —

345 625,-

angelegte Larbestände

auf 1—6 Monate

854,77

125,73

914 894 —

auf mehr als
6 Monate
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Bemerkungen

Zugang: Zinsen aus Wertpapieren und dem Barbestande .... 859,09 H^<t
Tilgung der Aufwertungshypothek Loosen in Linnich . . 300,— „
Gegenwert verkaufter nom. 450,— H><l Rheinprouinz-Ab-
lösungsanleihe ohne Auslosung ......... 12?,12 „

1 28K,21 H^«
Abgang: Zuführung an den ordentlichen Haushalt

Kap. 43 Titel 30 a.............^ 1484,44 H^«
Mithin Abgang:................. ^«8,23 K^<

Abgang durch Verkauf.

Abgang durch Auslosung.

Der in der Vermögensübersichtzum Haushalt 1938 nach dem Stande vom 31. 12. 193?
aufgeführte Bestand von 1 342,22'H^t muß richtig 1 042,22 H^l lauten.
Abgang durch Tilgung............... 300,— H^i

Zugang: Zinsen aus Wertpapieren und dem Barbestande .... 51,hh HH
Abgang: Zuführung an den ordentlichen Haushalt Kap. 4? Titel 4 100,43 „
Mithin Abgang:.................. 48,7? H^t

Zugang im Rahmen der Anleihezeichnungdes Provinzialverbandes
durch Ankauf aus dem ordentlichenHaushalt 1938
Kap. 20 Titel 31 d............H00 000,— H^t
Kap. 120 Titel 1 ............ 500 000,— „

1 100 000,— H^t

Auf Anregung des Gemeindeprüfungsamtes 193b gebildete Rücklage zur Auseinander¬
setzungmit den selbständigen provinziellen Instituten wegen des Restbetrages des nach
der Inflation verbliebenen gemeinsamen Pensionsfonds.
Abgang: Abführung des nicht mehr benötigten Restbetrages an die

Rücklage zur Sicherung des Provinzialverbandes wegen
der Inanspruchnahme aus nicht vertraglichen Gewähr-
leistungsansprüchen ............. 1? ooo,— K^t

Zugang im Rahmen der Anleihezeichnungdes Provinzialverbandes durch Ankauf aus
Mitteln des Kap. 30 Titel 11 des ordentlichenHaushalts 1938.
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Lfd.
Nr. Bezeichnung

II. Zweckvermögen.

Meliorationsfonds . . .

Fonds zur Gewährung von Beschaff
fungs- u. Produktiv-Darlehenaus
überwiesenen Staatsmitteln an
Kriegsbeschädigteu. Kriegerhinter¬
bliebene ....... . .

Gegenstand

a) bar ....... .

d) Forderung aus Aufwertung

2) bar

Fonds des Landesfürsorgeverbandes
zur Gewährung von Produktivdar¬
lehen aus überwiesenenStaatsmit¬
teln an Hilfsbedürftigefür Zwecke
der Aufrichtung bzw. Erhaltung
ihrer Existenz.......

Verschiedenes. .

Ablösungsfondsder Schwerbeschädig¬
tenfürsorge........

b) Forderungen

2) bar

b) Forderungen . .

Darlehen an Erwerbsbeschränk¬
ten-, Kriegsbeschädigten-und
Blinden-Handwerksstätten .

2) bar....... .

b) Forderungen. . . . .

2) bar

b) Forderungenaus ausgeliehe¬
nen Darlehen. . . . .

3<»nd
»m 21. 12.193?

56 799,30

12 326,78

19 994,09

178 679.71

13 181,50

90 209.55

33 320 —

62 180,—

193 901,80

97 573,68

-<-

-!-

-^

-i-

-^

-^

-!-

Eingetretene
Veränderungen
in der Zeit vom

1. 1.-2I. 12.1928

4 616 —

585,27

92 826,44

64 422.04

10 296.39

13 934,49

6 473,92

6 005 —

36 598,36

9 522,63

Stand
am 21.12.1928

nach dem Nennwert

61 415,30

11 741.51

112 820,53

114 257,67

23 477,89

104 144.04

39 793,92

56 175 —

230 500,16

88 051,05

2tand
am 21.12.193»

nach dem Kurswert

angelegte Varbeständ«

auf 1—6 Monate

61 415,30

11 741.51
73 156,81

112 820.53

114 257.6?
227 078,20

23 477.89

104 144,04
127 621,93

39 793,92

56 175 —
95 963.92

230 500,16

88 051.05
318 551.21

auf mehr als
6 Monate

61 415.30

112 820,53

23 477,89

39 793,92

230 500,16
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Bemerkungen

Zugang durch angefallene Zinsen und Kapitalrückzahlungen.

Abgang durch Kapitallückzahlungen.

Zugang: Rückeinnahmen aus ausgeliehenen Darlehen ..... 24 332,67 KA
Bestand das zum 1. 4. 1938 aufgelösten Scnderkontos zu«
Gewährung von Beschaffung^- und Produktivdarlehen aus
überwiesenen Staatsmitteln .......... b8 000,— „
Angefallene Zinsen ............ . 493,?? „

92 826,44 H.«

Forderungen aus den an Kriegsbeschädigteund Kriegerhinterbliebene ausgeliehenen Be¬
schaffung«-und Produltwdarlehen.

Zugang: Zinsen, Darlehnsrückerstattungen und Überweisungen »om
Staat................. 52 957 92 H^c

Abgang: Ausgegebene Darlehen und Unkosten ....... 42 661,53 „
Mithin Zugang:................. 10 296,39 K^t

Zugang: Darlehnsforderungen und Unkosten........ 42 661,53 K^l
Abgang: Darlehnsrückflusse, Darlehnsniederschlagungen u. Unkosten 28 727,04 „
Mithin Zugang:................. 13 934,49 H.«

Übernommen «on Übersicht „L, Forderungen" lfd. Nr. 27. Der Barbestand wurde
hier erstmalig aufgeführt.
Zugang durch eingegangene Tilgungsraten.

Abgang durch geleisteteTilgungsraten.

Zugang durch Ablösungen.»on Firmen für ihre Befreiung »°n der Verpflichtung zur
Einstellung Schwerbeschädigter.

Abgang durch Darlehnsrückzahlungen.
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Lfd.
Nr. Bezeichnung Gegenstand

III. Unselbständige Stiftungen.

Fonds des Rittergutes Desdorf .

Stipendienfonds für würdige und be¬
dürftige Schüler der höherenLand¬
wirtschaftsschulein Kleve aus dem
Reg.-Bez.Aachen ......

Stiftungsmittelfonds der Kriegsbe¬
schädigten-Fürsorge. . . . <

Nationalstiftung für die Hinterbliebe¬
nen der im Kriege Gefallenen . .

Stiftungsfonds zur Bekämpfung und
Verhütung von Geisteskrankheiten
und zur Fürsorge für Geisteskranke
und deren Familien in geeigneten
Fällen .........

a) bar

b) Wertpapiere:
Deutsche Ubl.-Anleihe mit
Auslosungnom .....
Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom .....

bar

a) bar

d) Wertpapiere:
Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom. . . . .

Reichsschuldverschreibungen
nom. .......
Stadt Solingen Ablösungs¬
anleihe mit Auslosungnom.

2) bar....... .

d) Wertpapiere:
Reichsschuldverschreibungen
nom. .......

») bar

5tonb
am 3l. 12.192?

53 807 —

512,50

250 —

6 994,60

111898,—

30 125,—

500 —

62,50

1 224,30

21 250,—

2 963,90

-^

^

-l-

Eingetretene
Veränderungen
!n der 3e!t vom

1.1,-21.12.1928

8 974,10

500,-

174,85

14 649,10

2 000 —

50 —

1 224,30

21 250,-

I 921,62

Ztllnd
am 21.12. 1928

nach dem Nennwert

62 781,10

12,50

250 —

7 169,45

126 547,10

28 125,—

500,—

12,50

4 885,52

2tand
am 21.12.1928

nach dem Uui5wert

eingelegte Varbeftände

auf 1-6 Monate

62 781,10

79,69

1 675 —
64 535.79

7 169,45

126 547,10

179 296,88

3 187,50

81,25
309112,73

4 885,52

v«
auf mehr als

6 Monate
H^t

62 781.10

7 169,45

126 547.10

4 885.52
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Bemerkungen

Überschußdes Jahres 192? der Haushaltsrechnung des Rittergute«
Desdorf ................

Zugang durch angefallene Zinsen für das Kalenderjahr 1928 . .
Zugang durch Auslosung von Wertpapieren ........

Abgang durch Auslosung zum 1. 10. 1928.

2bl?,49 Ä^t
1422,24 „
2 924,2? „
8 9?4,10 K^t

Zugang durch angefallen« Zinsen im Kalenderjahr 1928.

Zugang aus Auslosung von Wertpapieren und aus Zinsgewinnen.

Abgang durch Auslosung zum 1. 4. 1928
Abgang durch Auslosung zum 1. 10. 1928

Abgang durch Auslosung zum 1. 1. 1929.

1 000,— K^t
1 000,— „
2 000,— K^t

Die nebenstehendunter a) und b) aufgeführten Bestände gehören nicht zum Vermögen
des Provinzialverbandes, sondern werden von diesem nur für die Nationalstiftung ver¬
waltet. Die Beträge sind daher hier abgesetzt worden und werden unter „D. vom
Provinzialverband verwaltetes Sondervermügen" lfd. Nr. Z nachgewiesen.

3uaana- Gegenwert für 1 Ratenschein von 0,85 Stück Anteilscheine
Zugang. ^n^ ^ ^M- Goldpfandbriefe - Westpr.

GZnwV^usg. nom. 22-',- ^ D.' Abl,'Anl. '. . '.
Gegenwert verkaufter nom. 8?,50 K^t Rhemprovmz-Ab-
lösungsanleih« ohne Auslosung ---------
Zinsen aus Wertpapieren und dem Barbestände ....

1?,— R^l
1?b2,02 „

24,?2 „
11?,88 „

1921,62 K^t
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Lfd.
Nr. Bezeichnung Gegenstand

Fonds zur Unterstützungvon Arbei¬
tern, Angestelltenund Beamten der
Provinzialverwaltung sowie deren
Hinterbliebenen ......

b) Wertpapiere:
Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom. . . . .
Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom. . . . .
Rheinpr. Abl.-Anleiheohne
Auslosungnom. . . . .
4V«°/o Landesbankder Rh.
Goldkom.-Obl.Ausgabe 1 2,
I d nom. ......
Abl.-Anleihe der Stadt
Düsseldorfmit Ausl. nom.
Quittungsbuch Nr. 23 044
der Stadt. Sparkasse Bonn
Sparbuch Nr. 27 808 der
Stadt. Sparkasse Bonn .
5V«o/o Ostpr. ldschfl. Liqu.
Goldpfandbriefenom. . .
DergleichenAnteilscheine
gr. Stück 0,50
DergleichenAnteilscheine
kl. Stück 0,25

Ltand
am 31.12.192?

Vermächtnis Hüchelbach

Kaiser-WilhelmII. u. Augusta-Vik-
toria-Stiftung für verkrüppelte
Personen ........

a) bar

b) Wertpapiere:
Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom. . . . .
Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom. . . . .
4«/o Deutsche Reichsanleihe
^924 nom. . . . . .

bar

2) bar ....... .

b) Wertpapiere:
Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom. . . . .

850 —

1 450 —

87,50

500,—

175,-

-l-

50,—

2 458,90

Eingetretene
Veränderungen
!n der 3e!t vom

1.I.-3I. 12. 1928

Stand
am 31.12.1928

nach dem Nennwert

5,

137,50

362,50

200 —

3 880,—

3 250,50

100 —

^

-!-

200 —

150 —

87.50

119,79

71,05

2 569,72

116,40

81,25

650,-

1 300,-

500,—

175 —

119,79

71,05

50 —

6 028.62

3 996,40

3 331,75

100,

5tano
am 31.12.1938

nach dem llurswert auf I —b Monate

angelegte Varbeltände
Nuf mehr als

6 Monate

4 143,75

10 452,-

495 —

1 137,50

119,79

71,05

50,50

21 355,11

6 028,62

137,50 876,56

362,50 2 428,75

200,— 199,—
9 532.93

3 996,40

3 331,75

637.50
3 969,25

H^t

6 028,62

3 996,40

3 331,75
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Bemerkungen

Auslosung.

Auslosung.

Abgang durch Verlauf.

Erstmalig aufgeführt.

Erstmalig aufgeführt.

Zugang: Gegenwert ausgeloste« nom. 200 - H^t Nheinprovinz« ^ ^
Ablösungsanleih« . . . - - - - - ' : - - - - "°''^
Zinsen aus Wertpapieren und dem Barbestände . . . .---------- "^" „

2 5b«,?2 Ä^t

Zugang durch angefallene Zinsen.

Zugang durch angefallene Zinsen.
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Eingetretene Stand
Lfd.
Nr. Bezeichnung Gegenstand

Stand
»M 3!. 12, 192?

Veränderungen
<n der Zeit vom

, 1. 1.-31.12.1938
am 3!. 12.1938

nach dem Nennwert
H^< ^ H^e H^t

9 LandesfürsorgeverbandAbt. V I) b
und v c ........ Wertpapiere:

Deutsche Abl.-Anleihe mit
Auslosungnom. .... 150 — — 150,-
Rheinpr. Abl.-Anleihemit
Auslosungnom. .... 25,— — 25 —

10 Dr. - Francis - Kruse - Stiftung. Zur
Unterstützung kinderreicherFami¬
lien im Reg.-Bez. Düsseldorf . . 2) bar ........

b) Wertpapiere:
4V««/<> Berliner Stadtan¬

2 950.83 1 991,85 958,98

leihe ^924 nom ..... 20 000 — — 20 000 —
4V«"/o Dresdner Stadtan¬
leihe ^926 m. Ausl. nom. 20 900 — — 1 100 — 19 800 —
Stadt Düsseldorf Abl.-An-
leihe mit Auslosungnom. . 1 000 — — 1 000,—
4V«<Vo Landesbank-Gold-
kommunalobligat.2. Ausg. 9 500,- — 9 500 —
Desgleichen 3. Ausgabe. . 9 000 — — 9 000,—
Desgleichen 4. Ausgabe. . 59 500,— — 500- 59 000 —
Preuß. Centr. Bodenkredit-
Goldpfandbriefe^927 . . 4 000 — — 4 000 —
4V2°/o auslosbare Reichs¬
schatzanweisungen 1938/11.
Folge, nom. ..... -!- 3 600 — 3 600,—

11 Vermächtnis Lindow ..... 2) bar........

b) Wertpapiere:

668,20 - 603,07 65,13

Reichsschuldbuchforderungen 287,50 — 287,50
5V2«/oPreuß. Zentral-Bo-
denkreditA.-G., Berlin, Li¬
quid. Goldpfandbriefe1,926,
2. Ausgabe ..... 1 300 — — 1 300,—
5V2°/n SüddeutscheBoden-
kredit-Liquid.-Goldpfand-
briefe ....... 600,- — 600,—
h«/o ehemalige 8«/o würt¬
tembergische Hypotheken¬
bank, Stuttgart, Gold¬
pfandbriefe Serie 12 . . 5 000 — 5 000-
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Stand
am 31.12.1938

nach dem Uuiswert

AngelegteVarbestinde

auf 1—6 Monate
auf mehr als

z Monate

956,25

167.50
1 123,75

958,98

20 550,—

19 206,—

6 500,-

9 357,50
9 022,50

58 115 —

3 960 —

3 550.-
131 219,98

65,13

1 832,81

1 309,75

604,80

5 025,—

958,98

65,13

Bemerkungen

Cs handelt sich um Wertpapiere, die dem Landesfürsorgeverband zur Deckung von
Pflegekostenzugefallen sind.

Abgang: Abführung an den ordentlichenHaushalt Kap. 59 Titel 1 5 609,0? A^t
Ankauf von nom. 2 600,— Ä^l 4V«"/o auslosbar«
Reichsschatzanweisungenvon 1923 II. Folge ..... 2 571,30 „

9 180,8? H^t

Zugang: Zinsen aus Wertpapieren und dem Barbestände . . . 5 589,02 K^t
Gegenwert ausgeloster nom. 1200,— K^t Dresdner
Stadtanleihe.............. . 1100,— „
Gegenwert ausgeloster nom. 500,— öl^l Landesbank-
Goldkommunalobligationen .......... 500,— „

7 189,02 H^t

Mithin Abgang:................. 1 991,85 H^t

Abgang durch Auslosung.

Abgang durch Auslosung.

Zugang durch Ankauf aus dem Barbestände.

Zugang: Zinsen aus Wertpapieren und dem Barbestand«
Abgang: Überweisung an Geschwister Lindow . . .
Mithin Abgang:.............

1096,92 K^t
1700,— „

602,0? Ä^t
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Lwgetretene Stand
Lfd.
Nr. Bezeichnung Gegenstand

Stand
am 31.12.37

Veränderungen
ln der Zeit vom

1. 1.-31.12.1938
am 31.12.1938

nach dem Nennwert
Ä^t 2!_ H.« K^t

5V2°/o ehemalige 4^2 °/a
deutsche Hypothekenbank,
Meiningen, Liquid.-Gold-
pfandbriefeAusgabe 1,0 . 100 — — 100 —
6 n/o ehemalige 8 o/n bay¬
rische Hypotheken-und
Wechselbank,München,
Goldpfandbriefe, Serie 1^4 2 500 — — 2 500,—
5V2°/oehemalige4V2«/a
Bayrische Hypotheken-und
Wechselbank, München . . 400 — -— 400,—
b n/a ehemalige8 o/a Hanno-
verscheBodenkreditbank,
Goldpfandbriefe.... 400 — — 400.—
4VüN/a(früher 8o/a) Lan¬
desbank-Goldpfandbriefe,
3. Ausgabe ..... 13 700,— — 13 700.-

12 Vermächtnis Kraner zu Gunsten der
Orth. Landes-Kinderklinikin Süch-
teln .......... Sparbuch bei der Stadt. Spar¬

kasse Süchteln ..... 1 221,61 "I" 36.63 1 258,24

13 ErbschaftPaul Franz T..... 2) bar . . . .....

d) Wertpapiere:
4V2°/o Lübecker Hypotheken¬

",' 1 801,39 1 801.39

bank Goldpfandbriefenom. .,,,, 500 — 500,—

IV. Ssnstiges.

1 Steuergutscheine....... nom ...... . . . 9 344 — - 9 344 — --

2 Hauszinssteuerrückvergütung. . . Schuldverschreibungendes Um-
schuldungsverbandesdeut¬
scher Gemeinden,Berlin . . 9 800,— ! 600.—

10 400,- —

Guthabenbescheinigungen. . 428 — ,^ 34-
462 — —
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Stand
am 31.12.1938

nach dem Uui5weit

angelegt« VarbeftHnd«

auf 1—6 Monat«
H<t

100,88

2 500 —

405 —

396 —

13 563,-
25 802,37

1 258,24

1 801.39 > 1 801.39

495 —

auf mehr »l5
b Monate

2 296,39

Bemerkungen

Zugang durch angefallene Zinsen.

Der Provinzialverband ist von einer Person aus Hamburg, die nach testamentarische«
Bestimmung ungenannt bleiben will, als Crb« zur Hälfte «ingesetzt worden. Die Zins«
einnahmen aus den Kapitalanlagen soll der Provinzialverband zu Zwecken der Geistes-
krankenfürsorge verwenden.

Dem Provinzialverband sind aus der »orbezeichnetenErbschaft noch folgende zwei
Hypothekenzugefallen:
1.) Hypothek von 16 250,— GM., lastend auf dem Grundstückvon Hamburg, Neu«

Steinweg 27/28, eingetragen im Grundbuch von Hamburg, Neustadt°SUd Band 26,
Blatt Nr. 1186 in Abteilung III unter lfd. Nr. 2,

2.) Hypothek von 12 500,— GM., lastend auf dem Grundstückvon Hamburg, Gärtner-
straße 123, eingetragen im Grundbuch von Hamburg-Eppendorf Band 24, Blatt
Nr. 1175 in Abteilung III unter lfd. Nr. 11.

Abgang durchAbführung an die FinanzkasseDüsseldorf-Altstadt als Umsatzsteuerzahlung.

Hauszinssteuerrückvergütunge»aus provinzialeigenem Hausbesitz.
Bestand an Umschuldungsbriefenam 31. 12. 193?......
Zugang: Aus Umtausch von Guthabenbescheinigungen.....

Abgang: Durch Auslosung 300,— Ä^l
Abgang: Durch Abführung an die Äusgleichsrücklage9 900,— K^l

9 800,— H^t
400- „

10 200,— H^<

10 200,— H^t

Bestand an Guthabenbescheinigungenam 31. 12. 193?
Zugang: Überweisung von Guthabenbescheinigungen .

428,-
34,-

HK

Abgang: Umtausch in Umschuldungsbriefe.........
Verkauf der Spitze in Höhe von nom. 62,— H^l, da ein
Umtausch in Umschuldungsbriefe,deren kleinst«Stückelung

462,— K^l
400,— K>«

100,— .^ beträgt, nicht möglich ist
t>2,— „

462,— K^t
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O. Vom Pwvinzialverband

Lfd.
Nr. Bezeichnung Gegenstand

Viehentschädigungs-Reservefonds
2) für Pferde .....
b) für Rindvieh ....

MarktversicherungDinslaken

Ruhegehalts- und Unfallfürsorgekasse
für die Gemeindenund Gemeinde¬
verbändeder Rheinprovinz. . .

Stand
am 31.12.192?

bar
bar

bar

2) bar ........
d) Wertpapiere:

Stadt Düsseldorf,Abl.-Anl.
mit Auslosung,nom. . .
RheinprovinzAbl.-Anl. mit
Auslosung,nom. ....
Deutsche Abl.-Anl.mit Aus¬
losung, nom. .....
4V«°/aLandesbank-Gold¬
kommunalobligationen,
Ausgabe la, nom. . . .
desgl. Ausgabe III, nom. .
desgl. Ausgabe IV, nom. .
desgl. Ausgabe V, nom. .
4V2°/°Landesbank-Gold¬
pfandbriefe 1. Ausgabe
nom ........
desgl. 2. Ausgabe, nom. .
desgl. 3. Ausgabe, nom. .
desgl. 5. Ausgabe, nom. .
Schuldverschreibungendes
Umschuldungsverbandes
deutscherGemeinden, Ber¬
lin, nom. ......
Deutsche ReichsbahnSchatz¬
anweisungen1926, nom. .
AuslosbareReichsschatzan¬
weisungen1926, III. Folge,
nom. .......
desgl. 192? II. Folge, nom.
desgl. 1927 III. Folge, nom.
desgl. 1928 II. Folge, nom.
desgl. 1928 III. Folge, nom.
4V2°/o Preuß. Staatsan¬
leihe 1927, nom. . . .

«2

«»
N

.«
^

-I-

Eingetretene
Veränderungen
in der 3elt vom

I.1.-3I.I2.I938

Stand
am 31.12.1938

nach dem Nennwert

204 915,29
120 169,75

83 785,86

14 597.23

600 —

11 850,—

5 125,—

20 000,-
43 500,-

156 500,-
224 000,.

22 000,-
50 000,.
74 000,-

126 000,-

33 500,.

40 000,-

70 000,—
200 000,—
20 000 —
50 400,—
25 000,—

10 000,—
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verwaltetesSondervermögen.

Stand
am 31.12.1933

nach dem «urlweit

204 915,29
120 169,75

83 785,86

14 597,23

3 900 —

79 395,-

32 671,88

19 800 —
43 608,75

154 152,50
219 520,—

21 780,-
49 500,—
73 260 —

124 110,-

30 987,50

39 640 —

69 300,—
197 750.-

19 750,—
49 770,—
24 687,50

9 875 —
1 278 055,36

angelegte Varbeftände

auf 1—6 Monate

204 915,29
120 169,75

83 785,86

14 597.23

auf mehr als
6 Mannt«

Bemerkungen
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Lfd.
Nr. Bezeichnung Gegenstand

Witwen- und Waisenkasse für die
Kommunalbeamten der Rheinpro¬
vinz ..........

Nationalstiftung für die Hinterbliebe¬
nen der im Kriege Gefallenen . .
Übernommenvon Übersicht„II. Un¬
selbständigeStiftungen" lfde. Nr. 4.
Der Bestand wurde hier erstmalig
aufgeführt.

2) bar ....... .
b) Wertpapiere:

Stadt Duisburg, Abl.-Anl.
mit Auslosung, nom. . .
Stadt Dortmund, Abl.-Anl.
mit Auslosung, nom. . .
Stadt Köln, Abl.-Anl. mit
Auslosung,nom .....
Stadt NGladbach, Abl.-
Anl. mit Allslosung, nom.
Stadt Düsseldorf,Abl.-Anl.
mit Auslosung, nom. . .
Stadt Barmen, Abl.-Anl.
mit Auslosung, nom. . .
Oldenburger Staatsanleihe,
Abl.-Anl. mit Ausl., nom.
Deutsche Abl.-Anl.mit Aus¬
losung, nom. . . . . .
RheinprovinzAbl.-Anl. mit
Auslosung,nom. ....
4V2«/o Landesbank-Gold¬
kommunalobligationen,
Ausgabe l a, nom. . . .
desgl. Ausgabe II, nom. .
desgl. Ausgabe III, nom. .
desgl. Ausgabe IV, nom. .
desgl. Ausgabe V, nom. .
4V2«/o Landesbank-Gold-
pfandbricfe 2. Ausg. nom.
desgl. 3. Ausgabe, nom. .
'desgl. 5. Ausgäbe, nom. .
Schuldverschreibungendes
Umschuldungsverb. deutscher
Gemeinden,Berlin, nom. .
Deutsche ReichsbahnSchatz-
anweisungen1,936, nom. .
AuslosbareReichsschatzan¬
weisungen1^935, nom. . .
desgl. 1936 II. Folge,nom.
desgl. 1936 III. Folge, nom.
desgl.1937 II. Folge, nom.
desgl. 1937 III. Folge, nom.
bcsgl. 1938 II. Folge, nom.
desgl. 1933 III. Folge, nom.
desgl.1933 IV. Folge, nom.
4V2«/° Preuß. Staatsan¬
leihe 1937, nom. . . .
4V2°/« Bayerische Serien¬
anleihe 1933, nom. . . .

2) bar . . . . . . .
b) Wertpapiere:

Neichsschuldverschreibungen
nom. ......

Stand
am 3l. 12.1937

^

«llngetreten«
Veränderungen
!n der Zelt vom

1.1.-21.12.1938

53

°3

l 224,30

21 250,-

-l- 15 849,11

2 000,-

Stand
am 31.12.1938

nach dem Nennwert

66 851,37

2 000,-

1 500,-

4 000,—

2 500,—

2 250 —

2 000 —

37,50

59 675 —

113 000 —

50 000 —
90 000, -

402 000,—
743 000,—
755 000 —

150 000,—
645 300 —
605 000.—

474 800,-

60 000,-

30 000,-
50 000,-
90 000,

100 000,
120 000,-
161 500,-
142 000,-
120 000,-

60 000,-

79 000,-

17 073,41

19 250,-
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Stand
am 31.12.1938

nach dem Kurswert

66 851,37

13 000 —

9 750,—

26 000,—

16 250,—

14 625,—

13 000 —

243,75

380 428,13

757 100 —

49 500,-
88 650,-

403 005,-
731 855,-
739 900,-

148 500,-
638 847,-
595 925,-

439 190,—

59 460 —

29 775 —
49 562,50
89 100 —
98 875,-

119 700 —
161 096,25
141 645 —
119 700,—

59 250 —

78 407.50
6 139 191,50

17 073,41

24 543,75

angelegte Varbestände

auf 1—5 Monate

66 851,37

17 073,41

auf mehr als
KMonat«

Bemerkungen

Zugang durch Auslosung von Wertpapieren und Dtpos'tenzinsen.

Abgang durch Auslosung zum ^. 4. 1928 -- ^000 — H.^
„ 1. 10. ^928 - 1000,— „
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Nach-
über den Schuldenstand des provinzialverbandes der Nheinprovinz unter Verucksichtigung

abschlug 1937 noch eingetretenen das Nechnungsjahr 1937 betreffenden

llrt der Zchulden

>V. Seit dem I. Npril 1924 aufgenommene Schulden:
I. Auslandsschulden:

1. Inhaberschuldverschreibungen ...........
2. Anteile an Sammelanleihen...........

II. Inlandsschulden:

1. Langfristige Anleihen

a) Inhaberschuldverschreibungen....

b) Anteile an Sammelanleihen und dergl.
c) Schulden an den Umschuldungsverband.

d) Sonstige langfristige Tilgungsanleihen

2. Schulden aus öffentlichen Mitteln

a) Schulden aus Hauszinssteuermitteln..................
b) Sonstige Schulden aus öffentlichenMitteln:

1. Notstandsmaßnahmen im Straßenbau.................

2. Arbeitsbeschaffungsprogramm 1932 (Papen-Programm)...........
3. Arbeitsbeschaffungsprogramm 1933 (Sofort-Programm)..........
4. III. Arbeitsbeschaffungsprogramm (Reinhardt-Programm)..........

5. Offa-Darlehen für den Ausbau der Mittelmoselstlaße, vom Landkreis Trier übernommen

6. Staatsdarlehen, weitergeleitet an Anstalten und Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege
?. Staatsdarlehen für Hochwasserschäden1925/26 ..............

8. Preuß. Staat für Landarbeiterwohnungen Rittergut Desdorf.........
9. Kreis Vergheim — wie zu lfde. Nr. 8.................

10. RheinischeHeimstätte G.m.b.H. für Aufstockungdes Landeshauses ........
11. Aus der Edelmann-Stiftung der Stadt Köln w. Hebammenlehranstalt in Köln , . .

2. Hypotheken und Restlaufgelder

4. Sonstige seit 1. April 1924 aufgenommene Schulden
a) Schatzanweisungen .......

b) Sonstige mittelfristige Schulden.....

L. vor dem I. Nvril 1924 aufgenommene Schulden:
Ablösungs- und Aufwertungsschulden .........

Insgesamt:

Zchuldenstllnd

am

21. 3. 1937

HF

27 688 545.86

13 328 429,—
2 826 166.46

2 797.37

3 377 059.79
5 271 «48.22
9 972 687.66
4 675 473.60

242 444.44
320 000 —
300000.—

3 672.56
6 342.90

200 000 —
5 323 17"

3 256 949,66

293 201.21

71770141.90

'"Für «or der Inflation von der früheren Landesbanl der Rhein Provinz im Rahmen ihres Bankgeschäftes begeben« Anleihen, die
formell auf den Namen des Prov.nz.alverbandes liefen, sind bei der Aufwertung Rheinprovinz Anleche AblüsungsschuldverschHgen ausgegeben worden. > n , / , /
Es befinden sich noch nach dem Stande vom 31. 12. 1938 im Umlauf:
1. Rheinprovinz Anleihe Ablüsungsschuld mit Auslosungsrechten (Altbesitzanleihe) nom. . 5 427 «00 — H^t
2. Rhemprovinz Anleihe Ablösungsschuld Auslosungsiechte nom. , . .... 2^«^, ^

(Neubchtzanleihe). Den Gläubigern der Neubesitzanleihe ist das bis zum 30.' b.' 1938 befristete Angebot ' ' "
auf Ruckkauf zum Kurse von 28,25°/» gemacht worden.

A ?«nN"^"Ä/"> l'"b. materiell Verbindlichkeiten der Rheinischen Girozentrale und Provinzialbank als Rechtsnachfolgerin
der ^andeebank der Rhemprovmz. Zu ihrem Vermögen gehören auch die diesen Verbindlichkeiten gegenüberstehendenAktiva.
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Weisung
der in der Zeit vom 1. Kpril 1937 bis 31. März 1938 einschliehlichder bis zum Nechnungs-
veriinderungen und über den Schuldenstand am 31. Dezember 1938

Zugänge in der Zeit
vom 1.4. 37.-2I. 3. 38

(bezw. Nechnungzabschlutz) durch

Verichtigung

Hl

Lchuldaufnahme

HF

1 060.89

763.-

Abgänge in der Zeit
vom I. 4.37-31. 3. 38

(bezw. Nechnungzabschluß) durch

Verichtigung

279 589.74

1 823.89

255 642.57

Zchuloentilgung

535 232.31

887 767.34
414 060.84
211 796.59

32.10

176 782.85
367 135.57
562 346.38
564 486.02

10 811.25
160 000.-
200000.—

524.68
91.28

200 000

Zchuldumwandlungen
in der Zeit

vom 1.4. 37-31.3. 28
auf Vrund de«

GemeindeumschuloungS'
gesetzez

286.56

286.56

2 006 949.66

292 914.65

Lchuldenstand

21
am
3. 1938

(bezw.ll«chnung5>
ablchluß)

5F

6 055 699.21

26 800 778.52
12 914 368.16

2 614 369.87

2 765.27

3 201 337.83
4 903 912.65
9 410341.28
4 391 340.32

231 633.19
160 000 —

100 000.—
3 147.88
6 251.62

260 965.74"

Zchuldenstnnd
am

31. 12. 1938

HF

1 250 000.'

26 184 289,66
12 593 511.59

2 806 202.85*

2 749,10

3 016 366,93
4 125 254.83»
8847 994.90
3 828 226,30

220 274,62

2 623,20
6 204.15

260 965.74

1 250 000-

66 251 212.33 63 144 663.92

' Aus dem Arbeitsbeschaffungsprogramm 1932 ist ein Betrag von ursprünglich 494 200 H^t (Stand am 31. 3. 1938 -^ 409 240,85
Ä>^t) an die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, abgetreten worden und erscheint ,eht be, II 1 d — Sonstige langfristige
Tilgungsanleihen —.

" Gemäf« Erlaß des Reichs- und Preußischen Ministers des Innern vom 3. 8. 1936 wurde die Aufnahme eines Darlchns bis zur
Höhe von 400 000 H^t genehmigt. Bis zum 31. 3. 1938 bzw. 31. 12. 1938 wurde auf diesesDarlehn ein Betrag von 250 965,74 K^t ab¬
gewickelt.
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Bürgschaftenfür Siedlerkredite.
Höchstbetrag, bis zu dem gemäß den ministeriell genehmigten Provinzial-Land-

tagsbeschlüssen Bürgschaften übernommen werden können .......... 1 000 000,— K^
Es wurden bisher übernommen 207 Bürgschaften in Höhe von zusammen ..... 83b 1.84,04 „
Davon sind bis jetzt erloschen 82 „ „ „ „ „ ..... 374 246,75 „
Die noch bestehenden 125 „ „ „ „ „ ursprünglich 461837,29 „
haben sich durch Kapitalrückzahlungenvermindert um ........... 85 000,— „

auf 376 837,29 HH

In diesem Zusammenhang ist noch folgendes zu erwähnen:
1. Der Provinzialverbandhat den Gläubigern der Guldenanleihe der Landesbank aus dem Jahre 1926 in

Höhe von ursprünglich 1,2 300 000 ntl. eine schriftlicheBestätigung abgegeben, daß gemäß § 2 der Satzung
der Landesbankdiese unter Gewährleistungder Provinz verwaltet wird und demgemäß der Provinzialver¬
band für die sämtlichenVerpflichtungen der Landesbank aus dieser Anleihe haftet. (Beschluß des Pro-
vinzial-Ausschusses vom 31. April 1926.) Die abgegebeneErklärung stellte lediglich eine Bestätigung der
ohnehin bestehendenGewährshaftung des Prooinzialverbandes für die Landesbankdar, die nunmehr nach
Umwandlung der Landesbankin eine Rheinische Girozentrale und Provinzialbank in eine Gewährshaftung
des Provinzialverbandes und des Rheinischen Sparkassen- und Girooerbandes gemäß § 3 der Satzung
der Rheinischen Girozentrale und Provinzialbank übergegangen ist.

Die Landesbank hat die fälligen Zins- und Tilgungsraten auf diese Guldenanleihe laufend
gezahlt. Nach Abzug der zwischenzeitlich geleisteten Tilgung war der Stand per 1. November
^935 8 566 000 litl. Auf Grund des Angebotes der RheinischenGirozentrale und Provinzialbank auf
Umtausch der Guldenanleihe in Reichsmark-Schuldverschreibungender Rhein.Girozenträleund Provinzial¬
bank sind 3 203 000 Ktl. in 5 445100 Reichsmark-Schuldverschreibungender Rheinischen Girozentrale und
Provinzialbank zum Umtausch gelangt, für welche eine besondere Bestätigung der Gewährshaftung des
Prooinzialverbandes nicht abgegebenworden ist. Der Stand der Guldenanleihe beträgt per 31. Dezem¬
ber 1938 noch 4 203 000 litl.;

2. das Schuldversprechen des Provinzialverbandes für den Anteil der Landesbank in Höhe von
750 000 Dollars an der Amerika-Anleihe der Deutschen Landesbankzentrale A.-G. aus 1928 für
die landwirtschaftlicheUmschuldung(Beschluß des 74. Provinziallandtages vom 30. März ^928). Da
das Reich die Verpflichtung übernommen hat, der Landesbank alle Ausfälle zu ersetzen, die dieser aus
den aus dieser AnleiheausgeliehenenlandwirtschaftlichenUmschuldungskrediten entstehen, hat das Schuld¬
versprechen des Provinzialverbandes für diese Anleihe nur noch formelle Bedeutung.
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Verteilung der provinzialumlage für das Rechnungsjahr 1939
auf die stadt- und Landkreise der Nheinprovinz.

Gemäß § 2 der Haushaltssatzung für 1939 wird die Provinzialumlage nachfolgendenHundertsätzen derSieuer-
meßbeträge und der Schlüsselzuweisungenerhoben:

I. Meßbeträge der Grundsteuer von den land- und forstwirtschaftlichenBetrieben (Grund¬
steuer ^)......................... 2 °/u

II. Meßbeträge der Grundsteuer von den Grundstücken(Grundsteuer L) ...... 11,5 °/o
III. Meßbeträge der Gewerbesteuervon Ertrag und Kapital . ......... 12 o/a
IV. Meßbeträge der Bürgersteuer ................... 9 o/u
V. Schlüsselzuweisungen ..................... 2,2 o/«

2,2°/»Umlllg«von 3°/» Umlage oon II. 5°/° Umlllg« I2°/o Umlage von 9'/» Umlage «on Höh« der pr»r>.»
Umlllg« <ür da«Kreis d«n Hlnunzzuroei» den Grundsteuer» »on den den Gewerbe» den vüigeilteuer»

lungen für 1929 meßbetriigen Grundsteueimeß» steuermeh» metzbeträgen N.»3ul,r 1929
» — StlldtKieiz lln die Gemeinden ä illr 1929 betragen

» f»l 1929
betläge» für 1929 für 1929 <5ll. Spalt« 2-b>

H^e H^i H^! H^t H^t H^t
1 2 3 4 5 6 7

I. Neg.-Vez. Nachen
-tlllchen.5tlldt 23 399 — 1 670,- 287 903 — 240 940.- 27 232 — 581144.—
Nachen-Land 40 291.— 12 969 — 195 327 — 174 608.— 22 994 — 446 189,—vüren 4 584 — 22 444 — 142 192 — 150 248 — 14112,— 333 580 —
Erkelenz 5 886 — 12 799 — 46 844 — 46 ???.— 6 225.— 118 531.—
GeilenKirchen»Hein5berg 21134,— 16 097 — 66 050 — 54 420 — 8 622,— 166 323 —
Mich 2 036,— 17 925 — 51 889 — 38 543 — 5 164.- 115 557 —
Mansch au 4 062,- 5 971,- 8 147 — 9 373 — I 663,— 29 216,
5<i>Ieiden 8122.— 12 619.— 22 792 — 22 212 — 4 096.- 69 841 —

3a. Neg.'VezirK: 109 514,— 102 494 — 821144 — 737121 — 90 103,— 1860381 —

II. Neg.-Vez. Düsseldorf
* Düsseldorf
*vui«burg

— 6 307 — 1 106 114 — 1548367 — 112 221.— 2 773009,—
109 860 — 2 849.— 661 653 — 668 351 — 63 642,— 1 506 355 —

* «ssen 146 396 — 4 697 — 991169 — 967 952 — 105 413.- 2 215 627 —
*Krefeld»Uerdingen 325.— 4 520,— 302 087,— 334 051 — 32 496 — 673 479 —
»Mülheim°lluhr 15 784.— 2 611 — 208 462 — 225180 — 21 303 — 473340 —
»M.Gladbach
'Neuh
'Gberhllusen
»NemscheiK
»Nheydt
*3olingen
'vieisen
'Wuppertal
Uleve

22 871,— 3 126 — 182 210.— 189 667 — 17 150 — 415 024 —— 2 292- 105 722 — 192 228 — 10425,- 310667 —
73 787,— 1 072 — 239 489 — 227 342 — 22 939.— 564 629,—— 1 353 — 175 913 — 246 777 — 18 131.— 442174,—— 1 781 — 119 438 — 172 430 — 14151 — 307800.—
17 45?.— 1 968,— 22? 390 — 229 873 — 23 625,— 500 313.—

1 500,— 1 205 — 50156,— 61 073 — 4 953,— 118 88?.—
41 745,— 3 376 — 704 722 — 699 716 — 67 149.— 1516 708,—

9 362,— 20115- 90884 — 97 008.— 8 833.— 226 202 —
15 310,— 6 757 — 72 845- 49 552 — 6 474.— 150 938.—

vüsseldarf.Mettmann
Geldern
Greoenbioich»Neuh
Kempen«Kreseld

3 275 —
6 478,—

1? 682 —
17 906 —

241161 —
50 616.—

273 370 —
25 761,—

30 231 —
5 548,—

565 719 —
106 309.—

5 728,— 31 237.— 117 301 — 176 809 — 12 056 — 343131 —
9 840,- 21 713,— 147 784 — 125 351,— 15 340 — 320 028.

25 437.— 23 981 — 200 891 — 273 400 — 21130.— 544 839.—
llees
Nhein'wuppei'Urelz

6 934.— 18 888 — 96 358 — 97 477,— 9 119.— 228 776.—
5 310,— 12 285,— 235 793 — 326 207.— 24 682.- 604 27?,-

5a. Ncg.'VezlrK: 517 399 — 207 721 — 6 328158 — 7 207 942 — 647 011,— 14 908 231,—

lll. Neg.-Vez. «oblenz
'U«>blen3°5tadt 5 495,— 1 269,— 151182 — 93 998 — 14489.— 266 433,—
Nhrweilei 7 102,— 11152,— 62 726 — 30 318,— 4 779- 116 077,—
MtenKirchen 11 204 — 11 129 — 70 903 — 68 46?.— 8622 — 170325.—
VirKenfeld 14 326 — 13 952 — 65 733 — 53 990,— 7 042,— 155 043 —
Uochem ? 509.— 8 896.— 19 786- 9 949 — 2 478.— 48 618,—
ÜoblenZ'llllnd 6 206,— 6 716 — 51 086 — 36 479 — 5 320 — 105 807,—
Üreuznach 7 911.— 2« 293 — 109 126 — 91 809 — 11 060,- 240199,—
Mayen 15 214.— 17 842 — 71 397 — 64 205,— 7 614,— 176 272,—
Neuwied 7 445.— 11 496,- 134 303,— 88 232,— 11 788.— 253 264.—
5t. Goar 5 726,— 8093 — 31 379,- 14 989 — 3 621,— 63 808.—
5immern 5 935,— 10 376,— 13 892,— 8 478.— 2 291,— 40972,—
3ell 4 451 — 8 159 — 16 787.— 16 621 — 2 295,- 48 313.—

3a. Neg.'VezirK: 98 524 — 129 373 — 798 300 — 57? 535,— 81 399,- 1 685 131 —
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2,2°/» Umlage von 3°/° Umlage von 11,5°/» Umlage 12°/» Umlage von 9°/» Umlage von Höh« derprou.»
Kreis den Flnanzzuwei» den Grundsteuer» von den den Gewerbe» den Nürgerlleue» Umlage für da«

fungen für 1939 mehbetrüqen Grundsteuermeß» Iteuermeh» mehbelräaen «.»Illhi 1939
' .- 5tadtKrei«

an di« Gemeinden ^ für 193« betragen
L für 1939

betlägen für 1939 für 1939 (5». Spalte 2-ü)

H.« H^t H^l H^t H^i H.«

1 2 3 4 5 6 7

IV. Neg.-Vez. USln
'Vonn-5tlldt — 1120 — 237 496 — 113 958 — 15 338,— 367 912 —
'UölN'Ltlldt — 7 154,- 1 641126 — 1 539 694 — 143 630 — 3331604.—
Veigheim 5 496 — 18 002 — 66 489 — 117 514 — 7 411 — 214 912 —

9 02,,— 21 844 — 155 268.— 64388.- 12 425 — 262 946.-
EuzKiichen 3 879 — 21113.— 71 872.— 82 696.— 7 473 — 187 033 —

571 — 15 367 — 151 765 — 284 361 — 15 055 — 467 119 —

Vberbetgijcher Urei»
Nheinijch-VeigischelUrei«
LiegKieiz

7 707,— 11 915 — 89 022 — 99 986 — 1« 788,— 219 418 —
10 532 — 12 963 — 111103 — 114 681 — 13 952 — 263 231 —
12 529,— 19 838 — 181483 — 147 705 — 16 925 — 378 530,—

5a. Neg.'VeziiK: 49 735 — 129 366 — 2 705 624 — 2 564 983 — 242 997 — 5 692 705,—

V. tteg.-vez. Trier
' Tiier.5tlldt 15113,- 2 000 — 135 020 — 97 607 — 10 275.— 260 015 —
VernkLstel 8 661 — 16 815 — 17 102,— 17 517 — 3 269,— 63 364.—
Vitburg 9 119 — 13 203 — 16 884 — 14 559 — 2 643.— 56 408,-
Dann 6 802 — 7 217.— 14128,- 9 939 — 1 776.- 39 862 —
lNeizig-wadern 5 935 — 5 957 — 7 726 — 3 368,— 1 520.— 24 506,—
prüm 7 749,- 8 86«,— 9 739,— 7 518 — 2 064 — 35 930,—
Zllarburg 6 617 — 12 039 — 13 325 — 7 965,— 2 128 — 42 074 —
Trier-lland 20 227 — 20 781 — 37320 — 21 846 — 5 885.— 106 059,—
wittlich 7 434 — 14377 — 18 284 — 13 715 — 2 850 — 56 660,—

5a. Neg.»VezirK: 87 657,— 101 249.— 269 528 — 194034.— 32 410 — 684 878,—

Zusammenstellung:

Negierungsbezirl»:

I. Kochen 109 514 — 102 494 — 821144 — 73? 121,— 90108.— 1860381,—

II. Düsseldorf 51? 399.— 207 721 — 6 328158 — 7 207 942.— 647011 — 14 908 231.—

III. «oblenz 98 524 — 129 373.— 798300,— 577 535 — 81 399 — 1 685 131.-

IV. «öln 49 735,— 129 366 — 2 705 624 — 2 564 983 — 242 99?,— 5 692 705.—

V. Trier 87 657 — 101 249.— 269 528 — 194 034,— 32 410 — 684 878 —

3umme: 862 829.— 670 203,— 10 922 754 — 11 281 615,— 1 093 925 — 24 831326.—
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Übersicht über die Entwicklung der Provinzialumlage
in den Rechnungsjahren 1932 bis 1938.

Rechnungsjahr Soll Ist*

1932 15 880 000 13 278 029

1933 13 870 000 16 062 490')
1934 15 490 000 18 386 881,64^
1935 18 549 000 20 496 207

1936 19 896 000 21 073 224

193? 21 570 000 22 285 741

1938 22 440 000 22 921 694

' Ist ^ Abrechnungsergebnis einschließlichder verbliebenen Rückstände der Stadt« und Landkreise,

i) davon 856 16?,— H^t in Umschuldungsbriefen abgedeckt.
2) „1984 692,51 „ „
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